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Innerhalb von fünf bis höchstens zehn Jahren werden 
sich wesentliche Teile der weltweiten Nahrungsmittel¬ 
versorgung in den Händen von nur vier global 
agierenden Großkonzernen befinden. Diese Firmen 
halten exklusive Patente auf Saatgut, ohne das 
kein Bauer oder Landwirt der Welt säen und 
später ernten kann. Es handelt sich dabei allerdings 
nicht um gewöhnliches Saatgut, sondern um 
solches, das genmanipuliert wurde. Eine besondere 
Entwicklung ist das »Terminator-Saatgut«. Es läßt 
nur eine Fruchtfolge zu. Danach begehen die 
Samen »Selbstmord« und sind als Saatgut nicht 
wiederverwendbar. Damit soll sichergestellt werden, 
daß Saatgut jedes Jahr neu erworben werden 
muß - ein Geschäft, das der Teufel nicht hätte 
besser erfinden können. Wird diese Entwicklung 
nicht aufgehalten, entsteht eine neue, bislang nicht 
für möglich gehaltene Form der Leibeigenschaft. 

Die vorliegende Arbeit dokumentiert eine gigantische 
Verschwörung. Diese ist aber leider keine Theorie oder 
Spekulation, sondern vielmehr rasant voranschreitende 
Realität. Informieren Sie sich, bevor es zu spät ist. 



Drei der vier privaten Unternehmen, 
die heute gentechnisch verändertes 
Saatgut anbieten, weisen eine un¬ 
heilvolle jahrzehntelange Verbin¬ 
dung zur US-Kriegsmaschinerie 
des Pentagon auf. Einst produzier¬ 
ten sie »Agent Orange«, das 
Zehntausende in Vietnam tötete 
und selbst heute noch Folge¬ 
schäden verursacht. Zur Zeit üben 
diese Firmen in Zusammenarbeit 
mit der US-Regierung einen 
enormen Druck auf Europa aus, 
damit auch hier alle Schranken 
gegen genmanipuliertes Saatgut 
fallen. 

Dies ist keine Geschichte über 
Profitgier. Es ist vielmehr eine 
Geschichte über die dunkle Seite 
der Macht. In den 1970er Jahren 
erklärte Henry Kissinger: »Wer 
das Öl kontrolliert, ist in der Lage, 
ganze Nationen zu kontrollieren; 
wer die Nahrung kontrolliert, kon¬ 
trolliert die Menschen.« Das Buch 
dokumentiert, daß die amerikanische 
Rockefeller-Stiftung der treibende 
Motor hinter dieser Entwicklung ist. 
Zusammen mit privaten Forschungs¬ 
instituten und in Mittäterschaft der 
US-Regierung versucht eine kleine 
mächtige Elite »Gott zu spielen« - 
mit erschreckenden Folgen für die 
Völker der Welt. 
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Dieses Buch ist der Erinnerung an 
. T. Rishoff- Landwirt, Herausgeber und Aktivist - 
gewidmet, der mich zu meiner Arbeit inspirierte 



stimmen zum Buch: 


»Das Buch von F. William Engdahl befaßt sich mit dem großen 
Thema der Genetisch Manipulierten Organismen (GMO), die für 
eine Geopolitik mißbraucht werden. Es liest sich wie ein Krimi¬ 
nalroman unglaublichen Ausmaßes, in dem vier große anglo- 
amerikanische Agrar-lndustrie-Unternehmen nicht vor Verbre¬ 
chen an der Menschheit zurückschrecken und über GMO die 
Nahrungsmittel und damit die Macht über unsere Welt gewinnen 
wollen. Engdahl hat akribisch genau hinterfragt und den Eiinter¬ 
grund und die großen Zusammenhänge überzeugend dargestellt, 
sodaß der Eeser tief ergriffen zum selbständigen Nachdenken an¬ 
geregt wird. Erst wenn Gesetze auf internationaler Ebene den 
Gen-ozid mit GMO bannen, wird Friede auf unserem Planeten 
möglich - das ist die Schlußfolgerung.« 

Dr. Anton Moser, Professor für Biotechnologie, 
Graz (Österreich), und Vizedirektor des 
Österreichischen Instituts für 
Nachhaltige Entwicklung 


»Was die Zukunftsvision der Welt von William Engdahl so er¬ 
schreckend macht, ist die Tatsache, daß sie real ist. Obwohl unsere 
Zivilisation auf humanitären Idealen aufgebaut wurde, ist in die¬ 
sem neuen neo-liberalen Zeitalter alles zu einer Waffe in den 
Fländen einiger Magnate weltweit operierender Unternehmen 
und ihrer politischen Mitläufer geworden - die Wissenschaft, der 
Flandel, die Landwirtschaft, und selbst Saatgut ist betroffen. Um 
die Weltherrschaft zu erlangen, brauchen sie nicht mehr die pri¬ 
mitiven und ineffektiven Methoden der Sowjets der Vergangen¬ 
heit, die Massen Bajonette-schwingender Soldaten einsetzten. Sie 
erreichen ihre Ziele viel einfacher, indem sie die Lebensmittelpro- 



duktion kontrollieren. Wenn es ihnen darüber hinaus gelingt, das 
zu erreichen, was euphemistisch >Bevölkerungskontrolle< genannt 
wird, dann ist das nur umso besser für sie. Man kann nur hoffen, 
daß William Engdahls Buch seinen Lesern helfen wird zu erken¬ 
nen, daß wir etwas tun müssen, um diese Einbahnstraße zum 
Wahnsinn und zur Zerstörung der Menschheit und unserer Welt 
zu verlassen.« 

Dr. Arpad Pusztai, weltweit führender Experte 

in Sachen GMO 


»Wenn Sie etwas über das sozio-politische Programm wissen wol¬ 
len - warum Biotechnikunternehmen darauf bestehen, GMO- 
Saatgut in der ganzen Welt zu verbreiten -, dann sollten Sie 
dieses Buch lesen. Sie werden erfahren, auf welche Weise diese 
Unternehmen Kontrolle über die gesamte Menschheit erlangen 
wollen und weshalb wir uns wehren müssen.« 

Marijan Jost, Professor für Genetik und 
Pflanzenzüchtung an der 
Landwirtschaftsschule Krizevci, Kroatien 
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Vorwort 


»Wir besitzen etwa 50 Prozent des Reichtums dieser Welt, stellen aber nur 6,3 
Prozent seiner Bevölkerung. Dieser Unterschied ist im Verhältnis zwischen 
uns und den Völkern Asiens besonders groß. In einer solchen Situation kom¬ 
men wir nicht umhin, Neid und Mißgunst auf uns zu lenken. Unsere eigent¬ 
liche Aufgabe in der nächsten Zeit besteht darin, eine Form von Beziehungen 
zu finden, die es uns erlaubt, diese Wohlstandsunterschiede ohne ernsthafte 
Abstriche an unserer nationalen Sicherheit beizubehalten. Um das zu errei¬ 
chen, werden wir auf alle Sentimentalitäten und Tagträumereien verzichten 
müssen; und wir werden unsere Aufmerksamkeit überall auf unsere ureigen¬ 
sten, nationalen Vorhaben konzentriert müssen. Wir dürfen uns nicht vorma¬ 
chen, daß wir uns heute noch den Luxus von Altruismus und Weltbeglük- 
kung leisten könnten.« 

George Kennan, Chefplaner im US-Außenministerium, 1948 


Dieses Buch handelt von den Vorhaben einer kleinen Machtelite, deren 
Zentrum nach dem Zweiten Weltkrieg nicht mehr in London, sondern 
in Washington liegt. Es handelt von der bisher noch nicht erzählten 
Geschichte, wie diese selbsternannte Elite es geschafft hat - mit Ken- 
nans Worten -, »die Wohlstandsunterschiede beizubehalten«. Das 
Buch erzählt, wie eine verschwindend kleine Minderheit die Rohstoffe 
und die Hebel der Macht in der Nachkriegswelt für sich behaupten 
konnte. 

Es ist vor allem die Geschichte, wie sich die Machtausübung unter 
der Kontrolle weniger Auserwählter entwickelt hat, wobei sogar die 
Wissenschaft in den Dienst dieser Minderheit gestellt wurde. Wie 
Kennan in seinem internen Memorandum von 1948 es empfohlen hat, 
verfolgten sie ihre Politik unnachgiebig und ohne den »Luxus von Al¬ 
truismus und Weltbeglückung«. 

Im Gegensatz zu ihren Vorgängern in den führenden Kreisen des 
Britischen Empires verstand es die aufsteigende amerikanische Elite, 
die zu Kriegsende stolz das Dämmern ihres »Amerikanischen Jahr- 
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Hunderts verkündete, meisterlich, auf der Klaviatur von Altruismus 
und Weltbeglückung zu spielen, um ihre Ziele zu verfolgen. Ihr Ame¬ 
rikanisches Jahrhundert stellten sie als ein erträglicheres Reich zur 
Schau, als ein »freundlicheres und milderes«. Unter dem Banner der 
kolonialen Befreiung, Freiheit, Demokratie und Wirtschaftsentwick¬ 
lung haben jene Elitekreise ein Machtgefüge errichtet, wie es die Welt 
seit den Zeiten Alexanders des Großen um 300 vor Christus nicht mehr 
gesehen hat - ein Weltreich, vereint unter der militärischen Kontrolle 
einer einzigen Supermacht, die nach Lust und Laune über das Schick¬ 
sal ganzer Nationen entscheiden karm. 

Dieses Buch ist die Lortsetzung eines ersten Bandes Mit der Ölwaffe 
zur Weltmacht. Es verfolgt einen zweiten, dünnen roten Laden der 
Macht, ln diesem Lall ist es die Kontrolle über die eigentliche Grundla¬ 
ge des menschlichen Überlebens, über das tägliche Brot. Der Mann im 
Dienst der Interessen der Machtelite in den Nachkriegs-USA während 
der 1970er Jahre, der zum Symbol ihrer harten Realpolitik wurde, Au¬ 
ßenminister Henry Kissinger, ließ irgendwann Mitte des 1970er Jahr¬ 
zehnts die folgende Bemerkung fallen. Zuvor sei noch bemerkt, Kis¬ 
singer war zeitlebens Schüler von Lord Palmerston und Castlereagh im 
England des 19. Jahrhunderts und Anhänger des geopolitischen Kon¬ 
zepts vom »Machtgleichgewicht«; er war jemand, der mehr als ein ge¬ 
rüttelt Maß an Verschwörungen unter seinem Mantel verbarg. Lür die 
Pläne zur Erringung der Weltherrschaft steht seine Bemerkung: 

»Wer das Öl kontrolliert, der kontrolliert ein Land; wer die Lebensmittel 

kontrolliert, kontrolliert das Volk.« 

Die Wurzeln des strategischen Ziels, die Lebensmittelversorgung die¬ 
ses Planeten unter Kontrolle zu bringen, reichen Jahrzehnte zurück, 
und zwar bis in die späten 1930er Jahre vor Kriegsbeginn. Die Zielset¬ 
zung stützte sich - ohne daß man groß Notiz davon nahm - auf ausge¬ 
suchte private Stiftungen, die eigens zu dem Zweck geschaffen worden 
waren, auf Dauer die Macht und den Reichtum einer Handvoll ameri¬ 
kanischer Pamilien zu sichern. 

Ursprünglich hatten die Pamilien ihren Reichtum und ihre Macht in 
New York und entlang der Ost-Küste der Vereinigten Staaten von Bo¬ 
ston über New York, Philadelphia bis Washington, D.C., konzentriert. 
Aus diesem Grund wurden sie in den Massenmedien manchmal höh- 
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nisch, öfters aber auch mit an Ehrfurcht grenzender Hochachtung als 
»Ost-Küsten-Establishment« angesprochen. 

Da sich der Schwerpunkt der amerikanischen Macht in den Nach¬ 
kriegsjahrzehnten verlagerte, war der Begriff »Ost-Küsten-Establish- 
ment« bald nicht mehr ganz zutreffend. Die Elite konzentrierte ihre 
Macht nun, da sich die Tentakeln der amerikanischen Machtausbrei¬ 
tung nach Asien und Japan ebenso wie nach Süden über die Nationen 
Lateinamerikas vortasteten, an der Pazifikküste von Seattle bis Süd¬ 
kalifornien und von Houston bis Las Vegas sowie in Richtung Atlanta 
und Miami. 

ln den Jahrzehnten vor und unmittelbar nach dem Zweiten Welt¬ 
krieg wurde vor allem eine Eamilie zum Symbol des Hochmuts und 
der Arroganz des aufkommenden Amerikanischen Jahrhunderts. 
Nicht zufällig wurde das riesige Vermögen dieser Eamilie durch das 
Blut vieler Kriege erbaut und beruhte auf der Kontrolle über das neue 
»schwarze Gold«, das Öl. 

Das Ungewöhnliche an der Eamilie war die Tatsache, daß die Patri¬ 
archen dieses Vermögens und die Berater, die sie bestellt hatten, um 
ihren Reichtum auf ewig zu sichern, schon frühzeitig beschlossen hat¬ 
ten, ihren Einfluß auszuweiten. Sie versuchten nicht nur, das Öl, die 
aufkommende neue Energiequelle für den Eortschritt der Weltwirt¬ 
schaft, unter Kontrolle zu bekommen. Sie beschlossen auch, ihren Ein¬ 
fluß über die Erziehung der Jugend, über das Gesundheitswesen ein¬ 
schließlich der Psychologie, über die Außenpolitik der Vereinigten 
Staaten auszudehnen, und auch - das ist für unsere Geschichte hier 
wichtig - über die Wissenschaft vom Leben selbst, über die Biologie 
und ihre Anwendungen im Bereich der Pflanzenzucht und Landwirt¬ 
schaft. 

Im großen und ganzen blieben ihre Bemühungen der breiteren Be¬ 
völkerung, besonders in den Vereinigten Staaten, verborgen. Nur we¬ 
nige Amerikaner waren sich bewußt, wie ihr tägliches Leben all¬ 
mählich - und manchmal auch gar nicht so allmählich - durch das eine 
oder andere Projekt, das aus dem riesigen Reichtum dieser Eamilie 
finanziert worden war, beeinflußt wurde. 

Im Laufe der Nachforschungen für dieses Buch, ein Buch, das ur¬ 
sprünglich Genetisch Veränderte Organismen oder, auf Englisch, 
GMO zum Gegenstand haben sollte, wurde immer klarer, daß die Ge¬ 
schichte der GMO sich nicht von der politischen Geschichte jener La- 
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milie, nämlich der Familie Rockefeiler und der vier Brüder David, Nel¬ 
son, Laurance und John D. 111., trermen ließ. Sie gab in den drei Jahr¬ 
zehnten, die dem amerikanischen Sieg in Zweiten Weltkrieg folgten, 
der Machtentfaltung, über die George Kennan 1948 gesprochen hatte, 
ihre wirkliche Gestalt. 

Die Geschichte der GMO ist im eigentlichen Sinne die Geschichte 
der Machtkonzentration in den Händen einer Elite, die fest entschlos¬ 
sen ist, die ganze Welt um jeden Preis ihrem Zepter zu unterwerfen. 

Vor drei Jahrzehnten gründete sich die Macht auf diese eine Familie 
Rockefeiler. Bis heute sind drei der vier Brüder verstorben, einige unter 
seltsamen Umständen. Allerdings hat sich ihrem Wunsch gemäß ihr 
Projekt der Weltbeherrschung, der »Herrschaft auf der ganzen Linie«, 
wie es das Pentagon später nannte, ausgeweitet. Das geschah oft mit 
den Phrasen von »Demokratie und Freiheit«, manchmal half - wenn 
nötig - die nackte Militärmacht des Reiches. Ihr Projekt gedieh so weit, 
daß in den ersten Jahren des neuen Jahrhunderts eine kleine Macht¬ 
gruppe, nominell mit Sitz in Washington, in der Lage war, das gegen¬ 
wärtige und künftige Leben auf diesem Planeten zu einem Grad zu 
beherrschen, der zuvor noch nie zu erträumen war. 

Die Geschichte der Gentechnologie und des Patentierens von 
Pflanzen und lebenden Organismen karm nicht ohne die Geschichte 
der Ausbreitung des Amerikanischen Jahrhunderts eines George 
Kerman, Henry Luce, Averell Harriman und, vor allem, der fünf Ro- 
ckefeller-Brüder in jenen Jahrzehnten der Nachkriegszeit verstanden 
werden. Sie schufen das Konzept des »multinationalen Agribusiness« 
(Agrargeschäfts), sie finanzierten die »Grüne Revolution« im Agrar¬ 
bereich der Entwicklungsländer, um unter anderem neue Märkte für 
ihre petro-chemischen Düngemittel und Erdölerzeugnisse zu schaf¬ 
fen. Dies und die fortschreitende Abhängigkeit von ihren Energieer¬ 
zeugnissen war und ist untrennbar mit der Geschichte der genetisch 
veränderten Feldfrüchte von heute verbunden. 

ln den ersten Jahren des neuen Jahrhunderts wurde klar, daß nicht 
mehr als drei oder vielleicht vier riesige, internationale Chemie-Unter¬ 
nehmen als globale Spieler im Ringen um die Kontrolle über die Paten¬ 
te zur Erzeugung der wichtigsten Grundnahrungsmittel, von denen 
die Ernährung der meisten Menschen der Welt abhing, übrig geblieben 
waren. Zu den Nahrungsmitteln zählen Mais, Sojabohnen, Reis, Wei¬ 
zen und möglicherweise neue Züchtungen eines krankheits-resistenten 
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Geflügels, das genetisch so verändert war, daß es angeblich selbst ge¬ 
gen das tödliche H5Nl-Vogelgrippe-Virus immun ist. Drei der vier 
privaten Gesellschaften pflegten über Jahrzehnte hinweg enge Bezie¬ 
hungen zur Forschung an chemischen Kampfstoffen des Pentagon. Das 
vierte Unternehmen, nominell in Schweizer Hand, war in Wirklichkeit 
britisch dominiert. Wie beim Öl, so waren die GMO weitgehend ein 
anglo-amerikanisches Projekt für die Welt. 

Im Mai 2003, noch bevor sich der Staub über der rücksichtslos von 
den USA bombardierten und zerstörten Stadt Bagdad gelegt hatte, 
erhob der Präsident der Vereinigten Staaten GMO zur strategischen 
Aufgabe und räumte ihr Priorität in der US-Außenpolitik nach sei¬ 
nem Krieg ein. Der sture Widerstand des zweitgrößten Agrarprodu¬ 
zenten der Welt, der Europäischen Union, stand als feste Barriere 
dem globalen Erfolg des GMO-Projektes im Weg. Solange sich 
Deutschland, Erankreich, Österreich, Griechenland und andere EU- 
Länder aus gesundheitlichen und wissenschaftlichen Gründen hart¬ 
näckig weigern, den Anbau von GMO zuzulassen, dürften die übri¬ 
gen Nationen der Welt skeptisch und unschlüssig bleiben. 2006 hat 
die Welthandels-Organisation in der EU die Tür zur massenhaften 
Anwendung von GMO gewaltsam aufgestoßen. Der weltweite Erfolg 
des GMO-Projekts schien damit zum Greifen nah zu sein. 

Im Zug der militärischen Besetzung des Irak durch die USA und 
Großbritannien machte sich Washington daran, die Landwirtschaft des 
Irak zur Domäne des patentierten, genetisch veränderten Saatguts zu 
machen. Dieses wurde vom US-Außen- und US-LandWirtschafts¬ 
ministerium anfänglich großzügig zur Verfügung gestellt. 

Die ersten Großversuche mit GMO-Saatgut fanden allerdings schon 
eher, in den frühen 1990er Jahren, in einem Land statt, dessen Elite seit 
langem der Rockefeller-Eamilie Untertan und den New Yorker Banken 
verbunden war, nämlich in Argentinien. 

Die folgenden Seiten gehen der Ausbreitung oder Weiterverbrei- 
tung von GMO nach, die oft mit politischer Nötigung, Druck auf Re¬ 
gierungen, Betrug, Lügen und sogar Morden einherging. Werm sich 
dies manchmal wie eine Kriminalgeschichte liest, sollte das nicht über¬ 
raschen. Es ist eine. Das Verbrechen wird im Namen der landwirt¬ 
schaftlichen Leistungssteigerung, der Umweltfreundlichkeit und der 
Lösung des Welthungerproblems begangen; es gilt aber einem Vorha¬ 
ben, das für jene kleine Machtelite weit wichtiger ist. 
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Das Verbrechen dreht sich nicht um Geld oder Profit. Diese mächti¬ 
gen privaten Familien entscheiden immerhin, wer jeweils die Federal 
Reserve, die Bank of England, die Bank of Japan oder sogar die Europäi¬ 
sche Zentralbank unter Kontrolle hält. Sie haben das Geld in Händen, 
entweder um zu zerstören oder zu schaffen. 

Das Verbrechen zielt auf die letztinstanzliche Kontrolle über das 
künftige Leben auf diesem Planeten, eine Macht, von der frühere Dik¬ 
tatoren und Despoten nur geträumt haben. Wenn sie nicht auf gehalten 
wird, ist die heutige Elite hinter dem GMO-Projekt vielleicht nur noch 
zwei Jahrzehnte davon entfernt, die totale Kontrolle über die Nah¬ 
rungsmittelerzeugung auf der Erde auszuüben. Es ist unbedingt nötig, 
daß diese Seite der GMO-Geschichte zur Sprache kommt, ln der Hoff¬ 
nung, daß der Leser das auch so sieht, lade ich ihn ein, das Eolgende 
sehr sorgfältig zu lesen und unabhängig selbst zu überprüfen. 

E. William Engdahl, im September 2006 



Kapitel 1 


Der Irak erhält rlen amerlkonlschen 
»Samen rler Demokratie« 


»Der Grund, weshalb wir im Irak stehen, ist, den Samen der Demokratie so 
auszusäen, daß er dort gedeiht und sich über die ganze Region autoritärer 
Regime ausbreitet.« 

George W. Bush 


Wirtschaftliche Schocktherapie im Stil der USA 

Als George W. Bush davon sprach, den »Samen der Demokratie« aus¬ 
zusäen, haben nur wenige daran gedacht, daß er Saatgut der Firma 
Monsanto im Sinn gehabt haben könnte. 

Im Zuge der Besetzung des Iraks durch die USA im März 2003 hat 
sich das wirtschaftliche und politische Leben des Landes radikal verän¬ 
dert. Der Irak wurde nicht nur von etwa 130 000 Mann US-Truppen 
und einer kleinen privaten Söldnerarmee im Dienst von Unternehmen 
mit engen Beziehungen zum Pentagon besetzt. Das militärisch besetzte 
Land war auch unter die allumfassende wirtschaftliche Kontrolle der 
Besatzungsmacht, der Vereinigten Staaten, geraten. 

Die Kontrolle über die irakische Wirtschaft wurde durch das Penta¬ 
gon ausgeübt. Vom Mai 2003 an war Paul Bremer III. mit dem stattli¬ 
chen Titel »Verwalter« für die neu geschaffene »Vorläufige Koalitions¬ 
regierung« »oder Coalition Provisional Authority, CPA - wie sie genarmt 
wurde, zuständig. Es handelte sich um eine kaum beschönigte Besat¬ 
zungsregierung. Bremer, früher Terrorismusberater im US-Au- 
ßenministerium, hatte es danach bis in die Geschäftsleitung der mäch¬ 
tigen Beratungsgesellschaft des früheren US-Außenminister Henry 
Kissingers, der Kissinger Associates, gebracht. 



Kissinger war ein früherer Geldgeber für George W. Bush. Hier beide wäh¬ 
rend einer Kampagne im Jahr 2000. 

Im besetzten Irak erhielt Bremer in allen Bereichen des zivilen Lebens 
de facto Gewalt über Leben und Tod. Bemerkenswert ist auch, daß er 
nicht dem Außenministerium zu berichten hatte, das üblicherweise für 
den Wiederaufbau nach dem Krieg zuständig gewesen wäre, sondern 
dem Pentagon, und zwar direkt dem Büro von Verteidigungsminister 
Donald Rumsfeld. 

Als Chef der CPA entwarf Bremer rasch eine Reihe von Gesetzen 
zur Verwaltung des Irak, der zu dieser Zeit weder eine Verfassung 
noch eine gesetzmäßig zustande gekommene Regierung hatte. Die US- 
Besatzungsbehörde erließ ganze 100 neue Gesetze. Sie traten im April 
2004 in Kraft. Insgesamt sollten die 100 neuen, von den USA autorisier¬ 
ten Gesetze oder »Verordnungen« - wie sie auch genannt wurden - 
sicher stellen, daß die Wirtschaft des Irak entsprechend dem von den 
USA verordneten Modell der freien Marktwirtschaft umgebaut wurde. 
Es handelte sich in vielerlei Hinsicht um das, was der Internationale 
Währungsfonds und Washington nach 1990 den Volkswirtschaften 
Rußlands und der früheren Sowjetunion auferlegt hatte. 

Der Auftrag Bremers, den er von der Planungsgruppe um Rumsfeld 
im Pentagon bekommen hatte, sah eine »Schocktherapie« vor, welche 
die gesamte auf den Staat ausgerichtete Wirtschaft des Irak privatisie- 
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ren und in einen Bereich des radikal freien Marktes umwandeln sollte. 
Bremer drückte in einem Monat drastischere wirtschaftliche Änderun¬ 
gen durch, als sie den Schuldnerländern Lateinamerikas in drei Jahr¬ 
zehnten aufgezwungen worden waren. 

Bremers erste Maßnahme war, 500 000 Staatsbedienstete - die mei¬ 
sten davon Soldaten, aber auch Ärzte, Krankenschwestern, Lehrer, 
Verleger und Drucker - zu entlassen. Danach öffnete er die Landes¬ 
grenzen für den uneingeschränkten Import: keine Zölle, keine Gebüh¬ 
ren, keine Inspektionen, keine Steuern. Zwei Wochen nach seiner An¬ 
kunft in Bagdad im Mai 2003 behauptete Bremer, der Irak stünde nun 
»für Geschäfte aller Art offen«. Er sagte nicht, wessen Geschäfte er 
meinte. Doch das wurde zunehmend klarer. Dies war wohl kaum der 
begeisterte Neuanfang, den die alleinige Supermacht da in die Wege 
leitete, deren Hauptziel nach ihren Angaben gewesen sei, in dem klei¬ 
nen Land die Demokratie zu fördern. 

Vor der Invasion wurde Iraks Wirtschaft, soweit sie nicht zum Öl¬ 
geschäft gehörte, von etwa 200 Gesellschaften in Staatsbesitz be¬ 
herrscht. Diese stellten vom Zement über Papier bis Waschmaschinen 
alles her. Im Juni 2003 kündigte Bremer an, die Staatfirmen seien sofort 
zu privatisieren. »Nichteffiziente Staatsunternehmen in private Hände 
zu übergeben ist« - wie er sagte - »für Iraks wirtschaftliche Gesun¬ 
dung entscheidend.« Bremers Privatisierungsplan für den Irak war der 
am weitesten gehende Ausverkauf eines Staates seit dem Zusammen¬ 
bruch der Sowjetunion. 

Die CPA-Verordnung 37 senkte den Satz der Körperschaftsteuer im 
Irak von ungefähr 40 auf niedrige 15 Prozent. Ohne Steueraufkommen 
kann der Staat auf keinem Gebiet eine größere Rolle spielen. Verord¬ 
nung 39 ermöglichte es ausländischen Gesellschaften, außerhalb des 
Rohstoffsektors Vermögenswerte bis zu 100 Prozent zu besitzen. Das 
sicherte ausländischen Firmen im Land uneingeschränkte Wirtschafts¬ 
tätigkeit zu. Investoren konnten ihre Gewinne, die sie im Irak erzielt 
hatten, zu 100 Prozent ins Ausland bringen. Es bestand keine Ver¬ 
pflichtung, sie wieder zu investieren, sie wurden auch nicht besteuert. 
Nutznießer solcher Gesetzte war ganz offensichtlich weder die Bevöl¬ 
kerung noch die Wirtschaft des Irak. 

Laut der Verordnung 39 konnten ausländische Firmen Pachtverträ¬ 
ge und sonstige Verträge mit einer Dauer von 40 Jahren abschließen. 
Verordnung 40 lud ausländische Banken unter den gleichen günstigen 
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Bedingungen in den Irak ein. Weil sie sich für die Übernahme der 
Wirtschaft durch Ausländer gut eigneten, blieben nur diejenigen Ge¬ 
setze Saddam Husseins in Kraft, welche die Rechte der Gewerkschaf¬ 
ten und Tarifverhandlungen einschränkten. 

Über Nacht verwandelte sich der Irak von dem am meisten abge¬ 
schotteten Land zum wenigstens auf dem Papier freien, allen zugängli¬ 
chen Markt der Welt. Nachdem mehrere Kriege und ein über ein Jahr¬ 
zehnt dauerndes Wirtschaftsembargo unter US-Führung ihre Wirt¬ 
schaft und ihr Bankwesen zerstört hatten, waren die Iraker nicht in der 
Lage, privatisierte Staatunternehmen zu erwerben. Ausländische mul¬ 
tinationale Konzerne waren die einzigen, die von Bremers großartigem 
wirtschaftlichem Gesundungsprogramm profitieren konnten. 

Die neuen Gesetze wurden einem unterworfenen und verwüsteten 
Land auf gezwungen, einem Land, das keine andere Widerspruchs¬ 
möglichkeit besaß als militärische Sabotage und den Guerillakrieg ge¬ 
gen die Besatzungsmacht. Die Gesetze wurden von der Besatzungs¬ 
behörde der US-Regierung, der CPA, erlassen und waren so ausgelegt, 
daß sie den Weg für die radikalste Umstellung der Lebensmittel¬ 
produktion einer Nation, die jemals versucht worden ist, freimachten. 
Der Irak sollte unter Bremer zum Modellfall für das Agribusiness mit 
Genetisch Veränderten Organismen (GMO) werden. 

Doch Bremers Wirtschaftspläne hatten erst begonnen. Um es aus¬ 
ländischen Investoren schmackhaft zu machen, in den Irak zu kom¬ 
men, setzte er das radikale Paket der 100 neuen Verordnungen in 
Kraft. Es handelt sich um Gesetze, die ausländischen internationalen 
Unternehmen alle Rechte und die völlige Gewalt über die Wirtschaft 
des Irak geben. 


Bremers Verordnung 81 

Die CPA gab den 100 Verordnungen, um keine Zweifel aufkommen zu 
lassen, ausdrücklich Gesetzeskraft. Die Definition für Verordnungen 
lautete: »... für das irakische Volk verbindliche Anweisungen oder 
Direktiven, die (bei Nichtbeachtung) Strafverfolgung auslösen oder die 
unmittelbaren Einfluß auf die für Iraker gültigen Regelungen haben, 
einschließlich der Änderung (bisheriger) irakischer Gesetze«. Mit an¬ 
deren Worten sagte man den Irakern: »Befolgen oder sterben!« Immer 
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dann, wenn früher gültige irakische Gesetze mit Bremers neuen 100 
Verordnungen in Konflikt gerieten, wurden die irakischen Gesetze für 
null und nichtig erklärt. Besatzungsrecht hatte Vorrang. 

Versteckt unter den neuen Bremer-Erlassen oder Gesetzen, die sich 
mit allem - von den Medien bis zur Privatisierung der Staatsbetriebe - 
befassen, befindet sich auch die Verordnung 81. Diese Verordnung mit 
dem Titel »Gesetz über Patente, Industriemuster, nicht-öffentliche In¬ 
formationen, Integrierte Schaltungen und Pflanzenvarianten« besagt: 

11) Artikel 12 wird wie folgt berichtigt: »Ein Patent soll seinem Besitzer 
folgende Rechte gewähren: 

1. Handelt es sich beim Gegenstand des Patents um ein Produkt, unter¬ 
sagt es jeder Person, die über keine Genehmigung des Patentinhabers ver¬ 
fügt, das Recht, dieses Produkt herzustellen, auszubeuten, zu benutzen, 
anzubieten, zu verkaufen oder zu importieren.« 

12) Artikel 13.1 wird wie folgt berichtigt: »Die Dauer des Patentes soll 
nicht vor Ablaufeines Zeitraumes von 20 Jahren nach seiner, den Bestim¬ 
mungen dieses Gesetzes entsprechenden Anmeldung, und zwar vom Da¬ 
tum der den Bestimmungen dieses Gesetzes entsprechenden Antragstel¬ 
lung zur Anmeldung, enden.« 

Weitere Bestimmungen der Verordnung 81 besagen: 

»Bauern wird verboten, eine geschützte Art oder jedwede Art Saatgut, die 
unter Punkt 1 und 2 von Paragraph (G) des Artikels 14 dieses Kapitels er¬ 
wähnt wird, wiederzuverwenden.« 

»GPA Verordnung Nr. 81 berichtigt das irakische Gesetz über Patente und 
Industriemuster, um neue Ideen auf jedem Gebiet der Technologie mit Be¬ 
zug auf ein Erzeugnis oder Fertigungsverfahren zu schützen. Die Berich¬ 
tigung erlaubt Unternehmen im Irak oder in Ländern, die Partner eines 
entsprechenden Vertragswerkes sind, dem auch der Irak angehört, Patente 
im Irak anzumelden. Die Berichtigungen gestehen dem Patentinhaber das 
Recht zu, jede Person, die nicht die Genehmigung des Inhabers erhalten 
hat, davon abzuhalten, das patentierte Erzeugnis oder Verfahren für die 
Dauer von 20 Jahren vom Datum der Patentanmeldung im Irak an auszu¬ 
beuten. Ebenso erlauben die Berichtigungen Individuen und Unterneh¬ 
men, Industriemuster anzumelden.« 
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Auf gut Deutsch gibt Verordnung 81 Inhabern von Patenten auf Pflan¬ 
zenvarianten, die zufällig alle große ausländische internationale Un¬ 
ternehmen sind, für 20 Jahre das absolute Recht über die Verwendung 
ihres Saatguts in der irakischen Landwirtschaft. Das mag zunächst als 
eine gerechte und vernünftige Geschäftsregelung erscheinen, um eine 
ausländische Gesellschaft für ihr geistiges Eigentum, die Saatgutpaten¬ 
te, zu entschädigen. Tatsächlich handelt es sich um einen Eingriff in die 
Souveränität des Irak. Der Irak hat, wie viele andere Länder, niemals 
das Prinzip anerkannt, Lebensformen wie Pflanzen patentieren zu las¬ 
sen. Bei den Patenten handelt es sich um solche, die die USA oder an¬ 
dere Patentämter im Ausland an Unternehmen wie Monsanto oder Du- 
Pont für deren Erzeugnisse vergeben haben. 

Was Verordnung 81 tatsächlich verfügt, ist die Änderung des iraki¬ 
schen Patentrechts, um ausländische Patente ungeachtet ihrer Zuläs¬ 
sigkeit nach irakischem Patentrecht anzuerkennen. Oberflächlich be¬ 
trachtet schien die Verordnung den irakischen Bauern die Möglichkeit 
zu lassen, den Ankauf patentierten Saatguts von Monsanto oder ande¬ 
ren Herstellern zu verweigern und ihr heimisches, traditionelles Saat¬ 
gut anzubauen. In Wirklichkeit hatte die Verordnung 81 - und das war 
ihren Verfassern sehr wohl bewußt - die gerade entgegengesetzte Wir¬ 
kung. 

Die geschützten Pflanzenvarianten waren genetisch verändert oder 
genmanipuliert. Irakische Bauern, die sich entschlossen, dieses Saatgut 
anzubauen, mußten ein Abkommen mit der Patentinhaberfirma unter¬ 
zeichnen, das festlegte, daß sie, werm sie das patentierte Saatgut aus¬ 
säen, eine »Technologie-Abgabe« und jährlich eine Lizenzgebühr zu 
zahlen haben. 

Jeder irakische Bauer, der versuchte, einen Teil der Ernte aus dem 
patentierten Saatgut von Monsanto oder von anderen beiseitezulegen, 
um es im nächsten Jahr auszusäen, durfte vom Saatgutlieferanten kräf¬ 
tig zur Kasse gebeten werden. In den USA selbst hatte Monsanto, bevor 
ein Gerichtsbeschluß dies untersagt hat, in einem solchen Eall als Strafe 
eine Entschädigung gefordert, die das 120fache der ursprünglichen 
Kosten ihres genmanipulierten Saatgutes betrug. Die irakischen Bau¬ 
ern erhielten damit nun Gelegenheit, Leibeigene nicht von Saddam 
Hussein, sondern der internationalen GMO-Saatgutkonzerne zu wer¬ 
den. Im Zentrum der Verordnung 81 stand die Schutzbestimmung über 
Pflanzenvarianten (Plant Variety Protection, PVP). Nach der PVP wären 



Washingtons Verwalter im Irak Paul Bremer III. (links), hier mit George W. 
Bush, setzte 100 Befehle und »Verordnungen« zur Regulierung der irakischen 
Wirtschaft durch. Verordnung 81 betrifft die Patentrechte an GMO-Saatgut, 
das irakischen Bauern aufgezwungen wurde. 

Aufheben und Wieder verwenden von Saatgut aus eigener Ernte geset¬ 
zeswidrig. Bauern, die patentierte oder sogar nur diesen »ähnliche« 
Samen wiedereinsetzten, wären strengen Geldstrafen oder Schlim¬ 
merem ausgesetzt. Damit waren jedoch die geschützten Getreidearten 
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nicht mehr das Ergebnis der 10 000 Jahre währenden Zucht- und Kreu¬ 
zungsbemühungen der irakischen Landwirtschaft. 

Der Schutz wurde eingeführt, um den riesigen internationalen Un¬ 
ternehmen wie Monsanto das Recht zu sichern, ihr Saatgut und ihre 
Pflanzenschutzmittel auf den irakischen Markt zu werfen, und das mit 
voller Unterstützung der Regierung sowohl der USA als auch des 
Iraks. 


Zerstörung der irakischen Saatgutbestände 

Der Irak gehört historisch gesehen zu Mesopotamien, der sogenarmten 
Wiege der Zivilisation. Das fruchtbare Tal zwischen den Flüssen Eu¬ 
phrat und Tigris bot ideale Bedingungen für den Getreideanbau. Iraki¬ 
sche Bauern lebten dort seit ungefähr 8000 v. Chr. und züchteten die 
reiche Samenvielfalt fast aller Weizensorten, die heute auf der Welt 
angebaut werden. Sie taten dies durch systematisches Aufbewahren 
und Wiederanbauen eines Teiles der Ernte und entwickelten durch 
Auswahl und Wiederanbau neue widerstandsfähige Sorten. 

Über die Jahre bewahrten die Iraker Proben dieser kostbaren natür¬ 
lichen Samenarten in einer nationalen Samenbank in Abu Ghraib auf, 
in einer Stadt, die international als Standort eines der Foltergefängnisse 
des US-Militärs weit bekannter ist. Als Folge der Besetzung und der 
zahlreichen Bombardierungen durch die USA ist die historische und 
unbezahlbare Samenbank in Abu Ghraib verschwunden, möglicher¬ 
weise ein weiteres Opfer des Irak-Krieges. 

Allerdings hatte das frühere irakische Landwirtschaftsministerium 
durch eine Organisation mit der Bezeichnung CGIAR vorsorglich eine 
Art Außenstelle zur Einlagerung von Samen im Nachbarland Syrien 
geschaffen. Dort werden die wichtigsten Weizensorten noch immer 
aufbewahrt. Selbst nach Verlust des Samenbestands in Abu Ghraib 
hätte die syrische Samenbank leicht aus ihren Beständen dem Irak die 
erforderlichen Samen liefern können, hätte die CPA um diese Hilfe 
gebeten. Sie tat es nicht. Bremers Berater hatten andere Pläne für die 
künftige Lebensmittelversorgung des Irak. 

Die irakische Landwirtschaft sollte »modernisiert«, industrialisiert 
und vom traditionellen Familiengetreideanbau wegorientiert werden, 
und zwar hin zu Landwirtschaftsbetrieben im Stil der USA, die für den 
»Weltmarkt« produzieren. Die Sicherung der Lebensmittelversorgung 
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für hungrige Iraker wäre diesem Plan zufolge nur eine Nebensache 
gewesen. 

Würde unter Bremers Verordnung 81 ein großes internationales Un¬ 
ternehmen eine Pflanzenart entwickeln, die besonders gegen Schäd¬ 
linge im Irak widerstandsfähig wäre, und ein irakischer Bauer würde 
eine andere Art züchten, die das gleiche leistet, dann wäre es dem 
Bauern gesetzlich verboten, sein eigenes Saatgut aufzubewahren. Statt 
dessen hätte er dem Unternehmen, etwa Monsanto, Lizenzgebühren für 
den Einsatz des genmanipulierten Monsanfo-Samens zu bezahlen. 

US-amerikanische und internationale Gerichte haben nach den Re¬ 
geln der Welthandels-Organisation in Genf, einer Körperschaft, die 
von der US-Regierung und internationalen Agrarkonzernen wie Mon¬ 
santo beherrscht wird, die Macht, solche Gesetze zur Patentierung von 
Pflanzen zu erzwingen. 

In den späten 1990er Jahren ließ sich die amerikanische Biotechnik¬ 
firma SunGene eine Sonnenblumenart mit sehr hohem Ölsäuregehalt 
patentieren. Sie ließ aber nicht nur die spezifische genetische Struktur 
patentieren, sondern gleich auch das Merkmal »hoher Ölsäuregehalt«, 
und beansprucht nun die Rechte daran. SunGene teilte anderen Son¬ 
nenblumenzüchtern mit, daß, sollten sie eine »an Ölsäure reiche Art« 
züchten, dies als Übergriff auf ihr Patentrecht gelten würde. 

»Gewährt man Patente, die alle genetisch veränderbaren Varianten 
einer Spezies abdecken ..., dann übergibt man einem einzigen Erfinder 
die Möglichkeit zu bestimmen, was wir auf unseren Höfen und in un¬ 
seren Gärten anbauen«, bemerkt dazu Dr. Geoffrey Hawtin, General¬ 
direktor des Internationalen Instituts für Genetisches Pflanzenmaterial 
{International Plant Genetic Resources Institute, IPGRI). »Mit einem Pe- 
derstrich in einem einzigen juristischen Verfahren der wirtschaftlichen 
Geiselnahme würde möglicherweise die Eorschung zahlloser Bauern 
und Wissenschaftler zunichte gemacht.« Und Geiselnahme war genau 
das, was Bremer und Monsanto im Irak mit der Verordnung 81 beab¬ 
sichtigten. 

Eine derartige totale Kontrolle über die landwirtschaftlichen Saat¬ 
gutarten wurde erst unter dem neuen Patentgesetz im Irak möglich. 
Die Verordnung 81 der CPA übertrug tatsächlich die künftige Le¬ 
bensmittelversorgung des Irak, versteckt in einem komplizierten juri¬ 
stischen Jargon, auf private internationale Unternehmen. Das war wohl 
kaum die Befreiung, auf die die meisten Iraker gehofft hatten. 
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Die Verordnung 81, die das Patentrecht auf Pflanzen verfügte, wur¬ 
de im Gegensatz zu anderen nationalen Gesetzen zum geistigen Eigen¬ 
tumsrecht nicht zwischen einer souveränen Regierung und anderen 
souveränen Regierungen oder der WTO ausgehandelt. Es war dem 
Irak ohne Debatte von Washington aufgezwungen worden. Nach Aus¬ 
sagen gut unterrichteter Kreise in Washington war es die Monsanto 
Corp., der Weltmarktführer bei GMO-Samen und -Getreide, der für die 
US-Regierung die Details der Verordnung 81 mit Bezug auf Pflanzen 
verfaßt hat. (1) 


Keine Samen für den Anbau 

Auf dem Papier stellte es sich so dar, als würde nur das Saatgut, das 
irakische Bauern von internationalen Samengesellschaften gekauft ha¬ 
ben, unter das neue, von den USA aufgezwungene irakische Patent¬ 
recht fallen. Die Wirklichkeit sah ganz anders aus. Der Irak wurde in 
ein gewaltiges Laboratorium verwandelt, um unter der Kontrolle der 
GMO-Saatgut- und Chemiegiganten wie Monsanto, DuPont und Dow 
Nahrungsmittel zu entwickeln. 

Aufgrund der Kriegsauswirkungen und Verwüstungen waren die 
irakischen Bauern in den meisten Eällen gezwungen, sich wegen neuen 
Saatguts für die neue Aussaat an das Landwirtschaftsministerium ihrer 
Regierung zu wenden. Das öffnete Bremer die Tür zur Übernahme der 
künftigen irakischen Lebensmittelversorgung. 

Die irakischen Bauern hatten nicht nur das UNO-Embargo unter 
Lührung der USA und Englands auf die benötigten landwirtschaftli¬ 
chen Geräte zu verkraften, der Irak hatte schon vor dem Krieg drei 
Jahre großer Dürre auszuhalten, ein Klimaproblem, das die irakische 
Weizenernten bedenklich einbrechen ließ. Die Jahre des Krieges und 
des Wirtschaftsembargos hatten auf die irakische Landwirtschaft ver¬ 
heerende Auswirkungen. Bis zum Jahr 2003 war die Getreideproduk¬ 
tion auf weniger als die Hälfte des Niveaus von 1990, vor dem ersten 
Krieg zwischen den USA und dem Irak, gefallen. Das Überleben eines 
großen Teils der irakischen Bevölkerung war bis 2003 von Rationen 
aus dem UN-Programm »Öl gegen Nahrungsmittel« abhängig. 

Das Hilfsprogramm des US-Außenministeriums AID und das ame¬ 
rikanische landwirtschaftliche Wiederaufbau- und Entwicklungs- 
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Programm für den Irak (ARDI) setzten hier an, um die traditionelle 
irakische Landwirtschaft umzukrempeln. Das geschah alles im Namen 
der Modernisierung der irakischen Lebensmittelproduktion. Der wich¬ 
tige Landwirtschafts-Zar in Washington war damals Daniel Amstutz, 
ein früherer Beamter im US-Landwirtschaftsministerium und Vizeprä¬ 
sidenten des riesigen Getreidekonzerns Cargill Corp. Amstutz hatte 
Wort für Wort die US-Vorlagen im Bereich Landwirtschaft der Urugu¬ 
ay-Kunde von GATT, die zur Gründung der Welthandels- 
Organisation (WTO) Anfang der 1990er Jahre führte, geschrieben. 

Das angebliche Ziel von Bremers Verordnung 81 war, »für eine gute 
Samenqualität im Irak zu sorgen und Iraks Eintritt in die Welthandels- 
Organisation zu erleichtern«. Was unter »guter Qualität« zu verstehen 
war, wurde natürlich von der Besatzungsregierung festgelegt. Der 
WTO-Beitritt bedeutet, daß der Irak seine Märkte und Gesetze den 
Regeln zu unterstellen hat, welche die WTO, der sogenarmte »Club der 
>Reichen<«, und die mächtigen Industrie- und Finanzinteressen, welche 
die WTO-Politik bestimmen, vorschrieb. 

Sobald die Verordnung 81 erlassen worden war, begann das US 
AID-Programm, Tausende Tormen Weizensaatgut »garantiert hoher 
Qualität« aus den USA zu liefern. Sie wurden anfänglich vom Land¬ 
wirtschaftsministerium subventioniert und fast kostenlos an die ver¬ 
zweifelten irakischen Bauern verteilt. Das USAID-Programm verwei¬ 
gerte nach einem Bericht der Organisation GRAIN unabhängigen Wis¬ 
senschaftlern festzustellen, ob das Saatgut genmanipuliert war oder 
nicht. Natürlich würden sich die irakischen Bauern, sollte sich heraus¬ 
steilen, daß es sich um genmanipuliertes Weizensaatgut gehandelt hat, 
nach ein oder zwei Ernten plötzlich in einer Lage wiederfinden, in der 
sie, um zu überleben, Lizenzgebühren an ausländische Saatgut- 
Unternehmen zu zahlen hatten. 

Nach GRAIN, einer Nichtregierungs-Organisation, die dem gene¬ 
tisch manipulierten Saatgut und der Patentierung von Pflanzenvarian¬ 
ten kritisch gegenübersteht, »verbot es die CPA irakischen Bauern per 
Gesetz, Saatgut aus der Ernte neuer gesetzmäßig angemeldeter Varian¬ 
ten wiederzuverwenden«. Die Iraker hätten zwar ihre traditionellen 
Saatgutbestände und das, was von ihnen nach den Jahren des Krieges 
und der Trockenheit übriggeblieben ist, weiterhin verwenden können, 
doch das stand nicht auf der Tagesordnung für den Wiederaufbau, wie 
sie in das Gesetz eingearbeitet worden war. 
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Zweck des Gesetzes war die Errichtung eines neuen Markts für 
Saatgut im Irak. Auf ihm können transnationale Unternehmen ihr Saat¬ 
gut, auch das genetisch veränderte, anbieten, das die Bauern für jede 
einzelne Ernteperiode neu kaufen müssen. Während die frühere iraki¬ 
sche Verfassung den Privatbesitz an biologischen Wachstumsvor¬ 
aussetzungen verboten hatte, führte das neue von den USA aufgezwun¬ 
gene Patentrecht ein System von Monopolrechten auf Saatgut ein. 

Bremer fügte in Iraks bisheriges Patentrecht ein neues Kapitel über 
den Schutz für Pflanzenarten (PVP) ein, das für den »Schutz neuer 
Pflanzenvarianten« zu sorgen hatte. PVP war ein Recht auf geistiges 
Eigentum, eine Art von Patent auf Pflanzenvarianten, das einem Pflan¬ 
zenzüchter, der behauptete, sie entdeckt oder neu gezüchtet zu haben, 
ein ausschließendes Monopolrecht auf das jeweilige Saatgut gab. 

Die Schutzbestimmungen im PVP hatten nichts mit Naturschutz zu 
tun, sondern bezogen sich auf die »Gewährleistung kommerzieller 
Interessen der privaten Züchter«. George Orwells New Speak hätte es 
nicht besser ausdrücken können: Die Vernichtung der Pflanzenvielfalt 
hieß in dem amerikanischen Erlaß »Artenschutz für Pflanzen«. 


»Laßt Sie essen ... etwa Nudeln?« 

Unter dem USDA-Programm des US-Außenministeriums in Zusam¬ 
menarbeit mit dem US-LandWirtschaftsministerium wurden im Nord¬ 
irak 56 »Demonstrationsstätten zur Ausweitung des Weizenanbaus« 
eingerichtet. Sie sollten »den Wert des verbesserten Weizensaatguts 
aufzeigen und es einführen«. Das Projekt wurde für die US-Regierung 
vom Amt für Internationale Landwirtschaft an der A&M-Universität in 
Texas betrieben. Ihm standen dazu über den gesamten Irak verstreut 
800 Acre (1 Acre = 4047 m^) an Versuchsgrundstücken zur Verfügung. 
Auf ihnen wollte man den irakischen Bauern Beibringen, wie man 
»Hochertrags-Saatgut« anbaut, und zwar neben Weizen auch Gerste, 
Erbsen und Linsen. 

Dieses mit 107 Millionen Dollar ausgestattete US-Projekt für den 
Wiederaufbau der Landwirtschaft hatte das Ziel, schon innerhalb des 
ersten Jahres die Produktion der 30 000 irakischen Bauernhöfe zu ver¬ 
doppeln. Man wollte damit die skeptischen irakischen Bauern über¬ 
zeugen, daß sie nur mit diesem neuen »WunderSaatgut« große Ernte- 
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erträge würden erzielen können. Wie zehn Jahre zuvor bei den ameri¬ 
kanischen Farmern nutzte man die Verzweiflung und das Versprechen 
von gewaltigen Erträgen aus, um irakische Bauern in die Abhängigkeit 
von ausländischen internationalen Saatgutkonzernen zu locken. 

Zufällig bezeichnete sich das Landwirtschaftsprogramm der A&M- 
Universität in Texas selbst als »der anerkannte Weltführer beim Ein¬ 
satz der Biotechnologie« oder GMO-Technologie. Mit den neuen Sa¬ 
men gehen auch neue Chemikalien einher - Mittel zur Bekämpfung 
von Schädlingen, Unkraut und Pilzbefall; dies alles werden Unterneh¬ 
men wie Monsanto, Cargill und Dow den Irakern verkaufen. 

Nach einem Bericht in The Business Journal aus Phönix, Arizona, lie¬ 
ferte »eine landwirtschaftliche Porschungsfirma in der Absicht Wei¬ 
zensaatgut an die Landwirte im Irak, dadurch die Lieferung der hier¬ 
zulande erzeugten Lebensmittel zu fördern«. Die Pirma nermt sich 
World Wide Wheat Company (Weltweite Weizen-Gesellschaft, WWWC) 
und lieferte in Zusammenarbeit mit drei Universitäten, darunter auch 
der A&M in Texas, »1000 Pfund Weizensaatgut an irakische Bauern im 
Norden Bagdads«. 

Nach Seedquest, einer zentralen Informations-Website für die globale 
Saatgutindustrie, hat WWWC die Pührerschaft bei der Züchtung »ei¬ 
gener Varianten« von Getreidesaatgut irme - das heißt von Varianten, 
die patentiert und im Besitz eines bestimmten Unternehmens sind. Ls 
handelt sich um eben das geschützte GMO-Saatgut, auf das sich die 
Verordnung 81 bezieht. Nach Angaben von WWWC hat jeder »Kun¬ 
de« oder Bauer - wie man früher sagte -, der ihre Samen anbauen will, 
»für alle Varianten ein Lizenzhonorar zu zahlen«. 

Noch bemerkenswerter ist folgender Hinweis in dem Artikel des 
Business Journal aus Phönix: »Sechs Varianten an Weizensaatgut wur¬ 
den für die Bemühungen im Irak entwickelt. Drei werden von Bauern 
eingesetzt werden, um Weizen für die Teigwarenproduktion zu erzeu¬ 
gen; drei Saatgutarten eignen sich für die Brotherstellung.« Das bedeu¬ 
tet, daß 50 Prozent des von den USA nach 2004 im Irak gezüchteten 
Getreides für den Export bestimmt sind. Teigwaren waren im Irak ein 
völlig fremdes Nahrungsmittel. Das zeigt: Bremers Verordnung 81 
zielte weniger darauf ab, Lebensmittel für die 25 Millionen hungern¬ 
den und kriegsmüden Iraker zu erzeugen, sondern war darauf ange¬ 
legt, eine Agrarindustrie zu schaffen, die mit Einsatz von GMO- 
Saatgut für den weltweiten Export produzierte. 
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Zusätzlich sollte das 107 Millionen Dollar umfassende landwirt¬ 
schaftliche Wiederaufbauprogramm USAID der Agentur für Interna¬ 
tionale Entwicklung im US-Außenministerium den Einfluß der iraki¬ 
schen Regierung auf die Nahrungsproduktion eliminieren. »Es besteht 
die Absicht, diese vollkommen dem freien Markt zu überlassen«, sagte 
Doug Pool, ein Landwirtschaftsspezialist im Amt der USAID für den 
Wiederaufbau des Irak. 

Ziel der USAID, in dem sich die Politik der USA und der WTO 
spiegelt, war, der neuen Regierung zu helfen, Subventionen für die 
Landwirtschaft auslaufen zu lassen. »Der Minister für Landwirtschaft 
war darin recht erfolgreich«, meinte Pool. Staatliche Unternehmen, wie 
die Mesopotamia Seed-Corp., »müssen ausgebootet und privatisiert wer¬ 
den«, erklärte er. Er sagte nicht, wer im kriegszerstörten Irak über das 
Geld verfügen kormte, um ein solches Staatsunternehmen zu kaufen. 
Mögliche Käufer konnten nur hochliquide ausländische Agrar¬ 
konzerne wie Monsanto sein. 

Um die Einführung des patentgeschützten GMO-Saatguts der aus¬ 
ländischen Saatgutkonzerne zu erleichtern, verteilte das irakische 
Landwirtschaftsministerium deren GMO-Saatgut zu »subventionierten 
Preisen«. Sobald Bauern auf dem GMO-Saatgut festsitzen, werden sie 
nach den neuen Regeln des Patentschutzes für Pflanzen in der Verord¬ 
nung 81 gezwungen, den Unternehmen jedes Jahr neues Saatgut abzu¬ 
kaufen. Unter dem Banner des sogenannten »freien Marktes« wurden 
die irakischen Bauern an ausländische Saatgutkonzerne verkauft und 
versklavt. 

ln einem Interview vom Dezember 2004 führte der in den USA aus¬ 
gebildete Landwirtschaftsminister der irakischen Übergangsregierung, 
Sawsan Ali Magid, aus: »Es ist notwendig, daß die irakischen Bauern 
konkurrenzfähig werden, daher entschieden wir, den Einsatz von Pe¬ 
stiziden, Düngemitteln, verbesserten Saatguts und dergleichen zu sub¬ 
ventionieren. Wir haben dafür andere Subventionen abgebaut, aber 
wir müssen konkurrenzfähig werden.« 

Mit anderen Worten, das Geld zum Kauf neuen Saatguts für Iraks 
verarmte Bauern ist dazu vorbestimmt, ausländischen Großkonzernen 
wie Monsanto GMO-verbessertes Saatgut abzukaufen. 

Gleichzeitig spähen US-Güterexporteure gierig neue Marktchancen 
aus. »Irak war einmal in den 1980er Jahren mit Abschlüssen im Wert 
von knapp einer Milliarde Dollar ein wichtiger Wirtschaftsmarkt für 



31 


landwirtschaftliche Erzeugnisse aus den USA«, erklärte 2003 die frü¬ 
here Landwirtschaftsministerin der Regierung Bush, Ann Veneman, 
um engen Beziehungen zu Monsanto, bevor sie nach Washington kam, 
vor einer Konferenz der Landfunk-Redakteure. »Er hat nun wieder das 
Potential, zum bedeutenden Markt zu werden.« 

Veneman versäumte zu erwähnen, daß die Reagan- und später die 
Bush-Regierung während des Iran-lrak-Krieges der späten 1980er Jah¬ 
re heimlich dem Irak Saddam Husseins als landwirtschaftliche Güter 
getarnte Waffen und chemische Kampfstoffe über die Exportkredit¬ 
gesellschaft des US-LandWirtschaftsministeriums verkauft hatte. Der 
Skandal kostete den amerikanischen Steuerzahler Milliarden Dollar, ln 
ihn waren der frühere Außenminister Henry Kissinger, Bushs Berater 
für Nationale Sicherheit, Brent Scowcroft, und die Eiliale der italieni¬ 
schen BNL-Bank in Atlanta verwickelt. 

Nach John King, dem Stellvertretenden Vorsitzenden des US-Reis- 
Rates, war der Irak in den späten 1980er Jahren, vor dem Golf-Krieg 
von 1991, der wichtigste Markt für US-Reis. »Die US-Reisindustrie 
möchte wieder eine größere Rolle bei der Belieferung des Irak mit Reis 
spielen«, sagte King vor dem US-Landwirtschaftsausschuß im Juni 
2005. »Bei den gegenwärtigen Herausforderungen, vor denen die US- 
Reis-lndustrie steht, ... könnte der neue Zugang zum irakischen Markt 
enorme Auswirkungen auf die Verkaufserlöse haben.« 

King fuhr fort: »Die Befreiung des Irak 2003 durch die Streitkräfte 
der Koalition hat dem irakischen Volk die Ereiheit gebracht. Die Wie¬ 
deraufnahme des Handels hat auch der US-Reisindustrie Hoffnung 
beschert.« Er versäumte hinzuzufügen, daß 2003 der US-Reis schon 
zum größten Teil aus genetisch manipuliertem GMO-Reis bestand. (2) 

Der Irak ist dazu bestimmt, ein riesiger Lebendversuch zur Über¬ 
prüfung von GMO-Weizen zu werden, und die Iraker sind dabei die 
menschlichen Versuchskaninchen. 

Im Erühjahr 2004, als die Verordnung 81 von Bremers CPA veröf¬ 
fentlicht wurde, protestierten Anhänger des jungen radikalen Geistli¬ 
chen Moqtada-al Sadr gegen die Schließung ihrer Zeitung al Hawza 
durch die US-Militärpolizei. Die CPA warf al Hawza vor, »unwahre 
Artikel« zu veröffentlichen, die eine »wirkliche Bedrohung durch Ge¬ 
walttätigkeiten aufwerfen« könnten. Als Beispiel zitierte die CPA einen 
Artikel, der behauptete, Bremer verfolge »eine Politik des Hungers für 
die irakische Bevölkerung, um sie so sehr mit der Sorge um ihr tägli- 
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ches Brot zu beschäftigen, damit ihr keine Chance bleibt, ihre politi¬ 
schen und individuellen Freiheiten einzufordern«. 

Daß solche Artikel im Hinblick auf die Verordnung 81 erscheinen 
würden, konnte kaum überraschen. Auch überrascht die Tatsache 
nicht, daß Bremers CPA versuchen würde, die Kritik an ihrer Lebens¬ 
mittelpolitik angesichts der Bedeutung des gesamten GMO-Projekts 
mit aller Macht zum Schweigen zu bringen. 


Irak, USA und die IWF-Diktate 

Am 21. November 2004 gaben die führenden Vertreter des Pariser 
Clubs der Gläubigerregierungen eine feierliche Erklärung darüber ab, 
wie sie mit den geschätzten 39 Milliarden Dollar Schulden der iraki¬ 
schen Regierung an die Industrienationen als Teil der geschätzten 120 
Milliarden Dollar Auslandschulden des Saddam-Hussein-Regimes 
umgehen würden. Obwohl das Regime Saddam Husseins gestürzt 
worden war, hatte Washington anfänglich nicht vor, reinen Tisch zu 
machen und die alten Schulden für ungültig zu erklären. 

Die Regierungen im Pariser Club einigten sich erst auf neue Bedin¬ 
gungen für die auf 39 Milliarden Dollar festgeschriebenen Staatsschul¬ 
den, nachdem James Baker 111., der Sondervermittler der USA in Sa¬ 
chen Schulden des Irak, großen Druck ausgeübt hatte. Baker war kein 
Anfänger, schließlich war er es, der im Jahr 2001 die Präsidentenwahl 
von George W. Bush durch seinen Einspruch beim Obersten Gericht 
der USA zuwege gebracht hatte, und er ist einer der engsten Berater 
der Eamilie Bush. 

Bei dem Kuhhandel mit den OECD-Verbündeten nötigte die US- 
Regierung mit großer Genugtuung die Staaten des Pariser Clubs, die 
Altschulden des Irak weitgehend abzuschreiben. Der Grund dafür war 
sehr einfach: Die meisten Schulden bestanden gegenüber Rußland, 
Erankreich, Japan, Deutschland und anderen Ländern. Die Vereinigten 
Staaten hielten nur den kleinen Anteil von 2,2 Milliarden Dollar an der 
Gesamtschuld. 

Die Mitglieder des Pariser Clubs veröffentlichten in einer offiziellen 
Presseerklärung: »Die Vertreter der Gläubigerländer sind sich der au¬ 
ßerordentlichen Situation der Republik Irak und ihrer eingeschränkten 
Rückzahlungskapazität in den nächsten Jahren bewußt. Sie einigten 
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sich auf eine Behandlung der Schulden, welche die langfristige Erträg¬ 
lichkeit der Schulden sicherstellt. Zu diesem Zwecke empfahlen sie 
ihren Regierungen die folgende außerordentliche Vorgehens weise: 


>- eine unmittelbare Annullierung eines Teils der jüngeren Zinsen, die 
zum 1. Januar 2005 30 Prozent der Gesamtschuld ausmachen. Der restli¬ 
che Schuldenbestand wird bis zum Zeitpunkt der Zustimmung zu einem 
IWF-Standardprogramm ausgesetzt. Diese Annullierung ergibt eine Ab¬ 
schreibung von 11,6 Milliarden US-Dollar auf die Gesamtschuld gegen¬ 
über dem Pariser Club von 38,9 Milliarden US-Dollars; 

- sobald ein IWF-Standardprogramm genehmigt worden ist, wird der 
Schuldenbestand um 30 Prozent herabgesetzt. Die Restschuld wird auf ei¬ 
nen Zeitraum von 23 Jahren einschließlich einer Schonfrist von sechs Jah¬ 
ren festgelegt. Dieser Schritt wird den Schuldenbestand um weitere 11,6 
Milliarden US-Dollar mindern und den Anteil der Annullierung auf 60 
Prozent anheben. 

Die Gläubiger im Pariser Club erklärten sich bereit, eine zusätzliche 
Tranche von 20 Prozent Schuldenminderung auf den ursprünglichen 
Schuldenbestand nach Abschluß des letzten Berichts des IWF- 
Verwaltungsrats über die Durchführung des IWF-Standardprogramms 
nach drei Jahren zu bewilligen.« 


Der Schuldenerlaß für den Irak, in dem die Hauptbesatzungsmacht, 
die Vereinigten Staaten, großzügig die Schulden abschrieben, die Sad¬ 
dam den Rivalen Washingtons schuldete, die ursprünglich Gegner des 
Kriegs gegen den Irak waren - Rußland, Frankreich, China - wurde an 
die Bedingung geknüpft, daß der Irak sich strikt an das IWF- 
Standardprogramm hält. Das Standardprogramm war das gleiche, das 
man schon gegen Indonesien, Polen, Kroatien, Serbien und Rußland 
nach 1990 sowie Argentinien angewandt hatte. Es verpflichtet den Irak, 
seine wirtschaftliche Souveränität an die IWF-Technokraten in Wa¬ 
shington abzutreten, die in Wirklichkeit vom US-Schatzamt und von 
der Regierung in Washington gesteuert werden. 

Um dem Schaden die Beleidigung folgen zu lassen, waren jene alten 
irakischen Schulden aus der Hussein-Ära etwas, was Regierungen in¬ 
ternational »abscheuliche Schulden« nannten, Schulden, die ohne das 
Einverständnis der Bevölkerung und nicht in ihrem Interesse einge- 



34 


gangen worden waren, kurzum rechtswidrige Schulden, wie es die 
Schulden der untergegangenen Sowjetunion gewesen waren. Das 
kümmerte Washington, London und die anderen Mitglieder des Pari¬ 
ser Club nicht. Schulden waren ein wunderbares Mittel, um den »neu¬ 
en« Irak unter Kontrolle zu halten und seine Umwandlung in einen 
»freien Markt« zu erzwingen. GMO-Saatgut und Industrialisierung der 
Landwirtschaft waren das Kernstück der erzwungenen Veränderung. 

Die Privatisierung von Staatunternehmen stand ganz oben auf dem 
IWF-Programm des Washingtoner Konsenses. Freier Markt und priva¬ 
tisierte Unternehmen standen auch im Zentrum der 100 Verordnungen 
der CPA vom April 2004. Dies war kaum ein Zufall. 

Der Internationale Währungs-Fond ließ sich treffend als »Polizist 
der Globalisierung« abstempeln. Seit der Schuldenkrise der 1980er 
Jahre diente der IWF als Mittel, um brutale Sparmaßnahmen und 
Schuldentilgungspläne in den Volkswirtschaften der aufstrebenden 
Entwicklungsländer durchzusetzen. Die Kreditbedingungen des IWF 
zwingen Länder buchstäblich, ihre kostbarsten Wirtschaftsgüter an 
ausländische Heuschrecken abzutreten, um Schulden abzutragen, die 
aber dadurch nur noch Zunahmen. 

Typischerweise standen riesige Bankkonzerne und private Interes¬ 
sen hinter den Konditionalitäten des IWF. Sie setzten unvermeidlich 
die Privatisierung von Staatunternehmen, die Beseitigung von Subven¬ 
tionen der öffentlichen Hand für Lebensmittel, Gesundheitsfürsorge 
und Energie durch, und sie beschnitten die Ausgaben für das öffentli¬ 
che Bildungswesen. Alle politischen Richtlinien, die internationalen 
Konzernen nützten, in den Irak der Nachkriegszeit einzudringen, um 
ihn zu beherrschen, wurden vom IWE und den Gesetzen Bremers ein¬ 
gebracht: schlanker Staat, flexible Arbeitskräfte, offene Grenzen, mini¬ 
male Steuern, keine Kontrolle des Kapitalexports aus dem Irak, keine 
Zölle, keine Auflagen für Eigentümer. 

Die Bevölkerung verlor Hunderttausende oder sogar Millionen an 
Arbeitsplätzen. Erzeugnisse aus dem Ausland verdrängten heimische 
Güter aus dem Markt. Lebensmittel wurden zum Haupterzeugnis. Die 
Geschäfte vor Ort und bäuerliche Eamilienbetriebe waren nicht in der 
Lage, unter den aufgenötigten Gesetzen und gegen Wettbewerber aus 
dem Ausland zu bestehen. 

Typischerweise wurde ein Opfer der IWE-Konditionalitäten unver¬ 
meidlich gezwungen, seine Volkswirtschaft auf Export umzustellen. 
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um die für die Schuldenrückzahlung erforderlichen Dollars zu verdie¬ 
nen. »Zuckerbrot« für diese Umstellung waren immer Versprechungen 
des IWF, im Krisenfall mit Entlastungskrediten auszuhelfen. Die »Peit¬ 
sche« hinter dem IWF-Zuckerbrot war die Drohung, das Opfer, das 
Gläubigerland für immer von allen Auslandskrediten auszuschließen, 
sollte es die brutalen Bedingungen des Internationalen Währungs- 
Fonds ablehnen. 

Diese Methode des Vorgehens sollte auch im Fall des Irak nicht an¬ 
ders sein. Die irakischen Wahlen unter US-Aufsicht sollten die rechtli¬ 
che Bühne bieten, um Iraks Regierung an die strengen IWF-Kontrollen 
zu binden. Tatsächlich würden sie den IWF zu der »neutralen« Instanz 
machen, die für die Umsetzung der 100 Bremer-Gesetze verantwortlich 
ist. Der IWF würde den Irak zwingen, Washingtons Vision einer Welt 
des »freien Marktes« beizutreten. 

Der IWF plante, irgendwann nach den irakischen Wahlen am 30. Ja¬ 
nuar 2005 ein Sonderabkommen mit Iraks neuer Regierung zu schlie¬ 
ßen. Da der Erlaß eines großen Teils der irakischen Auslandsschulden 
von der Billigung durch den IWF abhing, verfügte dieser bei seinen 
Verhandlungen mit der irakischen Führung über eine erhebliche He¬ 
belkraft. (3) 

Die Resolution Nr. 1483 des UN-Sicherheitsrats hatte Bremer die 
Macht übertragen, den besetzten Irak zu verwalten, doch dies nur in¬ 
nerhalb der Vorgaben des Völkerrechts. Bremers 100 Verordnungen 
und seine wirtschaftliche »Schocktherapie« stellen allerdings einen 
völlig ungesetzlichen Verstoß gegen das Völkerrecht dar. 

Um diese peinliche Tatsache zu verbergen und weil Proteste gegen 
die irakische Privatisierung und gewalttätige Angriffe auf amerikani¬ 
sche Unternehmen sich ausweiteten, eilte Bremer überstürzt nach Wa¬ 
shington, um mit seinem Präsidenten ein neues Vorgehen zur Über¬ 
nahme der Wirtschaft des Irak zu erörtern. Das Ergebnis war das 
Übergangsregime von lyad Allawi und die Ankündigung von Wahlen 
im Januar 2005. Allawi war ein handverlesener Schützling Washing¬ 
tons, der seit Jahren mit der CIA zusammenarbeitete. Er war auserse¬ 
hen worden, die illegalen Bremer-Erlasse »per Gesetz« einzuführen. 

Der Verordnung 39 zufolge sollten im Irak mit Hilfe der »Bremer- 
Gesetze« die irakischen Industriebetriebe und Märkte mit wenigen 
Ausnahmen für Auslandsinvestition geöffnet werden. Das hätte es 
dieser irakischen Übergangsregierung oder der nächsten sehr schwer 
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gemacht, diese oder irgendeine der politischen Maßnahmen zu wider¬ 
rufen oder aufzuheben. 

Bremer schrieb die Verordnung 39 und die anderen mit dem Artikel 
26 der Übergangsverfassung des Irak fest. Die Verfassung stellte si¬ 
cher, daß, sobald die Souveränität auf die von der USA handverlese¬ 
nen Übergangsregierung Allawi übergegangen wäre, diese Regierung 
die Bremer-Gesetze nicht mehr ändern durfte. Das wurde in den 100 
Bremer-Gesetzen festgehalten. Außerdem schleuste Bremer ausgesuch¬ 
te, den USA ergebene Bürokraten in jedes irakische Ministerium ein 
und ermächtigte sie, sich über Entscheidungen der nachfolgenden ira¬ 
kischen Regierungen gegebenenfalls hinwegzusetzen. 

Die Garantie dafür boten 132 000 US-Soldaten, die nach 2003 in et¬ 
wa 14 neu eingerichteten und über das ganze Land verstreuten US- 
Militärstützpunkten fest stationiert waren. Ende 2004 wurde den mei¬ 
sten Irakern klar, was Washington unter dem vornehmen Wort¬ 
gebrauch »den Samen der Demokratie aussäen« tatsächlich verstand. 
Diese Samen hatten nichts mit der Möglichkeit normaler irakischer 
Bürger zu tun, über ihr eigenes Schicksal unabhängig zu entscheiden. 

Nachdem im Juni 2004 die Regierungsgewalt von Bremers CPA no¬ 
minell auf eine irakische Übergangregierung unter dem CIA-Mann Al¬ 
lawi übergegangen war, erklärte diese sich bereit, den Schuldenerlaß im 
Austausch für die Verantwortung zu akzeptieren, die »Öffnung« für 
die vom IWE auferlegten Reformen und Anpassungsmaßnahmen unter 
Beweis zu stellen, ln einem Memorandum als Anhang zu der Absichts¬ 
erklärung, die der Gouverneur der Zentralbank, Shababi, und der Ei¬ 
nanzminister Al-Mahdi in jenem September an den IWE geschickt hat¬ 
ten, verliehen die Männer dem Eifer Ausdruck, mit dem sich die von 
den USA eingerichtete Regierung für den Eonds einsetzen werde. (4) 

»Die neue Gesetzgebung im Einanzbereich hat den Weg zur Schöp¬ 
fung eines modernen Einanzwesens geebnet«, prahlte das Schreiben 
und fuhr fort, man habe »bereits drei ausländische Banken ermächtigt, 
ihre Tätigkeit aufzunehmen«, und »eine Reihe ausländischer Banken 
zeigt Interesse, einen Minderheitsanteil an privaten irakischen Banken 
zu erwerben.« Eine dieser Banken war die Londoner HSBC, eine der 
größten Banken der Welt. 

Das Beispiel des Irak und die erzwungene Umwandlung seiner Le¬ 
bensmittelproduktion auf patentiertes GMO-Saatgut, das gigantische 
ausländische Agrarkonzerne kontrollieren, war nur eines der klarsten 
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Beispiele für die Art und Weise, wie Monsanto und andere GMO- 
Giganten einer unwilligen Weltbevölkerung GMO-Ernten aufzwingen. 

Die Verfechter genmanipulierter Pflanzen behaupteten, sie besäßen 
den Schlüssel zur Lösung des künftigen Welthungerproblems und der 
Unterernährung in den Entwicklungsländern, insbesondere werm die 
Weltbevölkerung in den kommenden vier Jahrzehnten - wie vorher ge¬ 
sagt - vielleicht um weitere zwei Milliarden Menschen zunehmen 
würde, ln dieser Hinsicht ist die Geschichte Argentiniens informativ. 
Die Wirtschaft dieses einst landwirtschaftlich reichen Landes in La¬ 
teinamerika wurde als erste sich entwickelnde Wirtschaft auf haupt¬ 
sächlich GMO-Getreide umgestellt. (4) 
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Kapitel 2 


Die Weltrevolution der 
Lebensmittelproduktion beginnt 


Argentinien, das erste Versuchskaninchen 

Die entschlossenen Bemühungen der Vorläufigen Koalitionsregierung 
Iraks, genetisch manipuliertes Saatgut für die heimische Lebensmittel¬ 
produktion zu übernehmen, war nur ein Schritt in dem Prozeß, GMO- 
Saatgut weltweit einzuführen. Nachdem seit dem Jahr 1996 patentier¬ 
tes GMO-Saatgut für den breiten gewerblichen Einsatz zur Verfügung 
stand, hat sich der GMO-Anbau mit erstaunlicher Geschwindigkeit 
ausgebreitet. 

Seine Förderer begrüßten die Einführung der GMO-Landwirtschaft 
als nichts geringeres als die »Zweite Grüne Revolution«. Damit ver¬ 
wiesen sie auf die Einführung moderner landwirtschaftlicher Produk¬ 
tionsverfahren nach dem Zweiten Weltkrieg, vor allem auf die Einfüh¬ 
rung besonderer Weizenkreuzungen und der künstlichen Düngung, 
für die unter der Ankündigung geworben wurde, hierdurch würden 
die Hektar-Erträge in Indien und in anderen Entwicklungsländern 
steigen. 

ln dem kurzen Zeitraum von knapp acht Jahren war bis 2004 die 
mit GMO-Saatgut bestellte Ackerfläche weltweit auf 167 Millionen 
Acre (1 Acre = 4047 m^) angewachsen, eine Steigerung um das 40fache! 
Diese Flächen stellten beeindruckende 25 Prozent der gesamten bebau¬ 
ten Landwirtschaftsfläche der Welt dar. Dadurch entstand der Ein¬ 
druck, GMO-Saatgut sei auf gutem Weg, innerhalb eines Jahrzehntes 
oder sogar kürzerer Zeit den Anbau von Feldfrüchten zu beherrschen, 
zumindest was die Hauptgetreidearten anbelangte. 

Über zwei Drittel dieser Anbauflächen, oder 106 Millionen Acre, 
waren vom führenden Verfechter der GMO in der Welt, den Vereinig¬ 
ten Staaten, bestellt worden. Diese Tatsache beweise nach der Einschät¬ 
zung der Befürworter, daß US-Regierung, Verbraucher wie auch Land- 
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wirte zu einem hohen Grad darauf vertrauten, daß GMO-Feldfrüchte 
wesentliche Vorteile gegenüber den herkömmlichen Sorten bieten. Das 
erwies sich als grausame Täuschung. 

Im Jahr 2004 stand Argentinien mit 34 Millionen Acre hinter den 
USA an zweiter Stelle, was die Größe der Anbaufläche von GMO- 
Pflanzen betraf. Zu den Ländern mit wesentlich kleineren GMO-An¬ 
bauflächen, die aber rasch aufholten, gehörte Brasilien. Das Land nahm 
im Frühjahr 2005 ein Gesetz zurück, das den Anbau von GMO- 
Pflanzen verboten hatte, und zwar mit dem Argument, diese Feld¬ 
früchte seien inzwischen so weit verbreitet, daß es nicht mehr möglich 
sei, das weitere Fortschreiten dieser Entwicklung aufzuhalten. Kanada, 
Südafrika und China hatten zu diesem Zeitpunkt bereits je ein um¬ 
fangreiches Programm für den GMO-Anbau einsatzbereit vorliegen. 

Ihnen folgten hastig, um den Anschluß nicht zu verpassen, die Län¬ 
der Rumänien, Bulgarien und Polen. Sie alle waren ehemalige Satelli¬ 
ten der Sowjetunion mit großen landwirtschaftlichen Anbauflächen 
und lockeren Vorschriften. Indonesien, die Philippinen, Indien, Ko¬ 
lumbien, Honduras und Spanien meldeten ebenfalls einen bedeuten¬ 
den GMO-Anbau. Von vielen anderen ärmeren Ländern, für die keine 
Angaben Vorlagen, hieß es nach Unterlagen der Pew-Stiftung in den 
USA, sie stünden im Fadenkreuz von Firmen, die dort ihr GMO- 
Saatgut, insbesondere ihre Pflanzenschutz- und Unkrautvernichtungs- 
mittel, zu vermarkten gedenken. 

Der Pew-Studie zufolge war an der Anzahl der Bauern, die 2004 
GMO-Saatgut einsetzten, bemerkenswert, daß von ihnen ganze 85 Pro¬ 
zent als »minderbemittelt« galten. Die meisten von ihnen lebten in 
Entwicklungsländern, in Ländern, die sich mit IWE-Konditionalitäten 
und hohen Auslandsschulden herumschlugen. (1) 

ln keinem dieser Länder war die Grundstruktur der eigenen Land¬ 
wirtschaft so radikal und zu einem so frühen Zeitpunkt umgestellt 
worden wie in Argentinien. Die Geschichte der GMO-Landwirtschaft 
und der argentinischen Soja-Revolution liefert ein Eallbeispiel dafür, 
wie eine Nation im Namen des »Eortschrittes« systematisch seiner Ei¬ 
genversorgung mit Nahrungsmitteln beraubt werden kann. 

Bis Anfang der 1980er Jahre hatte das südamerikanische Land Ar¬ 
gentinien für seine Bevölkerung einen bemerkenswerten Grad an Le¬ 
bensstandard erreicht. Das Landwirtschaftssystem war teilweise unter 
dem Einfluß der Ära Juan Perons diversifiziert, produktiv und wurde 
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nahezu ganz von kleinen bäuerlichen Familienbetrieben bestimmt. Ein 
typischer argentinischer Bauer der 1970er und zu Begirm der 1980er 
Jahre baute auf einem kleinen Grundstück in geringen Mengen Feld¬ 
früchte wie Gemüse oder Weizen an, hielt Kleingeflügel, einige Milch¬ 
kühe und ab und zu auch Mastrinder. Das Land gehörte oft über Jahr¬ 
zehnte zu seinem Besitz. Die argentinische Rindfleischqualität war in 
den 1970er Jahren so hoch, daß sie mit dem Rindfleisch aus Texas in 
der Qualität um die Weltspitze konkurrierte. Typischerweise erzeug¬ 
ten das fruchtbare Land und das hohe landwirtschaftliche Niveau bis 
in die 1980er Jahre hinein einen großen Überschuß, der den heimischen 
Bedarf überstieg. Regierungssubventionen für die Landwirtschaft gab 
es nicht, und die Verschuldung der Bauern war unbedeutend. 


Eine Schuldenkrise macht Argentinien zum Sojagiganten 

Das alles änderte sich mit der argentinischen Schuldenkrise der 1980er 
Jahre. Im Gefolge des starken Anstiegs der internationalen Ölpreise in 
den 1970er Jahren vergaben die größeren New Yorker und andere in¬ 
ternationale Banken wie Citibank, Chemical Bank, Bank of Boston, Barclays 
und andere Häuser unter Führung der Chase Manhattan Bank, der 
Hausbank der Familie Rockefeiler, zunächst an Länder wie Argentini¬ 
en Kredite zu sehr günstigen Bedingungen. Die Darlehen dienten unter 
anderem zur Finanzierung der benötigten Öleinfuhren. Solche Kredite 
sollten bald süchtig machen, und so häuften sich die Dollar-Schulden 
an. Solange die Londoner Zinssätze so niedrig blieben, wie sie ur¬ 
sprünglich waren, konnten die Kredite aus dem Volkseinkommen be¬ 
dient werden. 

Als die Federal Reserve Bank (LED) der USA im Oktober 1979 plötz¬ 
lich ihren Leitzins um fast 300 Prozent anhob, um einen Dollar-Absturz 
zu stoppen, wirkte sich das weltweit auf die Zinssätze aus, vor allem 
auf die gleitenden Zinssätze der Auslandsschulden Argentiniens. 

Um 1982 hatte sich Argentinien in einer Schuldenfalle verfangen. 
Sie ähnelte derjenigen, welche die Briten in den 1880er Jahren benutz¬ 
ten, um Ägypten die Kontrolle über die Durchfahrt durch den Suez- 
Kanal abzunehmen. Die New Yorker Bankiers hatten unter der Füh¬ 
rung David Rockefellers ihre Lehren aus dem britischen Schuldenim¬ 
perialismus gezogen. (2) 
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Der nationale Wille Argentiniens wird gebrochen 

Die frühe Ära des Peronismus hatte in Argentinien eine gut organisier¬ 
te Gewerkschaftsbewegung, eine starke, zentrale Rolle des Staates in 
der Wirtschaft und die Zusammenarbeit von Staat und Gewerkschaft 
mit ausgesuchten privaten Unternehmen zuwege gebracht. Das dirigi¬ 
stische Modell war dem Korporativismus in Mussolinis Italien der 
1920er Jahre nicht unähnlich. Während des weltweiten Wirtschaftsauf¬ 
schwungs in der noch friedlichen Nachkriegszeit glich es vielleicht 
eher noch dem skandinavischen Modell einer demokratischen Gesell¬ 
schaft. Der Peronismus hatte bei allen sonstigen Defiziten in der argen¬ 
tinischen Bevölkerung eine ausgeprägte nationale Identität erzeugt. 

Die Peron-Ära fand 1976 durch einen Militärputsch ein blutiges En¬ 
de. Zum Regimewechsel kam es mit Hilfe Washingtons. Der Staats¬ 
streich wurde mit dem Argument gerechtfertigt, man müsse dem 
wachsenden Terrorismus und den kommunistischen Aufständen im 
Land begegnen. Spätere Untersuchungen ergaben, daß die Guerilla- 
Kriegsgefahr seitens der Revolutionären Volksarmee (ERP) und der 
Monteneros vom argentinischen Militär in Szene gesetzt worden war. 
Die meisten der Guerillaführer waren vom US-Pentagon in der berüch¬ 
tigten Armee-Schule für die beiden Amerikas in innenpolitischen Me¬ 
thoden der Aufstandsbekämpfung ausgebildet worden. Die Militärdik¬ 
tatur von Präsident Jorge Videla legte die Menschenrechte und ordent¬ 
liche Gerichtsverfahren recht liberal aus. Im Oktober 1976 war der ar¬ 
gentinische Außenminister, Admiral Cesar Guzzetti, mit Außenmini¬ 
ster Henry Kissinger und Vizepräsident Nelson Rockefeller in Wa¬ 
shington zusammengetroffen. 

Bei dem Treffen wollte man die Vorschläge der Militärjunta zur 
drastischen »Unterdrückung« der Opposition im Lande besprechen. 
Nach Dokumenten des US-Außenministeriums, die erst Jahre später 
freigegeben worden waren, deuteten Kissinger und Rockefeiler nicht 
nur ihre Zustimmung an, sondern Rockefeiler schlug sogar vor, be¬ 
stimmte Schlüsselpersonen in Argentinien gezielt zu eliminieren. Min¬ 
destens 15 000 Intellektuelle, Arbeiterführer und Oppositionelle ver¬ 
schwanden daraufhin während des sogenannten »schmutzigen Krie¬ 
ges«. 

Die Rockefeller-Eamilie spielte beim Regimewechsel in Argentinien 
mehr als nur eine Nebenrolle. Die Schlüsselfigur der regierenden Junta 
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wurde Wirtschaftsminister Martinez-de Hoz, ein Mann mit besten Be¬ 
ziehungen zu David Rockefellers Chase Manhattan Bank. Er führte radi¬ 
kale wirtschaftliche Maßnahmen durch, die daraufhin ausgelegt wa¬ 
ren, Investitionen aus dem Ausland zu begünstigen. Vor allem wirt¬ 
schaftliche Gründe hatten Rockefeiler veranlaßt, die Junta heimlich zu 
unterstützen. Große private Geldbeträge aus Rockefellers Bank hatten 
die Machtergreifung des Militärs finanziert. 

Die Rockefeller-Brüder betrachten Lateinamerika seit den 1940er 
Jahren praktisch als privaten Einflußbereich ihrer Eamilie. Damals lei¬ 
tete Davids Bruder Nelson als Präsident Roosevelts Koordinator für 
Interamerikanische Geheimdienstangelegenheiten (Coordinator of In- 
ter-American Intelligence Affairs, CIAA) den US-Geheimdienst in 
Südamerika. Die Interessen der Eamilie Rockefeiler hatten vom Öl Ve¬ 
nezuelas auch auf die brasilianische Landwirtschaft übergegriffen. Die 
Eamilie hatte nun beschlossen, daß die Schuldenprobleme Argenti¬ 
niens der 1970er Jahre eine einmalige Gelegenheit boten, auch dort die 
Interessen der Eamilien voranzubringen. 

Martinez-de Hoz gab die Inlandspreise für die am dringendsten be¬ 
nötigten Lebensmittel, die bisher der Preiskontrolle der Regierung un¬ 
terstanden hatten, frei. Dazu gehörten Nahrungsmittel, Brenn- und 
Treibstoffe. Dagegen fror er die Löhne ein, was bei den Verbrauchern 
zu einem SOprozentigen Einbruch ihrer Kaufkraft führte. Er senkte die 
Zölle und ermöglichte es so, daß Importe und Spekulationskapital aus 
dem Ausland den Binnenmarkt überschwemmten. Chase Manhattan 
und Citibank waren die ersten ausländischen Banken, die sich nieder¬ 
ließen. 

Um den unvermeidlichen Protest der starken peronistischen Ge¬ 
werkschaftsbewegung gegen die Angriffe auf den Lebensstandard 
zum Schweigen zu bringen, unterdrückte das Militärregime die Oppo¬ 
sition mit aller Brutalität. David Rockefeiler war offensichtlich mit sei¬ 
ner neuen Regierung zufrieden. Denn er pries Martinez-de Hoz in ei¬ 
ner öffentlichen Rede an der Universität Princeton mit warmen Wor¬ 
ten: »de Hoz ist ein alter Preund ...« 

1989 wurde nach über einem Jahrzehnt drückender Militärregie¬ 
rung unter dem Präsidenten Carlos Menem unter Verlust der nationa¬ 
len Souveränität Argentiniens eine neue Phase eingeführt. Menem war 
ein wohlhabender Lebemann, der später wegen ausufernder Korrupti¬ 
on und illegalem Waffenhandel angeklagt wurde. Damals residierte 
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George Herbert Walker Bush im Weißen Haus und empfing dort Me- 
nem nicht weniger als acht Mal als seinen persönlichen Gast. Sein Sohn 
Neil Bush war in Menems Residenz in Buenos Aires zu Gast. Menem 
erfreute sich - kurz gesagt - der besten Beziehungen zum Norden. 

Als das argentinischen Militär von Skandalen gejagt wurde und die 
Unzufriedenheit in der Bevölkerung wuchs, entschieden die New Yor¬ 
ker Bankiers und die Strippenzieher der Macht in Washington, daß es 
an der Zeit sei, eine neue Karte auszuspielen, um mit der wirtschaftli¬ 
chen Ausplünderung und den Firmenübernahmen in Argentinien fort¬ 
zufahren. Menem war nur dem Namen seiner Partei nach Peronist. Als 
Präsident setzte er eine wirtschaftliche Schocktherapie durch, die sogar 
noch drastischer ausfiel, als die Revolution des Freien Marktes, die 
Margaret Thatcher im Großbritannien der 1980er Jahre durchführte. 
Als Peronist kormte er den Widerstand innerhalb der Partei und in den 
Gewerkschaften dämpfen. 

Auch in der Regierung Menem war der Wirtschaftsminister die 
Schlüsselfigur für die mächtigen New Yorker Bankiers. Der neue Mini¬ 
ster hieß Domingo Cavallo. Er war ein Schüler von Martinez-de Hoz 
und in New Yorker Finanzkreisen ein wohlbekarmter Marm. Cavallo 
hatte an David Rockefellers Harvard University promoviert und war 
kurze Zeit Chef der Nationalbank gewesen. Er wurde öffentlich von 
Rockefeiler als »der außergewöhnlichste Mann der ganzen Hemisphä¬ 
re« gepriesen. Cavallo war Geschäftspartner David Mulfords und mit 
diesem eng befreundet. Mulford war Präsident Bush sen. wichtigster 
Beamter im Schatzamt und dort für die Umschuldung Lateinamerikas 
nach dem Brady-Plan verantwortlich. Später gehörte er der Credit Suis- 
se First Boston Bank an. Cavallo hatte in der Tat das Vertrauen der 
»Yankee Banker«. (3) 

Menems Wirtschaftsprogramm war von David Rockefellers Ereun- 
den in Washington und New York geschrieben worden. Als Haupt¬ 
prioritäten sah das Programm die radikale Privatisierung von Staats¬ 
besitz, die Liberalisierung der Wirtschaft und die Demontage der mit 
Bedacht eingeführten staatlichen Regelungen auf allen Gebieten vom 
Gesundheits- über das Bildungswesen bis zur Industrie vor. Der Mini¬ 
ster öffnete die bisher noch geschützten Märkte für ausländische Im¬ 
porte, und das besorgte er in einem noch größeren Umfang, als es unter 
der Militärjunta schon der Lall gewesen war. Die Privatisierung war 
von Washington und im Auftrag Washingtons vom IWP als Bedingung 
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für Notfallkredite zur Stabilisierung des Pesos verlangt worden. Zu 
diesem Zeitpunkt litt Argentinien mit einer Inflationsrate von 200 Pro¬ 
zent pro Monat unter einem galoppierenden Währungsverfall im Stil 
der Weimarer Inflation von 1923. Die Junta hatte eine ruinierte Produk¬ 
tions- und Finanzwirtschaft mit großen Auslandsschulden hinterlassen. 

Menem konnte die von der Junta in ihren letzten Jahren erzeugte 
Hyperinflation ausnutzen, um dem Land noch radikalere wirtschaftli¬ 
che Reformen aufzuerlegen, als es selbst die Militärdiktatur gewagt 
hatte. Cavallo setzte pflichtbewußt die geforderte Schocktherapie 
durch und bekam dafür promt einen Kredit über 2,4 Milliarden Dollar 
und viel Lob vom IWF. Eine Wehe der Privatisierungen folgte. Sie er¬ 
streckte sich von der staatlichen Gesellschaft für Telekommunikation 
bis zum staatlichen Ölmonopol. Sogar die Sozialversicherung und die 
staatlichen Pensionskassen wurden privatisiert. Die Korruption nahm 
ungeheure Ausmaße an. Menems Kumpel wurden auf Kosten der 
Steuerzahler zu Milliardären. 

Die Ergebnisse waren voraussehbar. An die Stelle staatlicher Indu¬ 
striemonopole traten gigantische private Monopole in ausländischem 
Besitz. Ihre Übernahme wurde hauptsächlich durch Kredite von Ro- 
ckefellers Chase Manhattan oder Citibank finanziert. Diese Banken 
machten gewaltige Extraprofite und organisierten wenige Jahre später 
für reiche Argentinier die Kapitalflucht aus dem Peso auf private 
Bankkonten bei Pilialen der Chase Manhattan oder Citibank außerhalb 
der Grenzen Argentiniens. 

Die Auswirkungen auf die allgemeine Bevölkerung waren alles an¬ 
dere als positiv. Den Übernahmen durch Ausländer folgten umfang¬ 
reiche Entlassungen der Arbeiter, die zuvor im öffentlichen Dienst be¬ 
schäftigt waren. Es überrascht nicht, daß man Menems und seines 
Wirtschafts-Zars Domingo Cavahos Regime für etwas lobte, was die 
Einanzmedien »argentinisches Wirtschaftswunder« nannten. 

Die Inflation wurde 1991 dadurch beendet, daß die absolute Kon¬ 
trolle über das Geld einer Art Zentralbank, einem Währungsausschuß, 
ausgeliefert wurde, der unmittelbar dem IWE untersteht war. Den 
Wert des Pesos, der vom Stand in den 1970er Jahre drastisch abgewer¬ 
tet worden war, legte der Währungsausschuß rigoros auf ein 1: L 
Verhältnis zum US-Dollar fest. Es durfte im Land zur Ankurbelung der 
Wirtschaft kein Geld gedruckt werden, ohne daß zuvor die Dollar- 
Reserven auf den Konten des Währungsausschusses entsprechend 
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vermehrt worden waren. Der feste Peso öffnete während der 1990er 
Jahre die Schleusen für Investoren aus dem Ausland. Diese spekulier¬ 
ten mit der Privatisierung der Staatsbetriebe und zogen daraus riesige 
Gewirme. ReVista, die Zeitschrift des David Rockefeiler Zentrums für 
lateinamerikanische Studien an der Harvard University, behauptete: 
»Argentinien hat im letzten Jahrzehnt wirtschaftlich großartige Fort¬ 
schritte auf den Eintritt in die >Erste Welt« hin gemacht.« 

Als Cavallo während einer größeren Wirtschaftskrise im April 2001 
zurückgeholt wurde, um die Wirtschaft wieder in Gang zu bringen, 
führte er für die New Yorker Banken und seine Bankerfreunde heim¬ 
lich einen Coup durch. Er fror auf allen privaten Bankkonten die Gut¬ 
haben ein, um die Banken zu retten und Kredite der New Yorker Ban¬ 
ken Rockefellers und seiner Ereunden zu sichern. 

Argentinien geriet damals mit 132 Milliarden Dollar Staatsschulden 
in Zahlungsverzug. Während seiner ersten Amtshandlung als Wirt¬ 
schaftsminister traf sich Cavallo 2001 heimlich mit David Mulford von 
CSEB und Vertretern der /. P. Morgan-Chase Bank Rockefellers und der 
Londoner HSBC und einiger anderer ausgewählter Auslandsbanken. 
Man tauschte die alten argentinischen Schatzbriefe im Wert von 29 
Milliarden Dollar gegen neue aus. Die Banken machten bei dem ge¬ 
heimen Geschäft riesige Gewinne und sicherten ihr Kreditengagement 
gegenüber dem Land neu ab. Argentinien war bei diesem Schulden¬ 
umtausch der Verlierer, weil diese Aktion die gesamte Schuldenlast 
noch vermehrte. Das Geschäft beschleunigte nach Angaben von US- 
Einanzinvestoren den Konkurs auf die Staatsschulden Argentiniens. 
Die gesamte Auslandsverschuldung des Landes war bis 2003 auf 198 
Milliarden Dollar angestiegen. Sie war dreimal so hoch wie beim 
Amtsantritt von Menem im Jahr 1989. 


Rockefellers Agrarrevolution in Argentinien 

Mitte der 1990er Jahre machte sich die Menem-Regierung daran, Ar¬ 
gentiniens traditionell produktive Landwirtschaft in eine Monokultur 
für den Export auf den Weltmarkt zu revolutionieren. Auch hierzu war 
die Vorlage von ausländischen Interessen in New York und Washing¬ 
ton verfaßt worden, allen voran von David Rockefellers Ereunden. 
Menem behauptete, die Umstellung der Nahrungsmittelproduktion 
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auf den industriellen Anbau genmanipulierter Sojabohnen sei erforder¬ 
lich, wenn das Land seine sich aufblähenden Auslandsschulden bezah¬ 
len wolle. Das war eine Lüge. Doch gelang es damit, die argentinische 
Landwirtschaft zum Gefallen nordamerikanischer Investoren wie Da¬ 
vid Rockefeiler, Monsanto und Cargill Inc. umzuwandeln. 

Nach fast zwei Jahrzehnten wirtschaftlicher Fehlentwicklung auf¬ 
grund verlockender ausländischer Dollar-Kredite erzwangen die IWF- 
Konditionalitäten die Privatisierung und die Demontage nationaler 
Schutzmaßnahmen. Dadurch sollte Argentinien zum Ziel der radikal¬ 
sten Umstrukturierung seiner hochbewerteten Landwirtschaft werden. 

1991, noch einige Jahre bevor in den USA Feldversuche zugelassen 
wurden oder damit begonnen worden ist, wurde Argentinien heimlich 
zum Versuchslabor für die Anwendung gentechnisch veränderter 
Feldfrüchte in der Landwirtschaft. Menems Regierung rief eine wissen¬ 
schaftlich klingende Beratungskommission für Biotechnik ins Leben. 
Sie sollte die Lizenzvergabe an über 569 GMO-Feldversuche für Mais, 
Sonnenblumen, Baumwolle, Weizen und insbesondere Sojabohnen 
überwachen. Weder die Regierung Menem noch die Kommission regte 
eine öffentliche Debatte über die insgesamt strittige Frage an, ob GMO- 
Feldfrüchte unbedenklich seien oder nicht. 

Die Kommission tagte geheim und veröffentlichte ihre Ergebnisse 
nicht. Sie handelte im Grunde nur als Werbeagentur für die ausländi¬ 
schen GMO-Saatgutkonzerne. Dies war nicht überraschend, weil die 
Mitglieder der Kommission von den Firmen Monsanto, Syngenta, Dow 
AgroSciences und anderen GMO-Giganten stammten. Als 1996 in den 
USA zum ersten Mal in großem Umfang GM-Soja angebaut wurde, 
erteilte Menem der Monsanto Corp. von St. Louis, Missouri, dem größ¬ 
ten Produzenten der Welt für genmanipuliertes Sojasaatgut, eine Ein¬ 
fuhrlizenz - Soja war seit 1970 weltweit zum zunehmend wichtigen 
Euttermittel für die Landwirtschaft geworden. 

Zur gleichen Zeit, als seit 1996 in der argentinischer Landwirtschaft 
GMO-Sojasaatgut in großem Stil eingeführt wurde, begannen große 
ausländische Gesellschaften wie Cargill (das größte Handelsunterneh¬ 
men der Welt für Getreide und Sachwerte), internationale Investitions¬ 
fonds wie George Soros' Quantum-Eonds, ausländische Versicherungs¬ 
gesellschaften und Unternehmen wie die Seaboard Corp. in großem Stil 
das nun für Einkäufer mit US-Dollars extrem billige argentinische Ak- 
kerland aufzukaufen. Das war ein Riesengeschäft für ausländische 
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Investoren. Das GMO-Saatgut von Monsanto bildete dafür die Grund¬ 
lage. Argentiniens Ackerland wurde in eine riesige Industriefabrik zur 
Herstellung von Saatgut umgewandelt. Das Schöne für die ausländi¬ 
schen Investoren daran war, daß der GMO-Sojaanbau im Vergleich zur 
traditionellen Landwirtschaft wenig menschliche Arbeitkraft benötigte. 

Als Folge der Wirtschaftskrise versteigerten die Banken Millionen 
Hektar bestes Ackerland. Die einzigen Käufer, die Dollars investieren 
konnten, waren Unternehmen oder Privatpersonen aus dem Ausland. 
Kleinbauern, die noch überlebensfähig gewesen wären, bekamen ein 
paar Cents für ihr Land oder wurden, wenn sie den Verkauf verweiger¬ 
ten, manchmal durch Schlägerbanden oder die Polizei vom Land ver¬ 
trieben. Zehntausende anderer Bauern waren wegen der Import¬ 
schwemme billiger Nahrungsmittel nicht in der Lage, ihre Schulden zu 
bezahlen, und wurden dadurch von ihrem Grund und Boden vertrie¬ 
ben. Die Importe wurden weitgehend durch die Deregulierungen er¬ 
möglicht, die der IWF als erforderliche Marktöffnung erzwungen hatte. 

Wegen der wirtschaftlichen Betriebsgrößen, welche die GMO-Soja- 
revolution verlangte, benötigten ihre Sponsoren wie in Kanada riesige 
Landflächen. Auf ihnen war mechanisches Gerät rund um die Uhr im 
Einsatz. Es wurde zum Teil über GPS-Satelliten-Navigationssysteme 
ferngesteuert und kam manchmal sogar ohne Landarbeiter aus, die 
sonst die Traktoren steuerten. Zusätzlich benötigte das GMO-Soja- 
saatgut mit dem besonderen RR-Pestizid keine übliche Bodenbearbei¬ 
tung durch Pflügen. Deshalb verkaufte man den argentinischen Bauern 
das GMO-Sojasaatgut, eben weil es ohne Bodenbearbeitung angebaut 
werden konnte, als ökologisch vorteilhaft. In Wirklichkeit war es alles 
andere als umweltfreundlich. 

Die GMO-Sojabohne wird zusammen mit dem Unkrautbekämp¬ 
fungsmittel »Roundup« (einem Markenprodukt von Monsanto) nach 
einem Verfahren gesät, das unter der Bezeichnung »Direkt Drilling« 
zuerst in den USA angewandt wurde. Es spart Zeit und Geld. Bei dem 
Verfahren kommt eine riesige Direkt-Drilling-Maschine zum Einsatz, 
die sich nur wohlhabende Großbauern leisten können. Das Gerät bohrt 
ein mehrere Zentimeter tiefes Loch in den Boden, legt mechanisch ein 
GMO-Saatkorn in das Loch und drückt wieder Erde darauf. Das ge¬ 
schieht alles vollautomatisch. Mit dem Verfahren kann eine einzige 
Person ein riesiges Peld von mehreren tausend Morgen Pläche bestel¬ 
len. Pflanzenreste aus früherem Anbau werden im Peld belassen, um 
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zu verrotten. Dieses Verfahren eröffnete Monsanto nun größere Märkte 
zum Verkauf seiner besonderen GMO-spezifischen RR-Pestizide. Im 
Gegensatz dazu waren 70 bis 80 Landarbeiter erforderlich, um eine 
traditionelle, drei Hektar großen Pfirsich- oder Zitronenplantage zu 
bestellen. 

1996 sollte Argentinien mit der Entscheidung über die Zulassung 
von Monsantos GMO-Soja einen Umsturz erleben, den seine Befür¬ 
worter als »Zweite Grüne Revolution« begrüßten. In Wirklichkeit han¬ 
delte es sich um die Rückentwicklung einer einst produktiven nationa¬ 
len Landwirtschaft auf der Grundlage des bäuerlichen Familienbe¬ 
triebs in einen neo-feudalistischen Zustand, den eine Handvoll mäch¬ 
tiger, wohlhabender Großgrundbesitzer (Latifundisti) beherrschte. 

Die Regierung Menem stellte sicher, daß die Tür zur Einführung 
von GMO-Sojasaatgut weit offen blieb. Die argentinischen Bauern wa¬ 
ren infolge der Krisenjahre der Hyperinflation in schlimmer wirt¬ 
schaftlicher Bedrängnis. Da trat Monsanto auf und bot den kredit¬ 
hungrigen Bauern zusätzlich »Kredit« an, damit diese Monsanto das 
GMO-Sojasaatgut mit dem dazugehörigen »Roundup«-Herbizid, das 
speziell auf sein GMO-Sojasaatgut abgestimmt war, abkaufen konnten. 
Die Firma erleichterte den Sprung in den GMO-Sojaanbau durch das 
verführerische Angebot, die erforderliche Maschinerie und das Fach¬ 
personal zur Einarbeitung in die neue Technologie bereitzustellen. 


»Sojabohnen für mich, Argentinien 

Die Ergebnisse der GMO-Sojarevolution in Argentinien waren beein¬ 
druckend. Die Landwirtschaft der Nation war in weniger als einem 
Jahrzehnt vollständig umgestellt worden. 

In den 1970er Jahren vor der Schuldenkrise spielte Soja in der natio¬ 
nalen Landwirtschaft überhaupt keine Rolle. Lediglich 9500 Hektar 
Sojabohnen wurden damals angebaut. Ein typischer Familienbauern¬ 
hof betrieb eine Mischwirtschaft mit etwas Gemüse, Getreide, vielleicht 
ein paar Rindern für Milch und Fleisch und Hühnern. 

Im Jahr 2000, nur vier Jahre nach der Monsan fo-Revolution mit 
GMO-Soja und den Techniken der Großproduktion, wurde auf mehr 
als zehn Millionen Hektar GMO-Soja angebaut. Bis 2004 hatte sich die 
Anbaufläche auf über 14 Millionen Hektar ausgedehnt. Riesige Agrar- 
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Kombinate hatten Wälder und Land, das traditionellerweise von Indi¬ 
os bewohnt wurde, gerodet, um mehr Anbauflächen für Soja zu be¬ 
kommen. 

Die nationale landwirtschaftliche Vielfalt mit Mais- und Weizenfel¬ 
dern sowie Weideland für Rinder wurde kurzfristig in eine Monokul¬ 
tur umgewandelt, genauso wie es in Ägypten in den 1880er Jahren mit 
der Baumwolle geschehen war. 

Seit mehr als einem Jahrhundert war das argentinische Ackerland, 
besonders die legendären Pampas mit weiten Mais- und Weizenfel¬ 
dern zwischen grünen Weiden, auf denen Rinder grasten, bedeckt. Die 
Bauern wechselten zwischen Ackerbau und Weidewirtschaft, um die 
Bodenqualität zu erhalten. Mit der Sojabohne war das Land zur Mono¬ 
kultur geworden. Die Sojaernten laugen wichtige Nährstoffe aus dem 
Erdreich aus. Das bedeutet, daß der Anbau mehr und mehr Kunstdün¬ 
ger verlangte, so viel wie Monsanto davon anbot. Die großen Rinder¬ 
herden für die Fleisch- und Milchproduktion, die jahrzehntelang frei 
auf dem Grasland umherstreifen konnten, wurden jetzt im Stil der 
USA in enge Boxen der Massentierhaltung gezwungen, um Flächen für 
die einträglichere Sojaproduktion freizuhalten. Felder mit traditionel¬ 
lem Anbau von Getreide, Linsen, Erbsen und grünen Bohnen sind na¬ 
hezu verschwunden. 

Ein führender argentinischer Agrarökologe, Walter Pengue, Spezia¬ 
list für Fragen der langfristigen Auswirkungen des GMO-Sojaanbaus, 
sagt voraus: »Wenn wir auf diese Weise weitermachen, wird das Land 
in vielleicht 50 Jahren überhaupt nichts mehr hervorbringen.« 

Im Jahr 2004 wurde fast auf der Hälfte oder genauer auf 48 Prozent 
der gesamten landwirtschaftlichen Nutzfläche Argentiniens Soja ange¬ 
baut, und zwischen 90 und 97 Prozent der Samen war GMO-Saatgut 
von Monsanto. Die argentinische Milchwirtschaft war zwischen 1988 
und 2003 halbiert worden. Zum ersten Mal mußte Milch aus Uruguay 
zu weit höheren Preisen importiert werden. Da der Sojaanbau tausen¬ 
de Bauern von ihrem Grund und Boden vertrieben hatte, grassierten 
Armut und Unterernährung. 

ln den ruhigeren 1970er Jahren, bevor Rockefeiler und die New 
Yorker Banken in das Land eingefallen waren, genoß Argentinien ei¬ 
nen der höchsten Lebensstandards in der Welt. Der Anteil der Bevöl¬ 
kerung, der nach amtlichen Angaben unterhalb der Armutsgrenze lag, 
betrug 1970 etwa fünf Prozent. Im Jahr 1998 war der Anteil der Men- 
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sehen unterhalb der Armutsgrenze auf 30 Prozent und 2002 gar auf 51 
Prozent gestiegen. 

Von Unterernährung war früher in Argentinien nichts zu hören. Sie 
war bis 2003 jedoch auf geschätzte elf bis 17 Prozent der Gesamtbevöl¬ 
kerung von 37 Millionen Menschen angestiegen. Mitten in der schwe¬ 
ren nationalen Wirtschaftskrise im Zusammenhang mit dem Staats¬ 
bankrott mußten die Argentinier feststellen, daß sie sich nicht mehr 
wie früher darauf verlassen konnten, auf einem kleinen Grundstück 
auf dem Lande überleben zu können. Das Land war vom Massenan¬ 
bau des GMO-Sojas überrannt und für übliche überlebensnotwendige 
Feldfrüchte sogar gesperrt worden. 

Mit Unterstützung ausländischer Investoren und gigantischer 
Agrarunternehmen wie Monsanto und Cargill hatten sich die argentini¬ 
schen Großgrundbesitzer planmäßig daran gemacht, hilflosen Bauern 
ihr Land oft sogar noch mit Hilfe des Staates abzunehmen. Nach dem 
Gesetz durften Bauern Land bebauen, wenn sie das schon mindestens 
20 Jahre oder länger ohne Widerspruch getan hatten. Dieses überliefer¬ 
te Recht trampelte die neuen Machthaber im Interesse der Agrarindu¬ 
strie nieder, ln einer großen Region, in Santiago-del Estero, begannen 
die Großgrundbesitzer im großen Stil die Wälder für den GMO-Soja- 
anbau zu roden. Bäuerlichen Dorfgemeinschaften wurde plötzlich mit¬ 
geteilt, daß ihr Land nun jemandem anderen gehöre. Wenn sie sich 
weigerten, es freiwillig zu verlassen, stahlen ihnen in der Regel bewaff¬ 
nete Banden das Vieh, brannten ihre Ernten auf den Eeldern nieder 
und drohten ihnen weitere Gewalttaten an. Die Verlockung riesiger 
Gewinne aus dem GMO-Sojaexport war der Antrieb hinter dem lan¬ 
desweiten gewaltsamen Umbruch des traditionellen Ackerbaus. 

Als bäuerliche Eamilien in die Mittellosigkeit gestürzt und von ih¬ 
rem Land vertrieben wurden, um in neuen Slums am Rand der größe¬ 
ren Städte zu überleben, gerieten Selbstmord, gesellschaftliche Unru¬ 
hen, Verbrechen und Krankheit unter der nicht mehr zu bewälti¬ 
genden Überbevölkerung außer Kontrolle, ln wenigen Jahren waren 
mehr als 300 000 Landwirte und Kleinbauern von ihrem Land vertrie¬ 
ben worden, um es für das große Agrargeschäft der Plantagenbesitzer 
zu räumen. Die Vertriebenen flohen in die Städte, besonders nach Bue¬ 
nos Aires, in der verzweifelten Hoffnung, dort zu überleben. (4) 
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Monsanto erobert mit Betrug 

Nach dem Vorbild der alten spanischen Conquistadores des 16. Jahr¬ 
hunderts eroberten die Krieger Monsantos das Land mit einer Lügen- 
und Betrugskampagne. Weil das nationale argentinische Saatgut-Ge¬ 
setz Monsantos Patenten auf sein gegen Glyphosate resistentes, gen¬ 
manipuliertes Sojasaatgut keinen Schutz bot, konnte das Unternehmen 
den argentinischen Bauern keine Lizenzgebühren abverlangen, werm 
sie aus ihrer Ernte aus Monsanto-GMO-Soja Körner abzweigten, um 
diese bei der nächsten Aussaat als Saatgut zu verwenden, was üblich 
und gesetzlich zulässig war. Den Bauern war traditionell erlaubt, für 
den Eigenbedarf Saatgut aus eigener Ernte wiederzuverwenden. 

Lizenz- oder Patentgebühren einzutreiben stand allerdings im Mit¬ 
telpunkt der Vertriebsstrategie von Monsanto. Landwirte mußten in 
den USA und anderswo einen bindenden Vertrag mit Monsanto unter¬ 
schreiben, worin sie sich verpflichteten, kein Saatgut aus der eigenen 
Ernte wiederzuverwenden und jedes Jahr aufs neue Gebühren an Mon¬ 
santo abzuführen - eine Art neue Leibeigenschaft. 

Um die Tatsache zu umgehen, daß der nationalistische argentini¬ 
sche Kongreß sich weigerte, ein Gesetz zu verabschieden, das Monsanto 
ähnliche Rechte zubilligte, wie sie im Irak in der Verordnung 81 festge- 
schrieben worden waren, ein Gesetz, das die Zahlung von Li¬ 
zenzgebühren bei Androhung von Gerichtsstrafen festgesetzt hätte, 
griff Monsanto zu einem anderen Trick. 

Den Bauern wurde das erste Saatgut, das nötig war, um die Soja- 
Revolution in Argentinien in Gang zu bringen, verkauft. Danach wur¬ 
de der »Diebstahl« von Saatgut (das heißt der Wiederanbau von Samen 
aus eigener Ernte) zunächst bewußt übergangen, ln der ersten Phase 
der Übernahme wollte Monsanto die weitestmögliche Verbreitung sei¬ 
nes GMO-Saatguts im Land erreichen, und besonders auch die 
Verbreitung des dazugehörigen, von Monsanto patentierten Glyphosat 
oder »Roundup«-Unkrautvernichtungsmittels. Die hinterhältige Ver¬ 
triebsstrategie mit dem Verkauf von Samen, die Glyphosate-resistent 
waren, bestand darin, daß die Bauern gezwungen waren, auch die ent¬ 
sprechenden Pflanzenschutzmittel von Monsanto zu kaufen, die beson¬ 
ders auf das Glyphosate-resistente Saatgut zugeschnitten waren. 

Obwohl die Menge der mit GMO-Soja bebauten Landfläche um das 
14fache zunahm und ein weitverbreiteter Schmuggel GMO-Sojasaatgut 
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über die Pampas nach Brasilien, Paraguay, Bolivien und Uruguay 
brachte, unternahm Monsanto zunächst nichts, um das zu stoppen, was 
die Firma eine illegale Weitergabe seines Saatgutes nannte, ln Brasilien 
hieß das aus Argentinien eingeschmuggelte GMO-Sojasaatgut mit Be¬ 
zug auf den berühmten argentinischen Fußballspieler, der später we¬ 
gen Drogensucht angeklagt worden war, »Maradona«. An einem 
Punkt wurde sogar Monsantos Partner, die Firma Cargill, angezeigt, 
illegal GMO-Sojasaatgut von Argentinien aus nach Brasilien ge¬ 
schmuggelt zu haben, wobei es heimlich dem Nicht-GMO-Saatgut un¬ 
tergemischt worden war. 

Schließlich verlangte Monsanto 1999, also erst nach drei Jahren, in al¬ 
ler Form, daß die Landwirte »erweiterte Lizenzgebühren« bezahlen 
müßten, und zwar trotz des kleinen Details, daß diese Forderung nach 
argentinischem Recht unzulässig war. Die Regierung Menem legte 
gegen das unverschämte Ansirmen von Monsanto keinen Protest ein. 
Natürlich ignorierten die Landwirte die Forderungen zunächst. Doch 
war damit die gesetzliche Bühne für den nächsten Akt vorbereitet. 
Monsanto behauptete, die Firma sei auf die Lizenzgebühren angewie¬ 
sen, um ihre Investitionen in »Forschung und Entwicklung« von 
GMO-Samen zu decken. Sie startete eine Werbekampagne, die sorgfäl¬ 
tig so angelegt war, sich als das arme Opfer hinzustellen, das von den 
Landwirten mißbraucht und »bestohlen« wurde. 

Nach drei weiteren Jahren erhöhte Monsanto Anfang 2004 den 
Druck. Die Firma ließ die Drohung verbreiten, Monsanto werde den 
Verkauf von GMO-Sojasaatgut in Argentinien insgesamt einstellen. 
Gleichzeitig wurde behauptet, die Landwirte würden über 85 Prozent 
des Saatguts gesetzwidrig - auf dem »Schwarzen Markt«, wie man sich 
ausdrückte - wiederverwenden. Da verkündete Landwirtschaftsmini¬ 
ster Miguel Campos, die Regierung habe mit Monsanto ein Überein¬ 
kommen getroffen. 

Die Regierung schuf einen Technologie-Entschädigungs-Fonds, der 
vom Landwirtschaftsministerium verwaltet wurde. Die Bauern muß¬ 
ten eine Lizenz- oder Patentgebühr von 0,95 Prozent aus dem Erlös 
von GMO-Soja an die Lagerhäuser oder an Exporteure wie Cargill ab- 
führen. Die Steuer war am Standort der Weiterbearbeitung zu entrich¬ 
ten. Das ließ den Landwirten keine andere Wahl als zu zahlen, wenn 
sie ihre Ernte verarbeiten lassen wollten. Die Abgabe wurde danach an 
Monsanto oder andere GMO-Saatgutlieferanten ausbezahlt. 
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Carlos Menem, der 
millionenschwere 
Playboy, gab als Präsi¬ 
dent von Argentinien 
der Firma Monsanto 
im Geheimen die Li¬ 
zenz zum Anbau von 
GMO-Sojabohnen und 
zerstörte damit die 
traditionelle Landwirt¬ 
schaft des Landes. 


Um diese Regierangsmaßnahme zu erzwingen, hatte Monsanto ange¬ 
kündigt, man werde, falls Argentinien dies ablehnen würde, ausste¬ 
hende Lizenzgebühren zwangsweise beim Import in jedes Land, das 
wie die USA und die EU Monsanto-Patente anerkannte, eintreiben, und 
drohte damit dem argentinischem Agrargeschäft vernichtende Verlu¬ 
ste seiner Exportmärkte an. 

Die Erpressung wirkte. 

Trotz wütender Bauernproteste wurde der Technologie-Entschädi- 
gungs-Eonds Ende des Jahres 2004 eingerichtet. Anfang 2005 hatte 
auch die Regierung von Präsident Luiz Inacio Lula da Silva in Brasilien 
das Handtuch geworfen und ein Gesetz verabschiedet, das zum ersten 
Mal den Anbau von GMO-Saatgut in Brasilien aufgrund der Behaup¬ 
tung legalisierte, der Anbau von GMO-Samen sei so verbreitet, daß er 
sich ohnehin nicht mehr kontrollieren lasse. Die Widerstände gegen 
die Ausbreitung von GMO in Lateinamerika schmolzen dahin. (5) 
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Sollen sie doch Soja essen! 

Während noch die Revolution des GMO-Sojaanbaus die traditionelle 
landwirtschaftliche Produktion zerstörte, erlebte Argentinien eine dra¬ 
matische Änderung seiner vorhandenen Ernährungsgrundlage. Die 
weitverbreitete Monokultur des Sojaanbaus hatte die Bevölkerung 
während der nationalen Wirtschaftsdepression im Jahr 2002 furchtbar 
verwundbar gemacht. Früher konnten die Bauern und sogar normale 
Stadtbewohner in Krisenzeiten immer noch zum Überleben eigene 
Lebensmittel anbauen. 

Nach der Umwandlung Argentinien in ein riesiges industrialisier¬ 
tes, auf den Sojaanbau festgelegtes Agrargeschäft war das nicht mehr 
möglich. Daher breitete sich, als sich die Wirtschaftskrise verschärfte, 
im Land Hunger aus. Aus Furcht vor Hungeraufständen reagierte die 
Staatsregierung mit Hilfe von Monsanto und den gigantischen interna¬ 
tionalen Sojaverarbeitern wie Cargill, Nestle und Kraft. Man gab an die 
Hungernden kostenlose Lebensmittelspenden auf Sojabasis aus und 
förderte dadurch noch einmal den Sojaverbrauch. 

Darüber hinaus startete man eine nationale Kampagne, um die Ar¬ 
gentinier zu überreden, ihre gesunde Ernährung mit frischem Gemüse, 
Fleisch, Milch, Eiern und anderen Erzeugnissen durch Soya zu erset¬ 
zen. Die Firma DuPont AgriSciences schuf eine neue Organisation mit 
dem nach Gesundheit klingenden Namen »Eiweiß zum Leben«, um 
den Sojakonsum für Menschen zu propagieren, obwohl Soja zunächst 
als Tierfutter angepflanzt werden sollte. DuPont verteilte als Teil der 
Kampagne in Buenos Aires sojahaltige Nahrungsmittel an Tausende 
von Armen. Zum ersten Mal hatte die Bevölkerung eines Landes in 
solch großen Mengen Soja selbst zu sich genommen. Die Argentinier 
waren somit gleich mehrfach, als man sich vorstellen konnte, zu 
menschlichen Versuchskaninchen gemacht worden. 

Die Propaganda der Regierung und privater Stellen tönte von den 
großen gesundheitlichen Vorteilen der Sojadiät anstelle von Milch oder 
fleischlichem Eiweiß. Das war eine Lüge. Sie vergaßen der Bequem¬ 
lichkeit halber den Menschen zu sagen, daß die Sojadiät langfristig für 
den menschlichen Konsum untauglich ist oder daß Studien festgestellt 
haben, daß Kleinkinder, die mit Sojamilch aufgezogen wurden, in 
dramatisch höherer Zahl unter allergischen Reaktionen zu leiden ha¬ 
ben als solche, die mit Mutter- oder Kuhmilch aufwuchsen. Sie mach- 
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ten nicht bekannt, daß rohe und verarbeitete Sojabohnen eine Reihe 
giftiger Substanzen enthielten, die, wenn sie als Hauptnahrung genos¬ 
sen werden, in großer Konzentration die Gesundheit schädigten und 
Krebs auslösen konnten. Sie verweigerten den Hinweis darauf, daß 
Sojabohnen ein pflanzeneigenes Schutzmittel, nämlich Trypsin, ent¬ 
hielten, das in Untersuchungen in den Vereinigten Staaten mit Magen¬ 
krebs in Verbindung gebracht wurde. (6) 

Auf dem Lande waren die Auswirkungen der ausgedehnten Soja¬ 
monokultur noch entsetzlicher. Traditionelle bäuerliche Dorfgemein¬ 
schaften in der Nähe riesiger neuer Sojaanbaugebiete wurden durch 
die Ausbringung der Pflanzenschutzmittel aus der Luft, in erster Linie 
von Monsantos Glyphosat, ernsthaft in Mitleidenschaft gezogen, ln 
Loma Senes mußten Landwirte, die gemischten Gemüseanbau für den 
Eigenverbrauch betrieben, feststellen, daß ihre gesamte Ernte dadurch 
vernichtet wurde, daß in der Nachbarschaft »Roundup« versprüht 
wurde, ein Unkrautvernichtungsmittel, das alle Pflanzen außer die 
speziell genmanipulierten und Herbizid-resistenten Sojabohnen von 
Monsanto absterben läßt. 

Eine Studie aus dem Jahr 2003 zeigt, daß das Versprühen nicht nur 
die Ernten der nahegelegenen Bauern zerstört hatte. Auch ihre Hühner 
und andere Tiere, besonders Pferde, verendeten oder wurden geschä¬ 
digt. Menschen zogen sich durch die versprühten Herbizide heftige 
Übelkeit, Durchfall, Erbrechen und Hautausschlag zu. Es finden sich 
Berichte, wonach Tiere in der Nähe der Sojafelder mit ernsthaften Or¬ 
ganmißbildungen geboren wurden, ebenso Berichte über deformierte 
Bananen und Süßkartoffeln, über Seen, auf denen plötzlich lauter tote 
Eische trieben. Auf dem Lande lebende Eamilien berichteten, daß sich 
auf der Haut ihrer Kinder seltsame Eiecken bildeten, wenn die nahege¬ 
legenen Sojabohnenfelder aus der Luft besprüht werden. 

Zusätzlicher Schaden traf das wertvolle Waldland. Es wurde insbe¬ 
sondere in der Region Chaco an der Grenze zu Paraguay und in der Re¬ 
gion Yungas planiert, um riesige Sojaanbaugebiete freizulegen. Der Ver¬ 
lust der Wälder löste unter den Eingeborenen geradezu eine Explosion 
medizinischer Probleme aus, darunter Leishmaniasis (Orientbeulen), ein 
von Erdfliegen übertragener Parasit. Die Behandlung ist aufwendig und 
hinterläßt große Narben und anderen Entstellungen, ln Entre Rios waren 
2003 über 1,2 Millionen Acre Wald gerodet worden, bis die Regierung 
schließlich weitere Abholzungen per Verordnung untersagte. 
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Um die vorsichtigen argentinischen Bauern zu überzeugen, hatte 
die Monsanto-Werbung 1996 großartige Versprechungen über Wunder¬ 
ernten gemacht. Sie behauptete, das GMO-Sojasaatgut sei genetisch so 
verändert worden, daß es gegen das Monsanto-Unkrautvernichtungs- 
mittel »Roundup« resistent sei. Die Firma versicherte den Bauern, daß 
sie deswegen deutlich weniger Pestizide und chemischen Pflanzen¬ 
schutz für ihre Sojapflanzungen benötigten als bei regulären Sojaboh¬ 
nen. »Roundup« vernichte mit der einzigen Ausnahme der Monsanto- 
GMO-Sojabohne praktisch alles, was wächst. Daher sei nur noch ein 
Mittel statt bisher mehrerer nötig, behauptete die Werbung von Mon¬ 
santo. Großartige Versprechen wurden auch hinsichtlich höherer Ern¬ 
teerträge und niedrigerer Kosten gemacht. Das nährte bei den ver¬ 
zweifelten Bauern Träume, sich dadurch wirtschaftlich besser stellen 
zu können. Die Reaktion war, wenig überraschend, gewaltig. 

Die Versprechungen erwiesen sich jedoch als völlig falsch. Im 
Durchschnitt brachte der »Roundup«-resistente GMO-Sojaanbau zwi¬ 
schen fünf und 15 Prozent niedrigere Ernteerträge als traditionelle So¬ 
jasorten. Gleiches galt für den angeblich viel geringeren Bedarf an 
Pflanzenschutzmitteln. Die Landwirte stellten fest, daß sich bösartige 
neue Unkräuter eingestellt hatten, gegen die bis zu dreimal mehr 
Pflanzenschutzmittel versprüht werden mußten als zuvor. Der höhere 
Bedarf an Chemikalien führte zu höheren Kosten als beim Nicht-GMO- 
Saatgut. 

Doch da war es bereits zu spät. Der GMO-Sojaanbau hatte bis 2004 
das ganze Land übernommen. Alles Saatgut war von Monsanto lizen¬ 
ziert und verlangte zwingend den Einsatz von Monsantos »Round-up«- 
Pflanzenschutz. Ein perfekteres System menschlicher Leibeigenschaft 
läßt sich kaum vorstellen. 

Doch Argentinien war nicht das einzige Opfer des Projekts gen¬ 
manipulierter Eeldfrüchte. Es stand nur am Anfang eines weltumspan¬ 
nenden Plans, der ein Jahrzehnt Anlaufzeit und einer erschreckende 
Reichweite vorsah. 
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Kapitel 3 


Der Fuchs wacht im HOhnerstall 


Die Wissenschaft fällt auf die Knie 

Während GMO-Saatgut kommerziell in die Landwirtschaft Argentini¬ 
ens und Nordamerikas eingeführt wurde, ereignete sich im abgelege¬ 
nen Schottland etwas für die Zukunft des GMO-Projektes enorm Wich¬ 
tiges. Dort, am Rowett Research Institute in Aberdeen, einer staatlich 
geförderten Forschungseinrichtung, führte ein erfahrener Wissen¬ 
schaftler auf eine sorgsam überprüfte Weise LFntersuchungen durch. Er 
hatte den Auftrag, mögliche langfristige Auswirkungen der GMO- 
Futtermittel auf Tiere zu untersuchen. 

Der Wissenschaftler, Dr. Arpad Pusztai, war kein Neuling in der 
Gen-Forschung. Er hatte bereits über 35 Jahre auf dem Gebiet der Bio¬ 
technik gearbeitet, hatte eine Fülle anerkarmter wissenschaftlicher Auf¬ 
sätze über seine Arbeit veröffentlicht und galt als weltweit führender 
Experte auf dem Gebiet der Lektine und der genetischen Modifikation 
von Pflanzen. 

1995, unmittelbar bevor Monsanto in großem Umfang GMO-Soja- 
saatgut an amerikanische und argentinische Bauern verkaufte, ver¬ 
pflichtete Schottlands Amt für Landwirtschaft, Umwelt und Fischerei 
das Rowett Research Institute in Aberdeen zu einer auf drei Jahre ange¬ 
legten Studie unter Leitung von Dr. Pusztai. Die Studie hatte ein Bud¬ 
get von 1,5 Millionen Dollar, war also keine kleine Sache. 

Das Schottische Landwirtschaftsamt wollte, daß Rowett Richtlinien 
für eine wissenschaftliche Prüfmethode entwickelt, die in Zukunft bei 
der Risikoabschätzung von GMO-Saatgut von Zulassungsbehörden 
der Regierung angewandt werden sollten. Da die Ausbreitung von 
GMO-Saatgut noch in den Anfängen steckte, zumeist noch in Labor¬ 
oder Feldversuchen, war es der logisch nächste Schritt, vernünftige 
Zulassungsprüfungen vorzubereiten. 

Man konnte sich keine geeignetere Person vorstellen, um dafür wis- 
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senschaftlich glaubwürdig eine vernünftige Methodik zu erstellen, als 
Dr. Pusztai. Er hatte zusammen mit seiner Lebensgetährtin, Frau Dr. 
Susan Bardocz, ebenfalls Wissenschaftlerin am Rowett Institute, zwei 
Bücher über Ptlanzen-Lektine veröttentlicht und zudem über die Jahre 
über seine verschiedenen Forschungsergebnisse mehr als 270 wis- 
senschattliche Arbeiten publiziert. Seine Kollegen achteten ihn als ta¬ 
dellosen Forscher. 

Bedeutsamer tür das, was tolgen sollte, war: Pusztais Forschungs¬ 
vorhaben war die allererste unabhängige wissenschattliche Studie über 
die Sicherheit von genveränderten Nahrungsmitteln der Welt. Das war 
eine erstaunliche Tatsache bei der enormen Bedeutung, die der Einfüh¬ 
rung von genmanipulierten Organismen tür die Grundernährung von 
Mensch und Tier zukam. Doch war noch keine andere unabhängige 
Studie dieser Art irgendwo in einer von Kollegen überprütten wissen- 
schattlichen Zeitschritt erschienen. 

Die einzige andere Untersuchung über Nebenettekte von GMO- 
Nahrung war damals eine, die Monsanto getördert hatte und deren 
Ergebnisse - was nicht überraschte - in der Behauptung giptelten, daß 
genmanipulierte Nahrung vollkommen ohne Gesundheitsbedenken 
genossen werden könne. Pusztai wußte, daß tür jede ernsthatte wis¬ 
senschaftliche Bewertung eine völlig unabhängige Sichtung unabding¬ 
bar und nötig war, um Vertrauen in eine so bedeutende neue Entwick¬ 
lung zu schatten. Er selbst war sich zunächst völlig sicher, daß die Stu¬ 
die die Sicherheit der GMO-Nahrung bestätigen würde. Er glaubte zu 
Begirm seiner sorgfältigen Untersuchung an die Versprechungen der 
GMO-Technologie. 

Pusztai hatte die Autgabe, Laborratten in mehreren ausgewählten 
Gruppen zu testen. Eine Gruppe sollte GMO-Kartotteln als Nahrung 
erhalten. Die Kartotteln waren mit einem Lektin verändert worden, 
das als natürliche Insektenabwehr den Blattlausbetall von den Kartot¬ 
teln abhalten sollte; jedenfalls hatte das der GMO-Kartottelzüchter so 
behauptet. 


Eine Bombe schlägt in das GMO-Projekt ein 

Die schottische Regierung, Rowett und sogar Dr. Pusztai selbst glaub¬ 
ten, daß sie einen wichtigen Durchbruch in der Wissenschatt der 
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Pflanzen bestätigen würden. Dieser wäre von gewaltigem Nutzen für 
die Nahrungsmittelproduktion, weil er den Bedarf von zusätzlichen 
Pestiziden beim Kartoffelanbau unnötig machen würde. Doch Ende 
1997 kamen Pusztai erste Zweifel. Seine Untersuchungen zeigten voll¬ 
kommen unerwartete und alarmierende Ergebnisse. 

Die Ratten, die mehr als 110 Tage mit GMO-Kartoffeln gefüttert 
worden waren, wiesen Anzeichen einer veränderten Entwicklung auf. 
Sie waren deutlich kleiner an Wuchs und Körpergewicht als die Tiere 
der Kontrohgruppe, die mit normalen Kartoffeln gefüttert wurden. 
Noch alarmierender war die Tatsache, daß die GMO-Ratten ausgespro¬ 
chen kleinere Leber- und Herzorgane und ein schwächeres Immun¬ 
system aufwiesen. Am meisten beunruhigten allerdings Ergebnisse, 
die Pusztai in Laborversuchungen an verschiedenen Rattengruppen 
mehrfach überprüfte. Danach entwickelten die GMO-Ratten im Ver¬ 
gleich zu den in den gleichen Versuchen mit normalen Kartoffeln ge¬ 
fütterten Ratten deutlich kleinere Gehirne. Vor allem das letzte Ergeb¬ 
nis hatte Pusztai so beunruhigt, daß er es vorzog, es nicht zu erwäh¬ 
nen, als er im Jahr 1998 gebeten wurde, seine Ergebnisse in England in 
einer Eernsehsendung von Independent TV vorzustehen. Er bemerkte 
dazu später, er habe befürchtet, bei Bekanntgabe dieser Information 
eine Panik unter der Bevölkerung auszulösen. 

Was Dr. Arpad Pusztai im August 1998 in der populären Sendung 
Welt in Aktion des Senders ITV, in der er kurz über seine Ergebnisse 
berichten sollte, tatsächlich vortrug, war alarmierend genug. Pusztai 
sagte in aller Öffentlichkeit: »Uns wird versichert, daß diese Dinge 
vollkommen sicher seien, daß wir sie jederzeit essen könnten, sie für 
immer essen sollen. Es sei undenkbar, daß wir uns dabei Schaden zu¬ 
zögen.« Er fuhr fort und gab an sein Millionen-Eernsehpublikum fol¬ 
gende Warnung aus: »Aber als Wissenschaftler, der sich damit befaßt 
hat und aktiv auf diesem Gebiet arbeitet, halte ich es für sehr, sehr un¬ 
fair, unsere Mitbürger als Versuchskaninchen zu benutzen. Wir müs¬ 
sen dazu Versuchskaninchen im Labor verwenden.« 

Pusztai hatte seinen Pernsehauftritt vorher mit dem Direktor von 
Rowett abgeklärt und war angewiesen worden, nicht auf Einzelheiten 
seiner Versuche einzugehen. Das, was er allerdings sagte, ließ die poli¬ 
tische Entsprechung einer Wasserstoffbombe in der Welt der Bio¬ 
technik, Politik, Wissenschaft und des GMO-Agrargeschäfts hoch¬ 
gehen. 
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Dr. Arpad Pusztai, der berühmte Biologe, der vom Rowett Institute in 
Schottland auf Bestellung von Monsanto und Tony Blair gefeuert wurde, 
weil er es gewagt hatte, öffentlich über seine Versuche zu sprechen und vor 
der Organschädigung beim Verzehr von GMO-Kartoffeln zu warnen. 

Pusztai sagte einfach: »Die Auswirkungen (der Ernährung mit 
GMO-Kartoffeln) sind leichte Wachstumsverzögerungen und Beein¬ 
trächtigungen des Immunsystems. Eine der genetisch veränderten Kar¬ 
toffelsorten ließ Ratten nach 110 Tagen weniger auf Einwirkungen auf 
ihr Immunsystem ansprechen.« Pusztai fügt dem eine persönliche Be¬ 
merkung hinzu: »Wenn ich die Wahl hätte, würde ich sie sicherlich 
nicht essen, bevor ich nicht wenigstens vergleichbare wissenschaftliche 
Gegenbeweise zu denen sehe, die wir für unsere genetisch veränderten 
Kartoffeln gefunden haben.« 

Auf einen Schlag erörterte alle Welt die sensationellen Bemerkun¬ 
gen Pusztais. Schäden an Organen und am Immunsystem waren 
schlimm genug. Doch der führende Genspezialist im Vereinigten Kö¬ 
nigreich hatte auch gesagt, er selbst würde keine GMO-Nahrung zu 
sich nehmen, werm ihm die Wahl bliebe. 

Pusztais Chef, Prof. Philip James, reagierte anfänglich mit herzli¬ 
chen Glückwünschen auf die Art, wie Pusztai seine Arbeit damals vor¬ 
gestellt hatte. Auf James' Veranlassung gab das Institut sogar eine 
Pressemitteilung über die Ergebnisse Pusztais heraus; darin wurde 
betont, daß »eine Reihe sorgsam überprüfter Untersuchungen den Be¬ 
denken Dr. Pusztais zugrunde gelegen« hätten. 
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Diese Unterstützung sollte sich ändern, und zwar radikal. Inner¬ 
halb von 48 Stunden wurde dem 68jährigen Forscher Pusztai plötzlich 
mitgeteilt, daß sein Vertrag nicht verlängert würde. Tatsächlich wurde 
er zusammen mit seiner Lebensgefährtin, eine Wissenschaftlerin, die 
mit Anerkermung über 13 Jahre am Rowett Institute geforscht hatte, 
entlassen. Zudem wurde Pusztai unter der Androhung, gegebenen¬ 
falls seine Pension zu verlieren, verboten, jemals wieder mit der Pres¬ 
se über seine Forschungen zu sprechen. Seine Unterlagen wurden ihm 
ab- und unter Verschluß genommen. Ihm wurde bei Androhung ge¬ 
setzlicher Schritte untersagt, mit Mitgliedern seines Forschungsteams 
zu sprechen. Das Team wurde aufgelöst, Telefonanrufe und E-Mails 
an ihn umgeleitet. 

Doch das war nur der Anfang einer Hexenjagd und Verleumdungs¬ 
kampagne gegen seinen Charakter. Sie hätte den Methoden im Dritten 
Reich oder in Stalins Rußland gut entsprochen; Pusztai hatte als ein 
junger Mann, der in Ungarn aufwachsen war, beide miterlebt. 

Pusztais frühere Kollegen begannen nun, seinen wissenschaftlichen 
Ruf zu schädigen. Rowett tat die Angelegenheit nach einigen Presse¬ 
mitteilungen, von denen jede der vorherigen widersprach, mit der Er¬ 
klärung ab, Pusztai habe die Proben von den GMO-Ratten mit denen 
von normalen Ratten »verwechselt«, an die eine bekanntermaßen gifti¬ 
ge Kartoffelsorte verfüttert worden war. Ein derart grundlegender Eeh- 
1er war für einen Wissenschaftler mit dem Dienstalter und der Kompe¬ 
tenz eines Pusztai unerhört. Die Presse behauptete, daß es sich um den 
schlimmsten Pehler gehandelt habe, den je eine bedeutende wissen¬ 
schaftliche Institution zugegeben habe. 

Allerdings war das einfach nicht wahr, wie eine spätere Überprü¬ 
fung der Arbeiten Pusztais bewiesen hat. 

Nach gründlichen Recherchen des britischen Journalisten Andrew 
Rowell änderte Rowett später die Darstellung und behauptete, Pusztai 
habe die Untersuchungen nicht so lange durchgeführt, wie nötig gewe¬ 
sen wäre, um die Ergebnisse zu überprüfen - ein fadenscheiniger 
Rückzieher. 

Doch die plumpen Bemühungen seitens Prof. James und des Rowett 
Institute, den Rausschmiß von Pusztai und seine Verleumdung zu 
rechtfertigen, wäre schon bald vergessen gewesen, wären nicht andere 
Wissenschaftler und sogar Minister der Regierung in den Rummel um 
die Diskreditierung Pusztai eingestiegen und hätten ihn weiter ange- 
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heizt. Um diesen Angriffen zu begegnen, Unterzeichneten 30 führende 
Wissenschaftler aus 13 Ländern einen offenen Brief zur Unterstützung 
Pusztais. Dieser wurde im Londoner Guardian veröffentlicht und löste 
in der Kontroverse um die Sicherheit von GMO-Feldfrüchten und die 
Forschungsergebnisse Pusztais eine völlig neue Runde aus. 


Blair, Clinton und die »politisierte« Wissenschaft 

Wenige Tagen nach Erscheinen des Guardian-Artikels schaltete sich 
keine geringer Institution in das Gerangel ein als die britische Royal 
Society. Sie kündigte an, sie habe »beschlossen«, die Beweise Pusztais 
zu überprüfen. Im Mai 1999 behauptete die Gesellschaft auf einer Pres¬ 
sekonferenz, die Untersuchungen Pusztai seien »in vielfacher Hinsicht 
in Auslegung, Durchführung und Analyse fehlerhaft gewesen und 
man könne aus ihnen keine Schlüsse ableiten«. 

Das war ein schwerer Schlag für die Glaubwürdigkeit Pusztais, der 
durch eine so berühmte Gesellschaft mit ihrer 300jährigen Geschichte 
geführt wurde. Doch die Äußerungen der Royal Society zu Pusztais 
Arbeiten waren auch nur ein politisch motiviertes Niedermachen, das 
die Glaubwürdigkeit der Royal Society selbst in Gefahr brachte. Es stell¬ 
te sich nämlich später heraus, daß die Royal Society ihre Entschei¬ 
dungen in der Überprüfung durch Kollegen auf der Grundlage unvoll¬ 
ständiger Daten getroffen hatte, was die Gesellschaft normalerweise 
niemals tat. Des weiteren weigerte sie sich, die Namen der Prüfer frei¬ 
zugeben. Das veranlaßte einige Kritiker, die Methoden der Gesellschaft 
anzugreifen, sie erinnerten an Beschlußverfahren der mittelalterlichen 
Sternkammer (eine Art Verfassungsgericht aufgrund des »Star Cham¬ 
ber Act« aus dem Jahr 1487). 

Die Recherchen Rowells ergaben, daß die Maßnahmen der Royal So¬ 
ciety und eine ähnliche Verurteilung durch den Sonderausschuß für 
Wissenschaft und Technologie des britischen Unterhauses vom glei¬ 
chen Tag, dem 18. Mai, Teil einer koordinierten, verdeckten Strategie 
der Regierung Blair war. Sie hatte enormen Druck auf beide, die Royal 
Society und den Sonderausschuß, ausgeübt. 

Die Blair-Regierung hatte eine geheime Präsentationsgruppe für 
Biotechnik gebildet. Sie sollte eine Gegenpropaganda-Kampagne ge¬ 
gen die Anti-GMO-Kampagnen, die zu diesem Zeitpunkt die Medien 
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in Großbritannien beherrschten, lancieren. Die Debatte um Pusztai be¬ 
drohte unmittelbar die Zukunft des äußerst gewinnbringenden GMO- 
Agribusiness, an dem auch britischer Unternehmen beteiligt waren. 

Drei Tage nach den beiden koordinierten Angriffen der Royal Society 
und des Sonderausschusses auf Pusztais wissenschaftliche Integrität 
stand Blairs sogenannter »Kabinett-Einpeitscher« John Cunningham 
im Unterhaus auf und erklärte: »Die Royal Society hat diese Woche 
überzeugend jüngste Forschungsergebnisse an Kartoffeln und ihre 
Mißdeutungen als völlig irreführend zurückgewiesen - es gibt kein 
Beweis für die Armahme, daß irgendwelche GMO-Nahrungsmittel, die 
in diesem Land verkauft werden, schädlich seien.« Um sicherzugehen, 
daß seine Ausführungen im Namen des Kabinetts Blair nicht falsch 
verstanden wurden, fügte er hinzu: »Biotechnik ist ein wichtiger und 
aufregender Bereich wissenschaftlichen Fortschritts, der enorme Vor¬ 
teile zur Verbesserung unserer Lebensqualität verspricht.« 

Später veröffentliche Dokumente belegten, daß das Kabinett Blair in 
der Frage der Sicherheit von GMO gespalten war und einige seiner 
Mitglieder geraten hatten, die Gesundheitsrisiken von GMO weiter zu 
untersuchen. Sie wurden zum Schweigen gebracht, und Cunningham, 
der für das gemeinsame Vorgehen der Regierung in bezug auf GMO- 
Saatgut zuständig war, wurde der Biotechnik-Präsentationsgruppe 
vorgesetzt, deren Namen vielleicht selbst einen George Orwell hätte 
zusammenzucken lassen. 

Was könnte möglicherweise den drastischen Frontwechsel von Prof. 
James und des Rowett Institute erklären? Politischer Druck war, wie 
sich heraussteilen sollte, die Ursache. 

Es dauerte fünf Jahre, kostete einige Herzanfälle und die ruinierte 
wissenschaftliche Karriere zweier wertvoller Forscher, seine eigene 
und die seiner Lebensgefährtin, bevor Pusztai die Details über das zu¬ 
sammenbringen konnte, was in jenen 48 Stunden nach seinem ersten 
Fernsehauftritt im Jahr 1998 geschehen war. Die Ergebnisse waren zur 
Aufklärung der politischen Absichten mit den GMO-Feldfrüchten 
noch aufschlußreicher als die ursprünglichen wissenschaftlichen Er¬ 
gebnisse, über die Pusztai berichtet hatte. 

Pusztai stellte folgende bemerkenswerte Reihenfolge von Ereignis¬ 
sen zusammen. 

Einige frühere Kollegen vom Rowett Institute hatten, nachdem sie in 
den Ruhestand gegangen und gegen den möglichen Verlust ihres Ar- 
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beitsplatzes gefeit waren, in privaten Gesprächen mit Pusztai bestätigt, 
daß der Direktor des Rowett Institute, Prof. James, zwei persönliche 
Anrufe von Ministerpräsidenten Tony Blair erhalten hatte. Blair hatte 
ihm unmißverständlich klargemacht, daß Pusztai irgendwie zum 
Schweigen gebracht werden mußte. 

Philip James vom Rowett Institute entschloß sich aus Furcht vor dem 
Verlust staatlicher Gelder und vor schlimmerem, seinen früheren Kol¬ 
legen Pusztai zu ruinieren. Doch die Geschichte endete nicht bei Tony 
Blair. Pusztai erfuhr auch, daß Blair in der Pusztai-Angelegenheit ur¬ 
sprünglich einen aufgeregten Anruf vom Präsidenten der Vereinigten 
Staaten, Bill Clinton, erhalten hatte. 

Der gute Freund und politische Berater Blairs, Bill Clinton, über¬ 
zeugte ihn, daß dem GMO-Agrargeschäft die Zukunft gehöre, daß es 
eine gewaltige, Milliarden Dollar schwere Wachstumsindustrie sei, in 
der Blair den führenden britischen Pharma- und Biotechnikgiganten 
eine Führungsrolle anbieten könne. Blair hatte 1997 die Förderung von 
GMO unter der Devise »Neue Weltmarken für Großbritarmien« zum 
zentralen Punkt seines erfolgreichen Wahlkampfs gemacht. 

Die Clinton-Regierung steckte mitten in den Vorbereitungen, GMO- 
Feldfrüchte als die Technologie einer künftigen biotechnischen Revo¬ 
lution mit Milliarden Dollars zu fördern. Ein höherer Beamter aus 
Clintons Stab im Weißen Haus stellte damals fest, daß man das Ziel 
hatte, die 1990er Jahre zum »Jahrzehnt der erfolgreichen Vermarktung 
landwirtschaftlichen Biotechnikerzeugnissen zu machen«. Die Aktien 
von Biotechnik- und GMO-Unternehmen schossen in den 1990er Jah¬ 
ren an der Börse der Wall Street in die Höhe. Und Clinton wollte nicht 
zulassen, daß einige Wissenschaftler in Schottland sein Projekt sabo¬ 
tierten. Das gleiche galt für Clintons guten Freund Blair. Es war in 
Großbritannien allgemein bekannt, daß es Clinton war, der als erster 
Blair mit dem Versprechen überzeugt hatte, GMO-Pflanzen würden 
die Zukunft einer neuen agrarindustriellen Revolution einläuten. 

Das letzte Stück fügte sich fast von selbst in Pusztais Puzzle ein. 
Pusztai hatte von Professor Robert Orskov, einem früheren Rowett- 
Kollegen, der selbst ein führender Ernährungswissenschaftler mit einer 
33jährigen Laufbahn am Rowett Institute gewesen war, weitere Infor¬ 
mationen bekommen. Orskov, der mittlerweile das Institut verlassen 
hatte, erzählte ihm nämlich, er habe von höhergestellten Kollegen am 
Rowett Institute erfahren, daß die Kette von Anrufen, um Pusztai zu 
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feuern, bei Monsanto angefangen hatte und dann über Clinton an Blair 
gelaufen sei. 

Monsanto habe sich an Clinton gewandt, der wiederum direkt mit 
Blair über das »Pusztai-Problem« gesprochen habe. Blair sprach dann 
Rowetts Direktor Philip James an. Und 24 Stunden später war Dr. Ar- 
pad Pusztai mit dem Verbot auf die Straße gesetzt worden, über seine 
Forschung öffentlich zu sprechen oder mit seinen früheren Kollegen 
darüber zu reden. 

Diese Information von Professor Orskov schlug wie eine Bombe ein. 
Werm sie wahr wäre, dann bedeutete sie, daß eine Privatunternehmen 
in der Lage war, zum Telefon zu greifen und den Präsidenten der Ver¬ 
einigten Staaten zu veranlassen, den Ministerpräsidenten Großbri¬ 
tanniens im Namen seiner Privatinteressen dazu zu bringen, die 
Glaubwürdigkeit eines der führenden unabhängigen Wissenschaftlers 
der Welt zu vernichten. Das hatte Auswirkungen auf die Zukunft der 
akademischen Freiheit und die Unabhängigkeit der Wissenschaft. Aber 
es hatte auch enorme Folgen für die weltweite Verbreitung des GMO- 
Anbaus. (1) 


Die nicht so moralische Royal Society geht zum Angriff über 

Nachdem sein wissenschaftlicher Ruf durch die Verleumdungskam¬ 
pagne der Royal Society und verschiedener Wissenschaftler schon stark 
beschädigt war, erhielt Pusztai schließlich doch die Zusicherung, daß 
seine Forschungen zusammen mit denen eines Kollegen im Oktober 
1999 in der anerkannten wissenschaftlichen Zeitschrift The Lancet er¬ 
scheinen würden. Die Zeitschrift wird wegen ihrer wissenschaftlichen 
Unabhängigkeit und Integrität hoch geachtet. Vor seiner Veröffentli¬ 
chung wurde der Artikel an ein sechsköpfiges Gremium zur wis¬ 
senschaftlichen Beurteilung eingereicht. Davon sprachen sich vier für 
eine Veröffentlichung aus. 

Der Herausgeber von The Lancet, Dr. Richard Horton, erwähnte spä¬ 
ter, er habe von einer höhergestellten Person der Royal Society einen 
»Drohanruf« erhalten. Man habe ihm mitgeteilt, sein Arbeitsplatz sei 
gefährdet, sollte er sich entschließen, Pusztais Untersuchungen zu ver¬ 
öffentlichen. Professor Peter Lachmanrm, der frühere Vizepräsident 
der Gesellschaft, gab später zu, er habe mit Horton über den Pusztai- 
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Aufsatz am Telefon gesprochen, leugnete aber, ihm gedroht zu haben. 

Journalisten der Zeitung Guardian fanden heraus, daß die Royal So¬ 
ciety unter Leitung von Frau Dr. Rebecca Bowden, einer früheren Be¬ 
amtin im Umweltministerium Blairs und strikten Befürworterin von 
GMO, eine besondere »Widerlegungs-Einheit« eingerichtet hatte, um 
für GMO einzutreten und oppositionelle Wissenschaftler und Organi¬ 
sationen zu diskreditieren oder ins Abseits zu stellen. 

Die Zeitung fand auch heraus, daß Lachmann, der bei seinen An¬ 
griffen auf Pusztai in der Öffentlichkeit wissenschaftliche »Unabhän¬ 
gigkeit« eingefordert hatte, in der GMO-Angelegenheit kaum als un¬ 
parteiischer Richter gelten konnte. Lachmann war wissenschaftlicher 
Berater der privaten Biotechnikfirma Geron Biomed, die sich mit dem 
Klonen von Tieren, wie des Schafes Dolly, beschäftigte. Des weiteren 
war er der nicht-geschäftsführende Direktor der landwirtschaftlichen 
Biotechnikfirma Adprotech. Schließlich war er noch Mitglied des wis¬ 
senschaftlichen Beirates des GMO-Pharmagiganten Smith Kline Bee- 
cham. Lachmarm war in der Frage der GMO-Wissenschaft vielerlei, nur 
nicht ohne Interessenkonflikte. 

Der führende Spender für Tony Blairs Partei New Labour bei den 
Wahlen 1997 war ein Lord Sainsbury. Für seine Freigebigkeit hatte er 
im Kabinett Blair einen Posten als Wissenschaftsminister erhalten. Sei¬ 
ne wissenschaftlichen Referenzen waren gering, aber er war ein größe¬ 
rer Aktionär in zwei GMO-Biotechnikunternehmen, bei Diatech und 
Innotech, und ein kämpferischer Befürworter von GMO. 

Um die Bindungen zwischen der Regierung Blair und führenden 
Biotechnikunternehmen weiter zu festigen, besorgte der Chef der Wer¬ 
befirma Good Relations, David Hill, in Großbritannien die Öffentlich¬ 
keitsarbeit für Monsanto. Seine Firma hatte zuvor die erfolgreichen 
Wahlkämpfe Blairs in den Jahren 1997 und 2001 geführt. Wie klein die 
Welt doch ist. 

Vernichtend für den Anspruch der Royal Society, das Interesse ob¬ 
jektiver Wissenschaft hochgehalten zu haben, war auch die Tatsache, 
daß sie, obwohl sie Pusztais Untersuchungen öffentlich für »fehler¬ 
haft« erklärt hatte, später selbst niemals versuchte, eine »nichtfehler¬ 
hafte« Wiederholung der wichtigen Forschungen durchzuführen. Das 
legt den Schluß nahe, daß ihr Interesse weniger auf wissenschaftliche 
Wahrheit, sondern möglicherweise auf etwas anderes ausgerichtet 


war. 
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Nach der Veröffentlichung von Pusztais Aufsatz wurde The Lancet 
von der Royal Society und der Biotechnikindustrie heftig angegriffen. 
Auch wurde Pusztais Mitautor Professor Stanley Ewen aufgrund des 
Drucks, welcher der Veröffentlichung des Artikels folgte, schließlich 
gezwungen, die Universität von Aberdeen zu verlassen. (2) 


Wissenschaft im Interesse von Unternehmen ... 

Der Fall Pusztai, so vernichtend er auch für das gesamte GMO-Projekt 
zu werden drohte, war bei weitem nicht der einzige Fall, in dem unab¬ 
hängige Forschungsergebnisse unterdrückt oder sogar Forschungs¬ 
daten direkt manipuliert wurden, werm sie mögliche negative gesund¬ 
heitliche Auswirkungen der GMO-Nahrungsmittel auf Menschen oder 
Tiere aufdeckten. Es stellte sich heraus, daß dies die Regel war. 

Im Jahr 2000 beteiligte sich die Regierung Blair an einer Untersu¬ 
chung der privaten Firma Grainseed, die sich über drei Jahre erstrecken 
sollte. Man wollte herausfinden, welches GMO-Saatgut im Nationalen 
Saatgutverzeichnis als unbedenklich geführt werden konnte. Es han¬ 
delte sich dabei um die Standardliste für Saatgut, das Fandwirte kau¬ 
fen durften. 

Dokumente aus dem britischen Fandwirtschaftsministerium, die in 
den Besitz der Fondoner Zeitung Observer gelangt waren, enthüllten, 
daß bei den Tests eine eigenartige Wissenschaft zur Anwendung kam. 
Wenigstens ein Forscher hat bei der Firma Grainseed wissenschaftliche 
Daten gefälscht, um »gewisse Saatgutarten in den Tests besser weg¬ 
kommen zu lassen, als sie es in Wirklichkeit waren«. Doch diese Ent¬ 
hüllungen veranlaßten das Fandwirtschaftsministerium keineswegs, 
die Tests abzubrechen und den Angestellten zu entlassen. Das Ministe¬ 
rium ließ sie fortsetzen und schlug einige davon betroffene Sorten 
GMO-Mais gar für die Zertifizierung vor. 

Ein anderes Beispiel dafür, wie der britische Staat mit der akademi¬ 
sche Freiheit und wissenschaftlichen Integrität verfuhr, war der Fall 
Dr. Mae-Wan Ho. Sie war akademische Wissenschaftlerin an der Offe¬ 
nen Universität in gehobener Stellung und später Direktorin ihres In¬ 
stituts für Gesellschaftswissenschaften. Da wurde sie von ihrer Uni¬ 
versität genötigt, vorzeitig in den Ruhestand zu gehen. Mae-Wan Ho 
war Forschungsmitglied der Nationalen Stiftung für Genetik der USA 
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und hatte vor der UNO und der Weltbank zu Fragen der Biowissen¬ 
schaft ausgesagt; sie hatte viel über Genetik veröffentlicht und war 
eine anerkannte Fachfrau auf dem Gebiet der GMO-Forschung. 

Ihr »Fehler« war, daß sie sich zu freimütig über die Gefahren von 
GMO-Nahrungsmitteln geäußert hatte. 2003 hatte sie an einem interna¬ 
tionalen Plenum Unabhängiger Wissenschaftler über GMO-Pflanzen 
teilgenommen. Dort hatte sie sich offen gegen leichtfertige wissen¬ 
schaftliche Behauptungen über die Bedenkenlosigkeit von GMO aus¬ 
gesprochen. 

Sie hatte davor gewarnt, daß genetische Eingriffe sich völlig von 
den Methoden herkömmlicher Pflanzen- und Tierzucht unterschieden. 
Sie sagte: »Im Gegensatz zu dem, was die Wissenschaftler, die für 
GMO eintreten, behaupten, sind die Verfahren überhaupt nicht präzi¬ 
se. Sie sind wenig kontrollierbar, unzuverlässig und führen typischer¬ 
weise dazu, daß das Genom des gastgebenden Organismus mit gänz¬ 
lich unvorhersagbaren Konsequenzen geschädigt und verwirrt wird.« 
Das war mehr als genug für die GMO-Lobby, auf ihren vorzeitigen 
»Ruhestand« zu drängen. (3) 

Um die Integrität der staatlich geförderten wissenschaftlichen Er¬ 
forschung der Unbedenklichkeit von GMO-Nahrungsmitteln und -Eeld- 
früchten sicherzustellen, führte die Regierung Blair einen neuen Ver¬ 
haltenskodex ein. Nach dem Eorschungskodex des Rates für Bio¬ 
technik und Biologische Wissenschaften (BBSRC) der Regierung droht 
jedem Angestellten eines vom Staat finanzierten Eorschungsinstitutes 
die Entlassung, wenn er es wagen sollte, über seine Eorschungsergeb- 
nisse auf dem Gebiet von GMO-Pflanzen öffentlich zu sprechen. Er 
konnte in dem Eall wegen Vertragsbruchs angeklagt werden, oder man 
konnte ihm per Gerichtsbeschluß weitere Aussagen verbieten. 

Viele der immer wieder gleichen Institute, die wichtige Untersu¬ 
chungen an GMO-Nahrungsmitteln Vornahmen, wie das Sainsbury- 
Laboratorium am John-lnnes-Zentrum, das führende Institut für Bio¬ 
technik in England, erhielten größere finanzielle Unterstützung von 
den Großkonzernen der Biotechnik wie Zeneca oder auch von Lord 
Sainsbury persönlich. Als Wissenschaftsminister achtete Lord Sainsbu- 
ry darauf, daß der BBSRC von der Regierung mehr Mittel bekam, um 
seine Aufgaben zu erledigen, nämlich als Biotechnikpolizei die Gegen¬ 
stimmen zu unterdrücken. 

Das Kuratorium des BBSRC setzte sich aus Vertretern großer inter- 
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nationaler Unternehmen zusammen, die ein starkes Eigeninteresse an 
den Forschungsergebnissen hatten. Dagegen blieben öffentliche Inter¬ 
essengruppen wie etwa die Vereinigung der Grundbesitzer auf dem 
Lande ausgeschlossen. Das Kabinett Blair schien mit den riesigen 
GMO-Unternehmen nach dem Motto »Eine Hand wäscht die andere« 
zusammenzuarbeiten. (4) 

ln einer seltenen Stellungnahme, die von derjenigen der Lobby der 
Regierung Blair abwich und die GMO-Produkte nahezu ungeprüft als 
Nahrungsmittel im Vereinigten Königreich zulassen wollte, schrieb Dr. 
Brian John im März 2003 an die britische Zeitschrift GM Science Review 
unter dem recht passenden Titel »Über die Korruption der GMO- 
Wissenschaft«: »Es gibt auf dem Gebiet der GMO-Forschung oder 
beim Verfahren der Kollegenbeurteilung oder bei Veröffentlichungen 
auf diesem Gebiet keine Ausgewogenheit. Dafür müssen wir uns bei 
den Unternehmen bedanken, welche die Wissenschaft besitzen, oder 
zumindest diesen Bereich von ihr. ... Den Schaden trägt auf der einen 
Seite die wissenschaftliche Integrität, auf der anderen das öffentliche 
Interesse.« 

Weiterhin kritisiert Dr. John scharf die Royal Society auf dem Gebiet 
der GMO-Forschung, denn dort »erblicken unwillkommene For¬ 
schungsergebnisse einfach niemals das Tageslicht«, und, so fügte er 
hinzu: »... akademischen Betrug zu verhindern ist eine Sache, unbe¬ 
queme Forschungsergebnisse zu unterdrücken eine ganz andere«. John 
verwies weiter darauf, daß die Bibliographie des Internationalen Insti¬ 
tuts der Lebenswissenschaften über Untersuchungen zur Sicherheit 
von GMO überwiegend einseitig von Aufsätzen, die sich für GMO 
aussprechen, verzerrt wird. Diese Aufsätze stammten von Regierungs¬ 
stellen oder gleich unmittelbar von der Biotechnikindustrie. »Nur sehr 
wenige von ihnen betreffen wirkliche Versuchsfütterungen mit GMO 
an Tieren, und kein Aufsatz von ihnen befaßt sich - soweit ich sehen 
kann - mit Ernährungsversuchen an Menschen.« (5) 

Pusztais Untersuchungen am Rowett Institute gehörten in Großbri¬ 
tannien zu den ersten und auch letzten Versuchen an lebenden Tieren. 
Die Regierung Blair war entschlossen, solche Fehler nicht zu wieder¬ 
holen. Im Juni 2003, inmitten der Erregung im Britischen Unterhaus 
über Tony Blairs Entscheidung, sich an George W. Bushs Krieg gegen 
den Irak zu beteiligen, feuerte Blair seinen Umweltminister Michael 
Meacher. Meacher, der später offen Blairs Entscheidung zum Irak- 
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Krieg bekämpfte, war für die dreijährige Untersuchung seines Ministe¬ 
riums über GMO-Pflanzen und ihre Wirkungen auf die Umwelt zu¬ 
ständig. Meacher kritisierte die herrschende Forschung an GMO- 
Pflanzen offen und forderte die Regierung Blair auf, weit gründlichere 
Testverfahren durchzuführen, bevor sie GMO-Saatgut zur allgemeinen 
Verwendung freigab. Meacher war zu einer Belastung für die »Gen¬ 
technische Revolution« geworden. Die Regierung reagierte darauf mit 
der bewährten Methode der Französischen Revolution: »Runter mit 
seinem Kopf!« 

Wie entschlossen Tony Blairs Regierung die GMO-Revolution in der 
Landwirtschaft auch unterstützte, ihre Bemühungen verblaßten ange¬ 
sichts der Anstrengungen, die sein engster Verbündeter jenseits des 
Atlantiks unternahm. Die Vereinigten Staaten, die Wiege der GMO- 
Revolution in der Landwirtschaft der Welt, waren England beim Spiel 
um die Kontrolle über ihren Ablauf und ihre Erörterung weit voraus. 


1. Rowell, Andrew, Don't worry, it's safe to eat: The true story ofGMfood, BSE 
and Foot and Mouth, London, Earthscan, 2003. Rowell, A., »The sinister 
sacking of the world's leading GM expert ...« in The Daily Mail, 7. Juli 
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Vorgänge auf folgender Website: www.freenetpages.co.uk/hp/A.Pusztai/Royal 
Soc/Pusztai...htni. Die offizielle Version des Rowett Institute über den Fall 
Pusztai findet man unter www.rowett.ac.uk/gmoarchive. Die gleiche Website 
gibt die gesamte Analyse Pusztais aus dem Jahr 1998 über die Experimen¬ 
te mit Ratten und GMO-Kartoffeln wieder. »SOAEFD flexible Fund Pro- 
ject RO 818: Report of Project Coordinator on data produced at the Rowett 
Research Institute (RRI)«, Arpad Pusztai, FRSE, 22. Oktober 1998. Pusztai, 
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nen Ländern. Sie lehnten die Ergebnisse des Überprüfungsausschusses ab 
und meinten, daß seine Forschung von guter Qualität und seine Schluß¬ 
folgerungen gerechtfertigt seien. Sie konnten nicht entdecken, daß Pusztai 
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Kapitel 4 


Der Betrug mit rter »substontietten Äquivutenz«: 
Washington trittt GMO-Entscheirtungen 


Frühe Forschung 

Die Frage der Biotechnik und der genetischen Modifikation von Pflan¬ 
zen und anderen Lebensformen kam in den späten 1970er Jahren zu¬ 
erst in den Forschungslaboratorien der Vereinigten Staaten auf. Wäh¬ 
rend der 1980er Jahre reagierte die Regierung unter Reagan auf Schlüs¬ 
selgebieten der Wirtschaftspolitik nur als Echo der radikalen Maß¬ 
nahmen von Ronald Reagans naher Verbündeten, der britischen Mini¬ 
sterpräsidentin Margaret Thatcher. Zwischen den beiden bestand eine 
besondere Beziehung. Sie waren beide überzeugte Verfechter der The¬ 
se: »Weniger Staat und mehr radikal freier Markt«. Sie wollten dem 
privaten Sektor das Feld überlassen. 

Nur auf einem Gebiet, auf dem der Gentechnologie, die sich aus der 
Erforschung der DNA und RNA einige Jahre zuvor entwickelt hatte, 
war die Regierung Reagan fest entschlossen, hinter niemandem zu¬ 
rückzustecken und darauf zu achten, daß Amerika die Nummer eins 
blieb. 

Ein seltsamer Aspekt in der Geschichte der staatlichen Steuerung 
auf dem Gebiet der GMO-Nahrungsmittel und gentechnischen Erzeug¬ 
nisse in den Vereinigten Staaten während der Reagan-Ära in den 
1980er Jahren war die extreme Parteilichkeit der Regierung zugunsten 
der biotechnischen Agrarindustrie. Sogar die Agenturen der US-Regie- 
rung, die die Aufgabe hatten, für die Gesundheit und Sicherheit der 
Gesamtbevölkerung zu sorgen, handelten mit einer sehr einseitigen 
Ausrichtung. 

Einige Jahre bevor die ersten kommerziellen GMO-Erzeugnisse in 
den USA auf den Markt kamen, hatte die Regierung Reagan unauffäl¬ 
lig ihre Türen für Monsanto und andere private Unternehmen geöffnet. 
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die an genmanipulierten Erzeugnissen arbeiteten. Die wichtigste Per¬ 
son in der Regierung Reagans für die Frage, wie man sich zu genetisch 
veränderten Erzeugnissen verhalten solle, war der frühere Chef der 
CIA und Vizepräsident George H.W. Bush, der bald darauf selbst Prä¬ 
sident wurde und Vater des seit 2001 amtierenden Präsidenten George 
W. Bush ist. 

ln den frühen 1980er Jahren haben sich zahlreiche Agrarunterneh¬ 
men in einer Art Goldrausch daran gemacht, auf der Basis von GMO- 
Pflanzenvarianten neue Medikamente und neue Viehsorten zu entwik- 
keln. Es gab kein Regelwerk, das die Entwicklung, Risiken und den 
Verkauf solcher Erzeugnisse überwachte. Und dabei wollten die 
Agrarunternehmen es auch belassen. 

Zum Teil waren es ideologische Gründe, welche die Reagan-Bush- 
Regierung veranlaßten, eine allumfassende Entschränkung durchzu¬ 
setzen und die Regierungsaufsicht auf allen Gebieten des täglichen Le¬ 
bens möglichst abzubauen. Die Nahrungsmittelüberwachung bildete 
da keine Ausnahme. Nun riß eher das Gegenteil ein. Und das konnte 
bedeuten, daß die Bevölkerung zu menschlichen Versuchskaninchen 
für völlig ungeprüfte neue Gesundheitsrisiken werden kormte. 


Der Betrug mit der »substantiellen Äquivalenz« 

1986 empfing Vizepräsident Bush eine Delegation des Vorstands des 
riesigen Chemieunternehmens Monsanto Corp. von St. Louis, Missouri, 
zu einer besonderen Strategiesitzung im Weißen Haus. Zweck des 
nicht-öffentlichen Treffens war nach Angaben der früheren Beamtin im 
US-LandWirtschaftsministerium, Claire Hope Cummings, über die 
»Deregulierung« für die aufkommende biotechnische Industrie zu 
sprechen. Monsanto hat eine lange Geschichte der Zusammenarbeit mit 
der US-Regierung und sogar mit Bushs CIA. Die Firma hatte das tödli¬ 
che Herbizid »Agent-Orange« zur Entlaubung der Dschungelgebiete 
im Vietnam-Krieg Ende der 1960er Jahre entwickelt. Sie hatte ebenso 
eine lange Liste von Betrugs-, Verdunklungs- und Bestechungsfällen 
vorzuweisen. 

Als Bush 1988 schließlich Präsident wurde, machten er und sein Vi¬ 
zepräsident Dan Quayle sich schnell daran, einen unregulierten Frei¬ 
raum für Monsanto und andere größere GMO-Unternehmen zu schaf- 
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fen. Bush hielt es nun für angebracht, den Regulierungsrahmen zu 
veröffentlichen, den er wenige Jahre zuvor hinter verschlossenen Tü¬ 
ren ausgehandelt hatte. 

Vizepräsident Quayle gab als Vorsitzender von Bushs Wettbewerbs¬ 
rat bekannt, »daß Erzeugnisse der Biotechnik der gleichen Aufsicht 
unterstehen wie andere Produkte« und »nicht durch unnötige Vor¬ 
schriften behindert werden« sollen. Tatsächlich wurde weder damals 
noch später ein einziges neues Gewerbeaufsichtsgesetz für Biotechnik¬ 
oder GMO-Erzeugnisse erlassen, und das trotz wiederholter Bemü¬ 
hungen seitens bedenkentragender Kongreßabgeordneter, die solche 
Gesetze dringend verlangten, um unbekannte Risiken und mögliche 
Gefährdungen der Gesundheit durch gentechnisch veränderte Nah¬ 
rungsmittel auszuschließen. 

Der Regulierungsrahmen, den Bush in Kraft setzte, war einfach. 
Den ausdrücklichen Wünschen der Biotechnikindustrie entsprechend 
behandelte die US-Regierung gentechnische Veränderungen an Pflan¬ 
zen, Nahrungsmitteln oder Tieren als einfache Erweiterungen der tra¬ 
ditionellen Tier- oder Pflanzenzucht. 

Um für Monsanto und Kollegen weitere Hindernisse aus dem Weg 
zu räumen, verfügte die Regierung Bush, traditionelle Ämter wie das 
US-Landwirtschaftsministerium, die EPA (Umweltministerium), das 
Amt für Ernährung und Drogen (EDA) und die Nationalen Gesund¬ 
heitsämter (NIH) seien bereits in der Lage, die Risiken auf dem neuen 
Gebiet der GMO-Erzeugnisse zu bewerten. Sie bestimmte, daß es zur 
Überwachung dieses revolutionär neuen Gebietes keiner besonderen 
Agentur bedürfe. Die Zuständigkeiten zwischen den bestehenden vier 
verschiedenen Agenturen blieben absichtlich ungeklärt. 

Die Unklarheit sorgte für Überschneidungen und Verwirrung bei 
der Aufsicht. Sie bot Monsanto und anderen GMO-Betreibern einen 
größtmöglichen Spielraum, um neue, genetisch veränderte Eeldfrüchte 
einzuführen. Doch für die Außenwelt erweckte man den Eindruck, als 
würden die neuen GMO-Erzeugnisse sorgsam überprüft. Die Öffent¬ 
lichkeit nahm natürlich an, daß sich das Amt für Ernährung und Dro¬ 
gen oder die Nationalen Gesundheitsämter um ihre Verträglichkeit 
kümmern würden. 

Obwohl Eorscher dringend vor Gefahren der gentechnischen DNS- 
Rekombination und der biotechnischen Arbeit mit Viren und Bakterien 
warnten, entschied sich die US-Regierung für ein System, bei dem sich 
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die Industrie auf dem neuen Gebiet genmanipulierter Pflanzen und 
Tiere »freiwillig« selbst überwachen würde. In dem frühen Stadium 
zollten außerhalb des kleinen Kreises von Wissenschaftlern, die durch 
eine Handvoll Stiftungen großzügig finanziert wurden, nur wenige 
Menschen der gewaltigen Tragweite der Gentechnik, werm sie in gro¬ 
ßem Umfang betrieben wird, größere Aufmerksamkeit. Und keine Stif¬ 
tung tat sich bei der Finanzierung des aufkommenden Bereichs der 
Biotechnik mehr hervor als die Rockefeller-Stiftung in New York. 

Um 1992 war Präsident George H. W. Bush soweit, bezüglich der 
GMO die Büchse der Pandora zu öffnen. In einer Durchführungsver¬ 
ordnung bestimmte der Präsident, daß GMO-Pflanzen und -Nahrungs¬ 
mittel im wesentlichen den regulären Pflanzen der gleichen Art, dem 
herkömmlichen Mais, Sojabohnen, Reis oder Baumwolle, »substantiell 
äquivalent« seien. 

Die Doktrin der »substantiellen Äquivalenz« war der Dreh- und 
Angelpunkt der gesamten GMO-Revolution. Sie bedeutete, daß GMO- 
Feldfrüchte im wesentlichen wie herkömmliche Feldfrüchte zu behan¬ 
deln sind, und zwar nur deshalb, weil GMO-Mais, GMO-Reis oder 
GMO-Sojabohnen wie normaler Mais, Reis oder Sojabohnen aussehen, 
mehr oder weniger genauso schmecken und in ihrer chemischen Zu¬ 
sammensetzung und ihrem Nährwert im wesentlichen mit der natür¬ 
lichen Pflanze übereinstimmen. 

Jene Entscheidung überging die qualitativen inneren Veränderun¬ 
gen, die die genetische Manipulation des besonderen Mais oder der 
jeweiligen Feldfrucht notwendigerweise mit sich gebracht haben. Wie 
ernsthafte Wissenschaftler aufzeigten, war selbst der Begriff »substan¬ 
tielle Äquivalenz« pseudowissenschaftlich. Das anerkannte Wissen¬ 
schaftsmagazin Nature wies daraufhin, daß die Doktrin der »substanti¬ 
ellen Äquivalenz« in erster Linie als Entschuldigung eingeführt wurde, 
um keine biochemischen oder toxikologischen Prüfverfahren vor¬ 
schreiben zu müssen. 

Weil die Bush-Regierung sich gesetzlich auf die »substantielle 
Äquivalenz« festgelegt hatte, waren für gentechnisch veränderte Arten 
keine besonderen Überwachungsmaßnahmen erforderlich. 

Die Agrarunternehmen begrüßten die Pormel von der »substantiel¬ 
len Äquivalenz«. Das war nicht verwunderlich; Monsanto und die an¬ 
deren hatten sie selbst geschaffen. Ihre Voraussetzung war eine Lüge, 
was Bushs Wissenschaftsberater wußten. Bei der genetischen Modifi- 
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kation einer Pflanze oder eines Organismus wurde ein Stück eines 
fremden Genes genommen und in die Gene einer Pflanze, einer 
Baumwollstaude oder Sojabohne, eingefügt, um ihre genetische Struk¬ 
tur auf eine Weise zu verändern, wie das durch normale Pflanzen¬ 
züchtung nicht möglich war. Oft geschah die Einführung des Gen¬ 
materials mit Hilfe einer wörtlich sogenannten »Genkanone«, die einen 
DNA-Abschnitt in die Zelle hineinschießt, um das Erbgut der Pflanze 
zu verändern. 

Bei der Gentechnologie führt man in eine Pflanzenzelle einen frem¬ 
den Organismus ein. Dieser Vorgang ist ungenau, und seine Polgen 
sind unabsehbar. Die genveränderten Produkte sind alles andere als 
»substantiell gleichartig«, etwa so wie ein kleiner Piat 500, in den man 
heimlich einen Perrari-Motor eingebaut hat, noch ein »substantiell 
äquivalenter« Piat wäre. Ironischerweise forderten Unternehmen wie 
Monsanto zur gleichen Zeit, als sie die »substantielle Äquivalenz« ver¬ 
teidigten, Patentrechte für ihre genetisch veränderten Pflanzen mit 
dem Argument, daß ihre gentechnische Modifikationen eine im we¬ 
sentlichen andere, ganz neue Pflanze geschaffen hätten, deren Einma¬ 
ligkeit durch ausschließende Patente geschützt werden müßte. Sie sa¬ 
hen keinen Widerspruch darin, den gleichen Kuchen aufzuheben und 
auch aufzuessen. (1) 

Nach dem Entscheid der Regierung Bush von 1992, den jede fol¬ 
gende Regierung bis hin zu der seines Sohnes George W. Bush auf¬ 
rechterhalten hat, behandelt die US-Regierung GMO-Organismen oder 
genmanipulierte Nahrungsmittel genauso wie »natürliche Nahrungs¬ 
mittelzusätze« und unterzieht sie keinen besonderen Prüfungen. Wenn 
es nicht nötig ist, Mais daraufhin zu untersuchen, ob er für die Ge¬ 
sundheit unbedenklich gegessen werden kann - so das Argument -, 
warum sollte sich irgend jemand darum kümmern, daß der »substanti¬ 
ell äquivalente« GMO-Mais überprüft wird? Das gleiche gilt für Soja 
oder Hormone in der Milch, die von Monsanto oder einer anderen Pir- 
ma im Agribusiness entwickelt worden waren. 

ln den meisten Pällen nahmen die Aufsichtsämter der Regierung 
einfach nur Berichte und Daten entgegen, die ihnen von den GMO- 
Gesellschaften großzügig zur Verfügung gestellt wurden, um zu ent¬ 
scheiden, ob ein neues Produkt in Ordnung war. Die US-Regierung hat 
im gentechnischen Geschäft niemals gegen ein Großunternehmen ent¬ 
schieden. 
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»Das vollkommenste Nahrungsmittel der Natur ...« 

Das erste im breiten Stil vermarktete GMO-Nahrungsmittel war Milch, 
die ein rekombiniertes Wachstumshormon für Rinder mit der Bezeich¬ 
nung rBGH enthielt. Es handelte sich um eine von Monsanto patentierte 
Genmanipulation. Die EDA erklärte, daß die genmanipulierte Milch 
für den menschlichen Verzehr geeignet sei, ehe noch entscheidende 
Informationen darüber Vorlagen, wie die GMO-Milch die menschliche 
Gesundheit beeinflussen würde. Das Amt nahm die Doktrin der sub¬ 
stantiellen Gleichartigkeit ernst. 

Das Hormon rBGH war für die ums Überleben kämpfenden Milch¬ 
bauern zunächst eine gewaltige Versuchung. Monsanto behauptete, 
Kühe, die regelmäßig rBGH, das normalerweise unter der Handels¬ 
marke »Posilac« verkauft wird, gespritzt bekämen, gäben gut 30 Pro¬ 
zent mehr Milch als normale Kühe. Pür die bedrängten Bauern war 
eine SOprozentige Produktionssteigerung pro Kuh beachtlich. Monsanto 
warb mit dem Spruch: »Laßt keine Kuh unbehandelt«. Ein staatlicher 
Agrarwart nannte rBGH wegen seiner außergewöhnlich anregenden 
Wirkungen auf die Milcherzeugung »Crack für Kühe«. 

Monsantos neues rBGH-Hormon »Posilac« regte aber nicht nur die 
Kühe an, 30 Prozent mehr Milch zu geben. Es regte zugleich die Bil¬ 
dung eines anderen Hormons, des lGP-1, an, das im Organismus die 
Zellteilung stimuliert und den Zelltod hemmt. Dabei begannen sich 
nun Probleme zu zeigen. 

Verschiedene unabhängige Wissenschaftler ließen Warnungen hö¬ 
ren, daß Monsantos Hormon rBGH insulinartige Wachstumsfaktoren 
steigere, was möglicherweise zu Krebs führen könnte. Einer, der am 
lautesten warnte, war Dr. Samuel Epstein, ein Wissenschaftler an der 
Schule für Gesundheitswesen an der Universität Illinois. Epstein, eine 
anerkannte Größe auf dem Gebiet krebserregender Substanzen, warn¬ 
te, es gebe vermehrt wissenschaftliche Hinweise, die lGP-1 beim Men¬ 
schen mit der Entstehung von Krebs in Verbindung bringen, und zwar 
von Krebsarten, die möglicherweise erst Jahre nach der ersten Berüh¬ 
rung mit dem Hormon in Erscheinung treten. 

Es überrascht nicht, daß Hormone, welche die Milchabgabe der Kuh 
um 30 Prozent steigern, Nebeneffekte haben würden. Auch liefen erste 
Berichte von Bauern ein, daß ihre Kühe bis zu zwei Jahren früher aus¬ 
gebrannt seien und daß als Nebenerscheinungen der rBGH-Hormon- 
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behandlung bei vielen Kühen ernste Huf- oder Euterinfektionen auf¬ 
träten. Das bedeutete, die Kühe konnten nicht mehr laufen, mit der 
Folge, daß die Kühe gegen diese Effekte mit noch mehr Antibiotika 
behandelt werden mußten. 

Die EDA widersprach der wachsenden Kritik. Zu diesem Zweck 
griff sie auf Daten zurück, die ihr Monsanto zur Verfügung gestellt hat¬ 
te. Monsanto hatte, wie nicht anders zu erwarten war, die unabhän¬ 
gigen Wissenschaftler scharf kritisiert. Der dort hauptsächlich für 
rBGH zuständige Wissenschaftler Dr. Robert Collier widersprach der 
Kritik im Brustton der Überzeugung: »Die EDA hat in dieser Frage 
tatsächlich mehrmals Stellung bezogen. ... Sie hat wiederholt öffentlich 
ihr Vertrauen in die Sicherheit (der mit Hormonen behandelten Milch) 
für den Menschen bekundet. ... Diese Sache ist für Leute, die Bescheid 
wissen, unbedenklich.« Das konnte kaum jemanden, der um die engen 
Beziehungen zwischen Monsanto und der FDA-Führung wußte, beru¬ 
higen. 



Bild links: Monsanto veranstaltete eine Kampagne, um die angeblich gesun¬ 
den Wirkungen zu bewerben, die von ihrer mit »Posilac« behandelten GMO- 
Milch ausgehen. 


Bild rechts: Monsantos »Posilac«, das genmanipulierte Wachstumshormon 
fiir den Einsatz an Kühen, das u. a. mit der Behauptung verkauft wurde, es 
steigere die Milchproduktion um 30 Prozent. 
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1991 spielte ein Wissenschaftler von der Universität von Vermont 
der Presse Hinweise zu, daß bei mit rBGH behandelten Kühen ernste 
Gesundheitsprobleme aufträten, unter anderen Mastitis, eine Euter¬ 
entzündung, und Mißgeburten. Monsanto hatte der Universität von 
Vermont über eine halbe Million Dollar zur Verfügung gestellt, um 
rBGH zu testen. Der wissenschaftliche Projektleiter hatte im direkten 
Widerspruch zu seinem beunruhigten Forscher verschiedentlich öf¬ 
fentlich behauptet, mit rBGH behandelte Kühe hätten im Vergleich zu 
normalen Kühen keine Gesundheitsprobleme, die von der Norm abwi- 
chen. Die gezielte Indiskretion des neuen Alarmierers war für Monsan¬ 
to und die Universität, die Forschungsgelder von Monsanto bekam - 
um es einmal vorsichtig auszudrücken -, peinlich. (2) 


Monsantos gentechnisch verändertes Wach- 
stumshormon rBGH verursachte enorme Ge- 
iJUril sundheitsprobleme bei Kühen und ebenso bei 
Menschen. Das Unternehmen manipulierte 
PmHI Testdaten, um Beweise für Negativwirkungen 

' * zu verschleiern. 

Der Oberste Rechnungshof der USA, ein Kontrollorgan des US- 
Kongresses, wurde angerufen, um die Unterstellungen zu untersu¬ 
chen. Sowohl die Universität von Vermont als auch Monsanto weiger¬ 
ten sich, mit dem Rechnungshof zusammenzuarbeiten. Schließlich 
mußte der Rechnungshof das Verfahren ergebnislos einstellen. Erst 
Jahre später gab die Universität Forschungsunterlagen frei. Sie beleg¬ 
ten die negativen Gesundheitsauswirkungen. Doch da war es schon zu 
spät. 

1991 schuf die FDA eine neue Position, die des Stellvertretenden 
Kommissars für die grundsätzliche Vorgehensweise der Agentur bei 
der Überwachung von GMO-Nahrungsmitteln. Die Agentur ernannte 
als ersten einen Michael R. Taylor auf diesem Posten. Taylor erhielt 
den Posten als Washingtoner Anwalt. Er war aber nicht irgendein 
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Feld-, Wald- und Wiesen-Anwalt aus Washington. Taylor hatte, als er 
noch Spezialist für das Lebens- und Arzneimittelrecht bei der mächti¬ 
gen Washingtoner Sozietät King & Spalding war, erfolgreich Monsanto 
und andere Biotechnikfirmen in Zulassungsstreitigkeiten mit der Re¬ 
gierung vertreten. 

Auch Monsantos Chefwissenschaftlerin Dr. Margaret Miller bekam 
eine führende Stelle beim Amt für Ernährung und Drogen (Food and 
Drug Administration, EDA). Sie wurde Anfang der 1990er Jahre Stell¬ 
vertretende Direktorin für die Sicherheit menschlicher Nahrungsmittel, 
ln dieser Position änderte Dr. Miller bewußt die EDA-Norm für Anti¬ 
biotika und hob die noch zulässigen Grenzwerte für Antibiotika in der 
abgelieferten Milch um das lOOfache an. Damit machte sie auf eigene 
Eaust den Weg für das florierende rBGH-Geschäft Monsantos frei. Die 
privaten Biotechnikfirmen und die Regierungsstellen, die sie beauf¬ 
sichtigen sollten, bildeten einen gemütlichen Club. Das war schon In¬ 
zucht und mit mehr als nur einem möglichen Interessenkonflikt bela¬ 
stet. 

Als Spitzenbeamter der EDA half Taylor die Richtlinien zu formu¬ 
lieren, nach denen die EDA entschied, ob GMO-Nahrungsmittel eigens 
gekennzeichnet werden sollten. Er entschied, GMO-Nahrungsmittel 
überhaupt nicht zu kennzeichnen. 

Gleichzeitig entschied die EDA, wieder unter Taylors lenkender 
Hand, daß Daten zur Risikoabschätzung, etwa über Eehlgeburten bei 
Rindern oder sogar mögliche Symptome bei Menschen, die sich aus dem 
Verzehr von GMO-Nahrungen ergaben, vor der Öffentlichkeit als »ver¬ 
trauliche Geschäftsinformationen« zurückgehalten werden konnten. 

Es könnte ja sein, daß nach außen durchgesickerte Informationen 
über groteske Mißgestalten bei Tieren, die mit GMO-Eutter von Mon¬ 
santo, Dow oder anderen Biotechnikunternehmen gefüttert wurden, 
sich negativ auf die Aktienpreise der Unternehmen auswirkten, und 
das würde das Aufblühen der privaten Unternehmen schädigen. 

Das jedenfalls schien die der Entscheidung zugrundeliegende Logik 
zu sein und war auf jeden Eall eine perverse Art von »Shareholder Va- 
lue über alles«, ln diesem Sinne äußerte der Koordinator für Biotechnik 
bei der EDA, James Maryansky: »Die EDA verlangt die Kennzeichnung 
von Dingen nicht nur deshalb, weil der Verbraucher dies vielleicht 
wissen will.« 

Monsantos Rechtsanwalt wurde die Verantwortung für die Vor ge- 
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hensweise in Sachen GMO-Nahrungsmittel seitens der obersten Auf¬ 
sichtbehörde der US-Regierung für Fragen der Nahrungsmittelsicher¬ 
heit übergeben. Als passenden Nachtrag im Sinne der Redensart »Wir 
kümmern uns um unsere Freunde« belohnte Monsanto den emsigen 
Staatsbeamten Michael Taylor nach seinem Ausscheiden aus der FDA 
und machte ihn zum Vizepräsidenten von Monsanto für den Bereich 
Öffentlichkeitsarbeit. (3) 


FDA und Monsanto melken die Öffentlichkeit 

1994, nachdem wieder genug Zeit verstrichen war, genehmigte die 
FDA den öffentlichen Verkauf von rBGH-Milch. Nach den Regeln der 
FDA geschah das natürlich ohne Kennzeichnung, damit sich der Ver¬ 
braucher nicht unnötig ängstigen mußte, daß er sich oder seine Kinder 
damit krebserregenden Stoffen oder anderen Überraschungen aussetz¬ 
te. Er erfuhr es ja nicht. Gerade als Monsantos »Posilac« bei Ratten Leu¬ 
kämie und Tumore auslöste, wurde das US-Gesetz über makellose 
Nahrungs- und Arzneimittel umgeschrieben. Es erlaubte nun ein Er¬ 
zeugnis, das bei Labortieren Krebs auslöste, ohne Kermzeichnung für 
den menschlichen Verzehr zu vermarkten. So einfach war das. 

Noch nicht damit zufrieden, ihrer eigenen Bevölkerung leichtfertig 
GMO-Milch zu verabreichen, übte die US-Regierung, um Monsantos 
rBGH-Markt weltweit auszuweiten, starken Druck auf die mexikani¬ 
sche und kanadische Regierung aus, damit auch diese beiden rBGH 
zulassen. 

Allerdings erlebte die EDA-Monsanto-Kampagne 1998 einen unan¬ 
genehmen Rückschlag. Im Januar 1999 tanzte die kanadische Entspre¬ 
chung zur EDA, das Gesundheitsamt Kanada, aus der Reihe, es wider¬ 
sprach amtlich der »Zulassung« und verbot den weiteren Verkauf von 
rBGH in Kanada. 

Dazu war es aufgrund des starken Drucks seitens der Kanadischen 
Tierärztlichen Vereinigung und der Königlichen Eachhochschule für 
Medizin gekommen. Diese legten Beweise für die schädlichen Wirkun¬ 
gen von rBGH-Milch vor, darunter Hinweise auf Lähmungserschei¬ 
nungen und Eehlgeburten. Monsanto war sehr begierig darauf, mit sei¬ 
nem rBGH in den kanadischen Markt einzubrechen. Dabei ging nach 
einem Eernsehbericht des kanadischen Senders CBC ein Monsanto- 




Die Firma Monsanto, der weltweit führende Lieferant von GMO-Saatgut, ist 
häufig Ziel von Protestkampagnen als Folge ihrer Entwicklung solch tödlicher 
Chemikalien wie Dioxin oder »Agent Orange«. 

Vertreter sogar so weit, daß er versuchte, einen kanadischen Gesund¬ 
heitsbeamten in Prüfungsausschuß der Regierung mit einem Angebot 
von ein bis zwei Millionen Dollar zu bestechen, damit er die Zulassung 
von rBGH in Kanada ohne weitere Untersuchungen sicherstelle. Der 
entsprechend angegangene Beamte hatte nach den Berichten nur ge¬ 
fragt: »Ist das Bestechungsgeld?« - und die Unterredung war beendet. 

Auch ein Sonderausschuß unabhängiger Experten der europäischen 
Kommission kam zu dem Schluß, daß rBGH nicht nur - wie erwähnt - 
die in Kanada entdeckten Gefährdungen, sondern auch noch größere 
Risiken, insbesondere die von Brust- und Prostatakrebs bei Menschen, 
mit sich brachte. 

Im August 1999 stimmte die Agentur für Nahrungssicherheit der 
Vereinten Nationen, die Codex-Alimentarius-Kommission, einstimmig 
zugunsten des Moratoriums der EU aus dem Jahr 1993 und stoppte die 
Einführung von Monsantos rBGH-Milch. Monsantos rBGH war in der 
EU verboten. (4) 

Dieser Rückschlag konnte weder die hartnäckigen Bürokraten bei 
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der FDA noch ihre Freunde bei Monsanto entmutigen. Da die Kenn¬ 
zeichnung von GMO von der FDA verboten worden war, kannten die 
vertrauensseligen Amerikaner die Gefahren nicht, zumal man sie er¬ 
mutigte, zur Förderung ihrer Gesundheit Milch zu trinken. Milch, »das 
vollkommenste Nahrungsmittel der Natur«, lautete der Werbespruch 
der Milchwirtschaft. Die US-Medien hielten sich respektvoll zurück, 
über die Entscheidung der UNO und die negativen Beschlüsse der 
Kanadier und der EU zu berichten. Man erzählte den Amerikanern 
einfach, die EU versuche den amerikanischen Viehhaltern mit dem 
Einfuhrverbot für Rindfleisch aus Beständen, die mit Hormonzusätzen 
gefüttert worden waren, zu schaden. 

Einem Wissenschaftler bei der EDA kamen aber doch Bedenken. Der 
bei der EDA tätige Tierarzt Dr. Richard Burroughs weigerte sich, still¬ 
schweigend zuzusehen. Er war seit 1979 bis zu seiner Entlassung 1989 
für die Überwachung von Tier arzneimittein wie rBGH verantwortlich. 
Ab 1985 leitete Burroughs die Aufsicht der EDA über den Einsatz von 
Monsantos rBGH und war somit fünf Jahre lang unmittelbar mit der 
Überprüfung des Hormons betraut. Burroughs schrieb die ursprüng¬ 
lichen Protokolle für die Sicherheitsuntersuchungen bei Tieren und 
sichtete die Daten, welche die Entwickler von rBGH - auch Monsanto 
die selbst Sicherheitsstudien durchgeführt hatten, einreichten. 

ln einem Artikel, der 1991 im Magazin Eating Well erschienen war, 
beschrieb Burroughs die Veränderungen bei der EDA seit Mitte der 
1980er Jahre. Burroughs hatte mit Unternehmensvertretern zu tun, die 
verlangten, die EDA solle die strikten Prüfprotokolle bei den Sicher- 
heitsprüfungen vereinfachen. Er berichtete, daß in den Unternehmen 
erkrankte Kühe aus den Prüfunterlagen für rBGH herausgenommen 
und die Daten auf andere Weise manipuliert wurden, um Gesund- 
heits- und Sicherheitsprobleme »verschwinden« zu lassen. 

Burroughs geißelte die Nachsichtigkeit der Agentur und ihren Rol¬ 
lenwandel von der Hüterin des Gesundheitswesens zur Beschützerin 
der Unternehmensprofite. Er kritisierte die EDA und die Art, wie sie 
rBGH in ihren Aussagen vor den Untersuchungsbeamten des Kongres¬ 
ses, in ihren Zeugenaussagen vor Abgeordneten der Staatsparlamente 
und vor der Presse behandelte, ln der PDA lehnte er eine Reihe von 
Sicherheitsstudien, die von Unternehmen bezahlt worden waren, als 
ungenügend ab. Schließlich wurde er im November 1989 wegen »In¬ 
kompetenz« entlassen. 
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Die FDA versäumte es, aufgrund der Hinweise, daß rBGH nicht si¬ 
cher sei, Maßnahmen zu ergreifen. Tatsächlich hat die Agentur vor 
und nach der Zulassung des Mittels sogar für das Produkt des Unter¬ 
nehmens geworben. Dr. Michael Hansen von der Verbrauchervereini- 
gung sagte, daß sich die FDA wie ein rRBGH-Vertreter benommen 
habe, indem sie in Presseerklärungen für rBGH warb, in öffentlichen 
Stellungnahmen das Mittel lobte und Werbetexte für rBGH in ihrem 
Magazin FDA Consumer erscheinen ließ. 

Im April 1998 stellten zwei US-Fernsehjournalisten, die schon Preise 
für ihre Unterhaltungssendungen gewonnen hatten, beim ein¬ 
flußreichen Sender Fox TV, der Rupert Murdoch gehört, eine aufsehen¬ 
erregende Geschichte über den rBGH-Skandal und seine Auswirkun¬ 
gen auf die Gesundheit zusammen. Fox TV entließ die beiden, Jane 
Akre und ihren Ehemann Steve, daraufhin und würgte die Sendung 
auf Druck von Monsanto ab. Vor dem Staatsgerichtshof in Florida er¬ 
kannten die Geschworenen den beiden einen Schadensersatzanspruch 
in Höhe von 425 000 Dollar zu. Das Gericht befand, daß Fox TV »ab¬ 
sichtlich gehandelt und willentlich den Informationsbericht der Kläger 
über rBGH gefälscht oder verdreht hat«. (5) 

Fox TV und Monsanto brachten mit ihren reichlichen Geldmitteln den 
Fall vor ein höheres Revisionsgericht, und dort wurde die Entschei¬ 
dung aufgrund eines juristischen Eormfehlers aufgehoben. Monsanto 
vermarktete ungehindert weiterhin seine rBGH-Milch. Die EDA hielt 
still. Wie ein früherer Beamter aus dem US-Landwirtschaftsministerium 
aussagte: Die Richtlinie bezüglich genetisch veränderter Nahrungs¬ 
mittel war: »Nichts sagen, nicht fragen«, was so viel heißt wie: »Wenn 
die Industrie der Regierung nicht mitteilt, was sie über ihre GMO weiß, 
stellt die Regierung keine weiteren Eragen.« Das war für Leute mit Ge- 
sundheits- und Sicherheitsbedenken wenig beruhigend. Nur wenige 
haben davon allerdings jemals erfahren, da, oberflächlich betrachtet, die 
EDA und andere zuständige Ämter ihre Gesundheitsinteressen in der 
neuen Ära der genveränderten Nahrungsmittel weiterhin vertraten. 

Im Januar 2004 kündigte Monsanto schließlich an, man werde die 
Lieferung von »Posilac« um 50 Prozent reduzieren, nachdem PDA- 
Inspektoren einen Grad an Verunreinigung in dem genetisch veränder¬ 
ten Hormon nachgewiesen hatten, der nicht hirmehmbar war. Viele 
glaubten, Monsanto würde nun unauffällig das gefährliche Hormon 
vom Markt nehmen. Aber Monsanto ließ sich nicht so leicht abschrek- 
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ken, am allerwenigsten durch Hinweise auf die Gefährdung der 
menschlichen Gesundheit. Die Firma kündigte schon ein Jahr danach 
an, daß sie beabsichtige, die Lieferung von »Posilac« wieder zu stei¬ 
gern, und zwar zunächst auf 70 Prozent der früheren Höchstlieferun¬ 
gen. Sie war gewaltig unter Druck geraten, nicht nur seitens der Bür¬ 
ger, die sich über die Folgen für ihre Gesundheit Sorgen machten, son¬ 
dern auch seitens der Farmer, denen klar wurde, daß die 30 Prozent 
Produktionssteigerung des nationalen Milchkuhbestandes angesichts 
des schon vorhandenen bundesweiten Milchüberschusses nur zu einer 
noch größeren Schwemme unverkäuflicher Milch geführt hatte und 
dadurch die Milchpreise eingebrochen waren. 

Doch zu diesem Zeitpunkt war die Firma Monsanto bereits dazu 
übergegangen, den Weltmarkt mit Saatgut für die wichtigsten Erzeug¬ 
nisse der menschlichen und tierischen Nahrungsketten in die Enge zu 
treiben. 


Monsantos kuschelige Regierungskontakte 

Die guten Beziehungen zwischen den gigantischen GMO-Saatgut- 
produzenten wie Monsanto, DuPont oder Dow AgriSciences und der US- 
Regierung kamen nicht zufällig zustande. Die Regierung förderte die 
unkontrollierte Entwicklung von GMO-Eeldfrüchten als strategische 
Priorität, und zwar - wie erwähnt - seit den frühen Jahren der Präsi¬ 
dentschaft Reagans, also lange bevor überhaupt klar war, ob derartige 
Eingriffe in die Natur überhaupt wünschenswert waren. Es ist die eine 
Sache, ob eine Regierung aus ihrem Wissenschaftsbudget langfristige 
Laboruntersuchung unterstützt, eine völlig andere ist es, wie sie die 
Marktschleusen öffnet und ungeprüfte, gewagte, neue Verfahren zu¬ 
läßt, welche die Versorgung des Landes oder gar der gesamten Erde 
mit Grundnahrungsmitteln beeinträchtigen konnten. 

Washington war dafür berüchtigt, was einige eine »Drehtüren-Re- 
gierung« nannten. Der Begriff bezog sich auf die bei Großunternehmen 
übliche Praxis, höhere Regierungsbeamte direkt aus dem Staatsdienst 
in gehobenen Stellungen des Unternehmens zu übernehmen, von wo 
aus ihr Einfluß und ihre Verbindungen zu Regierungsstellen dem Un¬ 
ternehmen nützen konnten. Das funktionierte auf ähnliche Weise auch 
umgekehrt, wenn Eührungspersönlichkeiten der Unternehmen für 
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wichtige Regierungsposten ausgewählt wurden, auf denen sie die pri¬ 
vaten Vorhaben ihres Unternehmens irmerhalb der Regierung fördern 
konnten. 

Nur wenige Gesellschaften meisterten das Spiel mit dem Drehtür¬ 
einfluß besser als Monsanto. Die Firma war ein bedeutender Spender 
von Wahlkampfgeld an Kandidaten sowohl der Republikaner als auch 
der Demokraten auf Bundesebene. Alle zwölf Mitglieder im Kongreß¬ 
unterausschuß für Landwirtschaft waren während der Auseinander¬ 
setzungen über die Auszeichnungspflicht für Monsantos rBGH-Milch 
keine Unbekarmten für die Spendenabteilung Monsantos. Sie hatten 
insgesamt 711 000 Dollar Wahlkampfunterstützung von Monsanto be¬ 
kommen. Man kormte nicht sagen, daß diese Tatsache die Entschei¬ 
dung des Ausschusses gegen die Auszeichnungspflicht für rBGH- 
Milch beeinflußt hätte. Allerdings hat es zweifelsohne der Sache Mon¬ 
santos nicht geschadet. Der Ausschuß schmetterte das geplante Aus¬ 
zeichnungsgesetz ab. 

Monsanto war besonders geschickt, seine wichtigen Leute in ent¬ 
sprechende Regierungsstellen einzuschleusen. George W. Bushs Land¬ 
wirtschaftsministerin Arm Veneman kam 2001 nach Washington. Sie 
war zuvor Direktorin der Biotechnikfirma Calgene, eines Tochterunter¬ 
nehmens von Monsanto, gewesen. Verteidigungsminister Donald 
Rumsfeld war Vorstandsvorsitzender bei G. D. Searle, eberrfalls eine 
Monsanto-Tochter, die GMO-Basis für den künstlichen Süßstoff und 
Krebserreger »Aspartame« herstellte. Rumsfeld war auch noch Vorsit¬ 
zender der kalifornischen Biotechnikfirma Gilead Sciences, des Patent¬ 
inhabers für »Tamiflu«. 

Mickey Kantor, früher unter Bill Clinton US-Repräsentant für Han¬ 
del und Clintons Rechtsanwalt, verließ die Regierung, um einen Sitz 
im Aufsichtsrat von Monsanto einzunehmen. Im Aufsichtsrat von Mon¬ 
santo saß auch William D. Ruckeishaus, früher, unter den Präsidenten 
Nixon und Reagan, Chef der Agentur für Umweltschutz (EPA). Mi¬ 
chael A. Priedman, M. D., der Vizepräsident für klinische Angelegen¬ 
heiten bei G. D. Searle, dem Pharmabereich von Monsanto, war zuvor 
stellvertretender Direktor der PDA. Marcia Haie, Monsantos Direktorin 
im Zuständigkeitsbereich britische Regierung, war zuvor Präsident 
Clintons Assistentin für Beziehungen zu anderen Regierungen. Linda 
J. Bisher, Monsantos Vizepräsidentin für Öffentliche Angelegenheiten, 
verwaltete zuvor das Büros der EPA für Vorbeugung, Pestizide und 



toxische Substanzen. Monsantos Syndikus Jack Watson war während 
der Präsidentschaft Carters Stabschef im Weißen Haus. 

Ein ähnliches Muster von Drehtür-Interessenkonflikten zwischen 
leitenden Beamten in den für Ernährungspolitik zuständigen Regie¬ 
rungsbehörden und ihrer Geldgebern wie Monsanto, Dow, DuPont und 
anderen Agrar- und Biotechnikunternehmen herrschte zumindest 
während der Regierungszeit Reagans und George W. Bushs. 

Man liegt mit der Annahme nicht falsch, daß die US-Regierung ein 
wesentlicher Auslöser der »Gentechnischen Revolution« mit gen¬ 
manipulierten Nahrungsmitteln und ihrer weltweiten Verbreitung 
war. Dabei ging sie in enger Abstimmung mit den gigantischen Unter¬ 
nehmen der Agrarchemie wie Monsanto, Dow oder DuPont so vor, als 
seien die öffentlichen und privaten Interessen die gleichen. 

Wie läßt sich die außergewöhnliche Unterstützung der Unterneh¬ 
men der GMO-Agrarchemie durch nicht weniger als vier US-Präsiden- 
ten in Polge erklären? Welche Erklärung läßt sich für die Tatsache fin¬ 
den, daß Bill Clinton die Autorität seines Präsidentenamtes einsetzte, 
um am Telefon den britischen Ministerpräsidenten aufzufordern, einen 
Kritiker der Manipulation an Pflanzengenen zum Schweigen zu brin¬ 
gen? 

Was konnte die außergewöhnliche Pähigkeit von Eirmen wie Mon¬ 
santo erklären, von Regierungsbeamten grünes Licht für ihre Produkte 
zu bekommen, und zwar trotz überwältigender Beweise für mögliche 
Gesundheitsschäden an der Bevölkerung? Was konnte vier Präsiden¬ 
ten dazu veranlassen, die Gesundheit der Nation Risiken auszusetzen, 
ohne daß darüber gesprochen wurde, und das trotz der Warnungen 
zahlreicher Wissenschaftler und sogar von Regierungsbeamten, die für 
das Gesundheitswesen verantwortlichen waren? 

Die Antwort auf diese Prägen lag für jeden, der sehen wollte, auf 
dem Tisch. Doch war sie so schockierend, daß nur wenige sich getrau¬ 
ten, ihr nachzugehen. Auf einer Pressekonferenz Ende 1999 gab es ei¬ 
nen Hinweis darauf, daß mächtige Interessen hinter den öffentlichen 
Spielern wie Monsanto stehen. Am 4. Oktober 1999 spendete nämlich 
Gordon Conway, Präsident einer einflußreichen privaten und gemein¬ 
nützigen Stiftung mit Sitz in New York, der Ankündigung von Mon¬ 
santo Beifall, in der sich die Pirma bereiterklärt hatte, ihre umstrittene 
Samengentechnik »Terminator« vorerst nicht zu vermarkten. 

Höhere Interessen? Das bezog sich auf die Rockefeller-Stiftung. Es 
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war kein Zufall, daß die Rockefeller-Stiftung und Monsanto gemeinsam 
über eine globale Strategie zur gentechnischen Veränderung an Pflan¬ 
zen sprachen. Die genetische Revolution war von Anfang an ein Pro¬ 
jekt der Rockefeller-Stiftung gewesen. Die Rockefeller-Stiftung hatte 
nicht nur, woran Conway in seinen öffentlichen Bemerkungen erinner¬ 
te, über 100 Millionen Dollar für den Fortschritt der GMO-Revolution 
gespendet. Diese Revolution war als Teil ihrer globalen Strategie, an 
der sie seit Jahrzehnten gearbeitet hatte, das eigentliche strategische 
Projekt der Stiftung. 

Auf jener Pressekonferenz hatte Conway erklärt: »Die Rockefeller- 
Stiftung unterstützt die Entscheidung des Unternehmens Monsanto, die 
sterilen Saatguttechnologien, wie diejenige mit der Bezeichnung >Ter- 
minator<, nicht zu vermarkten.« Er fügte hinzu: »Wir sehen darin einen 
ersten Schritt in Richtung auf die Gewährleistung dafür, daß die Er¬ 
rungenschaften der Pflanzenbiotechnik auch den armen Bauern in den 
Entwicklungsländern zugänglich werden.« 

Conway war einige Monate zuvor beim Vorstand von Monsanto mit 
der Warnung auf getaucht, sie würden damit die gesamte GMO- 
Revolution gefährden, und deshalb sei jetzt ein taktischer Rückzug 
nötig, um das Gesamtprojekt weiterlaufen zu lassen. 

Die Idee der »Terminator«-Technik, die darauf abzielt, das Keimen 
des geernteten Getreides als neues Saatgut zu verhindern und dadurch 
die Bauern in Entwicklungsländern davon abzuhalten, bei der näch¬ 
sten Aussaat ihr eigenes Saatgut zu verwenden, war in vielen Gegen¬ 
den auf starken Widerstand gestoßen. (6) 

Die Beteiligung der Rockefeller-Stiftung an der Geschäftspolitik 
Monsantos kam nicht von ungefähr. Sie war Teil eines weit ehrgeizige¬ 
ren Planes, der seine Wurzeln in der Krise des Dollar-Systems der 
Nachkriegszeit hatte. Diese hatte in der Zeit des Vietnam-Kriegs Ende 
der 1960er Jahre eingesetzt. 
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Kapitel 5 


trickreicheren Rockeiellers 


Paradigmenwechsel in Amerika nach Vietnam 

Als Präsident Richard Nixon im Januar 1969 das Weiße Haus bezog, 
steckten die Vereinigten Staaten in einer tiefen Krise. Ein paar auser¬ 
wählte Wenige erkannten in der Krise eine seit langem herbeigesehnte 
Gelegenheit, die meisten Amerikaner allerdings nicht. 

ln den nächsten sechs Jahren sollte Nixon den Vorsitz über die erste 
größere militärische Niederlage führen, welche die Vereinigten Staaten 
jemals erlitten hatten, nämlich über den verlorenen Vietnam-Krieg. 
Hunderttausende amerikanischer Studenten marschierten zum Protest 
gegen einen Krieg, der ihnen ausgesprochen sinnlos erschien, nach 
Washington. Der Kampfgeist junger Wehrpflichtiger war in Vietnam 
auf eine bisher beispiellose Weise eingeknickt. Die Drogensucht war 
unter Gis außer Kontrolle geraten, und rebellische, wütend gemachte 
Soldaten ließen ihre Kompanieführer »hochgehen« oder erschossen sie 
im Einsatz, ln Tausenden von Leichensäcken kehrte Amerikas Jugend 
nach Hause zurück. Damals erlaubte das Pentagon der Presse noch, 
die heimkehrenden Toten zu fotografieren. 

Auch die US-Wirtschaft befand sich in einer ernsten Krise. Zum er¬ 
sten Mal hatte sich ihre Überlegenheit in der Nachkriegszeit angesichts 
der neueren und effizienteren Industrien in Westeuropa und Japan 
verflüchtigt. Beim Amtsantritt Nixons im Jahr 1969 war der US-Dollar 
in eine tödliche Krise geraten, als die Zentralbanken des Auslands für 
ihre Handelsüberschüsse mit den Vereinigten Staaten Gold anstelle 
von Papier-Dollars verlangten. Die Profitrate amerikanischer Unter¬ 
nehmen hatte 1965 ihren Höhepunkt überschritten und begann ständig 
zu schrumpfen. 

Amerikanische Unternehmen fanden heraus, daß sie höhere Profite 
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machen konnten, wenn sie im Ausland Unternehmen aufkauften. Das 
war der Beginn des deutlichen Multinationalismus amerikanischer Un¬ 
ternehmen, der Vorläufer der späteren Globalisierung. Arbeitsplätze 
verschwanden in der traditionellen heimischen Industrie, und der 
»Rostgürtel« breitete sich über die einst blühenden Stahlregionen des 
Landes aus. Der solide Pfeiler der amerikanischen industriellen Über¬ 
legenheit der Nachkriegszeit zerbröckelte, und das schnell. 

Die amerikanische Industrie verrostete, weil ihre Fabriken, die mei¬ 
stens vor und während des Krieges errichtet worden waren, im Ver¬ 
gleich mit der modernen neuen Nachkriegsindustrie in Westeuropa 
und Japan veralteten. Das amerikanische Unternehmertum erlebte eine 
strenge Rezession und Schlimmeres. Seine Banken hatten große Schwie¬ 
rigkeiten, noch gewirmbringende Anlagemöglichkeiten zu finden. 

Von 1960 bis 1974 begann die Verschuldung an allen Ecken der US- 
Wirtschaft exponentiell zu wachsen. Unternehmensschulden, Hy¬ 
potheken auf Wohnungen, Verbraucher schulden und die Schulden der 
Gemeindeverwaltungen waren bis 1974 insgesamt um 300 Prozent 
gestiegen. Im gleichen Zeitraum von 15 Jahren hatten die Schulden der 
US-Regierung sogar um mehr als beeindruckende 1000 Prozent zuge¬ 
nommen. Zu Beginn der 1970er Jahre befanden sich die Vereinigten 
Staaten nach allen traditionellen Maßstäben in einer tiefen Wirtschafts¬ 
krise. Kein Wunder, daß im Ausland Zweifel aufkamen, ob der US- 
Dollar seinen Goldwert beibehalten würde. 

Schon innerhalb eines Vierteljahrhunderts nach Einführung des 
Geldsystems von Bretton Woods im Jahr 1944 war die vom Establish¬ 
ment propagierte Version des Amerikanischen Jahrhunderts schnell in 
grundsätzliche Probleme geraten, Probleme, die das US-Establishment 
und seine wohlhabendsten Eamilien veranlaßten, kühn nach neuen 
Profitfeldern Ausschau zu halten. 

Die Nahrungsmittelproduktion oder das US-Agribusiness, wie es 
bald genannt werden sollte, war neben dem stark verteuerten Erdöl in 
den 1960er Jahren dabei, eine entscheidende Säule der neuen amerika¬ 
nischen Wirtschaftshegemonie zu werden. Das brachte einen Paradig¬ 
menwechsel mit sich. (1) 

Der Vietnam-Krieg hatte bewirkt, die Gesellschaft zu spalten. Der 
Krieg dauerte bis zum erniedrigenden Rücktritt Nixons im August 
1974. Dieser war das Opfer eines verlorenen Machtkampfs im US- 
Establishment. 
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Niemand spielte in jenen Machtkämpfen ein wichtigere Rolle als 
der frühere New Yorker Gouverneur Nelson Rockefeller, ein Mann, 
der verzweifelt, wenn nur irgend möglich, versuchte, selbst Präsident 
zu werden. Dieses Ziel zu erreichen war inmitten der Nixon-Krise in 
der Tat der Hauptbeweggrund Nelson Rockefellers. Er führte zusam¬ 
men mit seinen Brüdern David, Laurance, John und Winthrop die Stif¬ 
tung der Familie, die Rockefeller Foundation, neben zahlreichen anderen 
gemeinnützigen Gesellschaften wie den Rockefeller-Brüder-Fonds. 

Als zu Beginn der 1970er Jahre die Krise einsetzte, hatten bestimm¬ 
te einflußreiche Personen im amerikanischen Establishment ganz klar 



Nelson Rockefeller (links) versuchte seit der US-Präsidentenwahl 1960 ver¬ 
zweifelt, selbst Präsident zu werden. Er erreichte aber lediglich den Posten des 
US-Vizepräsidenten unter Gerald Ford. Fords Stabschef Donald Rumsfeld 
war es schließlich, der Ford 1976 überzeugen konnte, Rockefeller als Kandida¬ 
ten für die Wahl im selben Jahr, bei der er gegen den Kandidaten der Demo¬ 
kraten Jimmy Carter antreten sollte, fallenzulassen. 
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entschieden, daß eine drastische Richtungsänderung der US-Außenpo- 
litik angebracht sei. 

Zu den Einflußreichsten der Gruppe gehörten die Brüder David 
und Nelson Rockefeller sowie wichtige Politiker und Geschäftsleute im 
Umfeld der Familie Rockefeiler. Das Machtzentrum der Familie bildete 
der exklusive New Yorker Rat für Auswärtige Beziehungen (Council on 
Foreign Relations, CFR), der während der Nachwehen des Ersten Welt¬ 
kriegs gegründet worden war. 

ln den 1960er Jahren bildeten die Rockefellers das Machtzentrum 
des US-Establishments. Sie beherrschten damals Denkfabriken, Akade¬ 
mien, die Regierung und die private Geschäftswelt in einer Weise, wie 
dies keiner anderen einzelnen Familie in der Geschichte der Vereinig¬ 
ten Staaten zuvor möglich war. Außenminister Henry Kissinger war 
ihr handverlesener Schützling. Sie hatten ihn Ende der 1950er Jahre in 
Harvard für ein neues Projekt der Rockefeller-Stiftung rekrutiert. (2) 


David Rockefellers »Krise der Demokratie« 

Eine Antwort des US-Establishments auf die innere Krise, in die die 
amerikanische Hegemonie Ende der 1960er Jahre geraten war, war die 
Entscheidung, die weltweite wirtschaftliche Beute neu aufzuteilen. 
Daher lud man zum ersten Mal auch Japan in den »Club der Reichen« 
ein. 

1973, nach einem Treffen etwa 300 einflußreicher handverlesener 
Freunde der Rockefeller-Brüder aus Europa, Nordamerika und Japan, 
weitete David Rockefeiler den Einfluß seiner Freunde im Establish¬ 
ment dadurch aus, daß er einen neuen mächtigen weltpolitischen Zir¬ 
kel, die Trilaterale Kommission, gründete. 

Zu den Gründungsmitgliedern zählten 1973 Zbigniew Brzezinski 
und der Gouverneur aus Georgia, der Erdnußfarmer Jimmy Carter, 
zusammen mit George H. W. Bush. Auch Paul Volcker, den der spätere 
Präsident Jimmy Carter zum Vorsitzenden der Federal Reserve Bank 
(FED) machte, und Alan Greenspan, damals noch ein Investment¬ 
banker an der Wall Street, gehörten dem Eliteclub an. Es sollte sich bei 
ihm nicht um ein Strohfeuer handeln. 

Die Idee zu der neuen Spitzenorganisation in Anlehnung an den 
US-Rat für Auswärtige Beziehungen, dem nicht nur Figuren der west- 
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europäischen politischen Elite, sondern zum ersten Mal auch Japaner 
angehören sollten, hatte sich aus Gesprächen zwischen David Rocke¬ 
feiler und seinem Nachbarn in Maine, Zbigniew Brzezinski, ergeben. 
Brzezinski war damals Professor am Zentrum für Russische Studien an 
der Columbia-Universität gewesen, das großzügige Spenden aus der 
Rockefeller-Stiftung erhielt. 

Brzezinski hatte gerade ein Buch mit dem Vorschlag geschrieben, 
den weltweiten Einfluß der US-Geschäfts- und Bankenwelt durch re¬ 
gelmäßige Treffen hinter verschlossenen Türen zwischen ausgesuchten 
Personen der europäischen, nordamerikanischen und japanischen 


David Rockefeiler, einer der mächtig¬ 
sten Männer der Welt in der Zeit der 
1970er bis 1990er Jahre. Als Vorsit¬ 
zender der Chase Manhattan Bank 
kreierte er den Petro-Dollar nach der 
Ölkrise von 1973 und inszenierte die 
lateinamerikanische Schuldenkrise, 
um Freunden aus der US-Ge- 
schäftswelt die billige Übernahme 
Lateinamerikas zu ermöglichen. 

Seine persönlichen Ansichten entsprachen nicht unbedingt den tradi¬ 
tionellen amerikanischen Vorstellungen von Demokratie und Preiheit. 
ln seinem wenig bekannten Buch Zwischen zwei Zeitaltern: Amerikas 
Rolle in der technotronischen Ära, das 1970 veröffentlicht wurde, bezog er 
sich auf die bedeutenden politischen Stimmen in den Vereinigten Staa¬ 
ten als »der herrschenden Elite« und schrieb ganz offen: »Die Gesell¬ 
schaft wird von einer Elite beherrscht..., (die) nicht zögert, ihre politi¬ 
schen Ziele auch mit Hilfe der jüngsten modernen Verfahren, mit de¬ 
nen man das Verhalten der Bevölkerung steuern und die Gesellschaft 
unter strikter Überwachung und Kontrolle halten kann, durchzu¬ 
setzen.« 


Wirtschaftselite zu festigen. 
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David Rockefeiler nahm sich Brzezinski als ersten Geschäftsfüh¬ 
renden Direktor seiner Trilateralen Kommission. 

Die Trilaterale Kommission, eine private Eliteorganisation, die sich 
hinter verschlossenen Türen versammelte, war zu dem Zweck geschaf¬ 
fen worden, die Grundlage einer neuen globalen Strategie für ein 
Netzwerk internationaler, miteinander verflochtener Eliten zu schaf¬ 
fen. Von ihnen waren viele Geschäftspartner der Rockefellers, deren 
finanzielles, wirtschaftliches und politisches Gewicht einmalig war. Sie 
hatten den Ehrgeiz, das zu gründen, was eines der trilateralen Mitglie¬ 
der, nämlich George H.W. Bush, später die »Neue Weltordnung« 
nannte. Diese war auf die Interessen Rockefellers und ähnlich reicher 
Gruppen zugeschnitten worden. Die Trilaterale Kommission legte den 
Grundstein für das, was seit den 1990er Jahren »Globalisierung« ge¬ 
nannt werden sollte. 

Eines der ersten politischen Planungspapiere, die David Rockefel¬ 
lers Trilaterale Kommission herausgegeben hat, stammte vom Har¬ 
vard-Professor Samuel Huntington. Es ist dies die gleiche Person, wel¬ 
che die umstrittenen Thesen vom »Kampf der Kulturen« geprägt hatte. 
Seine Thesen bildeten Mitte der 1990er Jahre die Grundlage für den 
Krieg gegen den Terrorismus der späteren Bush-Administration. 

Huntingtons Bericht von 1975 trug den Titel Die Krise der Demo¬ 
kratie. 

Pür die Kollegen Huntingtons und David Rockefellers in der Trila¬ 
teralen Kommission bedeutete »Krise« allerdings die Tatsache, daß 
Hunderttausende einfacher amerikanischer Bürger begonnen hatten, 
gegen die Politik ihrer Regierung zu protestieren. Amerika, zumindest 
aber seine Machtelite, werde, so erklärte Huntington, durch ein 
»Übermaß an Demokratie« bedroht. Die ungebärdigen »Eingeborenen« 
wurden für die Elitekreise des Establishments um Huntington und 
David Rockefeiler offensichtlich zu »unruhig«. 

Huntington fuhr in seinen Warnungen fort: »Der wirksame Betrieb 
eines demokratischen politischen Systems verlangt seitens der Indivi¬ 
duen und Gruppierungen üblicherweise ein gewisses Maß an Apathie 
und Nichtbeteiligung.« Er bestand auch darauf, daß »Heimlichtuerei 
und Täuschung ... unvermeidliche Merkmale einer Regierung« seien. 

Die unzuverlässige Natur demokratischer Regierungen, die dem 
Druck der unberechenbaren Launen der Bevölkerung ausgesetzt sind, 
bewies den Kreisen der Trilateralen Kommission um Huntington und 
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David Rockefeiler, wie weise es unter anderem sei, öffentliche Unter¬ 
nehmen zu privatisieren und die Industrie zu deregulieren. Bestrebun¬ 
gen, Regierungsdienstleistungen zu deregulieren und zu privatisieren, 
fingen eigentlich schon unter dem Präsidenten Jimmy Carter an, einem 
von David Rockefeher handverlesenen Kandidaten und Gründungs¬ 
mitglied der Trilateralen Kommission. 

Das Dokument entsprach kaum dem Lied America, the Beautiful, es 
war vielmehr ein Alarmanruf der US-Machtelite und ihrer wohlhaben¬ 
den Gönner: Drastische Situationen verlangen drastische Maßnahmen. 


Kissinger und die Nahrungsmittelpolitik 

Um 1973 unternahm es der alte Schützling der Rockefeller-Familie, 
Henry Kissinger, die völlige Kontrolle über den Apparat der US- 
Außenpolitik in die Hand zu bekommen. 

Als Außenminister und zugleich auch Nationaler Sicherheitsberater 
des Präsidenten machte sich Kissinger daran, Nahrungsmittel neben 
Erdöl ins Zentrum seiner Diplomatie zu rücken. (3) 

Nahrungsmittel hatten schon in der US-Außenpolitik der Nach¬ 
kriegszeit beim Ausbruch des Kalten Kriegs eine strategische, werm 
auch weniger zentrale Rohe gespielt. Sie versteckte sich hinter der Rhe¬ 
torik von Programmen mit wohlklingenden Namen wie »Nahrung für 
den Frieden« (P. L. 480). Oft behauptete Washington, seine Export¬ 
subventionen für Nahrungsmittel seien dem innenpolitischen Druck 
der Farmer verpflichtet. Das war zwar weit von den eigentlichen Grün¬ 
den entfernt, diente aber dazu, die wahre Situation verdeckt zu halten, 
nämlich daß die amerikanische Landwirtschaft dabei war, vom vor¬ 
herrschenden bäuerlichen Familienbetrieb auf riesige globale Agrar¬ 
konzerne umgestellt zu werden. 

Die Beherrschung des Welt-Agrarhandels sollte neben der Herr¬ 
schaft über die Welt-Ölmärkte und dem Waffenhandel mit der nicht¬ 
kommunistischen Welt eine der Hauptsäulen der Washingtoner Nach- 
kriegspolitik werden. Es heißt, Henry Kissinger habe damals zu einem 
Journalisten gesagt: »Wer das Öl kontrolliert, der kontrolliert ein Land; 
wer die Lebensmittel kontrolliert, kontrolliert das Volk.« Seit den frü¬ 
hen 1970er Jahren versuchte Washington, oder genauer gesagt, die 
mächtigen privaten Kreise, welche die Politik in Washington durch 
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Leute wie Kissinger kontrollierten, gleich beide Prozesse in einem Auf¬ 
wasch unter ihre Kontrolle zu bringen. Das beängstigende Ausmaß 
dieses Vorgangs war vielleicht seine beste Täuschung. 

Ursprünglich benutzte Washington die Nahrungsmittelwaffe mehr 
als einen Prügel, um andere Länder damit zu schlagen. Anfang der 
1970er Jahre erhielt die Nahrungsmittelpolitik eine andere Ausrich¬ 
tung, sie wurde zum Vorläufer dessen, was in den 1990er Jahren mit 
dem Einsetzen der »Gentechnischen Revolution« der Agrarchemie¬ 
kartelle daraus wurde. 

Prägend für die neue US-Nahrungsmittelpolitik war die Welternäh¬ 
rungskrise von 1973. Sie setzte zur gleichen Zeit ein, als Henry Kissin- 
gers »Pendel-Diplomatie« die OPEC dazu brachte, die Weltölpreise um 
400 Prozent anzuheben. Das Zusammenfallen des drastischen Energie¬ 
preisschocks mit der weltweiten Knappheit an Nahrungsmitteln, be¬ 
sonders an Getreide, bildete die Brutstätte für eine wichtige neue 
Wende in der Washingtoner Politik. Die Wende wurde in die Geheim¬ 
haltung in Prägen der »Nationalen Sicherheit« verpackt. 

1974 hielten die Vereinigten Nationen eine größere Welternährungs¬ 
konferenz in Rom ab. Diese UN-Konferenz erörterte weitgehend auf 
Anregung der USA zwei Hauptthemen. Das erste war das angeblich 
alarmierende Bevölkerungswachstum im Zusammenhang mit der glo¬ 
balen Knappheit an Nahrungsmitteln, so die einseitige Pormulierung 
des Problems. Das zweite Thema bildete der Umgang mit plötzlichen 
Änderungen bei der Versorgung der Welt mit Nahrungsmitteln und 
beim Hochschnellen der Preise. Sowohl die Preise für Öl als auch für 
Getreide wiesen damals auf den Weltmärkten jährliche Wachstumsra¬ 
ten von 300 bis 400 Prozent auf. 

Eine günstige, vielleicht unbeabsichtigte Polge der Nahrungsmittel¬ 
krise war die Zunahme der strategischen geopolitischen Macht des 
weltgrößten Nahrungsmittelproduzenten, der Vereinigten Staaten. Sie 
verfügten über die größten Überschüsse zur Versorgung der Welt mit 
Nahrungsmitteln und bei der Preisgestaltung auf dem Weltmarkt. In 
dieser Situation bildete sich das neue Bündnis zwischen den privaten 
Getreidekartellen mit Sitz in den USA und der amerikanischen Regie¬ 
rung. Dieses Bündnis legte den Grundstein für die folgende »Gen¬ 
technische Revolution«. 
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Der »große Getreideraub« 

Außenminister Henry Kissinger hatte einen internen Machtkampf aus¬ 
gelöst, um die US-Landwirtschaftspolitik, die traditionell dem Land¬ 
wirtschaftsministerium unterstand, unter seine Kontrolle zu bekom¬ 
men. Ihm gelang das auch aufgrund der Rolle, die er in den Monaten 
vor der UN-Welternährungskonferenz in Rom bei den Verhandlungen 
über die gewaltigen Getreidelieferungen an die Sowjetunion im Aus¬ 
tausch gegen russisches Öl spielte. 

Bei diesem Geschäft Kissingers stimmten die Sowjets zu, den Verei¬ 
nigten Staaten bisher beispiellose 30 Millionen Tonnen Getreide abzu¬ 
kaufen. Die Mengen waren so gewaltig, daß Washington sich deshalb 
an private Getreidehändler wie Cargill wenden mußte und das benö¬ 
tigte Getreide für Rußland nicht, wie üblich, aus den staatlichen Ge¬ 
treidereserven nehmen konnte. Genau das gehörte zu Kissingers Plan. 
Ein Assistent Kissingers erklärt damals: »Die Landwirtschaftspolitik ist 
zu wichtig, als daß man sie beim Landwirtschaftministerium belassen 
könnte.« 

Die Menge der sowjetischen Getreideeinkäufe war so gewaltig, daß 
sie die Weltreserven erschöpfte und den Handelsgesellschaften ermög¬ 
lichte, die Preise für Weizen und Reis in wenigen Monaten um 70 Pro¬ 
zent und mehr anzuheben. Der Weizenpreis stieg von 65 auf HO Dollar 
pro Tonne. Der Preis für Sojabohnen verdoppelte sich. Zur gleichen 
Zeit hatte eine große Dürre die Getreideernten in Indien, China, Indo¬ 
nesien, Bangladesch, Australien und in anderen Ländern einbrechen 
lassen. Die Welt versuchte verzweifelt, Getreide zu importieren, und 
Washington bereitete sich darauf vor, die Verzweiflung zu benutzen, 
um den Nahrungsmittelhandel und die Nahrungsmittelmärkte der 
Welt radikal umzustellen. 

Die US-Farmer griffen den Handel an. Sie narmten ihn wegen der 
für Moskau übermäßig günstigen Verkaufsbedingungen und der nied¬ 
rigen Preise, die in jenem Jahr für Getreide an US-Farmer gezahlt wur¬ 
de, den »großen Getreideraub«. Kissinger hatte das Geschäft mit der 
Sowjetunion mit dem Lockmittel großzügiger Kredite der US-Export- 
Import-Bank und anderer Subventionen ausgehandelt. 

Die großen Gewinner waren die großen Getreidehändler mit Sitz in 
den USA wie Cargill, Archer Daniels Midland, Bunge und Continental 
Grain. Sie wurden dadurch zu den eigentlichen Giganten im Welt- 
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Agribusiness. Kissingers neue Nahrungsmitteldiplomatie schuf zum 
ersten Mal einen globalen Landwirtschaftsmarkt. Die Möglichkeit, da¬ 
mit über weite Gebiete der Erde Macht und Kontrolle auszuüben, war 
für das US-Establishment kein Verlust, am wenigsten für Kisssinger. 

1974 hatte sich die Welt unter dem Schock des 400-prozentigen 
Preisanstiegs für Öl gewunden. Zu diesem Schock hatte Kissinger hin¬ 
ter den Kulissen mehr als nur ein wenig beigetragen. 

Zur gleichen Zeit, als die Welt-Ölpreise durch das Dach brachen, 
gab es weltweit katastrophale Mißernten. Die sowjetische Getreideern¬ 
te war durch Ernteausfälle und andere Probleme verheerend. Die Ver¬ 
einigten Staaten waren der einzige Lieferant der Welt mit größeren 
Überschüssen an Weizen und anderen Landwirtschaftsprodukten. Das 
kennzeichnete die größere Verschiebung in der Exportpolitik Washing¬ 
tons für landwirtschaftliche Produkte. 

Kissinger war Anfang 1974 sowohl Außenminister als auch Natio¬ 
naler Sicherheitsberater des Präsidenten gewesen. Landwirtschaftsmi¬ 
nister war Earl Lauer Butz. Er war den Agrarunternehmen gewogen, 
ein begeisterter Vertreter der Bevölkerungskontrolle und ein Rassist. 
Seine Bemerkungen über Schwarze kosteten ihm später seinen Job, 
außerdem landete er noch wegen Steuerhinterziehung im Gefängnis. 

Das Time Magazine vom 11. November 1974 beendete einen Son¬ 
derbericht über die Welternährungskrise mit einer Erklärung, weshalb 
die Zeitschrift für die Methode der sogenannten Triage eintritt. Unter 
dem Begriff »Triage« versteht man im Krieg die Entscheidung, welcher 
Verwundete Aussichten hat zu überleben und welchen man sterben 
läßt: 

»Im Westen spricht man zunehmend über Triage. ... Wenn die USA zu 
dem Schluß kommen, daß Hilfsgelder nur als Linderungsmittel versik- 
kern, weil das Empfängerland wenig tut, um die Verteilung der Nah¬ 
rungsmittel zu verbessern oder ein Programm zur Bevölkerungskontrolle 
einzuleiten, sollten keine Hilfsmittel mehr geschickt werden. Das mag eine 
brutale Politik sein, ist aber vielleicht der einzige Weg, um langfristig eine 
Wirkung zu erzielen. Die Vorgehensweise der Triage kann auch politische 
Zugeständnisse erfordern. ... Washington braucht sich nicht mehr ver¬ 
pflichtetfühlen, Ländern zu helfen, die ständig und stark opponieren. Wie 
Earl Butz der Time sagte: >Nahrungsmittel sind eine Waffe. Sie sind zu 
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einem der grundsätzlichen Mittel in unserem Verhandlungsrepertoire ge¬ 
wordene« 

Nahrungsmittellieferungen sind aber nicht die eigentliche Waffe. Diese 
ist vielmehr Verweigerung von Nahrung - also eine Hungersnot. 


»Und dann in Rom ...« 

Während des Kalten Krieges kämpfte Washington ständig gegen das 
Anlegen internationaler Getreidevorräte. Als die Weltnahrungsmittel¬ 
vorräte praktisch zur Neige gingen, kam es 1974 zur Welternährungs¬ 
konferenz in Rom. 1972, als die Welt eine außerordentlich schlechte 
Ernte einfuhr, bestand die Weltreserve in 209 Millionen Tonnen Getrei¬ 
de, ein Vorrat für 66 Tage. 1974 wurden weltweit Rekordgetreideern¬ 
ten eingefahren. Trotzdem wurden die Getreidevorräte auf 25 Millio¬ 
nen Tonnen oder 37 Tage gesenkt. 1975 gab es nach außerordentlich 
guten Getreideernten noch Vorräte für schätzungsweise 27 Tage. 

Das Problem war: Es gab zwar Getreide, aber es lag in den Händen 
einer Handvoll gigantischer Handelsunternehmen. Sie alle gehörten 
Amerikanern. Das hatte Kissinger im Auge, als er über Nahrungsmittel 
als Waffe sprach. 

George McGovern, der Vorsitzende des Senatsausschusses für 
Menschliche Ernährung, sagte damals: »Private Händler betreiben ihr 
Geschäft, um Investitionen so rasch wie möglich zu Profit zu machen. 
... ln Wirklichkeit ist eine Reserve in privaten Händen überhaupt keine 
Reserve. Es handelt sich dabei tatsächlich um eben den Markt¬ 
mechanismus, der die Situation, vor der wir heute stehen, hervorgeru¬ 
fen hat.« 

McGovern war beim US-Establishment wegen solcher Bemerkun¬ 
gen nicht beliebt. Als er sich 1972 gegen Nixon um das Präsidentenamt 
bewarb, lehnte das Establishment das ab und bescherte den traditionel¬ 
len Elementen in der Demokratischen Partei eine fürchterliche Nieder¬ 
lage. Die Handelsunternehmen manipulierten absichtlich die verfügba¬ 
re Getreideversorgung, um die Preise hochzutreiben. Da die US-Regie- 
rung keine genaue Meldung der Getreidevorräte verlangt, wußten nur 
Getreidegiganten wie Cargill und Continental Grain, was sie in ihren 
Lagerhäusern besaßen. 
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James McHale, Landwirtschaftsminister im Staat Pennsylvania, 
war 1974 nach Rom gefahren, um sich für eine vernünftige internatio¬ 
nale Nahrungsmittelpolitik einzusetzen. Er wies daraufhin, daß 95 
Prozent aller Getreidereserven der Welt damals in der Hand von sechs 
internationalen Agrarunternehmen waren, nämlich von Cargill Grain 
Company, Continental Grain Company, Cook Industries Ine., Dreyfus, Bun¬ 
ge Company und Archer-Daniel Midland. Alle hatten ihren Sitz in den 
USA. 

Die enge Beziehung zwischen Washington und den Getreidegigan¬ 
ten war das Herzstück von Kissingers Nahrungsmittelwaffe. Jean Pi¬ 
erre Laviec von der Internationalen Vereinigung der Arbeiter im Nah¬ 
rungsmittelgewerbe erklärte in einer Stellungnahme anläßlich der 
Welternährungskonferenz in Rom im Hinblick auf die Großen Sechs: 
»Sie entscheiden, welche Mengen an Lebensmitteln erzeugt werden, 
wie viel an landwirtschaftlichen Produkten zu kaufen sind, wo Fabri¬ 
ken errichtet und Investitionen vor genommen werden. Die Wach¬ 
stumsrate des Agrargeschäfts hat während der letzten zehn Jahre zu¬ 
genommen ..., sie war direkt proportional zur Zunahme des Hungers 
und der Knappheit.« (4) 

Was in den folgenden zehn Jahren und danach eintreten sollte, 
übertraf bei weitem das, wovor Laviec 1974 gewarnt hatte. Die Verei¬ 
nigten Staaten machten sich daran, den Weltnahrungsmittelmarkt im 
Sinne privater Unternehmen und Profitinteressen umzuorganisieren, 
und legten damit den Grundstein für die spätere »Gentechnische Revo¬ 
lution« der 1990er Jahre. 

Keine der Gruppen spielte während der nächsten zwei Jahrzehnte 
eine wichtigere Rolle bei der weltweiten Umgestaltung der Landwirt¬ 
schaft als die Interessenvertreter Rockefellers und der Rockefeller- 
Stiftung. 


Nixons Strategie der Agrarexporte 

Das Aufkommen eines von den USA beherrschten Weltmarkts für Ge¬ 
treide und landwirtschaftliche Güter war Teil einer langfristig ange¬ 
legten US-Strategie, die in den frühen 1970er Jahren unter Richard Ni¬ 
xon begormen hatte. Im August 1971 hatte Nixon den Dollar vom 
Goldstandard nach dem Bretton-Woods-Geldsystem aus dem Jahr 
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1944 abgekoppelt. Er ließ den Dollar im freien Fall abwerten oder 
schwanken, »floaten«, wie man es nannte. Dies war Teil einer Strategie, 
die erreichen sollte, daß die US-Exporte mit denen Europas und der 
übrigen Welt strategisch konkurrieren konnten. 

»Freihandel« lautete das Kriegsgeschrei der Regierung Nixon, und 
Cargill, Continental Grain, Archer sowie Daniels Midland waren seine 
neuen Krieger. 

1972 wurde William Pearce Nixons Stellvertretender Sonderbevoll¬ 
mächtigter für Außenhandelsfragen im Rang eines Botschafters. Er war 
zuvor eines der führenden Mitglieder in der Kommission für Interna¬ 
tionalen Handel und Investitionspolitik des Präsidenten und dort für 
Politik zuständig gewesen. Bei der Kommission handelte es sich um 
eine Sondergruppe, die für Handelsfragen zuständig war und unter 
dem Vorsitz des früheren Präsidenten der IBM, Albert Williams, tagte. 
Zu diesem Zeitpunkt war Pearce noch Vizepräsident für Öffentliche 
Angelegenheiten bei Cargill. 

Es überrascht kaum, daß sich Pearce im Abschlußbericht der Willi¬ 
ams-Kommission an den Präsidenten für die Empfehlung einsetzte, die 
Vereinigten Staaten sollten auf andere Länder Druck ausüben, damit 
sie die Handelsbeschränkungen im Bereich Landwirtschaft abbauen, 
die die Einfuhr landwirtschaftlicher Erzeugnisse aus den USA blockie¬ 
ren. Der Bericht wandte sich auch gegen politische Maßnahmen, die 
das schützen wollten, was Pearce gerne »uneffektive Farmer« nannte. 
Pearce sorgte dafür, daß sich der Williams-Bericht schwerpunktmäßig 
mit der Frage befaßte, wie sich die US-Nahrungsmittelexporte auswei¬ 
ten ließen. 

Wenige Jahre später sagte Cargills Vizevorsitzender, Walter B. 
Saunders, vor der Versammlung der Nationalen Getreide- und Futter¬ 
mittel-Vereinigung in New Orleans: »Die grundsätzlichen Probleme 
der Landwirtschaftspolitik reichen beinahe 50 Jahre zurück. Sie wur¬ 
zeln in dem Glauben, daß man die Einkommen der Farmer am besten 
dadurch sichert, daß man sie an die Preise bindet. ... das Einkommen 
darf aber weniger von den Preisen pro Einheit, sondern muß vielmehr 
von der Produktionseffizienz, der Diversifizierung der Einkommens¬ 
quellen, von einer besseren Vermarktung und einem größeren Produk¬ 
tionsvolumen abhängen.« Im Klartext heißt das, der bäuerliche Fami¬ 
lienbetrieb muß der Vorherrschaft riesiger Agrarkartelle das Feld räu¬ 
men. 
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Dieser Politikwechsel im Namen der amerikanischen Tugend der 
»Leistungsfähigkeit« sollte in den folgenden drei Jahrzehnten verhäng¬ 
nisvolle Folgen haben. 

Pearce von der Firma Cargill behauptete nämlich, die amerikanische 
Landwirtschaft habe einmalige Vorteile bezüglich der Größe ihrer Ein¬ 
heiten, ihrer Leistungsfähigkeit, Technologie und des verfügbaren Ka¬ 
pitals. Dies mache sie zum natürlichen Anwärter auf die Weltführung 
beim Export. Länder oder Staatengebilde, die versuchten, ihre Bauern 
zu verteidigen, wie die EU, verteidigen nach dieser Argumentation nur 
deren »Ineffizienz«. Washington holte zur Demontage der Agrarpolitik 
der EU aus, die das Rückgrat der politischen Stabilität im Erankreich 
der Nachkriegszeit bildete. 

Der Williams-Pearce-Bericht bezog sich auch auf das Argument des 
Schutzschilds für die westliche Welt und verwies darauf, daß »sich 
viele der wirtschaftlichen Probleme, vor denen wir heute stehen, aus 
der Verantwortung für Übersee ergeben, welche die USA als die Groß¬ 
macht der nichtkommunistischen Welt übernommen hat«. Er vergaß 
den beabsichtigten Hintergrund für die Rolle der Vereinigten Staaten 
zu erwähnen, nämlich »Weltpolizist« zu sein. Es war ein fadenscheini¬ 
ges Argument, den Druck, den die USA auf ihre Handelspartner aus¬ 
übten, damit diese ihre Märkte für Cargill und die anderen US- 
Agrargiganten öffneten, damit zu rechtfertigen, daß die Partner da¬ 
durch ein »Entgelt« für die Rolle der USA im Kalten Krieg entrichten. 

Pearces Strategie wurde 1972 zum zentralen Punkt in Nixons soge¬ 
nannter Neuer Wirtschaftspolitik. Zwei Jahre später saß Pearce von der 
Eirma Cargill im Ausschuß für Wirtschaftsentwicklung des Präsiden¬ 
ten, wo er die Politik für die heimische Landwirtschaft entwickelte. 
Dort verfolgte er das Ziel, »überflüssige menschliche Ressourcen« (so 
wörtlich) aus der US-Landwirtschaft zu entfernen. Er trieb Hundert¬ 
tausende kleinere bäuerliche Eamilienbetriebe in den Bankrott, um 
Platz für riesige agroindustrielle Komplexe der Agrarunternehmen zu 
schaffen. Danach ging er als Nutzer des Drehtürsystems zwischen aus¬ 
erwählten privaten Unternehmen und den für sie zuständigen Regie¬ 
rungsstellen zurück zu Cargill. 

Die von der Nixon-Regierung übernommene Strategie Pearces war 
eine notdürftig verschleierte Eorm des Nahrungsmittel-Imperialismus. 
Danach sollten Europa, Japan und andere Industrieländer die Selbst¬ 
versorgung durch die heimischen Landwirtschaft aufgeben und den 
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USA erlauben, als Getreidespeicher der Welt für die »rationellste« Ver¬ 
wendung der Weltressourcen zu sorgen. Alles andere wäre offen¬ 
sichtlich »ineffizient«. 

Washington setzte das klassische britische »Freihandelsargument« 
ein, das seit dem Widerruf der Getreidegesetze 1846 im Spiel ist. Da¬ 
nach profitieren die dominierenden Wirtschafts- und Gewerbemächte 
von der erzwungen Beseitigung des Gewerbeschutzes für ihre schwä¬ 
cheren Konkurrenten. 

Pearces, oder genauer gesagt, Cargills Strategie sollte die US- 
Handelspolitik der nächsten drei Jahrzehnte bestimmen und eine ent¬ 
scheidende Rolle dabei spielen, daß eine Handvoll gigantischer ameri¬ 
kanischer Agrarunternehmen durch ihre GMO-Züchtungen den 
Weltmarkt für Saatgut und dadurch auch den Pflanzenschutz für ihre 
GMO-Pflanzen übernehmen konnte. 

Um zum rationellsten Landwirtschaftsproduzenten der Welt zu 
werden, behauptete Pearce, müsse der traditionelle amerikanische 
bäuerliche Familienbetrieb einer größeren Produktionsrevolution wei¬ 
chen. Der bäuerliche Familienbetrieb mußte zur »Agrarfabrik« und 
Landwirtschaft zum Agribusiness werden. 

Die Williams-Kommission ging davon aus, daß die US-Landwirt- 
schaft, um eine solche »Freihandelspolitik« durchzustehen, in eine ra¬ 
tionelle Exportindustrie umgewandelt werden müsse, die Landwirt¬ 
schaftsprogramme zum Schutz des bäuerlichen Einkommens im In¬ 
land zu beenden seien und man zu einer sich am »freien Markt« orien¬ 
tierenden Landwirtschaft übergehen müsse. Diese Vorgehens weise 
wurde seitens der Agrarunternehmen, aber auch von den großen New 
Yorker Banken und Investitionsfirmen unterstützt. Diese sahen in den 
aufkommenden Agrarunternehmen potentielle Pakete neuer »heißer« 
Aktien für den Wall-Street-Handel. Das Konzept wurde zum Eckpunkt 
der Landwirtschaftspolitik unter Nixon. 

Agrarunternehmen und internationale Handelsgiganten wie Cargill 
oder Archer, Daniels and Midland (ADM) gaben der US-Landwirt- 
schaftspolitik die Prioritäten vor. Die Idee der Selbstversorgung der 
Vereinigten Staaten bei Grundnahrungsmitteln wurde von der Devise 
abgelöst: »Was für Cargill und die Getreideexportfirmen gut ist, ist gut 
für die US-Landwirtschaft.« Der bäuerliche Pamilienbetrieb fiel wie 
sein Vertreter im Senat, George McGovern, bei der Umstellung einfach 
unten durch. 
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Durch die Dollar-Abwertung nach dem August 1971 und die Ein¬ 
führung seines Neuen Wirtschaftsplans (NEP) unternahm Nixon die 
ersten Schritte zur Einführung seiner Exportpolitik. Wie der Präsident 
der Nationalen Getreide- und Puttermittelvereinigung schrieb, war 
»die NEP sehr wichtig, um der US-Landwirtschaft mittels der Dollar- 
Abwertung einen Vorteil zu verschaffen«. 

Pearce setzte sich weiterhin dafür ein, daß arme Länder der Dritten 
Welt auf Versuche, die Eigenversorgung bei Weizen, Reis und anderen 
Getreidesorten und Rindfleisch zu erreichen, verzichten und sich statt 
dessen auf Obst, Zucker oder Gemüse konzentrieren sollten. Sie sollten 
außerdem das rationeller produzierte US-Getreide und andere Güter 
importieren, die natürlich zu den Preisen, die Cargill festlegen konnte, 
geliefert würden. Sie sollten dafür durch den Export von Obst und 
Gemüse aufkommen. Bei dem Geschäft würden die Länder ihre Selbst¬ 
versorgung mit Nahrungsmitteln verlieren. Das sollte den USA in den 
nächsten drei Jahrzehnten ein strategisch wesentlich stärkeres Druck¬ 
mittel auf Entwicklungsländer an die Hand geben, nämlich die Kon¬ 
trolle über deren Ernährung. 

Die Ergebnisse, die eintreten, werm ein ärmeres oder weniger ent¬ 
wickeltes Land seinen Schutz gegen Nahrungsmittelimporte aus dem 
Ausland aufgab und seine Märkte für die Massenware aus den USA 
öffnete, waren vorhersehbar. Die kannten Pearce und Cargill nur zu 
gut. Der Ökonom J. W Schmied beschrieb es so: 

»Stark mechanisierte Betriebe können auf großen Anbauflächen Nah¬ 
rungsmittel pro Einheit billiger produzieren als der am schlechtesten be¬ 
zahlte Bauer in der Dritten Welt. Wenn diese billige Nahrung an die Drit¬ 
te Welt verkauft oder verschenkt wird, zerstört das die heimische Land¬ 
wirtschaft. Würde man den Armen und Arbeitslosen in der Dritten Welt 
Zugang zu Ackerland, zu industriellen Werkzeugen und einen Schutz von 
billigen Einfuhren bieten, könnten sie Lebensmittel mit hohem Eiweiß- und 
Kaloriengehalt ernten und könnten sich selbst mit Lebensmitteln versor¬ 
gen. Ihr Land wieder selbst zu beanspruchen und darauf die Arbeitslosen 
einzusetzen würde diese Gesellschaften fast nichts kosten, sie gut nähren 
und ihnen weit mehr Geld sparen, als sie jetzt für die sogenannten >billig< 
importierten Nahrungsmittel ausgeben.« 
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Doch eine solche vernünftige Alternative wurde nicht zugelassen. Die 
Regierung Nixon leitete als ersten Schuß in dem nicht erklärten Krieg, 
durch den ein riesiger neuer Weltmarkt für »rationelle« amerikanische 
Nahrungsmittelexporte geschaffen werden sollte, in den Ländern der 
Dritten Welt den Zerstörungsprozeß ihrer heimischen Nahrungsmittel¬ 
produktion ein. Nixon benutzte, um die Exportvorstellungen des neu¬ 
en globalen Agribusiness voranzubringen, auch den Mechanismus von 
GATT. GATT war die Abkürzung für Generalabkommen über Handel 
und Zölle und hatte den Handel der Nachkriegszeit geregelt. 

1972 entwickelte die Regierung Nixon, mit Pearce von der Firma Car¬ 
gill als Stellvertretendem Sonderbevollmächtigten für Außenhandels¬ 
fragen des Weißen Hauses in der Schlüsselposition, und Peter Flanigan 
als Leiter von Nixons Rat für Internationale Wirtschaftspolitik, die Stra¬ 
tegie bei den kommenden multinationalen GATT-Verhandlungen. 
Hauptzielscheibe war in der nächsten Phase ihres Krieges um die Vor¬ 
herrschaft auf den Welt-Agrarmärkten die Gemeinsame Agrarpolitik 
(CAP) der Länder der Europäischen Gemeinschaft. (5) 

Im Zentrum der CAP hatten bei der Gründung der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft Ende der 1950er Jahre Schutzzölle gestanden, 
um vom brüchigen europäischen Markt der Nachkriegszeit eine Über¬ 
schwemmung mit Agrarprodukten aus den USA und anderswoher 
fernzuhalten. 

Pearce handelte 1974 die Verabschiedung des Handelsreformgeset¬ 
zes durch den Kongreß aus. Es wies die US-Unterhändler an, amerika¬ 
nische Zugeständnisse im Bereich der Industrie für Zugeständnisse der 
USA im Bereich Landwirtschaft anzubieten. Das beschleunigte noch 
den Rückgang vieler veralteter Industrien wie der Stahlindustrie in 
den USA. Im sogenannten »Rostgürtel« im Nordosten der USA blieben 
davon in verlassenen Gemeinden mit hoher Arbeitslosigkeit bald nur 
noch unansehnliche Reste. Stahl galt nun als absterbende, als »Sunset«- 
Industrie, während man vom Agribusiness im Tagesgerede als der 
aufblühenden, der »Sunrise«-lndustrie sprach. 


Kissingers »Nahrungsmittelwaffe« 


Mit Cargill und den US-Getreidekonzernen im Rücken begann Henry 
Kissinger seine aggressive Nahrungsmitteldiplomatie, die er selbst 
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»Nahrungsmittelwaffe« nannte. Der russische »Getreideraub« war ein 
Beispiel dieser Diplomatie, in der er Nahrungsmittel als »Zuckerbrot« 
einsetzte. Das andere war der Einsatz von P. L. 480 während des Viet¬ 
nam-Krieges. 

Da der Widerstand gegen den Vietnam-Krieg an Popularität ge¬ 
wann und sich selbst im Kongreß bemerkbar machte, wurde es für die 
Regierung immer schwieriger, vom Kongreß Mittel für Wirtschafts¬ 
und Militärhilfe an Südvietnam bewilligt zu bekommen. Der Kongreß 
Beschnitt die Hilfsleistungen, und das Weiße Haus schaute sich nach 
Wegen um, diese Art von Einmischung zu umgehen. Eine Lösung war, 
die US-Hilfszahlungen über multilaterale Institutionen, in der die USA 
das Sagen hatten, zu kanalisieren. Eine andere war, die Nahrungsmittel¬ 
hilfe zur Unterstützung der diplomatischen und militärischen Ziele der 
USA einzusetzen. 

Die P.-L.-480-Programme waren nicht der jährlichen Billigung 
durch den Kongreß unterworfen, und Nixon konnte bis zu 2,5 Milliar¬ 
den Dollar ausgeben, die er sich bei der Warenkreditkörperschaft des 
Landwirtschaftsministeriums auslieh. Die gleiche Dienststelle diente 
einige Jahre später dazu, Saddam Hussein heimlich US-Militärhilfe 
zuzuspielen. Da die Gütermärkte brummten und die Agrarvorräte 
leergefegt waren, benötigte das Landwirtschaftsministerium die P.-L.- 
480-Mittel nicht mehr, um überschüssiges Getreide und Nahrungsmit¬ 
tel aus dem Markt zu nehmen. Das Außenministerium bestimmte nun 
weitgehend, wohin diese Hilfsgelder gingen. Kissinger handelte dabei 
nach der Devise: »Preunde belohnen und Peinde bestrafen«. 

P.-L.-480-Gelder wurden zu unmittelbaren militärischen Subven¬ 
tionen im Indochina-Krieg. Anfang 1974 belief sich die Nahrungsmit¬ 
telhilfe an Südvietnam auf 207 Millionen Dollar. Als der Kongreß die 
Wirtschaftshilfe um 20 Prozent kürzte, hob das Weiße Haus die P.-L.- 
480-Zuteilungen auf 499 Millionen Dollar an. Kissinger erwirkte eine 
Sondervorschrift, die es Vietnam und Kambodscha erlaubte, 100 Pro¬ 
zent der Mittel auf Gegenseitigkeit unmittelbar für militärische Zwecke 
zu nutzen. 

Als der Kongreß 1974 einen Gesetzeszusatz beschloß, wonach 70 
Prozent der Nahrungsmittelhilfe an Länder zu gehen hatten, die auf 
der UNO-Liste der bedürftigsten Länder standen, versuchte Kissinger 
die UNO dazu zu bewegen, Südvietnam auf dieser Liste zu führen. 
Das mißlang. Schließlich umging das Weiße Haus den Kongreß, indem 



109 


es die Summe der P.-L.-480-Mittel von einer auf 1,6 Milliarden Dollar 
anhob. 

Danach richtete Kissinger seine Nahrungsmittelwaffe gegen Chile. 
Wie alle anderen US-Hilfszahlungen an Chile wurde auch die nach 
P. L. 480 beendet, als die sozialistische Regierung Salvador Allendes an 
die Macht gelangte und eine Serie von Wirtschaftsreformen durchführ¬ 
te. Die Hilfszahlungen wurden auf Weisung Kissingers eingestellt. Sie 
wurden wieder aufgenommen, sobald die Militärdiktatur von Augosto 
Pinochet mit US-Unterstützung an die Macht gebracht worden war. 

Nahrungsmittel spielten bei dem in den 1970er Jahren von Kissinger 
eingefädelten Staatsstreich gegen Allende eine zentrale Rolle. Vom Au¬ 
ßenministerium und der CIA dazu ermuntert, sabotierten wohlhabende 
chilenische Großgrundbesitzer den Anbau von Nahrungsmitteln. Das 
zwang dazu, die Einfuhr von Nahrungsmitteln zu steigern. Die Ver¬ 
doppelung der Nahrungsmittelimporte erschöpfte die ausländischen 
Währungsreserven Chiles und erschwerte es dem Land, weiterhin Nah¬ 
rungsmittel zu importieren. Die Folge war die Unzufriedenheit der Mit¬ 
telschichten. Allendes Bitte um Kredite für den Import von Nah¬ 
rungsmitteln wurde, obwohl sie in den Bereich des Landwirtschaftsmi¬ 
nisteriums fiel, vom US-Außenministerium abgelehnt. Kissinger hatte 
Landwirtschaftsminister Earl Butz dieses Revier abgenommen. 

Nach dem Militärputsch wurden die Lieferungen der US-Nahrungs- 
mittelhilfe an Chile auf dem freien Markt verkauft. Das konnte die Not 
der Arbeiter wegen der hohen Inflation und dem Zerbröckeln ihrer 
Kaufkraft nicht lindern. Doch der Junta half es, weil es die Schwierig¬ 
keiten der Zahlungsbilanz mäßigte und dem Militär Geld an die Hand 
gab. Das Militär wurde damals zum neuntgrößten Importeur für US- 
Waffen. (6) 

1948, als sich der Kalte Krieg aufheizte und Washington die NATO 
ins Leben rief, stellte der Architekt der US-Containment-Politik gegen¬ 
über der Sowjetunion und leitende Planungsbeamte im Außenministe¬ 
rium, George Kennan, in einem streng geheimen Memorandum an das 
Außenministerium fest: 

»Wir besitzen etwa 50 Prozent des Reichtums dieser Welt, stellen aber 
nur 6,3 Prozent ihrer Bevölkerung. In einer solchen Situation kommen 
wir nicht umhin, Neid und Mißgunst auf uns zu lenken. Unsere eigentli¬ 
che Aufgabe in der nächsten Zeit besteht darin, eine Form von Beziehun- 
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gen zu finden, die es uns erlaubt, diese Wohlstandsunterschiede ohne 
ernsthafte Abstriche an unserer nationalen Sicherheit beizubehalten. Um 
das zu erreichen, werden wir auf alle Sentimentalitäten und Tagträume¬ 
reien verzichten müssen; und wir werden unsere Aufmerksamkeit überall 
auf unsere ureigensten nationalen Vorhaben konzentrieren müssen. Wir 
dürfen uns nicht vormachen, daß wir uns heute noch den Luxus von Al¬ 
truismus und Weltbeglückung leisten könnten.« (7) 

Eine derart eiskalte Einschätzung der Rolle der Vereinigten Staaten 
fand in den frühen 1970er Jahren bei Henry Kissinger, dem unsenti¬ 
mentalen Verfechter der Realpolitik des Mächtegleichgewichts, offene 
Ohren. Nixon hatte Kissinger auch die Aufgabe zugewiesen, den Vor¬ 
sitz einer streng geheimen Sondergruppe der Regierung zu überneh¬ 
men. Sie sollte die Bedeutung des Bevölkerungswachstums in den Ent¬ 
wicklungsländern für die Nationale Sicherheit der USA untersuchen. 

Die Motivation der geheimen Sondergruppe stammte von John D. 
Rockefeiler und Rockefellers Bevölkerungsrat. Die Kernidee reichte ins 
Jahr 1939 zurück, als der Rat für Auswärtige Beziehungen das Projekt 
»Krieg-und-Erieden-Studien« unter der Leitung von Isaiah Bowman in 
Angriff nahm. Weltweite Bevölkerungsreduktion und Nahrungsmittel¬ 
kontrolle sollten unter Kissinger zur strategischen Leitlinie der US- 
Politik werden. Sie sollten die neue »Lösung« gegen die Bedrohungen 
der US-Weltmachtstellung und zur Sicherung des Zugriffs der USA 
auf die billigen Rohstoffe der Entwicklungsländer liefern. 


1. Über die Gründung der »Krieg-und-Frieden-Studien« seitens des New Yor¬ 
ker Rats für Auswärtige Politik: New York Council on Foreign Relations, 
»The War & Peace Studies« unter: www.cfr.org. Luce, Henry, »The Ameri¬ 
can Century« in Life, 17. Februar 1941. Smith, Neil, American Empire: Roo- 
sevelt's Geographer and the Prelude to Globalization, University of California 
Press, Berkeley 2003. Frank, Andre Gunder, Crisis: In the World Economy, 
Heinemann, London 1980. 
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Kapitel 6 


Ein geheimes DS-Memornndum zur 
Nntionnien Sicherheit 


»Wer das Öl kontrolliert, der kontrolliert ein Land; wer die Lebensmittel kon¬ 
trolliert, kontrolliert ein Volk.« 

Henry Kissinger Mitte der 1970er Jahre 


Bevölkerungswachstum und Nationale Sicherheit 

Im April 1974, als eine weltweite Dürre herrschte und die amerikani¬ 
sche Landwirtschaftspolitik in großem Stil die Umstellung auf das 
Agribusiness betrieb, versandte Henry A. Kissinger, Nixons Außenmi¬ 
nister und Berater für Nationale Sicherheit, ein geheimes Memorandum 
an ausgesuchte Kabinettskollegen, darunter an den Verteidigungs-, 
Landwirtschafts- und Vizeaußenminister sowie den CIA-Direktor. 

Der Titel des »streng geheimen« Papiers lautete Auswirkungen des 
weltweiten Bevölkerungswachstums auf die US-Sicherheit und ihre Übersee- 
Interessen. Das verschickte Memorandum handelte von Ernäh¬ 
rungspolitik, Bevölkerungswachstum und strategischen Rohstoffen. Es 
war von Nixon auf Empfehlung von John D. Rockefeller III. in Auftrag 
gegeben worden. Das geheime Projekt erhielt eine für die Washingto¬ 
ner Bürokratie typische Abkürzung: »NSSM 200« oder »Studien zur 
Nationalen Sicherheit Memorandum 200« (»National Security Study 
Memorandum 200«). 

NSSM 200 galt, sollte es je veröffentlicht werden oder an die Öffent¬ 
lichkeit dringen, als so explosiv, daß es fast 15 Jahre lang ge¬ 
heimgehalten wurde, ehe 1989 ein privater Rechtsfall von Organisatio¬ 
nen, die der Katholischen Kirche nahe standen, schließlich seine Erei- 
gabe erzwang. Nachdem der in Ungnade gefallene Nixon nach dem 
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Henry Kissinger mit Chinas kommunistischem Parteichef Mao sowie Chao 
Enlai. Kissinger machte Rockefellers Bevölkerungskontrollprogramm zur offi¬ 
ziellen Linie der US-Außenpolitik in den 1970er Jahren. 


Watergate-Skandal zurückgetreten und 1975 durch Gerald Ford ersetzt 
worden war, unterschrieb dieser sofort eine Exekutivverordnung, die 
NSSM 200 zur offiziellen US-Regierungspolitik erklärte. 

Die Entscheidung, eine solche Politik zu skizzieren, fiel 1974 nach 
der UN-Bevölkerungskonferenz in Bukarest, Rumänien. Die UNO 
weigerte sich damals, die US-Position zu übernehmen. Diese war von 
der Rockefeller-Stiftung und sogar unmittelbar von John D. Rockefeller 
in. verfaßt worden. Nach ihr sollte ein »Weltbevölkerungs-Aktions- 
plan« angenommen werden, der eine Politik der drastischen Bevölke¬ 
rungsreduktion vorsah. Der heftige Widerstand seitens der Katholi¬ 
schen Kirche, der kommunistischen Länder außer Rumänien und la¬ 
teinamerikanischer sowie asiatischer Nationen überzeugte führende 
Kreise in der US-Politik, daß geheime Mittel angewandt werden muß¬ 
ten, um ihr großangelegtes Projekt zu verwirklichen. Man vertraute 
Henry Kissinger an, eine entsprechende Strategie, nämlich NSSM 200, 
zu skizzieren. 

Im Original erklärte Kissinger in der Einleitung: 
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»Der Präsident hat angewiesen, eine Studie über die Auswirkungen des 
Weltbevölkerungswachstums auf die US-Sicherheit und ihre Übersee- 
Interessen zu erarbeiten. Die Studie sollte in die Zukunft, mindestens bis 
zum Jahr 2000, verweisen und alternativ einige sinnvolle Projektionen des 
Bevölkerungswachstums berücksichtigen. Mit Bezug auf jede der Projek¬ 
tionen sollte die Studie abschätzen: 

- das entsprechende Entwicklungstempo, besonders in ärmeren Län¬ 
dern; 

- den Bedarf an Importen aus den USA, insbesondere an Nah¬ 
rungsmitteln, und die Handelsprobleme, die sich für die USA angesichts 
des Wettbewerbs um Rohstoffe daraus ergeben; 

- die Wahrscheinlichkeit, mit der das Bevölkerungswachstum oder seine 
Unausgewogenheit Störungen in Außenpolitik und internationaler Insta¬ 
bilität auslöst. 

Die Studie sollte sich mehr auf die internationale politische und wirt¬ 
schaftliche Tragweite des Bevölkerungswachstums als auf ökologische, so¬ 
ziologische oder andere Aspekte konzentrieren. 

Die Studie sollte ferner mögliche Vorgehensweisen der Vereinigten 
Staaten im Umgang mit Bevölkerungsfragen im Ausland vorschlagen, 
insbesondere in Entwicklungsländern, und das mit besonderem Augen¬ 
merk auf folgende Eragen: 

- Welche, wenn überhaupt, neue Initiativen der Vereinigten Staaten 
sind nötig, um die internationale Aufmerksamkeit auf das Bevölke¬ 
rungsproblem zu richten ? 

- Können technologische Neuerungen oder Entwicklung das Wachstum 
bremsen oder seine Auswirkungen lindern?« (1) 

Im Dezember 1974 hatte Kissinger das Dokument fertiggestellt. Aus 
den dort gemachten Annahmen über das Bevölkerungswachstum der 
Welt zieht es neben anderen folgende politische Schlüsse: 

»Die kurz- und mittelfristig am meisten ernstzunehmende Eolge betrifft 
die Möglichkeit ausgedehnter Hungersnöte in bestimmten Teilen der Welt, 
besonders in den ärmsten Regionen. Der Weltbedarf an Nahrung wird um 
2,5 Prozent oder mehr pro Jahr steigen ..., zu einer Zeit, da die leicht ver¬ 
fügbaren Düngemittel und gut zu bewässernden Landstriche bereits weit¬ 
gehend genutzt werden. Daher muß die Steigerung der Nahrungsmittel- 
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Produktion hauptsächlich aus höheren Erträgen kommen. Länder mit gro¬ 
ßem Bevölkerungswachstum können sich nicht ständig steigende Importe 
leisten, doch ist für sie die ständige Steigerung der Nahrungsmittelerträge 
um zwei bis vier Prozent über die nächsten ein bis zwei Generationen eine 
furchtbare Herausforderung. 

Der Kapital- und Devisenbedarf zur Intensivierung der Landwirtschaft 
ist hoch und wird durch den Anstieg der Energiekosten, die Verknappung 
bei Düngemitteln und den Preisanstieg erschwert. Auch sind die institu¬ 
tioneilen, technischen und wirtschaftlichen Probleme bei der Umstellung 
der traditionellen Landwirtschaft nur sehr schwer zu überwinden.« (1) 

Im Dezember 1974 erlebte die Welt die ersten Wochen des Welt- 
Ölpreisschocks. Der Preisanstieg sollte sich in den kommenden Mona¬ 
ten mit weitreichenden Konsequenzen für das Wachstum der Welt¬ 
wirtschaft auf 400 Prozent belaufen. Kissinger hatte bei der Manipula¬ 
tion des Ölschocks aus dem Hintergrund heraus die Hauptrolle ge¬ 
spielt. Er wußte sehr gut, welche Auswirkungen höhere Erdölpreise 
auf die Nahrungsmittelversorgung der Welt haben würden, und war 
entschlossen, sie zum strategischen Vorteil der Vereinigten Staaten von 
Amerika zu nutzen. 

Kissinger hatte in seinem NSSM-Bericht in bezug auf die ärmeren 
Entwicklungsländer - er benutzte den Begriff »sich am wenigsten ent¬ 
wickelnde Länder« oder »Least Developing Countries, LDC« - 
geschrieben: 

»Die Welt wird zunehmend von der Versorgung mit Mineralien aus Ent¬ 
wicklungsländern abhängig; wenn rasches Bevölkerungswachstum ihre 
Perspektive für Wirtschaftsentwicklung und gesellschaftlichen Portschritt 
vereitelt, kann die sich daraus ergebende Instabilität die Bedingungen für 
den gesteigerten Abbau und weiteren Abfluß dieser Rohstoffe untergraben. 

Lür einige der ärmsten LDCs mit starkem Bevölkerungswachstum wer¬ 
den sich ernste Probleme ergeben. Sie werden es zunehmend schwer finden, 
für die benötigten Rohstoffe und Energie aufzukommen. Lebenswichtige 
Düngemittel für ihre eigene landwirtschaftliche Produktion werden in den 
nächsten Jahren schwer zu bekommen sein. Der Import von Treibstoff und 
anderen Materialien wird schwerwiegende Probleme aufwerfen, die sich 
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sowohl wegen des größeren Bedarfs an Finanzhilfe als auch wegen der Be¬ 
mühungen der LDC, bessere Handelsspannen und höhere Preise für ihre 
Ausfuhren zu erhalten, auf die USA auswirken könnten. 

Wirtschaftliche Entwicklung und Bevölkerungswachstum 

Rasches Bevölkerungswachstum bildet ein starkes Hemmnis für den 
Grad der sonst erreichbaren Wirtschaftsentwicklung, manchmal bis zu 
dem Punkt, daß es jeden Anstieg des Prokopfeinkommens verhindert. Ab¬ 
gesehen von den allgemeinen Auswirkungen auf das Pro-Kopf-Einkommen 
beeinflußt rasches Bevölkerungswachstum eine lange Reihe anderer Aspek¬ 
te der Lebensqualität, die für den gesellschaftlichen und wirtschaftlichen 
Fortschritt in den LDCs wichtig sind.« (1) 

Das Washingtoner Blaubuch war deutlich. Die Vereinigten Staaten 
sollten bei Programmen zur Bevölkerungsreduktion Vorkämpfer sein, 
und zwar sowohl unmittelbar durch Hilfsprogramme der Regierung, 
wobei sie die Annahme von Programmen zur Geburtenreduktion zur 
Voraussetzung für US-Entwicklungshilfe machen sollten, als auch in¬ 
direkt über Nicht-Regierungs-Organisationen (NGOs) oder andere Ein¬ 
richtungen der UNO, wie IWE und Weltbank. 

Offen gesagt: Die neue US-Politik hat einzusetzen; derm »wenn die 
Bastarde dieser minderwertigen Rassen uns den Weg zur großangeleg¬ 
ten Sicherung billiger Rohstoffe für unsere wirtschaftliche Vorherr¬ 
schaft versperren, dann müssen wir Wege finden, sie zu beseitigen ...« 
Natürlich wurde die Aussage ein wenig durch die bürokratische Aus¬ 
drucksweise verfeinert, aber das war es, was NSSM 200 eigentlich 
meinte. 

Zur Bevölkerungskontrolle erklärte NSSM 200 ausdrücklich: 

»Die US-Strategie sollte allgemein Aktivitäten unterstützen, die helfen, 
größere Durchbrüche bei den Hauptproblemen zu erreichen, welche die 
Annahme der Vorhaben zur Fruchtbarkeitskontrolle verhindern. Zum Bei¬ 
spiel wird die Entwicklung wirksamerer und einfacherer empfängnisverhü¬ 
tender Methoden durch biomedizinische Forschung allen Ländern nützen, 
die vor dem Problem eines raschen Bevölkerungswachstums stehen; verbes¬ 
serte Meßmethoden demographischer Veränderungen werden einer Reihe 
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von LDCs helfen, bestehende Wachstumsraten ihrer Bevölkerung festzu¬ 
stellen und die Auswirkung der Aktivitäten zur Bevölkerungs- und Fami¬ 
lienplanung im zeitlichen Ablaufzu bewerten.« 

Kissinger wußte, worauf er sich bezog, als er über »einfachere emp¬ 
fängnisverhütende Methoden durch biomedizinische Forschung« 
sprach. Er hatte engen Kontakt zur Familie Rockefeiler und zu dem 
Flügel im US-Establishment, der die biomedizinische Forschung als 
neue Form der Bevölkerungskontrolle anpries. Bevor der Zweite Welt¬ 
krieg und Auschwitz den Begriff unappetitlich gemacht hatten, hieß 
das »Eugenik«. Sie wurde nach dem Krieg wohlklingender in »Bevöl¬ 
kerungskontrolle« umbenannt. Die Bedeutung blieb unverändert: Re¬ 
duktion »minderwertiger« Rassen und Bevölkerungen zum Schutz der 
»überlegeneren«. 


Ein Fressen für Cargill & Co. 

Das Papier NSSM 200 trug auch deutlich die Handschrift von William 
Pearce und der Fobby von Cargills Agribusiness. ln einem mit »Nah¬ 
rung für Frieden und Bevölkerung« überschriebenen Abschnitt hatte 
Kissinger geäußert: »Einer der grundlegendsten Aspekte der Auswir¬ 
kungen des Bevölkerungswachstums auf das politische und wirtschaft¬ 
liche Wohlergehen der Erde ist der Bezug zur Nahrung. Bei der Ver¬ 
knappung der menschlichen Febensmittel treffen die Probleme der 
Wechselbeziehung von Bevölkerung, nationalen Ressourcen, Umwelt, 
Produktivität, politischer und wirtschaftlicher Stabilität zusammen.« 

Er fuhr fort: »Die größere Herausforderung wird sein, die Nah¬ 
rungsmittelproduktion in den FDCs selbst anzuheben und das System, 
nach dem das Getreide kommerziell von den Herstellerländern an die 
Verbraucherländer gelangt, zu liberalisieren.« 

Tatsächlich schlug er damit die Ausbreitung der »Grünen Revolu¬ 
tion« der Rockefeller-Stiftung vor und verlangte gleichzeitig die Besei¬ 
tigung der Handelsschranken zum Schutz des heimischen Gewerbes, 
um die Märkte der wichtigsten Entwicklungsländer für die Flut der 
Getreideimporte aus den USA zu öffnen. Ausdrücklich schlug Kissin¬ 
ger vor: »Gesteigerte Herstellung der Einsatzstoffe für die Nahrungs¬ 
mittelproduktion (d. h. Düngemittel, Zugang zu Wasser und Hochlei- 
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stungssaatgut) und stärkere Anreize zur Anhebung der landwirtschaft¬ 
lichen Produktivität.« Das waren im wesentlichen die Ziele der »Grü¬ 
nen Revolution«. Nicht gesagt wurde, daß US-Agrarunternehmen den 
benötigten Dünger und das besondere Hochleistungssaatgut liefern 
würden. Aber genau darum hatte sich die sogenannte »Grüne Revolu¬ 
tion« in den 1960er Jahren gedreht. 

NSSM 200 forderte: »Neue internationale Handelsabkommen für 
landwirtschaftliche Erzeugnisse, die offen genug waren, um die höch¬ 
ste Produktion durch leistungsfähige Hersteller zu erlauben ...«. Das 
waren genau die Forderungen von Cargill, ADM, Continental Grain, 
Bunge - also der riesigen Agrarunternehmen, die damals gerade als 
größere, nationale, strategische Unternehmen der USA entstanden. 

Das NSSM-Dokument gab der früheren Politik der »Nahrungsmit¬ 
telwaffe« Kissingers eine neue Verpackung: 

»Des weiteren ist Nahrung für jede Bevölkerungsstrategie von besonderem 
Belang. Es müssen angemessene Nahrungsmittelvorräte für Zeiten größe¬ 
rer Knappheit angelegt und die Anstrengungen der LDC in der Nah¬ 
rungsmittelproduktion wieder verstärkt werden, um dem steigenden Be¬ 
darf, der sich aus dem Bevölkerungs- und Einkommenswachstum ergibt, 
zu genügen. Die Ziele für die landwirtschaftliche Produktion in den USA 
sollten den normalen Importbedarf der EDC (wie auch der entwickelten 
Eänder) und mögliche gelegentliche Mißernten in größeren Teilen der 
EDC-Welt in Rechnung stellen. Ohne bessere Versorgungssicherheit bei 
Nahrungsmitteln entsteht Druck, der zu möglichen Konflikten führt und 
wegen der >Versicherung< zum Wunsch nach größeren Eamilien ..., und 
so die Bemühungen der Bevölkerungskontrolle untergräbt.« 

Um die Eortschritte in Richtung Bevölkerungsstabilität zu maximieren, 
sollte das Augenmerk vor allem auf die größten Entwicklungsländer mit 
dem schnellsten Wachstum gelegt werden, auf Eänder, in denen die Un¬ 
ausgewogenheit zwischen der wachsenden Zahl der Menschen und dem 
Entwicklungspotential das größte Risiko für Instabilität, Unruhe und in¬ 
ternationale Spannungen birgt. Diese Eänder sind: Indien, Bangladesch, 
Nigeria, Pakistan, Mexiko, Indonesien, Brasilien, die Philippinen, 
Thailand, Ägypten, die Türkei, Äthiopien und Kolumbien ...Zu die¬ 
ser Gruppe bevorzugt zu behandelnder Eänder gehören einige, deren Re¬ 
gierung praktisch kein Interesse an Eamilienplanung hat, und andere mit 
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aktiven Regierungsprogrammen zur Familienplanung, die eine stärkere 
technische und finanzielle Hilfe benötigen und begrüßen würden. Diese 
Länder sollten im Rahmen des AlDs-Bevölkerungsprogramms die höchste 
Priorität erhalten, und zwar hinsichtlich der Mittelvergabe und/oder der 
Führungsaufgabe, Maßnahmen anderer Spender und Organisationen zu 
ermutigen.« (Hervorhebung durch d. Autor) (1) 


Die unglücklichen Dreizehn ... 

Indien, Nigeria, Mexiko, Indonesien, Brasilien, die Türkei, Kolumbien 
und die anderen ..., diese 13 Entwicklungsländer besitzen einige der 
rohstoffreichsten Gebiete der Erde. Sie sollten in den folgenden drei 
Jahrzehnten zu den politisch instabilsten werden. Die Politik des 
NSSM 200 behauptet, daß nur eine drastische Reduktion ihrer Bevölke¬ 
rung den USA erlauben würde, ihre Rohstoffe weiterhin auszubeuten. 

Natürlich wußte Kissinger, daß die US-Regierung, sollte sie in den 
rohstoffreichen Entwicklungsländern aktiv die Verringerung der Be¬ 
völkerung fordern, imperialistischer Ambitionen und schlimmerer 
Dinge bezichtigt würde. Er schlug daher einen schlauen Propaganda¬ 
feldzug vor, um diesen Aspekt des NSSM 200 zu verheimlichen: 

»Die USA könnten die Vorwürfe, sie unterstütze Aktivitäten in der Be¬ 
völkerungsfrage aus imperialistischen Motiven, durch die wiederholte 
Behauptung entkräften, ihre Unterstützung sei von der Sorge getragen: 

(a) um das Recht jedes einzelnen Paares, frei und verantwor¬ 
tungsbewußt die Zahl und den Abstand der eigenen Kinder zu bestim¬ 
men, und das Recht, zu diesem Zweck Informationen, Ausbildung und 
Mittel zu erhalten, 

(b) um die grundlegende soziale und wirtschaftliche Entwicklung der 
armen Länder, in denen das rasche Bevölkerungswachstum sowohl Ursa¬ 
che als auch Folge der weitverbreiteten Armut ist. 

Überdies sollten die USA Schritte unternehmen, um die Botschaft zu 
übermitteln, die Kontrolle über das Wachstum der Weltbevölkerung liege 
im gegenseitigen Interesse der Entwickelten und der Entwicklungslän¬ 
der.« (1) 
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Lange Rede, kurzer Sinn: Genozid im Weltmaßstab sollte nun »Freiheit 
der Wahl« und »nachhaltige Entwicklung« heißen. George Orwell hät¬ 
te es nicht besser sagen können. Dadurch ist die Ausdrucksweise eines 
früheren Berichts von John D. Rockefeiler 111. an Präsident Nixon ver¬ 
bessert worden. 

NSSM 200 stellte fest, daß der von Entwicklungsländern benötigte 
Umfang der Getreideimporte »deutlich wachsen« würde. Das Memo¬ 
randum forderte daher, den Getreidehandel weltweit zu liberalisieren, 
um das angebliche Problem so anzugehen, wie Großbritannien nach 
1846 einen »freien Markt« gefordert hatte, als seine Produkte die 
Weltmärkte beherrschten. 

Wie die »Bevölkerungs-Bombe« war auch die Nahrungsmittelkrise 
der 1970er Jahre eine Übertreibung, die durch den plötzlichen Öl¬ 
preisschock für die Wirtschaft der Entwicklungsländer unterstützt 
wurde. Bilder, daß in weiten Gebieten der Welt »Übervölkerungs«- 
Krawalle, Mord und Totschlag tobten, wurden von nun an immer 
wieder im amerikanischen Eernsehen gezeigt, um die Menschen da¬ 
von zu überzeugen, ln Wirklichkeit war das »Hauptproblem« der 
Landwirtschaft in den Entwicklungsländern, daß sie dem Einstieg der 
größeren US-Agrar unternehmen zu wenig Spielraum oder Gelegen¬ 
heiten bot. Cargill und die US-Getreidehandelsgiganten standen Kis- 
singer recht nahe. 

Im NSSM-Bericht heißt es weiter: »Das Vorkommen der bekannten 
Reserven an höherwertigen Erzen und Mineralien führt zu wachsender 
Abhängigkeit aller Industriegebiete von Einfuhren aus weniger ent¬ 
wickelten Ländern. Die eigentlichen Probleme der Versorgung mit 
Rohstoffen liegen nicht in zu geringen Vorkommen, sondern in den 
wirtschaftspolitischen Prägen des Zugangs, der Bedingungen ihrer 
Erkundung und Ausbeutung und in der Aufteilung ihres Nutzens un¬ 
ter Produzenten, Verbrauchern und der Regierung des Herkunftslan¬ 
des.« Zwangsprogramme zur Bevölkerungsreduktion und andere 
Maßnahmen sollten im Bedarfsfall angewandt werden, um den USA 
den Zugang zu den strategisch wichtigen Rohstoffen zu sichern. 

Das Dokument kam zu dem Schluß: »Auf lange Sicht müssen die 
LDC sowohl ihr Bevölkerungswachstum senken als auch die Agrar¬ 
produktion deutlich anheben.« 

Während Kissinger dafür eintritt, das Wachstum der Weltbevölke¬ 
rung bis zum Jahr 2000 um 500 Millionen Menschen zu reduzieren, be- 
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richtete er seltsamerweise an einer anderen Stelle seines Berichts, daß 
das Bevölkerungsproblem jetzt schon zehn Millionen Todesopfer pro 
Jahr fordere. Kurz gesagt empfahl er, die Sterberate auf mindestens 20 
Millionen pro Jahr zu verdoppeln, um dem Sterblichkeitsproblem we¬ 
gen mangelnder Ernährung zu begegnen. Der Öffentlichkeit wurde 
eingeredet, daß die neue Politik eine positive sei. Das traf mindestens 
auf das zu, was davon an die Öffentlichkeit gelangte. Nach der strikten 
Definition der UNO-Konvention von 1948 handelte es sich um Genozid. 

Des weiteren schlug Kissinger die Zwangsmaßnahmen vor, welche 
die politische Elite der USA ab jetzt ins Auge faßte. Er stellte unverfro¬ 
ren fest, Nahrungsmittelhilfe solle als »nationales Machtmittel« (der 
USA) betrachtet werden. Dann schlug er mit einer überzogenen Be¬ 
merkung vor, die USA sollten ihre Nahrungsmittelhilfe kürzen, um 
»Völkern zu helfen, die ihr Bevölkerungswachstum nicht drosseln 
können oder wollen«. »Sterilisation oder Hungertod« - kein Wunder, 
daß das Dokument als »streng geheim« eingestuft wurde. 

NSSM 200 war in vielerlei Hinsicht bemerkenswert. Es erhob zum 
ersten Mal ausdrücklich, wenn auch geheim, die Entvölkerung auslän¬ 
discher Entwicklungsländer zur strategischen Priorität der nationalen 
Sicherheit. Es umriß unter der Überschrift »Eamilienplanung« das, was 
künftig die Strategie der Eruchtbarkeitskontrolle werden sollte, und 
verknüpfte das Problem des Bevölkerungswachstums mit der Zugriffs¬ 
möglichkeit auf strategische Rohstoffe. Doch der vielleicht wichtigste 
Aspekt des NSSM 200 war, daß sich in ihm die Einigung der wohlha¬ 
bendsten Eamilien Amerikas, seines einflußreichsten Establishments, 
ankündigte. 

Kissinger war in Wirklichkeit ein angestellter Handlanger der Re¬ 
gierung, aber er war nicht von irgendeinem Präsidenten der Vereinig¬ 
ten Staaten angeheuert worden. Er war angestellt worden, um haupt¬ 
sächlich die Sache des Establishments, das die Hand über ihn hielt, zu 
betreiben. Er hatte seinen Aufstieg der Unterstützung der Eamilie Ro¬ 
ckefeiler zu verdanken. 

1955 hatte Nelson Rockefeller ihn eingeladen, den Posten des Studi¬ 
endirektors beim Rat für Auswärtige Angelegenheiten zu übernehmen. 
Ein Jahr später wurde Kissinger Leiter des Projekts »Sonderstudien« 
beim Rockefeller Brothers Fund. Seitdem duzte er sich mit den Pamili- 
enmitgliedern. Später heiratete er eine Angestellte der Rockefellers, um 
die Verbindung abzurunden. 
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Im November 1975 wurde Richard Nixon mit der undurchsichtigen 
Watergate-Affäre aus dem Amt genötigt. Einige meinten, dies sei auf¬ 
grund von Machenschaften des politisch ehrgeizigen Nelson Rockefel- 
lers geschehen, der sich dazu eines Kissingers und Alexander Haigs 
bediente. Nixons Nachfolger war ein unbeschriebenes Blatt, Gerald 
Ford; er ernannte Nelson Rockefeller zu seinem Vizepräsident. Nelson 
war nun tatsächlich nur noch eine Haaresbreite von seinem Traum, 
einmal Präsident zu sein, entfernt. Nelsons alter Freund Kissinger 
wurde Außenminister. 

Im November 1975 zeichnete Präsident Ford Kissingers NSSM 200 
als Vorgabe der offiziellen US-Außenpolitik ab. Kissingers Nachfolger 
als Chef des Nationalen Sicherheitsrats war sein Assistent und späterer 
Geschäftspartner Brent Scowcroft geworden. Dieser legte dem neuen 
Präsidenten pflichtbewußt Kissingers NSSM 200 mit dessen besten 
Empfehlungen, es zu unterzeichnen, vor. Kissinger selbst blieb Außen¬ 
minister, und natürlich war Nelson Rockefeller Vizepräsident. Die 
USA stieg groß in das Entvölkerungsgeschäft ein; die Nahrungsmittel¬ 
kontrolle sollte dabei eine zentrale Rolle spielen. (2) 


Brasilien, ein Modellfall für NSSM 200 

Nach Kissingers geheimem Plan wurde sofort verfahren. Die 13 bevor¬ 
zugt für die Bevölkerungsreduktion vorgesehenen Fänder sollten in 
den kommenden 30 Jahren drastische Änderungen ihrer Verhältnisse 
erleben. Den meisten von ihnen wurde nicht einmal bewußt, was da 
geschah. 

Brasilien gehörte zu den am klarsten belegten Fallbeispielen des 
NSSM 200. Ende der 1980er Jahre, fast 14 Jahre nach Einführung von 
NSSM 200, begann das brasilianische Gesundheitsministerium, Be¬ 
richte über die umfassende Sterilisation brasilianischer Frauen zu sich¬ 
ten. Veranlaßt hatte das eine formelle Anfrage durch den Kongreß, die 
von 165 Abgeordneten aus allen im Parlament vertretenen politischen 
Parteien unterstützt wurde. 

Die Untersuchung wurde angeregt, nachdem im Mai 1991 die Zei¬ 
tungen Jornal do Brasilia, Hova do Povo (Rio de Janeiro) und andere grö¬ 
ßere Zeitungen Brasiliens aus dem geheimen Memorandum des Na¬ 
tionalen Sicherheitsrats der USA über die amerikanischen Absichten, 
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in Entwicklungsländern Bevölkerungskontrolle durchzuführen, berich¬ 
tet hatten. 

Die Regierung stellte mit Erschütterung fest, daß geschätzte 44 Pro¬ 
zent aller brasilianischen Erauen im Alter zwischen 14 und 55 Jahren 
für immer sterilisiert worden waren. Die meisten der älteren Erauen 
waren zu Beginn des Programms, Mitte der 1970er Jahre, sterilisiert 
worden. Die Regierung fand heraus, daß die Sterilisationen von ver¬ 
schiedenen Organisationen und Dienststellen, darunter auch von brasi¬ 
lianischen, durchgeführt worden waren. Darunter waren der Interna¬ 
tionale Bund für Pamilienplanung {International Planned Parenthood 
Federation), der US Pfandfinder Funds, die Vereinigung für Preiwillige 
Chirurgische Empfängnisverhütung, die Internationale für Eamilien- 
gesundheit {Family Health International) und andere - alle Programme 
liefen unter Schirmherrschaft und Pührung der USAID, dem Hilfspro¬ 
gramm des US-Außenministeriums. 

1989 protestierte die brasilianische Regierung, die anfänglich im In¬ 
teresse von Wirtschaftswachstum und Armutsminderung zur Mit¬ 
arbeit überredet worden war, bei USAID, daß das Sterilisierungspro¬ 
gramm »übertrieben worden und unnötig geworden ist«. Nach einigen 
der Zeitungsberichte waren von den Programmen sogar bis zu 90 Pro¬ 
zent aller brasilianischen Erauen afrikanischer Herkunft sterilisiert 
worden. Damit war in einer Nation mit der nach Nigeria zweitgrößten 
schwarzen Bevölkerung die nächste Generation ausgelöscht worden. 
In den 1980er Jahren soll noch fast die Hälfte der 154 Millionen Ein¬ 
wohner Brasiliens afrikanischer Abstammung gewesen sein. 

Kissinger hatte im NSSM 200 die besondere Rolle Brasiliens her¬ 
vorgehoben. Das Land stand ganz oben auf der Liste der 13 ausge¬ 
wählten Länder, weil »es offensichtlich den Kontinent [Südamerika] 
demographisch dominiert«. Die Hochrechnungen besagten, seine Be¬ 
völkerung würde im Jahr 2000 so zahlreich wie die der USA sein. Ein 
solches Wachstum in Brasilien, warnte NSSM 200, würde »über die 
nächsten 25 Jahren einen Machtzuwachs Brasiliens in Lateinamerika 
und auf der Weltbühne« bedeuten. (3) 

Hinter Kissinger, Scowcroft und den verschiedenen Staatsbeamten 
in Washington, welche die neue NSSM-200-Politik ausführten, stand 
ein Kreis privater, ungeheuer einflußreicher Personen. Von ihnen war 
damals niemand so einflußreich wie die Brüder Rockefeiler. 

Keiner der Rockefellers setzte sich so für die Bevölkerungspolitik 
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ein wie John D. Rockefeiler IIL, der Enkel des Gründers von Standard 
Oil. 

Im Juli 1969 hatte Präsident Nixon John D. Rockefeiler zum Vorsit¬ 
zenden der Kommission für Bevölkerungswachstum und die Zukunft 
Amerikas ernannt. Ihr Bericht bereitete den Boden für das spätere 
NSSM 200 von Kissinger. 1972, einige Monate, bevor Kissingers Ge¬ 
heimprojekt begann, überreichte Rockefeiler dem Präsidenten den Be¬ 
richt seiner Kommission. Weil es ein Wahljahr war, entschied Nixon, 
den Bericht herunterzuspielen, und daher fand dieser in der Presse 
wenig Aufmerksamkeit. Allerdings räumte man seinen politischen 
Vorschlägen höhere Priorität ein. Rockefeiler hatte etwas vor geschla¬ 
gen, was damals als drastische Maßnahme galt, nämlich eine angebli¬ 
che Bevölkerungsexplosion in den Vereinigten Staaten zu stoppen. 

Zu den Empfehlungen des Berichts gehörten die Einführung des 
Sexualkundeunterrichts an allen Schulen, Erziehung der Bevölkerung, 
damit sie die vermeintliche Krise ernst nahm und alle Gesetze zurück¬ 
nahm, welche die Abgabe von Verhütungsmitteln an Minderjährige 
und Erwachsene behinderten. Er schlug auch vor, die freiwillige Steri¬ 
lisation zu erleichtern und die Gesetze der Staaten gegen Abtreibung 
zu lockern. Die Kreise um Rockefeiler hatten seit Jahrzehnten in der 
Abtreibung ein wichtiges Mittel der Eruchtbarkeitskontrolle gesehen 
und waren damit bei kirchlichen und anderen Gruppen auf starken 
Widerstand gestoßen. Was in der Politik unter NSSM 200 als nächstes 
folgen sollte, läßt sich nur vor dem Hintergrund dessen verstehen, daß 
John D. Rockefeiler III. von dem Thema Bevölkerungswachstum be¬ 
sessen war. (4) 


1. Kissinger, Henry, National Security Study Memorandum 200, 24. April 
1974, »Implications of Worldwide Population Growth for US Security and 
Overseas Interests«. Initiating Memo, nssmlOO.tripod.com/nssnilOOkiss.html. 
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Text ist verfügbar unter www.usmutes.eom/NSSM200.htm. 
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Kapitel 7 


Bruderschaft des Todes 


Menschliche Versuchskaninchen 

Jahre bevor Henry Kissinger und Brent Scowcroft die Bevölkerungs¬ 
reduktion zum offiziellen Ziel der US-Außenpolitik erhoben, ließen die 
Brüder Rockefeiler, insbesondere John D. Rockefeiler 111. oder JDR IIL, 
wie er vertraulich genarmt wird, eifrig Experimente an Menschen 
durchführen. 

ln den 1950er Jahren ließ Bruder Nelson Rockefeller gewerkschaft¬ 
lich nichtorganisierte billige Arbeitskräfte aus Puerto Rico in den un¬ 
kontrollierten Arbeitshäusern (Sweatshops) der New Yorker Textil¬ 
industrie ausbeuten. Er flog sie billig mit der hauseigenen Eluggesell- 
schaft Eastern Airlines nach New York ein. Auch errichtete er auf Basis 
des Regierungsprogramms »Operation Bootstrap« (»Stiefelschlaufe«) 
Billiglohnbetriebe außerhalb der Reichweite der Gesundheits- und 
Gewerbeaufsichtsbehörden der USA auf der Insel selbst. Das geschah 
noch zu einer Zeit, als Nelson eine undurchsichtige, aber recht einfluß¬ 
reiche Rolle in der Regierung Eisenhower spielte. Aus Nelsons Sicht 
gehörten die Stiefelschlaufen der »Operation Bootstrap« der Eamilie 
Rockefeiler und ihren Geschäftsfreunden. Sie dienten einzig dem Ei¬ 
gentümer der Arbeitshäuser auf der Insel dazu, eine höhere Produkti¬ 
vität zu erzwingen. 

Während Nelson auf diese Weise damit beschäftigt war, unter Puer¬ 
toricanern den Geist des freien Unternehmertums zu fördern, hatte 
Bruder John D. 111. dort freie Hand, an den ärmeren Bürgern Puerto 
Ricos Menschenversuche mit Massensterilisierungen durchführen zu 
lassen. Puerto Rico war eine unglückliche Insel, deren Souveränität 
irgendwo im Getriebe der amerikanischen Diplomatie verlorengegan¬ 
gen war. Sie war de facto eine US-Kolonie; die gesetzliche Aufsicht der 
höchsten Instanz wurde weit weg in Washington ausgeübt. Damit eig¬ 
nete sie sich ideal als Versuchsstation. Durch seinen neu gegründeten 
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Bevölkerungsrat ließ JDR 111. hier zuerst einige der Versuche zur Be¬ 
völkerungsreduktion durchführen, die später unter NSSM 200 die 
weltweite Politik des Außenministeriums bestimmen sollten. 

JDR 111. hatte Puerto Rico Anfang der 1950er Jahre in ein riesiges 
Laboratorium verwandelt, um dort seine Vorstellungen von Maßnah¬ 
men zur Bevölkerungskontrolle in großem Stil auszuprobieren. Um 
1965 waren bereits geschätzte 35 Prozent der Frauen Puerto Ricos im 
gebärfähigen Alter für immer sterilisiert worden. Das geht aus einer 
Studie des Gesundheitsamts der Insel des gleichen Jahres hervor. Der 
Bevölkerungsrat Rockefellers und das US-Ministerium für Gesundheit, 
Erziehung und Fürsorge, dessen Untersekretär Anfang der 1950er Jah¬ 
re Nelson Rockefeller war, betrieben die Sterilisierungskampagne. Sie 
bedienten sich dazu des verlogenen Arguments, daß die Kampagne 
die Gesundheit der Frauen schützen und ihr Einkommen dadurch sta¬ 
bilisieren würde, daß sie weniger Münder zu stopfen hätten. 

Arme Bauersfrauen in Puerto Rico wurden aufgefordert, in den von 
den USA neu errichteten hygienischen Krankenhäusern niederzukom¬ 
men. Dort hatten Ärzte die Anweisung, Mütter nach der Geburt des 
zweiten Kindes durch Tubenschnitt zu sterilisierten. Das geschah mei¬ 
stens, ohne daß die Mutter davon erfuhr. 1965 war Puerto Rico wenig¬ 
stens auf einem Gebiet Weltmeister: Es hatte den höchsten Prozentsatz 
sterilisierter Frauen der Welt. Indien lag da mit nur drei Prozent ver¬ 
gleichsweise weit zurück. Der Unterschied rührte daher, daß Rockefeiler 
den Vorgang ohne Dazwischenfunken der Regierung bestimmen konn¬ 
te. 


»... Leben, wie wir es uns wünschen« 

John D. 111. Zwangssterilisation war in den Augen der Familie keine 
Entgleisung. Die Rockefellers hatten in Puerto Rico schon lange ein 
geeignetes Humanlabor gesehen. 1931 finanzierte das Rockefeller- 
Institut für Medizinische Forschung, später in Rockefeller-Universität 
umbenarmt, in Puerto Rico die Krebsversuche eines Dr. Cornelius 
Rhoads. 

Rhoads war kein normaler Wissenschaftler. Es stellte sich nämlich 
später heraus, daß er seine Opfer absichtlich mit Krebszellen infiziert 
hatte, um zu sehen, was geschehen würde. 13 seiner Opfer starben. Die 
schaurigen Versuche am Menschen flogen auf. 
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Rhoads rechtfertigte sein Vorgehen sogar schriftlich damit, daß die 
Bevölkerung Puerto Ricos minderwertig sei und ausgerottet werden 
könne. Statt als Mörder vor Gericht gestellt zu werden, wurde Rhoads, 
der Wissenschaftler des Rockefeller-lnstituts, gebeten, in den USA, in 
Maryland, in Utah und später in Panama das Armeeinstitut für Biologi¬ 
sche Kriegsführung einzurichten. Er wurde später der US-Kommission 
für Atomenergie unterstellt, die geheime Verstrahlungsversuche an 
Häftlingen, Krankenhauspatienten und US-Soldaten durchführte. 

1965, einige Jahre, bevor seine politischen Vorstellungen in das 
NSSM 200 eingeflossen waren, hielt JDR111. in Honolulu auf Hawaii die 
Eröffnungsrede einer Konferenz über bäuerliche Subsistenzwirtschaft 
des Rates für Landwirtschaftliche Entwicklung (ADC). Er war dazu 
nicht eingeladen worden. Das war auch gar nicht nötig: Er war nämlich 
Vorsitzender des ADC; sie war eine seiner vielen Organisationen. 

ln seiner Rede in Honolulu erklärte JDR 111.: »Wenn es uns nicht ge¬ 
lingt, das Bevölkerungswachstum unter Kontrolle zu bekommen, wird 
das Leben, wie wir es kermen, oder - wichtiger noch - wie wir es uns 
wünschen, langsam dahinschwinden.« 


Rockefeiler unterstützt Eugenik 

JDR 111. war in der Umgebung von Eugenikern, Rassentheoretikern 
und Malthusianern der Rockefeller-Stiftung, wie Erederick Osborn, 
Henry Eairchild und Alan Gregg, aufgewachsen. Ihm erschien es als 
ganz natürlich, daß er und andere »Klassengenossen« beschließen 
konnten, welche Elemente der menschlichen Gattung überleben durf¬ 
ten, um ein Leben zu führen, »wie wir es uns wünschen«. Sie verstan¬ 
den darunter so etwas, wie einen Herdenbestand um der besseren 
Züchtung willen zu verringern. 

Eür die Eamilie Rockefeiler bestand die einfache Logik des mensch¬ 
lichen Lebens in Angebot und Nachfrage, oder wie es Jameson Taylor 
ausdrückte: 

»Für Rockefeiler verlangte die angemessene Sorge für Schafe nicht mehr, 
als Angebot und Nachfrage einander anzugleichen. Wenn das Angebot, d. 
h. Nahrungsmittel, Wasser und Lebensraum, nicht der Nachfrage ent¬ 
sprach, mußten das Angebot vermehrt und die Nachfrage verringert wer- 
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den. Die Rockefeller-Stiftung hat diese doppelte Vorgehensweise sehr 
wirksam eingesetzt. Der Knappheit des Angebots wurde durch fortschritt¬ 
liche medizinische Behandlung und höhere Ernteerträge begegnet. Das 
Nachfrageproblem wurde durch Auslichten der Herde, Geburtenregelung 
und Abtreibung gelöst.« 

Für die meisten Amerikaner und den größten Teil der Welt war die 
Vorstellung, die politisch führenden Kreise in der Regierung der USA 
könnten auf Befehl der reichsten Familien und einflußreichsten Uni¬ 
versitäten absichtlich geheime Massensterilisation an ganzen Bevölke¬ 
rungsgruppen durchführen, viel zu abwegig, um begriffen zu werden, 
ln den frühen Jahrzehnten des 20. Jahrhunderts nannte man das Euge¬ 
nik, die Wissenschaft von der Aufbesserung der Rasse. 

Wenige wußten, daß Familien mit Namen Rockefeiler, Harriman, 
der Bankier J. P. Morgan Jr., Mary Duke Biddle aus einer Familie von 
Tabakindustriellen, Cleveland Dodge, John Harvey Kellogg vom Mais¬ 
flockenkonzern, Clarence Gamble von Proctor & Gamble alle insgeheim 
die Eugenik finanziert hatten, die meisten davon als Mitglieder der 
Amerikanischen Eugenikgesellschaft. Sie hatten schon während des 
Ersten Weltkriegs Versuche mit Zwangssterilisation an »minder¬ 
wertigen Personen« und andere Eormen der Bevölkerungskontrolle 
finanziert. Ihrer Bruderorganisation, der Englischen Eugenikgesell¬ 
schaft, gehörten damals der britische Einanzminister Winston Chur¬ 
chill, der Ökonom John Maynard Keynes, Arthur Lord Balfour und 
Julian Huxley, der erste Leiter der UNESCO nach dem Zweiten Welt¬ 
krieg, an. 

Die meisten einfachen Bürger schätzten Leute, die so etwas taten, 
und das, was sie hinter all ihrem edlen Gerede von Demokratie und 
Entwicklung über den größten Teil der Menschheit dachten, ganz ein¬ 
fach nicht. (1) 


Kampf dem »Humankrebs« 

Die Bevölkerungs- und entsprechende Ernährungspolitik der US-Re- 
gierung war in den 1970er Jahren vom Stammsitz der Rockefeller- 
Stiftung, ihrem Bevölkerungsrat, dem Rockefeller Brothers Fund, und 
von einer Handvoll ähnlicher gemeinnütziger Stiftungen wie der Ford- 
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und Carnegie-Foundation ausgegangen. Die wahre Geschichte jener Or¬ 
ganisationen war sorgfältig hinter einer Fassade großzügiger öffent¬ 
licher Philanthropie versteckt worden, ln Wirklichkeit dienten die ge¬ 
meinnützigen Stiftungen dazu, die Herrschaft der mächtigen und rei¬ 
chen Familien der Elite zunehmend auf Kosten der Fürsorge der mei¬ 
sten amerikanischen Bürger und des größten Teils der Menschheit zu 
festigen. 

Ein Marm stand über 34 Jahre an der Spitze der Medizinischen Ab¬ 
teilung der Rockefeller-Stiftung. Sein Name war Alan Gregg. Er war 
der übrigen Welt wohlbekannt. Er hatte in seinen 34 Jahren an der 
Spitze der Medizinischen Abteilung der Rockefeller-Stiftung vielleicht 
mehr Einfluß über Leben und Tod auf Erden als Josef Stalin und Adolf 
Hitler zusammen. Gregg war bei seiner Pensionierung im Jahr 1956 
Vizepräsident der Stiftung. Seine Ideologie bestimmte die Einrichtung 
noch Jahrzehnte nach ihm. Es war eine Ideologie malthusianischer Bru¬ 
talität und rassistischer Überzeugung. 

ln einem Artikel für eine wissenschaftliche Zeitschrift hat Gregg 
einmal über Bevölkerung geschrieben: »Es gibt eine alarmierende Par¬ 
allele zwischen dem Wachstum eines Krebses im Körper eines Orga¬ 
nismus und dem Wachstum der menschlichen Bevölkerung in der 
Ökologie der Erde.« Er behauptete in dem Zusammenhang: »Krebsar¬ 
tiges Wachstum braucht Nahrung, aber soweit ich weiß, wurde es 
niemals dadurch geheilt, daß es sie bekommen hat ... Die Analogie 
läßt sich an unserem geplünderten Planeten erkennen.« 

Diese Pormulierung bedeutet übersetzt: »Menschen verschmutzen; 
man beseitigt die Umweltverschmutzung durch Beseitigung der Men¬ 
schen ...« ln einem Aufsatz, den eine der anerkanntesten wissenschaft¬ 
lichen Zeitschriften der USA von ihm erbeten hatte, ging Gregg weiter 
und beobachtete, »wie sehr die Elendsviertel unserer Großstädte der 
Nekrose von Tumoren ähneln«. Und deshalb »könne man spaßhaft fra¬ 
gen: Was ist der Schicklichkeit und Schönheit mehr abträglich: Elends¬ 
viertel oder der stinkende Abgang eines wuchernden Tumors?«(2) 


Die dunkleren Geheimnisse der Rockefellers 


Die Rolle, welche die Rockefeller-Stiftung in der Bevölkerungspolitik 
der USA und global spielte, war weder zufällig noch ein Nebenaspekt 
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der Aufgabe, die sie sich gegeben hatte. Sie bildete ihren Mittelpunkt. 
Ihre Bevölkerungspolitik ist der Schlüssel zum Verständnis ihres späte¬ 
ren Engagements für die Revolution der Biotechnik und Pflanzen¬ 
genetik. 

1913 riet man dem Gründer des Standard-Oil-Trusts, John D. Rocke¬ 
feiler sen., seinen Reichtum in einer gemeirmützigen Stiftung zu ver¬ 
stecken. ln diesem Jahr hatte der Kongreß das erste Bundes¬ 
einkommensteuergesetz verabschiedet. Die Familie Rockefeiler und 
andere reiche Amerikaner wie der Stahlmagnat Andrew Carnegie wa¬ 
ren über das aufgebracht, was sie für illegalen Diebstahl an ihren 
wohlverdienten Gewinnen hielten. Carnegie drückte es damals so aus: 
»Reichtum in den Händen weniger karm zu einer viel durchschlagen¬ 
deren Kraft zur Förderung unserer Rasse (sic!) werden, als werm man 
ihn in kleine Summen auf geteilt an die heute ausstreut.« Kurz gesagt: 
Geld sollte nur den sehr Reichen gehören, die am besten damit umzu¬ 
gehen verstehen. 

Die neu gegründete Rockefeller-Stiftung stellte sich die Aufgabe, 
»Das Wohlergehen der Menschheit der ganzen Welt zu fördern.« Sie 
sagte dabei nicht, daß die Stiftung und die Familie Rockefeiler allein 
beschließen würden, was »das Wohlbefinden der Menschheit zu för¬ 
dern« ausmacht. 



John D. Rockefeiler, der Gründer des Standard- 
Oi\-Trusts und erste Milliardär der Welt, schuf 
die Rockefeller-Stiftung im Jahr 1913, um den 
Familienreichtum von der Regierungsbesteuerung 
abzuschirmen. Das Federal-Reserve-Gesefz 
wurde im geheimen bei einer Besprechung im Jahr 
1910 auf der Insel Jekyll Island geplant, die vor 
der Küste Georgias liegt und zum Rockefeller- 
Besitz gehört. 


Von Anfang an war die Rockefeller-Stiftung von der Idee besessen, 
die Herde auszulichten oder die Bevölkerung »minderwertiger Züch¬ 
tung«, also die Menschheit, systematisch zu verringern. Eine der ersten 
Zuwendungen der Rockefeller-Stiftung ging 1923 an den Rat für sozi¬ 
alwissenschaftliche Forschung {Social Science Research Gouncil); er sollte 
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Techniken der Geburtenregelung erforschen. 1936 gründete und finan¬ 
zierte die Stiftung an der Universität Princeton, unter Leitung des Mit¬ 
glieds der Eugenikgesellschaft Frank Notestein, das erste Amt für Be¬ 
völkerungsforschung {Office of Population Research). Es sollte die politi¬ 
schen Aspekte der Veränderungen in der Bevölkerung erforschen. 

Die Philosophie der Rockefeller-Stiftung seit ihrer Gründung laute¬ 
te, sich eher mit »den Ursachen als den Symptomen« zu befassen. Of¬ 
fensichtlich war eine der »Ursachen« für Weltprobleme aus Sicht der 
Familie die beharrliche Neigung der menschlichen Gattung, zumindest 
ihres weniger bemittelten Teils, zu reproduzieren, »hinzugehen und 
sich zu vermehren«. Mehr Menschen auf der Welt machten potentiell 
mehr Schwierigkeiten. Sie verlangten ein größeres Stück vom Kuchen 
des Lebens, den zu besitzen Rockefeiler und ihre wohlhabenden 
Freunde als das ihnen von Gott gegebene Recht ansahen. 

Noch im Jahr 1894, in den frühen Tagen des Ölvermögens der Fami¬ 
lien, hatte der Vater von JDR 111., John D. jun., als Student der Brown- 
Universität in einem Aufsatz mit dem Titel Die Gefahren, die sich für 
Amerika aus der uneingeschränkten Einwanderung ergeben über die Ein¬ 
wanderer, die damals noch vorwiegend aus Italien, Irland und dem 
Rest Europas kamen, geschrieben: »... der Abschaum ausländischer 
Städte, Vagabunden, Landstreicher, Arme und Faulenzer, dumm und 
kaum besser als Tiere«. 


»Die beste Zucht« - Eugenik und die »Herremasse« 

Eine der ersten philanthropischen Projekte der Rockefeller-Stiftung der 
1920er Jahre bestand darin, die Amerikanische Eugenikgesellschaft zu 
finanzieren. Eugenik war eine Pseudowissenschaft. Der Begriff wurde 
1883 von Francis Galton in England geprägt. Er war ein Cousin Dar¬ 
wins. Eugenik beruhte auf Charles Darwins Arbeit Der Ursprung der 
Arten aus dem Jahr 1859. Darwin hatte es unternommen - in seinen 
Worten -, »die Theorien von Malthus auf das gesamte Pflanzen- und 
Tierreich anzuwenden«. Dieser Thomas Malthus hatte allerdings noch 
kurz vor seinem Tod seine eigene Bevölkerungstheorie zurückgenom¬ 
men. Zuvor hatte er in seinem Traktat von 1798 Essay über die Prinzipien 
der Bevölkerung behauptet, die Bevölkerung neige dazu, sich geome¬ 
trisch zu vermehren, während das Nahrungsmittelangebot nur arith- 
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metisch wachsen könne; dies würde periodisch zu Hungersnot und 
Tod führen. 

Den Malthusianismus als ernstzunehmende Wissenschaft hatte die 
gewaltige Bevölkerungsexplosion in Europa und Nordamerika am 
Ende des 19. Jahrhunderts gründlich diskreditiert. Denn in ihrer Be¬ 
gleitung war der Lebensstandard angestiegen und hatte sich die Ver¬ 
sorgung mit Nahrungsmitteln verbessert. Und das hatten Wissenschaft 
und technische Verbesserungen möglich gemacht. Allerdings hatten 
Rockefeiler, Carnegie und andere ganz reiche Amerikaner in den 
1920er Jahren die malthusianischen Anschauungen übernommen, die 
später »Sozialdarwinismus« genarmt wurden. Sie begründeten die 
Anhäufung ihrer riesigen Vermögen mit dem Argument, daß sie eine 
Art göttlicher Beweis für die höhere Lebenstüchtigkeit ihrer Spezies im 
Vergleich zu derjenigen weniger glücklicher Sterblicher darstelle. Dar¬ 
in erkarmten sie die ihnen genehme Definition vom »Überleben des 
Stärkeren«, die anscheinend ihre außergewöhnliche Ansammlung von 
Reichtum rechtfertigte. 

Ein entsprechendes größeres Vorhaben der Rockefeller-Stiftung war 
in den 1920er Jahren die von Margaret Sänger geführte Organisation 
»Pro Eamilia« {Planned Parenthood Federation), ursprünglich als Ame¬ 
rikanische Liga für Geburtenregelung {American Birth Control League) 
bekannt. Es handelt sich dabei um eine rassistische Vereinigung, die 
der Eugenik in Eorm von Bevölkerungskontrolle und Zwangssterilisa¬ 
tion unter dem Decknamen »vernünftiger Eamilienplanung« Vorschub 
leistet. 

Sänger wird als selbstlose, wohltätige Erau vorgestellt; in Wirklich¬ 
keit war sie eine überzeugte Eugenikerin und eine ausgesprochene 
Vertreterin der Rassenüberlegenheit; sie blieb der Eamilie Rockefeiler 
bis zu ihrem Tod verbunden. Sie wetterte gegen »minderwertige Klas¬ 
sen« und war von der Idee besessen »wie man die übergroße Erucht- 
barkeit (sic!) der geistig und körperlich Behinderten beschneiden und 
entmutigen könne«. Nach der Definition ihrer Geldgeber wollte die 
Eugenik erforschen, wie man die »Qualität« der menschlichen Gattung 
dadurch verbessern könne, daß man die Quantität minderwertiger We¬ 
sen reduziere, oder wie es Sänger formulierte, daß man »beim Umgang 
mit der großen Masse Mensch den qualitativen Eaktor über den quanti¬ 
tativen stellen« solle, ln ihrem 1922 erschienenen Buch Angelpunkt der 
Zivilisation schrieb Sänger: »Geburtenregelung ist in der Tat das größte 
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Margaret Sänger, bekannt als 
gute Freundin der Rockefeller- 
Familie, war eine glühende 
Rassistin. Sie finanzierte die 
Eugenik in den USA, die sie 
unter der Tarnbezeichnung 
»vernünftige Familienpla¬ 
nung« propagierte. 

und wahrhaftigste Programm der Eugenik.« Sänger wurde in interna¬ 
tionalen Kreisen wegen ihres Eifers in Bevölkerungsfragen geschätzt. 
1933 lobte der Vorsitzende der deutschen Ärzteschaft, Reichsärzte¬ 
führer Dr. Gerhard Wagner, Sänger wegen ihrer konsequenten Rassen¬ 
politik öffentlich und forderte seine deutschen Volksgenossen auf, ih¬ 
rem Vorbild zu folgen. 

Im Gegensatz zur üblichen Annahme war die Idee einer nordischen 
Herrenrasse nicht nur ein Phantasiegebilde des deutschen National¬ 
sozialismus. Sie hatte ihre frühen Wurzeln in den Vereinigten Staaten 
von Amerika, die dort bis ins frühe 20. Jahrhundert zurückreichten. 

Der Präsident der angesehenen Stanford-Universität in Kalifornien, 
David Starr Jordan, warb für die Idee von »Rasse und Blut« in seinem 
1902 erschienenen Buch Blut einer Nation. Er behauptete darin, Armut 
entspreche, wie Begabung, einer genetischen Erbanlage. Erziehung 
habe darauf keinen Einfluß; »entweder hat man es, oder man hat es 
nicht«. 

Zwei Jahre später gründete Andrew Carnegie vom Carnegie-Institut 
bei Gold Spring Harbor auf dem wohlhabenden Long Island außerhalb 
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von New York City ein größeres Labor. Dort wurden auf Millionen von 
Karteikarten die Blutlinien einfacher Amerikaner festgehalten, um mög¬ 
licherweise ihre Beseitigung für den Fall vorzubereiten, daß sich ihre 
Blutlinie als minderwertig erweisen sollte. Das Grundstück für das In¬ 
stitut hatte der Eisenbahnmagnat E. H. Harriman gespendet, ein über¬ 
zeugter Anhänger der Eugenik. Das war Eugenik im Stil der amerikani¬ 
schen Elite. Wenn ihr Ideal große blonde blauäugige nordische Typen 
waren, darm galten im Sinne der »besten Zucht« der Eugeniker natür¬ 
lich dunkelhäutige Asiaten, Inder, Schwarze, Südländer und andere, 
dazu noch die Kranken und Zurückgebliebenen, als minderwertig. 

Mit dem Karteikartenprojekt wollte man minderwertige Blutlinien 
ausfindig machen, sie lebenslang von anderen getrermt halten und 
sterilisieren, um ihre Blutlinien »aussterben zu lassen«. Die Geldgeber 
wollten diejenigen, die sie für nicht lebenswert hielten, beseitigen. 
Schon 1911 finanzierte Carnegie eine Studie der Amerikanischen Züch¬ 
tervereinigung mit dem Titel Beste anwendbare Mittel, um defektes Fort¬ 
pflanzungsplasma aus der menschlichen Population auszusondern. 

Der größte Geldspender für Eugenikprojekte wurde bald die Rocke- 
feller-Stiftung. Sie ließ Hunderttausende von Dollars in zahlreiche Eu¬ 
genik- und Bevölkerungsprojekte einfließen, Projekte von der Ameri¬ 
kanischen Eugenikgesellschaft über diejenigen des Instituts in Cold 
Spring Harbor bis zu denen der Amerikanischen Züchtervereinigung. 

Eines der prominenteren Mitglieder der Amerikanischen Eugenik¬ 
gesellschaft in den frühen 1920er Jahren war Dr. Paul Bowman Pope- 
noe, ein Spezialist für Geschlechtskrankheiten der US-Armee im Ersten 
Weltkrieg. Er verfaßte das Lehrbuch Angewandte Eugenik. Zusammen¬ 
fassend schrieb Popenoe dort: »Die Hauptmethode, die sich anbietet, 
ist Hinrichtung ... Ihr Wert für das Aufrechterhalten des Rasseniveaus 
sollte nicht unterschätzt werden.« Er polierte die Aussage mit der 
Empfehlung auf: »Zerstörung des Individuums durch einige ungünsti¬ 
ge Umweltbedingungen, wie übermäßige Kälte, Bakterien oder Kör¬ 
perbehinderungen.« ln seinem Buch sprach Popenoe davon, daß schät¬ 
zungsweise fünf Millionen Amerikaner früher oder später in einer 
Nervenheilanstalt enden würden, und von »weiteren fünf Millionen 
mit weniger als 70 Prozent der Durchschnittsintelligenz, die geistig so 
minderbemittelt sind, daß sie in vielen Pällen eher eine Belastung als 
ein Gewinn für die Rasse dar stellen«. Das Buch war für eine auserlese¬ 
ne Leserschaft der Elite bestimmt. 



136 


Popenoes radikale Herangehensweise war für einige ein bißchen zu 
strittig, doch entschied der Oberste Gerichtshof der USA unter Richter 
Oliver Wendeil Holmes 1927 in der Sache Bück gegen Bell, daß das 
Programm zur Zwangssterilisierung des Staates Virginia verfassungs¬ 
gemäß sei. In seiner schriftlichen Begründung schrieb Holmes: »Es ist 
für die ganze Welt besser, wenn die Gesellschaft, statt auf die Hinrich¬ 
tung des verkommenen Nachwuchses wegen Verbrechen zu warten 
oder ihn wegen Schwachsirms verhungern zu lassen, diejenigen, die 
offensichtlich untauglich sind, davon abhalten kann, ihre Art fortzu¬ 
pflanzen ... Drei Generationen von Geistesschwachen sind genug.« 

Diese Entscheidung des Obersten Gerichts von 1927 öffnete die 
Schleusen, daß Tausende von amerikanischen Bürgern zwangssterili¬ 
siert oder anderweitig als untermenschlich verfolgt wurden. Eine Ner¬ 
venheilanstalt in Lincoln, Illinois, verabreichte neuen Patienten die 
Milch bekarmtermaßen tuberkulosekranker Kühe in der Überzeugung, 
daß ein genetisch starker menschlicher Proband dagegen immun sei. 
Der Staat von Kalifornien sterilisierte 9782 Personen, zumeist Prauen, 
die als »schlechte Mädchen« eingestuft wurden. Viele davon waren zur 
Prostitution gezwungen worden. (3) 

Jahre später zitierten Nationalsozialisten in den Nürnberger Prozes¬ 
sen Holmes zur eigenen Verteidigung. Das half ihnen in der Nach¬ 
kriegszeit natürlich nicht mehr. Die Propagandamaschine der Rocke - 
fellers hatte die Belege beerdigt, und die Sieger diktierten die Priedens- 
bedingungen und das, was im Krieg als wahr gelten durfte. 


»Das Kind beim Namen nennen« 

Die Eugenikbegeisterung der Rockefellers während der 1920er Jahre 
endete nicht an der Küste Amerikas. Gelder der Rockefeller-Stiftung 
spielten während der 1920er Jahre die entscheidende Rolle bei der Pi- 
nanzierung der deutschen Eugenikbewegung. Das begann Anfang 
1922 vom Pariser Büro der Rockefeller-Stiftung aus. 1926 hatte die Stif¬ 
tung bereits insgesamt atemberaubende 410 000 Dollar an Hunderte 
von Eugenikforschern in Deutschland gespendet. 1926 steuerte sie be¬ 
eindruckende 250 000 Dollar zur Gründung des Kaiser-Wilhelm- 
Instituts für Psychiatrie in Berlin bei. Das entsprach etwa dem Wert 
von 26 Millionen Dollar des Jahres 2004 und war eine unerhört große 
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Summe, insbesondere in dem von der Weimarer Hyperinflation und 
von der wirtschaftlichen Depression verwüsteten Deutschland. In den 
1920er Jahren beherrschte und steuerte das Geld der Rockefeller- 
Stiftung die deutsche Eugenikforschung. 

Wie amerikanischer Forscher, beispielsweise Edwin Black und an¬ 
dere, später belegen konnten, war der führende Psychiater am Kaiser- 
Wilhelm-Institut jener Zeit Ernst Rudin. Er machte als Architekt des 
systematischen medizinischen Eugenikprogramms Adolf Hitlers eine 
steile Karriere. Der von Rockefeiler finanzierte Rudin war 1932 zum 
Präsident des Weltbundes für Eugenik ernannt worden. Die Plattform 
des Weltbundes trat offen für die Tötung oder Sterilisierung von Men¬ 
schen ein, deren Erbgut sie zu einer »Last für die Öffentlichkeit« wer¬ 
den ließ. 

Die Spendierfreudigkeit der Rockefeller-Stiftung für die deutsche 
Forschung war in jenen Tagen scheinbar unermeßlich. 1929, im Jahr 
des großen Börsenkrachs an der Wall Street und der einsetzenden 
Wirtschaftskrise in Deutschland, bewilligte Rockefeiler dem Kaiser- 
Wilhelm-Institut 310 000 Dollar. Das war nur eine von mehreren auf¬ 
einander folgenden Unterstützungen Rockefellers. 

Der vielseitige Rudin leitete auch die Gehirnforschung an dem Insti¬ 
tut, an dem Hermann J. Müller, ein amerikanischer Eugeniker, der 
ebenfalls von Rockefeller finanziert wurde, arbeitete. Später stellte sich 
heraus, daß das Institut »Gehirne in Losgrößen von 150 bis 200 Stück« 
von Opfern des Euthanasieprogramms der Nazis in Brandenburg be¬ 
zogen hatte. Die Gehirnforschung war auf die Experimente der Nazi 
mit Juden, Zigeunern, Geistesschwachen und anderen Behinderten hin 
angelegt worden. Das Rockefeller-Geld finanzierte in Deutschland Eu¬ 
genik der reinsten Form. 

Rudin leitete auch das Nazi-Programm der eugenischen Zwangs¬ 
sterilisierung und schrieb das nationalsozialistische Sterilisationsgesetz 
von 1933. Er wurde zweimal vom »Führer« Adolf Hitler für seine Bei¬ 
träge zur deutschen Eugenik, zur Rassensäuberung, geehrt. Unter sei¬ 
nem Sterilisationsgesetz wurden etwa 400 000 Deutsche, die als ma¬ 
nisch-depressiv oder schizophren diagnostiziert worden waren, 
zwangsterilisiert, und Tausende behinderter Kinder wurden einfach 
getötet. Rudins Kollegen nannten ihn treffend »Reichsführer für Steri¬ 
lisation«. 

Hitler schwärmte persönlich für die amerikanische Eugenik; er pries 



138 


die US-Eugenikbemühungen 1924 in seinem Buch Mein Kampf und 
schrieb dort (aus dem Englischen rückübersetzt): »Es gibt heute einen 
Staat, in dem wenigstens schwache Ansätze für ein besseres Konzept 
der Einwanderung bemerkbar sind. Natürlich ist das nicht unsere vor¬ 
bildliche deutsche Republik, sondern es sind die Vereinigten Staaten.« 
Ein paar Jahre später schrieb er dem amerikanischen Eugeniker Madi- 
son Grant, um ihn persönlich wegen seines Buches aus dem Jahr 1916 
Das Ende der großen Rasse {The Passing ofthe Great Race) zu loben, ln ihm 
hatte Grant unter anderem geschrieben: »Bemühungen, Kleinkinder 
der niederen Klassen (sic!) am Leben zu erhalten, führen oft zu ernst¬ 
haften Schädigungen der Rasse.« Hitler hatte in Grant, einem der Mit¬ 
begründer der Amerikanischen Eugenikgesellschaft, offensichtlich 
einen Seelenverwandten gefunden. 

1940 waren Tausende Deutsche in Altersheimen und Heilanstalten 
systematisch getötet worden, etwa so wie es Popenoe nur mit weniger 
Erfolg 20 Jahre zuvor in den Vereinigten Staaten empfohlen hatte. 1940 
sagte Leon Whitney, der Geschäftsführer der von Rockefeiler finan¬ 
zierten Amerikanischen Eugenikgesellschaft, kurz nach seiner Besich¬ 
tigungsreise durch die deutschen Eugenikinstitute über die Nazi- 
Versuche: »Während wir mit Samtpfoten drumherumreden, nermen 
die Deutschen das Kind beim Namen.« 

Im Mai 1932 hatte die Rockefeller-Stiftung ein Telegramm an ihr Pa¬ 
riser Büro geschickt, das heimlich Rockefeller-Geld aus den USA nach 
Deutschland schleuste. Die Telegramm liest sich wie folgt: »JUNI¬ 
TREPPEN DES PRÄSIDIUMS: NEUNTAUSEND DOLLAR ÜBER 
ZEITRAUM VON DREI JAHREN AN DAS KWG-INSTITUT PÜR 
ANTHROPOLOGIE PÜR ZWILLINGSPORSCHUNG UND DIE 
AUSWIRKUNGEN VON PÜR KEIM-PLASMA GIPTIGE SUBSTAN¬ 
ZEN AUE SPÄTERE GENERATIONEN.« 

Das war ein Jahr, bevor Hitler Kanzler wurde. »KWG« war die Ab¬ 
kürzung für »Kaiser-Wilhelm-lnstitut für Anthropologie, Menschliches 
Erbgut und Eugenik« in Berlin. Die mit Geld der Rockefeller-Stiftung 
finanzierte Erforschung von Keimplasma sollte weit in das Dritte Reich 
hinein fortgesetzt werden. 

Leiter des deutschen Eugenikinstituts in Berlin war Otmar Preiherr 
von Verschür. Seine Porschungen an Zwillingen war seit langem der 
Traum der amerikanischen Eugenikverfechter, um ihre Vererbungs¬ 
theorien zu verbessern. 1942 setzte sich das von ihm herausgegebene 
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deutsche Eugenikjournal Der Erbarzt für die »Endlösung des Juden¬ 
problems« ein. Im Jahr 1936 wurde Verschür, der noch immer Geld 
von Rockefeller erhielt, zum Leiter an das neu errichtete Institut für 
Genetik und Rassenhygiene an der Universität Erankfurt berufen. Das 
Erankfurter Institut, das größte seiner Art, war für den verbindlichen 
Lehrplan in Eugenik und Rassenhygiene für Medizinstudenten ver¬ 
antwortlich. 

Von Verschürs langjähriger Assistent war Dr. Josef Mengele, der ab 
Mai 1943 im Konzentrationslager Auschwitz Versuche an Menschen 
vornahm. Von Verschür war erfreut, als Mengele, mit dem Namen 
»Todesengel« wegen seiner tödlichen Experimente an Häftlingen, nach 
Auschwitz versetzt wurde. Derm jetzt konnten sie ihre »wissenschaftli¬ 
che« Eorschung uneingeschränkt fortsetzen. Er schrieb damals an die 
Deutsche Eorschungsgesellschaft: »Mein Assistent, Dr. Josef Mengele 
(M.D., Ph.D.), schloß sich mir in diesem Eorschungsbereich an. Er ist 
zur Zeit als Hauptsturmführer und Lagerarzt im Konzentrationslager 
Auschwitz angestellt. In diesem Konzentrationslager werden mit Ge¬ 
nehmigung des Reichsführers SS (Himmler) anthropologische Unter¬ 
suchungen an den verschiedensten Rassengruppen durchgeführt.« 

Um niemals Prinzipien über den Pragmatismus zu stellen, stoppte 
die Rockefeller-Stiftung die Pinanzierung des größten Teils der Nazi- 
Eugenik nicht vor 1939, dem Jahr des deutschen Einmarsches in Polen. 
Zu dem Zeitpunkt war klar, was mit ihrem Geld in über 15 Jahren er¬ 
reicht worden war. Der Mann, der dank seiner Position mit jedem blu¬ 
tigen Schritt auf dem Weg der Pinanzierung der Nazi-Eugenik vertraut 
gewesen ist, war der Direktor der Medizinischen Abteilung der Stif¬ 
tung, Alan Gregg. Seine Abteilung war für die Pinanzierung der ver¬ 
schiedenen Kaiser-Wilhelm-Institute verantwortlich. 

Eine andere zentrale Pigur war Raymond B. Posdick, der Präsident 
der Rockefeller-Stiftung ab 1936; aufgrund zuverlässiger Berichte steht 
fest, daß er die führende Person der Amerikanischen Eugenikgesell¬ 
schaft war. 1924 hatte Posdick einen persönlichen Brief an John D. Ro¬ 
ckefeiler jun. geschrieben, um ihn zur Pinanzierung von Margaret Sän¬ 
gers Eugenikarbeit auf dem Gebiet der Geburtenregelung durch Stif¬ 
tungsgelder zu drängen. Er stellte dabei fest: »Ich glaube, daß das Be¬ 
völkerungsproblem eine der großen Gefahren der Zukunft darstellt, 
und wenn nichts im Sinne dessen geschieht, was diese Leute Vorschlä¬ 
gen, werden wir unseren Kindern eine Welt überlassen, in der das Ge- 
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rangel um Nahrung und Lebensmittel schlimmer sein wird als alles, 
was derzeit geschieht.« 

Von Verschür ließ Mengele mit der sprichwörtlichen Tasche in der 
Hand zurück und floh noch vor Ende des Krieges aus Berlin. Er ent¬ 
kam so dem Nürnberger Prozeß. 1946 schickte er seinem alten Ereund, 
dem Eugeniker der US-Armee Paul Popenoe, nach Kalifornien Briefe, 
nachdem dieser ihm Kakao und Kaffee geschickt hatte. Den alten Nazi- 
Preunden gelang es, Ver schür s Auschwitz-Vergangenheit reinzu wa¬ 
schen, nachdem alle Aufzeichnungen praktischerweise vernichtet wor¬ 
den waren. 

1949 wurde der Auschwitz-Doktor Otmar Ereiherr von Verschür 
zum korrespondierenden Mitglied der Amerikanischen Gesellschaft 
für Humangenetik ernannt. Diese Organisation hatten 1948 führende 
Eugeniker unter dem Banner der weniger in Verruf geratenen Bezeich¬ 
nung »Genetik« neu gegründet. 

Von Verschür erhielt die Mitgliedschaft in der Amerikanischen Ge¬ 
sellschaft für Humangenetik durch einen anderen Deutschen, den alten 
Eugenikkollegen Dr. Eranz J. Kallmann, der noch mit Ernst Rudin an 
der »genetischen Psychiatrie« zusammengearbeitet hatte. Teil der Um¬ 
verpackung des führenden Nazi-Eugenikers von Verschür war auch 
der Posten, den er nach dem Krieg am neu gegründeten Büro für 
Menschliche Vererbung in Kopenhagen bekommen hatte. Die Rocke- 
feller-Stiftung hatte das Geld für die Gründung des neuen dänischen 
Büros bereitgestellt. An ihm konnten die gleichen Eugenikaktivitäten 
unauffälliger fortgesetzt werden. (4) 


Der Bevölkerungsrat des JDR IIL und die »Krypto-Eugenik« 

Eugenik bildete das Eundament für John D. Rockefeller 111. Besessen¬ 
heit bei der Übervölkerungsfrage. Bei seinem enormen Einfluß und 
den gewaltigen finanziellen Möglichkeiten der Rockefeller-Stiftung zur 
Einanzierung wissenschaftlicher Eorschung handelte es sich um eine 
Besessenheit, die noch Generationen nach seinem Tod mit unzähligen 
Polgen weiterwirkte. 

John D. 111. war mit der bösartigen Pseudowissenschaft eines Malt- 
hus aufgewachsen; die Ängste vor dem Bevölkerungswachstum waren 
für ihn fast schon Ersatz für die Muttermilch gewesen. Er war noch ein 
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älteres Semester an der Elite-Universität Princeton, als Vater John D. 
Rockefeller jun. den Sohn in das Kuratorium des Büros für Sozialhy¬ 
giene {Bureau of Social Hygiene), eine Organisation für Geburtenrege¬ 
lung im Besitz der Familie, einsetzte. Der Mentor von JDR 111. in 
Princeton war der Ökonomieprofessor Frank Fetter gewesen, auch ein 
Mitglied der Amerikanischen Eugenikgesellschaft. Fessel lehrte, daß 
»die Demokratie Mittelmäßigkeit fördere und herausragende Charak¬ 
tereigenschaften in den Erbanlagen schmälere ...« 

1931 trat JDR 111. in den Aufsichtsrat der Rockefeller-Stiftung ein. 
Dort pflegten Eugeniker wie Raymond Fosdick und Frederick Osborn 
JDR 111. Interesse an Bevölkerungskontrolle. 1934, ein Jahr nach Hitlers 
Machtergreifung in Deutschland, schrieb JDR 111. an seinen Vater, er 
wolle seine Energie ganz dem Bevölkerungsproblem widmen. 

1952 war es soweit, daß JDR 111. den wichtigeren Beitrag seines Fe- 
bens zu dem, was er »ein irgendwie internationales Problem« nannte, 
leisten konnte. Mit 1 400 000 Dollar aus seinem Privatvermögen und 
zusätzlichem Geld der Rockefeller-Stiftung gründete er den Bevölke¬ 
rungsrat in New York, um Studien über die Gefahren der »Übervölke¬ 
rung« und entsprechende Aufgaben zu fördern. John Foster Dulles, 
damals Vorsitzender der Rockefeller-Stiftung und später Eisenhowers 
Außenminister und ein Verfechter der nuklearen »Politik am Rande 
des Risikos«, spielte eine Schlüsselrolle beim Aufbau des neuen Bevöl¬ 
kerungsrats von John D. 111. 


John D. Rockefeller UL, Gründer des 
Bevölkerungsrats, war ein glühender 
Befürworter der Eugenik. Die von ihm 
vertretenen Methoden forderten mehr 
Leben als die Summe der von Hitler, 
Stalin und Mao getöteten Menschen. 
Er bevorzugte verständlicherweise 
Anonymität. 
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In den folgenden 25 Jahren dürfte der Bevölkerungsrat Rockefellers 
weltweit die atemberaubende Summe von 173 Millionen Dollar für die 
Eindämmung des Bevölkerungswachstums ausgegeben haben. Er war 
damit die weitaus einflußreichste Organisation, um global die Sache 
der Eugenik voranzutreiben. Zu den bevorzugten Projekten des Rats 
gehörte die Einanzierung von Norplant, um das lUD-Gerät zur Emp¬ 
fängnisverhütung zu entwickeln, und diejenige der französischen Ab¬ 
treibungspille, RU-486. 

John D. Rockefeller III. brachte 1952 unter der Schirmherrschaft der 
Nationalen Akademie der Wissenschaften eine Gruppe von Wissen¬ 
schaftlern auf seinem Eamiliengut in Williamsburg, Virginia, zusam¬ 
men, um dem Ganzen quasi einen wissenschaftlichen Anstrich zu ge¬ 
ben. Der Leiter der Akademie, Dr. Detlev Bronk, war für das Thema 
Bevölkerungskontrolle aufgeschlossen. Unter dem Deckmantel von 
Welthunger und Bevölkerungsproblem versteckt, wurde wieder die 
gleiche unlackierte Ideologie der Eugenik propagiert. 

Erster Direktor von Rockefellers neuem Bevölkerungsrat war der 
alte Eamilienfreund und führende Eugeniker Erederick Osborn. Er 
blieb bis in die späten 1960er Jahre die zentrale Eigur in diesem Gre¬ 
mium. 

1952, als er den Bevölkerungsrat zu gründen beschloß, vermied Ro¬ 
ckefeiler peinlich den Begriff »Eugenik«. Bevölkerungskontrolle und 
Eamilienplanung sollten die neuen Bezeichnungen für die gleiche Poli¬ 
tik sein, die nach 1952 mit reichlich größeren internationalen Mitteln 
ausgestattet wurde. Die alte Redensart von Rassereinheit und Beseiti¬ 
gung der Minderwertigen wurde unauffällig verändert. Allerdings 
änderte der Eugenik-Leopard nach dem Krieg nicht seine Eiecken. Er 
wurde unter John D.s Bevölkerungsrat nur noch blutgieriger. Ohne 
großes Aufsehen verlegte die amerikanische Eugenikgesellschaft, wäh¬ 
rend Rockefellers den Bevölkerungsrat gründete, ihr Hauptquartier 
von der Universität Yale direkt in die Büroräume des Bevölkerungs¬ 
rates im Rockefeller-Zentrum in New York City. 

Rockefeiler packte seine als Eugenik diskreditierte Rassen- und 
Klassenideologie schlau in »Bevölkerungskontrolle« um. Statt sich auf 
die heimischen armen Einwanderer in die USA oder die geistig gestör¬ 
te Bevölkerung zu konzentrieren, richtete er seinen Blick auf die Bevöl¬ 
kerung aller Entwicklungsländer, die riesige Menschenflut, die der 
Eamilie Rockefeiler bei der Realisierung ihrer ehrgeizigen Vorstellun- 
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gen der Nachkriegszeit, des neuen Amerikanischen Jahrhunderts, im 
Wege stand. 

Die Strategen im Umfeld der Eugenik-Organisationen Rockefellers 
nahmen sich ausdrücklich die im wesentlichen gleichen Ziele vor wie 
von Verschür und die Nazi-Eugeniker, aber sie gingen dabei bewußt 
nach einer Strategie vor, die sie »Krypto-Genetik« nannten. 

Während McCarthy's antikommunistischer Kampagne in den Ver¬ 
einigten Staaten der 1950er Jahre wurde die Karriere zahlloser un¬ 
schuldiger Intellektueller ruiniert, die öffentlich als »Krypto-Kommu- 
nisten« angeklagt worden waren. So bezeichnete man Leute, die ihre 
kommunistische Überzeugung verbargen, während sie daran arbeite¬ 
ten, das amerikanische System zu untergraben. Ende der 1950er Jahre 
schlug Dr. Carlos P. Blacker, ein ehemaliger Vorsitzender der engli¬ 
schen Eugenikgesellschaft, vor: »Die Gesellschaft soll eugenische Ziele 
mit weniger offenkundigen Mitteln verfolgen, das heißt, im Sinne einer 
Krypto-Eugenik, was sich offensichtlich im Eall der US-Eugenik- 
gesellschaft bewährt hat.« Blacker war eng mit Erederick Osborn vom 
Bevölkerungsrat befreundet. 

1960 stimmte die Englische Eugenikgesellschaft Blackers Vorschlag 
zu und verabschiedete eine Resolution, in der es hieß: »Die krypto- 
eugenischen Aktivitäten der Gesellschaft sollen nachdrücklich betrie¬ 
ben werden, insbesondere soll die Gesellschaft ihre finanzielle Unter¬ 
stützung für die Vereinigung für Eamilienplanung (Family Flanning 
Association, die englische Eiliale von Sängers Planned Parenthood) und 
die Internationale Vereinigung Geplante Elternschaft aufstocken und 
Kontakte zur Gesellschaft für Humanbiologische Studien knüpfen.« 

ln Amerika schneiderte Rockefellers Ereund und Angestellter Ered¬ 
erick Osborn den elitären Eugenikaktivitäten eine neue Easson im 
Kleid der Bevölkerungskontrolle. Osborn war der erste Präsident des 
Bevölkerungsrates von John D. Rockefeller 111. und zuvor Gründungs¬ 
mitglied der amerikanischen Eugenikgesellschaft, deren Präsident er 
bis zur Übernahme der Leitung des Bevölkerungsrates im Jahr 1952 
war. 

Ein großes Problem nach dem Zweiten Weltkrieg war, daß der Na¬ 
me Eugenik in der öffentlichen Meinung aufs engste mit den rassi¬ 
stischen Vernichtungsprogrammen, der Züchtung der Herrenrasse 
und anderen Unmenschlichkeiten der Nazis verknüpft war. Osborn 
stellte das Problem in einem Aufsatz dar, der 1956 in der Eugenics Re- 
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vieiü erschienen war: »Schon das bloße Wort Eugenik ist in einigen 
Kreisen in Verruf geraten ... Wir müssen uns also fragen, was wir 
falsch gemacht haben.« 

Osborn hatte eine Antwort parat: Die Leute weigern sich aus ver¬ 
schiedenen Gründen, die Tatsache zu akzeptieren, daß sie im Vergleich 
zu Osborn, Rockefeiler, Sänger und deren »Oberklasse« nur »zweitran¬ 
gig« sind. Oder wie Osborn es formulierte: »Wir haben versäumt, eine 
Eigenart zu bedenken, die fast allgemein verbreitet ist. Die Leute wol¬ 
len einfach nicht hinnehmen, daß die genetische Grundlage, auf der 
sich ihr Charakter bilden konnte, minderwertig ist und deshalb in der 
nächsten Generation nicht fortgepflanzt werden sollte. Sie wollen im 
allgemeinen nicht die Vorstellung akzeptieren, nur zweitklassig zu 
sein.« 

Osborn schlug daher eine Änderung der Verpackung vor. Eugenik 
sollte für die breite Masse unter einem anderen, neuen Deckmantel 
vermarktet werden. Statt von der Beseitigung »minderwertiger« Men¬ 
schen durch Zwangssterilisierung oder Geburtenregelung zu reden, 
sollte man von der »freien Wahl« der Größe und Qualität der eigenen 
Eamilien sprechen. Kaum hatte er sich mit John D. Rockefeiler 111. im 
Bevölkerungsrat zusammengetan, erkannte Osborn schon 1952 das 
gewaltige Potential, das Empfängnisverhütung und Massenerziehung 
für die Eugenik unter der Maske der freien Wahl dar stellten. 

»Um die künftige Arbeit des Bevölkerungsrats und der Rockefeller- 
Stiftung in Sachen Bevölkerungskontrolle anzudeuten«, schrieb Os¬ 
born wieder in der Eugenics Review, »gibt es sicherlich eine Möglich¬ 
keit, dem Druck (zur Geburtenregelung) eine bessere Richtung zu ge¬ 
ben und damit auf die Mehrheit der Bevölkerung statt nur auf eine 
Minderheit einzuwirken.« Und werm der Druck zum Tragen kommt, 
fügte Osborn hinzu, werden die Individuen glauben, sie hätten sich 
aus freien Stücken entschieden, keine Kinder zu haben, und zwar 
dann, »werm die Eamilienplanung unter allen Mitgliedern der Bevöl¬ 
kerung verbreitet ist und die Mittel einer wirksamen Empfängnisver¬ 
hütung leicht zugänglich sind«. Er schrieb das gut 13 Jahre vor der 
weitverbreiteten Einführung der »Pille«. 

Osborn forderte darüber hinaus ein System dessen, was er »unbe¬ 
wußte freiwillige Selektion« nannte. Einfache Leute würden demnach 
auf den Weg von Eugenik und Rassenauslese geführt, ohne sich bewußt 
zu werden, worauf sie sich einlassen oder was sie tun. Osborn argumen- 
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tierte, der Weg, um Leute »freiwillig« entscheiden zu lassen, sei, an die 
Idee von »Wunschkindern« zu appellieren. Er sagte: »Lassen Sie unsere 
Vorschläge auf den Wunsch gründen, Kinder sollten in ein Zuhause 
geboren werden, in das sie liebevoll aufgenommen und in dem sie ver¬ 
antwortungsbewußt umsorgt werden.« Auf diese Weise - so sein Ar¬ 
gument - wird sich die Eugenikbewegung »letztlich auf das hehre Ziel 
zubewegen, das Galton ihr einst gewiesen hat«, nämlich die Züchtung 
einer Herrenrasse und die Verminderung minderwertiger Rassen. 

ln den Augen der Öffentlichkeit schien Osborn die Eugenik der 
Nachkriegszeit vom früheren Rassismus gereinigt zu haben. Das war 
Eassade. ln Wirklichkeit wandte er den Rassismus weit rationeller auf 
Hunderte Millionen dunkelhäutiger Bürger in der Dritten Welt an. 
Unbemerkt von der Öffentlichkeit war Osborn von 1947 bis 1956 auch 
Präsident des Pioneer Fund der berüchtigten Weißen Suprematisten 
(weiße Überlegenheitsfanatiker in den USA) gewesen. Neben anderen 
Projekten unterstützte der Pioneer Fund »die sehr umstrittene Por- 
schung eines Dutzends von Wissenschaftlern, die glauben, die Schwar¬ 
zen seien genetisch bedingt weniger intelligent als Weiße«, so ein Arti¬ 
kel in der New York Times vom 11. Dezember 1977. Zu den Geldemp¬ 
fängern aus dem Pioneer Fund gehörte der Nobelpreisträger William 
Shockley von der Universität Stanford. Er fordert die Zwangs¬ 
sterilisation für alle Personen mit einem Intelligenzquotienten von un¬ 
ter 100. Osborns Pioneer Fund hatte ihm für seine Porschungen über 
eine Million Dollar zur Verfügung gestellt. 

Als Osborn schriftlich die »unbewußt freiwillige Selektion« emp¬ 
fahl, war er noch Sekretär der Amerikanischen Eugenikgesellschaft 
und Präsident von John D. Rockefeiler 111. neu gestiftetem Bevölke¬ 
rungsrat gewesen. JDR 111. war Vorsitzender und der Eugeniker aus 
Princeton Prank Notestein einer der Kuratoren und nach Osborn selbst 
Präsident von Rockefellers Rat. (5) 


Hallo Dolly... 

Osborn, Mitglied im Aufsichtsrat der Rockefeller-Stiftung und enger 
Preund der Pamilie, hatte uneingeschränkt und enthusiastisch die Pi- 
nanzhilfen der Rockefeller-Stiftung für die Eugenikexperimente der 
Nationalsozialisten unterstützt. Als Sprößling einer wohlhabenden 
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amerikanischen Familie im Eisenbahngeschäft hatte er 1910 an der Eli¬ 
te-Universität Princeton, der späteren Ausbildungsstätte John D. 111., 
sein Examen abgelegt; er gehörte zur wohlhabenden amerikanischen 
Oberschicht, die sich davor scheute, sich in der Öffentlichkeit »Klasse« 
zu nennen. Unter der Eahne der Philanthropie verfolgte Osborn eine 
Politik, die darauf ausgerichtet war, seinen wohlhabenden Preunden 
Hegemonie und Kontrolle über die Gesellschaft zu sichern. 

1937 lobte Osborn das Eugenikprogramm der Nationalsozialisten 
als das »wichtigste Experiment, das jemals unternommen worden ist«. 
Ein Jahr später beklagte Osborn die Tatsache, daß die Öffentlichkeit 
anscheinend »das ausgezeichnete Sterilisationsprogramm in Deutsch¬ 
land ablehnt, weil es von den Nazis stammt«. Osborn und die Rocke- 
feller-Stiftung wußten sehr wohl, wofür sie ihr Geld im Dritten Reich 
ausgaben, auch werm sie später lammfromm leugneten, etwas davon 
gewußt zu haben. Auch John D. Rockefeller 111. wußte Bescheid. 

Um 1946, nachdem der Krieg beendet und die entsetzlichen Experi¬ 
mente an Menschen in Auschwitz und in anderen Konzentrationsla¬ 
gern bekannt geworden waren, veröffentlichte Osborn, damals noch 
Präsident der Amerikanischen Eugenikgesellschaft, in seiner Zeit¬ 
schrift Eugenics News das sogenannte Manifest der Genetiker mit dem 
Titel Genetisch die Weltbevölkerung aufbessern. 

1968 veröffentlichte Osborn sein Buch Die Zukunft der menschlichen 
Erbmasse: Eine Einführung in die Eugenik der Modernen Gesellschaft. Zur 
gleichen Zeit bereitete sich sein nomineller Chef und der Protege seiner 
Bevölkerungseugenik, der Vorsitzende des Bevölkerungsrates John D. 
Rockefeller 111., darauf vor, die Leitung der Kommission für Bevölke¬ 
rungsprobleme des US-Präsident zu übernehmen. 

ln seinem Buch zitierte Osborn Studien, die zeigten, daß weniger in¬ 
telligente Prauen sich leichter überzeugen lassen, freiwillig ihre Ge¬ 
burten zu reduzieren: »Die Herabsetzung der Geburten zu diesem 
Grad wäre ein wichtiger Beitrag, die Häufigkeit der Gene zu reduzie¬ 
ren, die geistige Defekt hervorrufen.« (sic!) Er fügte noch hinzu: »Die 
dringendste Politik der Eugenik in dieser Zeit ist, darauf zu achten, 
daß die Geburtenregelung allen Individuen einer jeden Klasse der Ge¬ 
sellschaft gleichermaßen zugänglich gemacht wird.« Er bemerkte wei¬ 
ter: »Die Ziele der Eugenik lassen sich wahrscheinlich am ehesten un¬ 
ter einem anderen Namen als Eugenik verfolgen.« Kurz gesagt, mit 
Hilfe krypto-eugenischer Taktiken. 
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Als Vorbote der späteren Debatte über menschliches Klonen und 
das in der Öffentlichkeit groß aufgebauschte geklonte Schaf Dolly lobte 
Osborn besonders Hermann J. Müller, den Kollegen Ernst Rudins, der 
während der 1930er Jahre Geld von Rockefeher für die Eugenik¬ 
forschung in Deutschland bekommen hatte. Osborn zitierte Müller und 
schrieb: »Es wäre schließlich weitaus leichter und vernünftiger, von 
Grund auf einen vollständig neuen Menschen aus entsprechend ausge¬ 
suchten Rohstoffen herzustellen, statt zu versuchen, die übriggebliebe- 
nen bedauerlichen Relikte wieder in eine menschliche Eorm zu brin¬ 
gen.« Osborn pries auch Müllers Vorschlag, Spermabanken einzurich¬ 
ten, um »Spermata von hochqualifizierten Spendern zur Verfügung zu 
halten«. Die Idee der »Genetischen Revolution« war also damals be¬ 
reits angesprochen worden. 

Rockefellers Bevölkerungsrat gab Eorschungsgelder an führende 
Universitäten, auch an das Amt für Bevölkerung in Princeton unter 
Leitung des Rockefeher-Eugenikers Erank Notestein, eines langjähri¬ 
gen Ereundes von Osborn. Notestein wurde 1959 Präsident von Rocke¬ 
fellers Bevölkerungsrat, um die Pseudowissenschaft mit Namen De¬ 
mographie zu fördern. Ihre Aufgabe war es, durch erschreckende stati¬ 
stische Projektionen zu zeigen, daß die Welt von dunkelhäutigen Men¬ 
schen überschwemmt werden würde. Damit wollte man Vorausset¬ 
zungen dafür schaffen, daß internationale Programme zur Geburten¬ 
kontrolle hingenommen würden. Schon bald gesellte sich die Pord- 
Stiftung hinzu und finanzierte ebenfalls verschiedene Studien des Be¬ 
völkerungsrats; sie verlieh diesen Bemühungen die Aura wissen¬ 
schaftlicher Redlichkeit - aber vor allem Geld. 

1952, im gleichen Jahr, in dem John D. Rockefeiler den Bevöl¬ 
kerungsrat mit Osborn an der Spitze gegründet hatte, rief Margaret 
Sänger mit dem Geld der Rockefeller-Stiftung ihre Weltorganisation 
nach dem Vorbild ihrer amerikanischen Pöderation Geplante Eltern¬ 
schaft ins Leben, die Internationale Pöderation Geplante Elternschaft 
(IPPP). Sänger war JDR 111. zuerst 1947 begegnet. Damals hatte sie ihn 
von der Dringlichkeit überzeugt, in großem Umfang die Geburtenrege¬ 
lung zu fördern. 

Der Anschubfinanzierung durch Rockefeiler folgten bald Zahlun¬ 
gen zur Unterstützung der IPPP seitens eines Unternehmensbeirats, 
dem DuPont, US Sugar, David Rockefellers Chase Manhattan Bank, 
Newmont Mining Co., International Nickel, RCA, Gulf Oil und andere 
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große Unternehmen angehörten. Die Creme de la creme der amerikani¬ 
schen Unternehmens- und Bankenelite schloß sich unauffällig Rocke¬ 
feiler s Vision der Bevölkerungskontrolle im Weltmaßstab an. 

Bevölkerungskontrolle kam also in den 1950er Jahren in gewissen 
amerikanischen Elitekreisen wieder in Mode. Das bezeugte, weniger 
als ein Jahrzehnt nach den Enthüllungen über Eugenik und Auschwitz, 
welche Macht das US-Establishment, insbesondere Rockefeiler, hatte, 
Meinungen zu formen und Ängste vor dem Horror einer Bevölke¬ 
rungsexplosion bei den hungrigen armen Bauern ringsum in der Welt 
zu schüren, Ängste vor Bauern, die darauf aus sind, den Amerikanern 
ihren Lebensstandard und Schlimmeres zu rauben. 

1960 gründete Hugh Moore, Rockefellers Ereund und ein wohlha¬ 
bender Gönner der Bevölkerungskontrolle, die Kampagne »Welt¬ 
bevölkerungsnotstand«. Ihm halfen dabei Geldmittel der Eirma Du- 
Pont, die später einer der größeren Eörderer der »Gentechnischen Re¬ 
volution« in der Landwirtschaft werden sollte. Eugene R. Black, der 
frühere Vorstandsvorsitzende in David Rockefellers Chase National 
Bank, brachte als Präsident der Weltbank die Kampagne ins Rollen. Ihr 
Hauptziel war, in der Ersten Welt Ängste vor einer Bevölkerungsex¬ 
plosion in Ländern der Dritten Welt zu wecken und zu verstärken. 

Castros Revolution in Kuba gab 1958 den Ängsten uninformierter 
Amerikaner einen zusätzlichen Anstoß. Die amerikanischen Massen¬ 
medien verbreiteten die vereinfachten, aber wirksamen Argumente aus 
den Kreisen um den Bevölkerungsrat: Die Übervölkerung armer Ent¬ 
wicklungsländern führt zu Hunger und zu noch mehr Armut, und 
genau das ist die fruchtbare Brutstätte der kommunistischen Revoluti¬ 
on. Daher kam es ... 

John D. 111. Bruder Laurance Rockefeller gründete 1958 die Natur¬ 
schutz-Stiftung {Conservation Foundation) und betrieb sie als Ergänzung 
zu John D.s Bevölkerungsrat. Beide, Bevölkerungsrat und Natur¬ 
schutz-Stiftung, einte ein unausgesprochenes Thema: Die natürlichen 
Ressourcen müssen vor dem Verbrauch durch Kleinunternehmen und 
Individuen geschützt werden, damit auserwählte globale Unterneh¬ 
men sie für sich beanspruchen können. Diese Art strategische Verwei¬ 
gerungspolitik verkleidete sich als Naturschutz. 

Schon 1961 erklärte John D. 111. in einem Vortrag vor der Nahrungs¬ 
mittel- und Landwirtschaftsorganisation {Food and Agriculture Organi¬ 
zation, EAO) in Rom: »ln meinem Verständnis steht das Bevölkerungs- 
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Wachstum gleich hinter der Kontrolle über Atomwaffen als das Haupt¬ 
problem unserer Tage.« Bevölkerungswachstum, sagte er lakonisch in 
einer vielsagenden Formulierung, »macht die Errungenschaften der 
gehobenen menschlichen Bedürfnisse zunichte.« 

Die Verfechter der Bevölkerungskontrolle, die später Kissingers 
NSSM-200-Programm formulieren sollten, scharten sich um die Indi¬ 
viduen der Rockefeller-Stiftung und ihre Geldbewilligungen. Sie berei¬ 
teten den späteren weltweiten Angriff auf »minderwertige Menschen« 
im Namen der Wahlfreiheit, der Familienplanung und der Abwehr 
einer gefährlichen Übervölkerung vor. Diesen Mythos haben ihre 
Denkfabriken und Medienapparate geschaffen, um normale Bürger 
von der Dringlichkeit ihrer schlimmen Ziele zu überzeugen. (6) 


Von der Eugenik zur Genetik 

Ein früherer Nazi-Wissenschaftler und Kollege von Ernst Rudin war 
Dr. Franz J. Kallmann. Er hatte dem deutschen Eugeniker Otmar Frei¬ 
herr von Verschür nach dem Krieg geholfen, sich zu rehabilitieren und 
Aufnahme und Ansehen in der amerikanischen wissenschaftlichen 
Gemeinde zu finden. Der deutsche Wissenschaftler Kallmann hatte 
Deutschland 1936 verlassen, als man entdeckte, daß er Halbjude war. 

Seine Begeisterung für die Eugenik wurde durch seine Erfahrungen 
mit der Judenverfolgung durch die Nazis keineswegs getrübt. Kall- 
marm unterrichtete an der Columbia-Universität und war außerdem 
noch psychiatrischer Genetiker am New Yorker staatlichen Psychiatri¬ 
schen Institut. 1948 wurde er Gründungspräsident einer neuen Front¬ 
organisation für Eugenik, der Amerikanischen Gesellschaft für Hu¬ 
mangenetik {American Society of Human Genetics). Am New Yorker 
Psychiatrischen Institut setzte Kallmann die Forschungen der geneti¬ 
schen Psychiatrie fort, die er mit Rudin in Deutschland begonnen hatte. 

Kallmann war überzeugter Verfechter der Beseitigung oder Zwangs¬ 
sterilisierung von Schizophrenen. Schon in den Vereinigten Staaten 
schrieb er 1938 in einem Artikel für Frederick Osborns Eugenik News, 
daß Schizophrenie eine »Quelle für verhaltensgestörte Ganoven, aso¬ 
ziale Sonderlinge und für die niedrigste Sorte von Kriminellen« sei. Er 
forderte ihre Zwangssterilisierung, auch die des gesunden Nachwuch¬ 
ses schizophrener Eltern, um deren genetische Line zu unterbrechen. 



150 



Frederic Osborn, der reiche 
Princeton-Absolvent und Gründer 
der Amerikanischen Eugenik¬ 
gesellschaft, schuf auch den 
Bevölkerungsrat im Jahr 1952 
zusammen mit seinem Freund 
John D. Rockefeiler III. 

In der Begriffswahl »Humangenetik« spiegelt sich der Versuch, die 
eugenischen Ziele der neuen Organisation zu verschleiern. Die meisten 
der Gründungsmitglieder waren auch Mitglieder in Frederick Osborns 
Amerikanischer Eugenikgesellschaft gewesen. Seit 1954 gehörte auch 
sein alter Freund von Verschür dazu. Sie bildeten eine glückliche Eu¬ 
genik-Familie. Kallmanns amerikanische Gesellschaft für Human¬ 
genetik übernahm bald das weite Feld der medizinischen Eugenik und 
wurde von der amerikanischen Medizinischen Vereinigung als ein 
legitimer medizinischer Fachbereich anerkannt. (7) 

Auch wurde Kallmanns Amerikanische Gesellschaft für Human¬ 
genetik später zum Sponsor des Projekts »Menschliches Genom«. Das 
milliardenteure Projekt war sehr passend im gleichen Cold-Spring- 
Harbor-Zentrum untergebracht, das Rockefeiler, Harriman und Carne¬ 
gie in den 1920er Jahren für ihr berüchtigtes Eugenik-Forschungsbüro 
benutzt hatten. Genetik wurde, wie die Rockefeller-Stiftung sie defi¬ 
niert, zum neuen Gesicht der Eugenik. 

Während John D. III. damit beschäftigt war, Pläne für die Entvölke¬ 
rung der Welt zu erstellen, waren die Brüder Nelson und David in den 
Jahrzehnten nach den Krisen der 1960er und 1970er Jahre mit der ge- 
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schäftlichen Seite des Projekts »Amerikanisches Jahrhundert« be¬ 
schäftigt. Hierbei sollten die amerikanischen Agrarkonzerne eine 
Schlüsselrolle spielen. Die Entwicklung der genetischen Biotechnik 
sollte die verschiedenen Anstrengungen der Familie auf eine Weise, 
die den meisten unvorstellbar war, zu einem umfassenden Plan der 
globalen Nahrungsmittelkontrolle zusammenfassen. 
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Kapitel 8 


VerhöngnisvolleKrieg-und-Frieden-Studien 


Das Imperium nach dem Krieg vorbereiten 

Lange vor dem triumphalen Sieg der Vereinigten Staaten im Zweiten 
Weltkrieg war den Chefs der größeren amerikanischen Unternehmen 
und Banken klar geworden, daß der US-Markt für ihren weltumspan¬ 
nenden Ehrgeiz zu klein war. Die »Offensichtliche Bestimmung Ame¬ 
rikas« (»Manifest Destiny«), die grenzenlose Expansion amerikanischer 
Macht, sollte in ihren Augen das weltweite Geschäftsfeld sein. Der 
scheinbar leichte Sieg im Ersten Weltkrieg und die Gewinne, die durch 
den Versailler Vertrag in Europa ermöglicht worden waren, hatten 
ihren Appetit nach mehr geweckt. 

Eührende Politiker des amerikanischen Establishments hatten Ende 
1939, wenige Wochen nach dem deutschen Einfall in Polen und zwei 
volle Jahre vor Pearl Harbor, das den USA den Kriegseintritt bescherte, 
unauffällig eine sehr einflußreiche politische Gruppe gegründet. Die 
Aufgabe der geheimen Gruppe war einfach: Sie sollte die wirtschaftli¬ 
chen und politischen Ziele der USA nach dem Weltkrieg formulieren. 
Sie ging dabei von der Annahme aus, daß der Weltkrieg kommen und 
sich die Vereinigten Staaten aus der Asche des Krieges als die dominie¬ 
rende Weltmacht erheben würden. 

Jener politische Elitezirkel, die Gruppe »Krieg-und-Erieden-Stu- 
dien« des New Yorker Rates für Auswärtige Beziehungen (War b Peace 
Studies Group des Council on Foreign Relations), riß tatsächlich die ge¬ 
samte Nachkriegsplanung des US-Außenministerium an sich. Nach 
1942 standen die meisten seiner Mitglieder unauffällig direkt im Sold 
des Außenministeriums. 

Ihre Arbeit wurde von der allgegenwärtigen Rockefeller-Stiftung fi¬ 
nanziert. Zwischen November 1939 und Ende 1942 hatte die Rockefel¬ 
ler-Stiftung nicht weniger als 300 000 Dollar über die Gruppe »Krieg- 
und-Erieden-Studien« zur Einanzierung der Planung der wirtschaftli- 
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chen Hegemonie der USA in der Nachkriegszeit beigesteuert. Diese 
Investition sollte sich, wie die meisten ihrer Unterstützungszahlungen, 
in späteren Jahren tausendfach oder mehr auszahlen. Die Gruppe 
steckte weltweite das Reich der amerikanischen Geschäftswelt für die 
Nachkriegszeit ab. 

Während der Zwischenkriegszeit der 1930er Jahre, als die meisten 
Amerikaner mit den Verheerungen der Großen Depression zu kämp¬ 
fen hatten, legten eine Handvoll Kaufleute und ihre akademischen 
Freunde an den privaten Universitäten wie Harvard, Yale oder Prince- 
ton, zusammen mit hochrangigen Partnern der größeren Anwaltsfir¬ 
men an der Wall Street, den Grandstein für die angestrebte »Pax Ame- 
ricana«. Ihr Ziel war einfach: die amerikanische Nachfolge der geschei¬ 
terten »Pax Britannica«, des Britischen Empires, sicherzustellen. 

Die politischen Strategen der USA fanden sich hauptsächlich in der 
auserwählten Mitgliedschaft des New Yorker Rats für Auswärtige Be¬ 
ziehungen. Anders als beim Britischen Empire fußte ihre amerikani¬ 
sche Vorstellung von Weltherrschaft eher auf wirtschaftlichen Zielen 
als auf der physischen Inbesitznahme eines Kolonialreichs. Das war 
eine brillante Verbesserung. Denn sie ermöglichte es den US-Großkon- 
zernen, ihre Interessen an die Eahne von Demokratie und Menschen¬ 
rechten für »die unterdrückten Kolonialvölker«, die Unterstützung des 
»freien Unternehmertums« und »offener Märkte« zu heften. 

Es überrascht nicht, daß die in der Sondergruppe des Rates für 
Auswärtige Beziehungen vertretenen Interessen alles andere als demo¬ 
kratische waren. Es handelte sich um die Handvoll amerikanischer 
Unternehmen und deren Anwaltskanzleien, die bereits globale Interes¬ 
sen entwickelt hatten, nämlich die großen Öl- und Bankgeschäfte und 
entsprechende Unternehmen. Die Geschäftsleute im Rat für Auswärti¬ 
ge Beziehungen, oder abgekürzt CER, waren eine ganz besondere 
Züchtung. Das waren keine normalen kleinen Unternehmer mehr. 

Der CER war im Mai 1919, in den Tagen der Versailler Eriedens- 
konferenz, von einer exklusiven Versammlung führender Vertreter der 
Bankhäuser /. P. Morgan und Thomas Lamont zusammen mit Vertretern 
der Standard-Oil-Gruppe Rockefellers und anderer auserlesener Perso¬ 
nen wie Woodrow Wilsons Berater Colonel Edward House im Pariser 
Hotel Majestic gegründet worden. Sie trafen sich mit ebenso ausge¬ 
suchten britischen Preunden; die meisten davon waren Mitglieder in 
Cecil Rhodes' geheimer Gruppe »Runder Tisch«. Man erörterte, ein 
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privates Netzwerk von Instituten zu gründen, das ihre jeweiligen Re¬ 
gierungen in auswärtigen Angelegenheiten »beraten« solle. 

Nur eine Handvoll einflußreicher US-Banken und Unternehmen 
war vor dem Ersten Weltkrieg im Ausland tätig. Die meisten davon 
hatten ihren Firmensitz in New York, an der Ostküste. Das veranlaßte 
einige, von ihnen als dem Ostküsten-Establishment zu sprechen. Ihr 
eigentliches Hauptquartier war nach dem Weltkrieg der neu gestiftete 
Rat für Auswärtige Beziehungen in New York. Die Anschubfinanzie¬ 
rung für den CER kam von J. P. Morgan, John D. Rockefeiler, den Fi¬ 
nanziers Bernard Baruch, Jacob Schiff und Paul Warburg - den mäch¬ 
tigsten amerikanischen Geschäftsmännern jener Tage. 

Diese Elitegruppe hatte erfolgreich die gesetzlichen Schranken auf¬ 
gestoßen, die ihre Vorstöße nach Übersee behinderten. Durch Interes¬ 
senvertreter hatten sie eine Reihe von Ausnahmegesetzen, die sie von 
den Monopolverboten und von anderen Beschränkungen der US- 
Regierung gegen die Bildung von Trusts befreiten, durch den Kongreß 
gebracht. 

1918 verabschiedete der Kongreß das Webb-Pomerene-Gesetz, das 
Unternehmen von Anti-Trust-Gesetzen ausnahm und tatsächlich Mo¬ 
nopolgesellschaften zuließ, »wenn ihre Aktivitäten auf Exportförde¬ 
rung gerichtet waren«. Standard Oil war der größte Nutznießer dieses 
Gesetzes. 1919 verabschiedete der Kongreß das Edge-Gesetz, das die 
größeren Banken mit Exportaktivitäten, also Kapitalexport, von den 
gleichen Anti-Trust-Gesetzen ausnahm. Hauptnutznießer dieses Geset¬ 
zes waren die Chase Bank, die National City Bank und das Bankhaus /. P. 
Morgan in New York. Und 1920 entschied das Oberste Gericht in den 
USA im Fall US Steel, daß Fusionen mit nahezu vollständiger Markt¬ 
beherrschung nicht notwendigerweise dem öffentlichen Interesse zu¬ 
widerliefen. Das Zentrum der US-Auslandsinteressen bildeten wäh¬ 
rend der 1920er Jahre die führenden Banken und Ölinteressen der Fa¬ 
milien Rockefeiler und Morgan. 

Die Führer der internationalen Großkonzerne und Banken hatten 
bereits festgestellt, welche einträglichen Möglichkeiten die Übernahme 
der Trümmer der europäischen Kolonialreiche boten. Verglichen mit 
den beschränkten Möglichkeiten des heimischen Marktes in den Ver¬ 
einigten Staaten bot die Beherrschung der riesigen neuen Auslands¬ 
märkte ungeahnte Möglichkeiten, Profite - und allem voran Macht. 
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Das »Amerikanische Jahrhundert« - »Lebensraum« 
auf US-amerikanisch 

Anfang 1941, ungefähr zehn Monate vor dem japanischen Bombenan¬ 
griff auf Pearl Harbor, schrieb Henry Luce, der Verleger der Magazine 
Time und Life und Mitglied der Ostküsten-Elite mit den besten Verbin¬ 
dungen, einen Leitartikel in Life am 17. Februar. Er trug den Titel »Das 
Amerikanische Jahrhundert«, ln seinem Essay legte Luce den sich her¬ 
ausbildenden Konsens des US-Ostküsten-Establishments im Umkreis 
des CER dar. 

»Tyranneien«, schrieb Luce, »mögen einen großen Lebensraum be¬ 
nötigen; aber die Freiheit benötigt und wird noch einen weit umfang¬ 
reicheren Lebensraum benötigen als die Tyrannei.« Er rief die Ameri¬ 
kaner offen auf, ihre neue Rolle als beherrschende Weltmacht anzu¬ 
nehmen. Er tat das, noch bevor die Vereinigten Staaten in den Welt¬ 
krieg eintraten. Er schrieb weiter: »Die Kur sieht so aus: uneinge¬ 
schränkt unsere Pflicht und unsere Möglichkeiten als mächtigste und 
lebensfähigste Nation der Welt wahrzunehmen und dementsprechend 
auf die Welt den ganzen Druck unseres Einflusses für die Ziele auszu¬ 
üben, die wir für geeignet halten, und mit den Mitteln, die wir als ge¬ 
eignet ansehen.« 

Luce spiegelte die sich herausbildende Ansicht der international 
ausgerichteten US-Geschäfts- und Banken weit um Morgan und Ro¬ 
ckefeiler wider. Diese verlangten nach dem Krieg den ungehinderten 
Zugriff auf die globalen Ressourcen und Märkte und erkannten ihre 
goldene Gelegenheit, diesen auch zu bekommen, da alle konkurrieren¬ 
den Mächte vom Krieg verheert worden waren. 

Die amerikanischen Bank- und Industriegiganten benötigten größe¬ 
re Einflußsphären oder - wie es einige nannten - eine »Grand Area«. 
Die Untergruppe »Wirtschaft und Finanzen« in der Gruppe »Krieg- 
und-Frieden-Studien« des CER stellte einen Überblick über den Welt¬ 
handel der 1930er Jahre zusammen. Sie schlug vor, die westliche He¬ 
misphäre mit dem Pazifik-Raum zu einem von den USA beherrschten 
Block zusammenzufassen. Die Voraussetzungen dazu beruhten auf 
dem - mit ihren Worten - »militärischen und wirtschaftlichen Supre¬ 
mat der Vereinigten Staaten«. Der Block umfaßte Gebiete, die damals 
noch zum Britischen Empire gehörten. Ihre »Grand Aera« sollte den 
größten Teil der Erde außerhalb der Sphäre der Sowjetunion umfassen. 
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denn diese blieb zu ihrem Ärger für die Durchdringung mit amerikani¬ 
schem Kapital zunächst gesperrt. 

Gründungsmitglied des CFR und einer der Leiter der Krieg-und- 
Frieden-Studien war Isaiah Bowman. Er war während des Zweiten 
Weltkrieges als »der Geopolitiker« der USA bekannt geworden. Er fand 
einen anderen Ausdruck für »Grand Aera«. Bowman sprach mit Bezug 
auf Hitlers geographischen Ausdruck zur wirtschaftlichen Recht¬ 
fertigung der deutschen Expansion vom »amerikanischen wirtschaftli¬ 
chen Lebensraum«. Der Begriff wurde später aus offensichtlichen 
Gründen wieder fallengelassen, statt dessen wählte man, um den auf¬ 
kommenden US-lmperialismus der Nachkriegszeit zu umschreiben, die 
neutraler klingende Bezeichnung »Amerikanisches Jahrhundert«. 

Wie es Bowman und andere in der Studiengruppe des CER und des 
US-Außenministeriums vor sahen, sollten die Vorkämpfer der neuen 
amerikanischen Wirtschaftsgeographie als die selbstlosen Verteidiger 
der Ereiheit für die Kolonialvölker, als Eeinde des Imperialismus, je¬ 
denfalls seiner europäischen Spielart in Erscheinung treten. Sie sollten 
als Vorkämpfer für die Weltbefriedung durch internationale Kontrolle 
auftreten. Seit Ende des Ersten Weltkriegs, als Bowman noch in der 
damals Geheimen Strategischen Eorschungsgruppe {Inquiry Strategy 
Group) von Präsident Woodrow Wilson gearbeitet hatte, war er von 
der Erage besessen, wie sich Amerikas imperiale Ambitionen in ein 
liberales wohltätiges Gewand kleiden ließen. 

Bowman und andere Planungskräfte im CER sahen vor, daß die 
amerikanische Weltbeherrschung nach 1945 über eine neue Organisa¬ 
tion, die Vereinten Nationen, und zusammen mit den neuen Bretton- 
Woods-lnstitutionen, dem Internationalen Währungsfonds, der Welt¬ 
bank und auch mit Hilfe des Generalabkommens für Zölle und Handel 
(GATT) erreicht werden solle. 

Es war also kein Zufall, daß Bowmans Gruppe im CER für Präsident 
Roosevelt auch das Grundkonzept dafür entworfen hat, was die Orga¬ 
nisation der Vereinten Nation (UNO) werden sollte. Unter dem Banner 
des »Preihandels« und der Öffnung geschlossener Märkte ringsum in 
der Welt wollte die US-Großindustrie ihre Stellung ausbauen. Sie woll¬ 
te nach dem Krieg die Öffnung noch unberührter Märkte für billige 
Rohstoffe wie auch neue Absatzmärkte zum Verkauf amerikanischer 
Industrieprodukte erzwingen. 

Die Gruppe entwarf für das Außenministerium und Präsident 



Die ßnf Rockefeller-Brüder auf dem Gipfel ihrer Macht im Jahr 1967. Nach 
dem Zweiten Weltkrieg bestimmten die Brüder den Kurs des Kalten Krieges 
der US-Regierung und teilten die Welt von Europa über Asien bis nach La¬ 
teinamerika unter sich auf Von 1939 bis in die Mitte der 1970er Jahre waren 
die Rockefeller-Brüder die mächtigste Gruppe in der US-Politik. 

Roosevelt über 600 Richtlinienpapiere; sie deckte jeden denkbaren 
Fleck der Erde, von ganzen Kontinenten bis zur kleinsten Insel, ab. 
Alles fußte auf dem angenommenen amerikanischen Sieg in einem 
Krieg, in den Washington noch nicht einmal offiziell eingetreten war. 

Dem CFR und den weitsichtigen Mitgliedern des politischen Esta¬ 
blishments der USA war klar, daß die Weltmacht nach dem Zweiten 
Weltkrieg nicht mehr an der militärischen Gewalt über Kolonien zu 
bemessen war. Die britischen und europäischen Imperien hatten sich 
als zu kostspielige und als zu wenig wirksame Systeme erwiesen. 
Macht sollte unmittelbar in wirtschaftliche Begriffe umgemünzt wer¬ 
den. Sie würde sich auf das gründen, was ihr Befürworter in Harvard, 
Joseph Nye, später die »weiche Macht« nennen sollte. 

Gegen Ende des Krieges 1945 umriß eine keine Gruppe die globalen 
Aussichten der amerikanischen Großindustrie genauer als die Familie 
Rockefeiler, deren Vermögen auf einem globalen Imperium des Öls 
und des Bankwesens beruhte. Die Familie - allen voran die Brüder 
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Nelson, John D. IIL, Laurance und David deren Familienstiftung die 
Krieg-und-Frieden-Studien des CFR finanziert hatte, erkannte im Aus¬ 
gang des Krieges die goldene Gelegenheit, die Weltpolitik zum Vorteil 
ihrer Kreise so zu dominieren, wie das zuvor niemals möglich war. 

Nelson Aldrich Rockefeller war dazu bestimmt, hinter der Bühne 
eine diskrete und entscheidende Rolle beim Festlegen ihrer globalen 
Interessen zu spielen. Diese Interessen wurden gekonnt von »Privatin¬ 
teressen der Rockefellers« in »Nationale Interessen Amerikas« umge¬ 
tauft. Schließlich hatte die Familie die Krieg-und-Frieden-Studien für 
das Außenministerium finanziert. Was also wäre angemessener? (1) 


Nelson baut das Lateinamerika-Geschäft auf 

Was Isaiah Bowman und seine Kollegen vom US-Establishment bei 
den Krieg-und-Frieden-Studien mit ihrer Vorstellung von Grand Area 
und dem als Entwicklung des freien Marktes verschleierten Wirt¬ 
schaftsimperialismus im Sinn hatten, wurde bald sehr klar. Nelson 
Rockefeller, einer der Hauptfinanziers der Krieg-und-Erieden-Studien 
des CER, verlor keine Zeit, um die neuen wirtschaftlichen Möglichkei¬ 
ten, die der Zweite Weltkrieg der amerikanischen Geschäftswelt geöff¬ 
net hatte, zu nutzen. 

Während sein Bruder John D. Rockefeller 111. damit beschäftigt war, 
sich neue und noch wirksamere Methoden auszudenken, wie er nach 
dem Krieg durch seinen Bevölkerungsrat das Konzept von Rasse¬ 
reinheit und Entvölkerung weiter voranbringen könne, bearbeitete 
Nelson die andere Seite der Medaille. Er spielte die Rolle des weitsich¬ 
tigen internationalen Geschäftsmannes, der daran interessiert war, die 
Nahrungsmittelproduktion in den ärmeren, weniger entwickelten Län¬ 
dern wie Mexiko »effizienter« zu machen. Er nannte später seine Revo- 
lutionierung der Weltlandwirtschaft die »Grüne Revolution«. Sie war 
revolutionär, aber nicht in dem Sinne, wie es den meisten Menschen zu 
glauben beigebracht worden war. 

Noch während des Krieges hatte Nelson die Eörderung der breit ge¬ 
streuten Interessen der Eamilie Rockefeller in ganz Lateinamerika mit 
der Position eines leitenden Beamten des US-Nachrichtendienstes, 
nämlich der des Koordinators der Agentur für Interamerikanischen 
Angelegenheiten (Co-ordinator of Inter-American Affairs, CIAA), ver- 
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bunden. Das Ganze geschah im Namen und im Dienst von Roosevelts 
Weißem Haus. Von dieser strategischen Position aus konnte Nelson 
Unterstützungsgelder der US-Regierung an Geschäftspartner der Fa¬ 
milie Rockefeiler in den entscheidenden Ländern-, von Brasilien bis 
Peru, Mexiko, Venezuela und sogar Argentinien, weiterreichen. Das 
geschah unter dem Vorwand, die Unterwanderung durch die Nazis in 
den beiden Amerikas zu bekämpfen und die »amerikanische Demo¬ 
kratie zu fördern«. Er legte damit sorgfältig das Fundament für die 
Expansion der amerikanischen Geschäfte nach dem Krieg. 

Nelson wurde im August 1940 zum Leiter der CIAA ernannt. Das 
geschah über ein Jahr vor Kriegseintritt der USA und war ein weiterer 
klarer Verstoß gegen die offizielle Neutralität der USA. Um diesen 
sensiblen Punkt zu vertuschen, wurde die CIAA zum Schein als Orga¬ 
nisation zur Förderung der »amerikanischen Kultur« in Lateinamerika 
eingeführt. (2) 


Leichen in Rockefellers Keller 

1941 war Standard Oil of New Jersey, später in Exxon umbenannt, die 
größte Ölgesellschaft der Welt. Die Firma kontrollierte 84 Prozent des 
US-Erdölmarktes. Ihre Bank war die Chase Manhattan Bank und ihr 
Haupteigentümer die Rockefeller-Gruppe. Nach den Rockefellers war 
der nächstgrößere Aktionär bei Standard Oil der l.G.-Farben-Konzern, 
Deutschlands riesiger Petrochemie-Konzern, damals ein wichtiger Teil 
der deutschen Rüstungsindustrie. Die Beziehungen zwischen Rockefei¬ 
ler und 1. G. Farben reichten bis ins Jahr 1927 zurück. Das war die Zeit, 
als die Rockefeller-Stiftung begonnen hatte, die deutsche Eugenikfor¬ 
schung kräftig zu finanzieren. 

Während also Nelson Rockefeller als Leiter der CIAA nach außen 
hin die Wirtschaftsinteressen der Nazis in Lateinamerika bekämpfte, 
sorgte Standard Oil der Familie Rockefeiler durch ihren Präsidenten, 
Walter Teagle, dafür, daß die deutsche Luftwaffe mit dem entschei¬ 
dend wichtigen Benzinzusatz Tetraäthylblei versorgt wurde. Als 
Großbritannien gegen die Lieferung solcher strategischer Materialien 
an Nazi-Deutschland protestierte, weil das Land von den Flugzeugen 
der deutschen Luftwaffe bombardiert wurde, veränderte Standard Oil 
seine Politik. Die Änderung war aber rein kosmetischer Natur. Sie ver- 
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änderte nämlich nur die Registrierung ihrer Flotte und ließ sie nun 
unter der Flagge Panamas laufen, um die Entdeckung und Beschlag¬ 
nahme durch die Briten zu umgehen. Ihre Schiffe lieferten Öl nach Te¬ 
neriffa auf den Kanaren vor der Küste Marokkos und der spanischer 
Sahara in Nordwestafrika. Dort wurde das Öl in deutsche Tankschiffe 
umgeladen und nach Hamburg verschifft. 

Ein US-Senator, Harry S. Truman, klagte in einer Untersuchung des 
Senats während des Krieges die Beziehung zwischen Rockefeiler und 
der 1. G. Earben als »annähernden Landesverrat« an. Der CBS-Kriegs- 
berichterstatter Paul Manning berichtete am 10. August 1944, die Part¬ 
ner Rockefeiler und 1. G. Earben würden »Eluchtkapital« über mit¬ 
einander verschwisterte amerikanische, deutsche, französische, briti¬ 
sche und Schweizer Banken verschieben. 

Nelson Rockefellers Aufgabe war während des Krieges und vor der 
Gründung der CIA, Nachrichten zu beschaffen und versteckte Opera¬ 
tionen in Lateinamerika zu koordinieren. Er war der unmittelbare Ver- 
bindungsmarm zwischen Präsident Roosevelt und Sir William Ste- 
phenson, dem persönlichen Nachrichtendienstchef Winston Churchills 
für Amerika. Stephenson leitete die Prontorganisation Britische Sicher¬ 
heitskoordination oder BSC. Bemerkenswerterweise lag Stephensons 
geheimes Hauptquartier für seine verdeckten Aktivitäten im Rockefel¬ 
ler-Center in New York. Das war kein Zufall. Rockefeller und Stephen¬ 
son stimmten ihre beiderseitigen nachrichtendienstlichen Operationen 
in den beiden Amerikas sehr eng miteinander ab. 

Rockefeiler brachte nach Washington eine Mannschaft mit, die er 
aus den Geschäftsverbindungen der Pamilie ausgewählt hatte. Darun¬ 
ter waren Joseph Rovensky von der Chase Bank, Will Clayton, ein 
Baumwollmagnat aus Texas von der mit Landwirtschaftsprodukten 
handelnden Pirma Anderson Clayton. Nelsons Assistent, John McClin- 
tock, leitete nach dem Krieg die riesigen Plantagen der United Fruit in 
Mittelamerika. Pür deren Zwecke organisierte die CIA 1954 ganz zu¬ 
vorkommend einen Putsch in Guatemala. 

Während des Krieges legte Rockefellers Tätigkeit den Grund für die 
riesige Expansion der Pamilieninteressen in den 1950er Jahren. Er ent¬ 
warf ein US-lateinamerikanisches Verteidigungskonzept, das die Mili¬ 
tärelite der Region während des Kalten Krieges fest an die Politik der 
USA binden sollte. Dazu gehörten oft rücksichtslose Militärdiktatoren, 
die die Rückendeckung der Pamilie Rockefeiler genossen und dafür 



162 


den Geschäftsinteressen Rockefellers eine Vorzugsbehandlung zusi¬ 
cherten. Nelson nannte die zur Mitarbeit bereiten Militärdiktatoren 
Lateinamerikas, die er stützte, »das Neue Militär«. 

Nelson Rockefeller war seit den 1930 Jahren als Direktor der vene¬ 
zolanischen Tochter von Standard Oil, der Creole Petroleum, einer der 
führenden Investoren der US-Geschäftswelt in Lateinamerika. 1938 
hatte er versucht, allerdings vergeblich, mit Mexikos Präsident Lazaro 
Cardenas einen Vergleich zwischen Standard Oil und Mexiko zu ver¬ 
einbaren. Cardenas hatte Standard Oil verstaatlicht, was die Beziehun¬ 
gen zwischen den USA und Mexiko stark trübte. 

ln den 1940er Jahren gründete Rockefeller die Mexikanisch-Ameri¬ 
kanische Entwicklungs-Corporation und investierte nach dem Krieg 
persönlich in mexikanische Industriezweige. Er ermutigte seinen Bru¬ 
der David, einen Zweig der Chase Bank eigens für Lateinamerika einzu¬ 
richten. Ein Motiv dabei war, unter dem Deckmantel, Mexiko bei der 
Lösung seiner Nahrungsprobleme zu helfen, wieder einen Euß in das 
Land setzen zu können. 

Als Vorsitzender des Internationalen Entwicklungsbeirats {Interna¬ 
tional Development Advisory) der US-Regierung wurde Rockefeller der 
Architekt des Auslandshilfsprogramm von Präsident Harry S. Tru- 
man. Typischerweise griff Nelson auf US-Garantien zurück, um die 
umfangreichen Kredite der Chase, der National City Bank (heute Citi- 
corp.) und anderer New Yorker Banken, die sie über ganz Latein¬ 
amerika verstreut vergaben, abzusichern. 

Während des Krieges hatte Nelson als Leiter von Roosevelts CIAA 
ein Netzwerk aus Journalisten und Eigentümern größerer Zeitungen 
der Region geknüpft. Das gelang ihm dadurch, daß er neutralen Zei¬ 
tungsverlegern in Lateinamerika damit drohte, die Lieferung von Zei¬ 
tungspapier aus Kanada zu sperren. Schon bald konnte sich Rockefel¬ 
ler damit brüsten, 1200 Zeitungsverlage aufgrund der von ihm ausge¬ 
sprochenen Bedrohung ihrer Papieranlieferung durch US-Prachtschiffe 
unter Kontrolle zu haben. 

Rockefellers Propagandastab überschwemmte Lateinamerika da¬ 
mals mit Nachrichtenberichten, die für die USA und besonders für 
Rockefellers Geschäftsinteressen in der Region günstig zurechtgemacht 
waren. Unter dem Vorwand, den Einfluß der Nazis in Lateinamerika 
zu bekämpfen, legten Nelson Rockefeller und seine Brüder die Grund¬ 
lage für ihr riesiges privates Geschäftsimperium in der Nachkriegs- 
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Ära. Demokratie im Stile Rockefellers und Freihandel wurden über 
beide Amerikas hin ausgebreitet. 

Zu den verdeckten Operationen, die Nelson und sein Kreis gegen 
Ende des Krieges in Lateinamerika mit den am weitesten reichenden 
Folgen durchführten, gehörten ihre Bemühungen, bei der Gründung 
der Vereinten Nationen den Vereinigten Staaten Mehrheiten der an der 
Gründung beteiligten Nationen zu verschaffen. Damit stellte er sicher, 
daß die USA um 1944/45 faktisch die Kontrolle über den Internationa¬ 
len Währungsfonds und die Weltbank bekam. Dies war bezeichnend 
dafür, wie die neue internationale Elite der USA Regierungen und an¬ 
dere Gruppen für ihre Vorhaben auf Linie brachte. Aus ihrer Sicht soll¬ 
te die UNO ihr Instrument im Gewand einer Weltdemokratie sein. 

Nach Angaben des Historikers John Loftus übte Rockefeiler auf alle 
Regierungen Lateinamerikas hinter der Bühne Druck aus, um 1945 ihre 
Unterstützung auf der Gründungskonferenz der Vereinten Nationen in 
San Francisco zu bekommen. Das galt sogar für das Regime Juan Pe- 
rons in Argentinien, das Sympathien für die Achsenmächte hegte. Wa¬ 
shington übte auf Peron so großen Druck aus, daß das Land Deutsch¬ 
land und Italien offiziell den Krieg erklärte, wenn dies auch erst zwei 
Wochen vor Kriegsende gelang. Dadurch konnte Argentinien mit auf 
der Seite der Sieger abstimmen. 

Rockefellers politische Strategie lief darauf hinaus, mit Hilfe seines 
Blocks der Nationen Lateinamerikas die Mehrheitsbeschlüsse in der 
UNO zu »kaufen«. Der lateinamerikanische Block stellte 19 Stimmen 
gegenüber den neun der Europäer. Damit konnten Washington und die 
mächtigen internationalen Bankinteressen die Tagesordnung der Nach¬ 
kriegszeit festlegen und die entscheidende Kontrolle über IWF und 
Weltbank ausüben. Die Familie Rockefeiler spendete sogar in über¬ 
schwenglicher Großzügigkeit das Grundstück für das Hauptquartier 
der neuen Vereinten Nationen in New York Stadt. Selbst das war noch 
ein gutes Geschäft und ein schöner Brocken Steuerabschreibung. (3) 

Im großen und ganzen befand sich Nelson Rockefeller 1941 in einer 
besseren Ausgangsposition als irgend jemand sonst in den US- 
Geschäftskreisen, um mit seinen weiterreichenden Initiativen im la¬ 
teinamerikanischen Agribusiness zu beginnen. 
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Der Rockefeller-Wallace-Bericht 

Rockefeiler und Henry A. Wallace, der frühere Landwirtschaftsmini¬ 
ster und damalige US-Vizepräsident Franklin D. Roosevelts, schickten 
1941 eine Marmschaft nach Mexiko, um mit der mexikanischen Regie¬ 
rung über die Steigerung der Nahrungsmittelproduktion zu diskutie¬ 
ren. Wallace war ein anerkannter Landwirt, der Roosevelt bis 1940 als 
Landwirtschaftsminister gedient hatte. Er hatte die Saatgutfirma ge¬ 
gründet, aus der Pioneer Hi-Bred International Ine. hervorging; jetzt, 
Jahrzehnte später, gehört sie zur Firma DuPont und ist eine der Großen 
Vier für GMO-Saatgut. 

Der Mexiko-Bericht des Wallace-Rockefeller-Teams hob die Not¬ 
wendigkeit hervor, Sorten mit höheren Erträgen zu züchten. Damals 
wurde in Mexiko neben Weizen und Bohnen am meisten Mais ange¬ 
baut. 1943 initiierte die Rockefeller-Stiftung als Ergebnis dieses Vorha¬ 
bens das Mexikanische Landwirtschaftsprogramm (MAC). Sein Leiter 
war George Harrar von der Rockefeller-Stiftung. In dem Programm 
arbeitete auch ein junger Pflanzenpathologe von der Rockefeller-Stif¬ 
tung mit Namen Norman Borlaug. Die Familie Rockefeiler unternahm 
mit diesem Programm ihre ersten Schritte in der »Revolution«, die 
nach dem Krieg zur weitreichenden Umwandlung der Welt- Agrar¬ 
märkte führen sollte. 

Im gleichen Jahr 1941, als Nelson und Vizepräsident Wallace La¬ 
teinamerika inspizierten und nach Gelegenheiten für die Landwirt¬ 
schaft der Vereinigten Staaten Ausschau hielten, begannen beide, Lau- 
rance Rockefeiler und Nelson, in Lateinamerika riesige Flächen Acker¬ 
land von hoher Qualität billig aufzukaufen. Die Familie fing an, ihr 
Vermögen vom Öl auch auf die Landwirtschaft aufzufächern. 

Es ging den Rockefellers nicht um einfache bäuerliche Familienbe¬ 
triebe, sondern um das globale Agribusiness, wie es schon in den 
1950er Jahren allmählich genannt wurde. Öl bildete den Kern der neu¬ 
en Agrarwirtschaft. Und Öl war etwas, womit sich die Rockefellers gut 
auskannten. Das Wirtschaftsmodell der weltweiten Monopol¬ 
konzentration, das sie Jahrzehnte lang erfolgreich bei Öl angewandt 
hatten, sollte nun auch für die Umstellung der Landwirtschaft der Erde 
zum globalen Agribusiness Modell stehen. 

Im März 1941, neun Monate, bevor die Bombardierung Pearl Ha- 
bors den USA den Kriegseintritt ermöglichte, hatte Laurance die briti- 
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sehe Zwangslage ausgenutzt und Großbritannien am Magdalena-Fluß 
in Kolumbien 1,5 Millionen Morgen bestes Ackerland abgekauft. Auch 
Bruder Nelson hatte gerade die riesige Ranch in Venezuela gekauft, die 
einst Simon Bolivar gehört hatte. Ein Assistent Rockefellers bei der 
CIAA bemerkte damals spitz: »Im britischen Portefeuille gibt es gute 
Besitztümer. Wir können sie uns jetzt leicht herauspicken.« 

Als Roosevelt Rockefeller zum Stellvertretenden Außenminister mit 
dem Zuständigkeitsbereich Lateinamerika ernannte, steckte dieser be¬ 
reits voll im Nahrungsmittel- und Agrargeschäft. Edward O'Neill, Prä¬ 
sident des Amerikanischen Bauernverbandes {American Farm Bureau 
Federation), Nelson und andere US-Topmanager taten sich 1943 bei 
einer Konferenz für interamerikanische Zusammenarbeit in Chapulte- 
pec, Mexiko, zusammen. Die Konferenz hatte das US-Außen- 
ministerium organisiert. 

Dort in Chapultepec stimmte Rockefeiler mit O'Neill darin überein, 
daß die US-LandWirtschaft dringend neue Ausfuhrmärkte benötige. 
Dabei hatten sie beide die Märkte Lateinamerikas im Auge. Nelson 
sagte, er halte Ausschau nach neuen Grenzgebieten (den »frontiers« 
der Landnahme-Romantik aus der US-Gründerzeit). Rockefeiler for¬ 
derte, im wahren Geist der freien Marktwirtschaft, daß die beiden 
Amerikas für alle anderen Handelsinteressen außer denen der USA 
geschlossen werden müßten. Gleichzeitig forderte er aber auch, daß 
alle Welt, auch die Regierungen Lateinamerikas, ihre Türen für US- 
Erzeugnisse, einschließlich der Agrarprodukte, öffnen müßten. Lrei- 
handel war ein Werbespruch, der nur selektiv anzuwenden war; nur 
die anderen sollen ihren Handel für US-Unternehmen freigeben, damit 
diese eindringen und ihn übernehmen können. 

Rockefeiler stimmte in Chapultepec auch mit den Generälen des 
US-Pentagon überein. Sie hielten den Verkauf überflüssiger US-Waffen 
an die Regierungen Lateinamerikas für ein gutes Mittel, um die Länder 
nach dem Krieg zu ihrer militärischen Sicherheit in größere Abhängig¬ 
keit von Washington zu bringen. Die militärische Abhängigkeit La¬ 
teinamerikas von den USA sollte mit der wirtschaftlichen Abhängig¬ 
keit von Unternehmen und Bankkapital aus den USA einhergehen. 
Niemand hat diese Position in den 1940er Jahren stärker vorange¬ 
trieben als die Lamilie Rockefeiler. Sie besaß auch bedeutende Anteile 
an den größten Rüstungsbetrieben der USA. 

Als der Kalte Krieg in den späten 1940er Jahren eskalierte, kündigte 
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Truman an, die USA würden die Expansion des Kommunismus nach 
Afrika, Asien, und Lateinamerika bekämpfen (Truman-Doktrin). Er 
forderte zum Export von US-Technologie und Kapital in die Entwick¬ 
lungsländer auf und betonte, daß beim Technologietransfer ins Aus¬ 
land der private Sektor Amerikas und nicht die US-Regierung die Eüh- 
rungsrolle übernehmen solle. 

Das Konzept stammte von Nelson Rockefeller. Die US-Herrschaft 
über die globale Landwirtschaftstechnologie wurde rasch zur Waffe 
Washingtons im Kalten Krieg, aber vor allem zur Waffe der mächtigen 
Interessen Rockefellers. 

Anfang der 1950er Jahre erreichte der Export landwirtschaftlicher 
Erzeugnisse aus den USA nach Bedeutung und Umfang beinahe die 
Ausfuhr von Waffen- und übrigen Gewerbegütern. Nahrungsmittel¬ 
überschüsse galten dem US-Landwirtschaftsministerium als Waffen 
der US-Außenpolitik. Um 1954 hatte das Programm »Nahrung für 
Erieden« (P. L. 480) diesen Vorgang verstärkt angeschoben - wie wei¬ 
ter oben schon dargelegt. 

Die Pamilie Rockefeiler und die Rockefeller-Stiftung hatten damals 
keine Schwierigkeiten, dem US-Außenministerium ihre Sicht der glo¬ 
balen Ernährungs- und Bevölkerungsfragen zu vermitteln. Sie und 
verbündete Personen im New Yorker Rat für Auswärtige Beziehungen 
stellten die leitenden Persönlichkeiten im Establishment der US-Au- 
ßenpolitik. 

Eine Andeutung über die innigen Beziehungen zwischen der Rocke- 
feller-Gruppe und dem Außenministerium liefert die Tatsache, daß 
jede Person, die in den kritischen Jahren des Kalten Kriegs von 1952 bis 
1979, dem Ende der Präsidentschaft Jimmy Carters, den Außenmini¬ 
ster stellte, zuvor eine leitende Position in der Rockefeller-Stiftung in¬ 
nehatte. 

Eisenhowers Außenminister, John Poster Dulles, ein Rechtsanwalt 
der Wall Street, war, ehe er 1952 nach Washington kam, Vorsitzender 
der Rockefeller-Stiftung gewesen. Dean Rusk, John P. Kennedys und 
danach Lyndon Johnsons Außenminister, gab, als er 1961 nach Wa¬ 
shington ging, seinen Job als Präsident der Rockefeller-Stiftung auf. 
Nixons Nationaler Sicherheitsberater und 1974 Nachfolger Rusks als 
Außenminister, Henry Kissinger, kam ebenfalls aus dem inneren Kreis 
der Rockefeller-Stiftung. Und Jimmy Carters Außenminister Cyrus 
Vance wechselte vom Posten des Vorsitzenden der Rockefeller-Stiftung 
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in das Amt nach Washington. Der enorme Einfluß dieser privaten ge¬ 
meinnützigen Stiftung auf die amerikanische Außenpolitik der Nach¬ 
kriegszeit wurde durchaus unauffällig gehandhabt. 

Dulles, Rusk, Vance und Kissinger verstanden alle Rockefellers An¬ 
sicht, daß die Bedeutung der Aktivitäten des privaten Sektors über der 
Rolle der Regierung zu stehen hat, und sie verstanden, daß die Rocke¬ 
fellers in Agrarprodukten nur eine Handelsware sahen, mit der man 
genau wie mit Öl handeln, die man kontrollieren, die man entspre¬ 
chend der außenpolitischen Ziele der wenigen Unternehmen, die dar¬ 
über verfügen, verknappen oder überreichlich anbieten kann. 

Erstaunlicherweise wurden die engen Verbindungen zwischen Dul¬ 
les, Rusk, Vance, Kissinger und den Rockefellers selten offen angespro¬ 
chen, obwohl dies zum Verständnis wesentlicher Aspekte der US- 
Außen- und Nahrungsmittelpolitik unentbehrlich wäre. (3) 


Das frühe Agribusiness: Rockefeiler tut 
sich mit Cargill zusammen 

1947, nach Kriegsende, gründete Nelson Rockefeller eine weitere neue 
Gesellschaft, die Internationale Körperschaft für Grundwirtschaft {In¬ 
ternational Basic Economy Corporation, IBEC). Sie sollte zeigen, daß pri¬ 
vates, in profitorientierten Unternehmen organisiertes Kapital die 
Landwirtschaft der Entwicklungsländer voranbringen könne. Tat¬ 
sächlich sollte IBEC das Agribusiness in großem Maßstab in den Län¬ 
dern einführen, in denen sich der US-Dollar in den 1950er und 1960er 
Jahren einen großen Einfluß hatte kaufen können. 

Rockefellers IBEC lud Cargill, ein privates Großunternehmen im US- 
Agribusiness, zur Zusammenarbeit in Brasilien ein. IBEC hatte unzäh¬ 
lige Pläne: Produktion von Hybridmais, Schweinemast, Ernte¬ 
bestäubung vom Hubschrauber aus, Lohnunternehmen zum Pflügen 
und Getreidegroßlager. Eines der IBEC-Unternehmen war Sementes 
Agroceres, eine Eirma, die später eine Schlüsselrolle bei der Pflanzen- 
und Tiergenetik in Brasilien spielen sollte. 

IBEC und Cargill begannen damit, Hybridsaatgut für Mais zu ent¬ 
wickeln. Sie verwandelten Brasilien in den drittgrößten Mais¬ 
produzenten der Welt, hinter den USA und China, ln Brasilien wurde 
Mais mit Sojaschrot zu Tierfutter gemischt. Das hat später wesentlich 
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dazu beigetragen, in den 1990er Jahren GMO-Soja auf dem Welt¬ 
futtermittelmarkt zu verbreiten. 

Der Zuckerrohranbau hatte dazu geführt, daß Brasilien bei der So¬ 
jaherstellung eine führende Rolle übernahm. Eine Zuckerrohrpflanze 
ist in der Regel fünf Jahre lang produktiv, danach muß sie ausgegraben 
und ein neuer Sprößling gesetzt werden. Dieses Verfahren nennt man 
»Rationierung«. Brasilianische Bauern waren die ersten, die als Zwi¬ 
schenfrucht zwischen der Entfernung der alten Zuckerrohrpflanzen 
und dem Setzen der neuen Soja anbauten. Soja bereichert den Boden, 
es »bindet« Stickstoff im Erdreich. Da Zuckerrohr viel Stickstoff benö¬ 
tigt, verminderte dieses Verfahren den Bedarf an Stickstoffdünger. Aus 
diesem Grund war Soja in Brasilien eingeführt worden. 

Cargill und andere US-Getreidehandelsunternehmen machten spä¬ 
ter Soja zunächst als Euttermittel zu einem wichtigen Exportartikel. Es 
wurde zu einer wichtigen Waffe im Arsenal der US-Nahrungsmittel- 
kontrolle. 

Lester Brown, früher selbst Präsident der Rockefeller-Stiftung, um- 
riß das Vorhaben der »Grünen Revolution« der Rockefeller-Stiftung: 
»Düngemittel gehören zu den neuen Einsatzmitteln, die Earmer benöti¬ 
gen, um das volle Potential des neuen Saatguts auszuschöpfen. Sobald 
es gewinnbringend wird, moderne Technologie einzusetzen, wird der 
Bedarf der Earmer an jeder Art von Einsatzmitteln rasch zunehmen. 
Und dann können nur Eirmen des Agribusiness diese Einsatzmittel 
rationell liefern.« 

Brown erklärte weiter, multinationale Unternehmen seien »ein er- 
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staunlich rationeller Weg, um die Übertragung technischen Wissens in 
die Landwirtschaft zu institutionalisieren«. Die Agrarunternehmen, 
die damals am besten aufgestellt waren, um Saatgut und Düngemittel 
zu liefern, waren natürlich amerikanische Agrarfirmen wie DuPont, 
Pioneer Hi-Bred International, Cargill und Archer Daniels Midland oder 
kurz ADM. Von Rockefellers »Grüner Revolution« gefördert, wurde in 
den späten 1950er Jahren der US-Agrarexport, neben Öl und Rüstungs¬ 
gütern, bald zu einem Eckstein der US-Wirtschaftsstrategie. (4) 


In Brasilien und Venezuela 

Als die »Grüne Revolution« der Rockefeller-Stiftung in Mexiko gut 
vorankam, gründete Nelson Rockefeher eine andere Organisation, um 
ähnliche Arbeit in Brasilien und Venezuela zu leisten. Er wollte die 
Projekte fortsetzen, die er als Leiter der CIAA im Zweiten Weltkrieg 
begonnen hatte. Zusammen mit einigen Kollegen aus der früheren 
CIAA gründete er die AlA, die Amerikanische Internationale Vereini¬ 
gung für Wirtschaftliche und Gesellschaftliche Entwicklung (American 
International Association for Economic and Social Development). Ihr erklär¬ 
tes Ziel war Technologietransfer und Erziehung. 

Mit der AlA wollte Rockefeher rasch die grundlegende Infrastruk¬ 
tur modernisieren. Die AlA behauptete, daß die Region, falls ihre Be¬ 
mühungen scheiterten, vor einer Bevölkerungsexplosion und sin¬ 
kendem Lebensstandard stünde. Als Großaktionär der venezolani¬ 
schen Ölfirma Creole Petroleum überzeugte Rockefeher nach 1946 die 
Eirmen Shell, Mobil, Golf und verschiedene anderen private Geldgeber, 
sich ihm anzuschließen und für Projekte der AlA zu bürgen. Nelson 
und seine Brüder hatten gewissermaßen im Vorgriff auf NSSM 200 
eine Reihe von Studien gefördert, ln ihnen sollte festgesteht werden, 
welche der Nationen in Lateinamerika, Südostasien, im Nahen Osten 
und in Afrika eine »Schwäche für den Kommunismus« hätten. Die 
Studie wählte in Lateinamerika besonders Brasilien und Venezuela 
aus. Brasilien wegen seines riesigen, noch unberührten Reichtums und 
Venezuela wegen der Beteiligungen der Pamilie Rockefeher am Öl des 
Landes. 

Nelson A. Rockefeher verstand sich meisterhaft auf die Rhetorik des 
Kalten Krieges im Namen der »Nationalen Sicherheit« der USA. 
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Er wandte sie im Dienst der Familieninteressen an. Dabei schadete 
seinen Bemühungen nicht, daß sein alter Freund und früherer Kopf 
der Rockefeller-Stiftung, John Foster Dulles, als Außenminister im Kal¬ 
ten Krieg eine Politik der »massiven nuklearen Vergeltung« und »des 
äußersten Risikos am Rande der Konfrontation« betrieb und der Bevöl¬ 
kerung ständig die angeblichen Gefahren und die Bedrohung durch 
das sowjetische Militär bewußt machte. Damit ließ sich eigentlich fast 
alles im Namen der »nationalen Sicherheitsinteressen« der USA recht- 
fertigen. (5) 

Nelson Rockefeller und andere führende US-Bankiers und Ge¬ 
schäftsleute leiteten mit der Fandwirtschaft in Fateinamerika die frühe 
Phase dessen ein, was sich zur Revolution der Weltnahrungsmittel¬ 
produktion auswachsen sollte, ln ihrem Verlauf nahmen sie sich vor, 
die täglichen Grundbedürfnisse der Mehrheit der Bevölkerung und der 
Nationen der Welt unter die Kontrolle einer kleinen elitären Gruppe 
von Spielern zu bringen. Wie bei den meisten Revolutionen, ging es 
auch bei dieser nicht um das, was zu sein sie vorgab. 

Es überrascht nicht, auch hier wieder die Rockefeller-Stiftung an 
der Spitze anzutreffen. Sie gab der Revolution sogar die neue Bezeich¬ 
nung - »Agribusiness« (»Agrargeschäft«). Ihr Modell des Agribusi- 
ness, das den Regeln ihrer vorherrschenden Spieler, der US-lndustrie- 
und Finanzwelt, zu folgen hatte, bot in den 1990er Jahren die besten 
Voraussetzungen für die Einführung von genetisch veränderten Nah¬ 
rungsmitteln oder GMO-Pflanzen. Wie es zu dem Zusammenschluß 
der strategischen Interessen kam und ihre langfristigen Ziele blieben 
hinter den Sprüchen »Effizienz des freien Marktes, Modernisierung, 
Ernährung einer unterernährten Welt« und anderen Erzeugnissen der 
Bewußtseinsindustrie verborgen. Solche Sprüche vernebelten ge¬ 
schickt den schlimmsten Anschlag auf das Geschick ganzer Nationen, 
der jemals versucht worden war. 
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Kapitel 9 


Rockeieller und Harvord eriinden 
dos US-»Agribusiness(( 


Die »Grüne Revolution« öffnet die Tür 

Die »Grüne Revolution« Rockefellers begann in Mexiko und breitete 
sich während der 1950er und 1960er Jahre über ganz Lateinamerika 
aus. Bald danach wurde sie über die Verbindungen John D. Rockefel¬ 
lers in Indien und anderswo in Asien eingeführt. Die »Revolution« war 
ein verdeckter Versuch, die Nahrungsmittelproduktion in wichtigen 
Ländern des Entwicklungssektors im Namen des freien Unternehmer¬ 
tums und der freien Marktwirtschaft und gegen die angebliche »kom¬ 
munistische Ineffizienz« unter Kontrolle zu bekommen. 

Nach dem Zweiten Weltkrieg, als die 1. G. Farben in Deutschland 
am Boden lag, waren die amerikanischen Chemieunternehmen die 
größten der Welt. Die bedeutendsten von ihnen, wie DuPont, Dow 
Chemical, Hercules Powder und andere, standen nun vor Überkapazi¬ 
täten in der Stickstoffproduktion. Diese hatten sie auf Kosten der US- 
Steuerzahler aufgebaut, um für den Krieg Bomben und Granaten zu 
produzieren. 

Stickstoff war eine wichtige Chemikalie für die Herstellung von 
Sprengstoff und Bomben, es war der Hauptbestandteil von TNT und 
anderen Sprengstoffen. Er bildete auch die Grundlage für Stickstoff¬ 
dünger. Die chemische Industrie hatte die Idee, für ihren Stickstoff in 
Form von Düngemitteln, Ammoniaknitrat und kalziniertem Ammoni¬ 
ak neue große Märkte sowohl in der heimischen Landwirtschaft als 
auch im Exportgeschäft zu schaffen. 

Die Stickstoffdüngerindustrie gehörte zu der mächtigen Interessen¬ 
vertretung der Kreise um Rockefellers Standard Oil. Zu ihrem Umfeld 
zählten am Ende des Krieges unter anderen auch DuPont, Dow Chemi¬ 
cal und Hercules Powder. 
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Der weltweite Vertrieb neuer Produkte der Agrarchemie löste nach 
dem Krieg auch das Problem der amerikanischen petrochemischen 
Industrie und der Getreidekartelle auf der Suche nach neuen Märkten. 
Zu den Getreidekartellen gehörten vier bis fünf Unternehmen wie Car¬ 
gill, Continental Grain, Bunge und ADM. Die amerikanischen waren die 
größten Getreidehändler. Ihr Wachstum verdankten sie der Entwick¬ 
lung der besonderen Hybridsamen, die durch die »Grüne Revolution« 
in den 1960er und 1970er Jahren Verbreitung fanden. Die Landwirt¬ 
schaft sollte globalisiert werden, und die Rockefeller-Stiftung gab dem 
Prozeß der Globalisierung des Agribusiness seine besondere Form. 

Mit ihrem Monopol bei Agrarchemikalien und Hybridsaatgut woll¬ 
ten die amerikanischen Giganten im Agribusiness den Weltagrarmarkt 
übernehmen. Denn, wie Kissinger in den 1970er Jahren festgestellt hat, 
»wer die Nahrung beherrscht, beherrscht das Volk«. Regierungen vom 
Entwicklungssektor bis hin zur Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
(EWG = EU), der Sowjetunion und China waren bald von Lieferungen 
der mächtigen Getreidekartelle abhängig, die bei Mißernten das benö¬ 
tigte Getreide und die Nahrungsmittel liefern konnten, um die politi¬ 
sche Stabilität aufrechtzuerhalten. 

Sicherlich gab es auch das eigenständige Bemühen der US-Regie- 
rung, die kommunistischen und nationalistischen Bewegungen in den 
Entwicklungsländern der 1960er Jahre durch Nahrungsmittelhilfe in 
Form von privat gespendeten Agrarprodukten einzudämmen. Jedoch 
sollte die Verbindung aus den Hilfslieferungen der US-Regierung und 
den Verfahren, die im Namen der »Grünen Revolution« entwickelt 
wurden, den einflußreichen politischen Kreises um Rockefeiler und 
ihren aufstrebenden Unternehmen im Agribusiness eine phantastische 
Gelegenheit bieten, diese Bemühungen zu ihren Vorteil umzukehren. 

Nelson Rockefeller arbeitete im Bereich Landwirtschaft mit seinem 
Bruder, John D. 111., Hand in Hand. Dieser hatte 1953, also ein Jahr 
nach der Gründung des Bevölkerungsrats, seinen eigenen »Landwirt¬ 
schaftlichen Entwicklungsrat« ins Leben gerufen. Zielgebiet für den 
Landwirtschaftlichen Entwicklungsrat war Asien, während sich Nel¬ 
son auf das ihm vertraute Gebiet in Lateinamerika konzentrierte. Beide 
teilten das gemeinsame langfristige Ziel, nämlich weltweit die Land¬ 
wirtschaft und Nahrungsmittelversorgungen in Kartelle zusammenzu¬ 
schließen - natürlich unter ihrer Führung. 
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Als Norman Borlaug von der Rockefeller-Stiftung in den 1950er Jah¬ 
ren nach Mexiko kam, arbeitete er an den Hybridformen von Weizen- 
und Maissorten, die gegen den Getreiderost resistent sein sollten. Das 
war noch nicht das Projekt der Genmanipulation, das erst einige Jahr¬ 
zehnte später einsetzte. Hinter der Fassade der Agrarwissenschaft und 
Biologie verfolgte die Rockefeller-Gruppe mit ihrer »Grünen Revoluti¬ 
on« in den 1950er und 1960er Jahren allerdings eine berechnende Stra¬ 
tegie. 

Im Zentrum ihrer Strategie stand die Einführung »moderner« Me¬ 
thoden der Landwirtschaft, um die Ernteerträge zu verbessern und 
dadurch, so ihr Argument, den Hunger zu bekämpfen und die Bedro¬ 
hung durch einen potentiell kommunistischen Umsturz seitens einer 
hungrigen, aufgebrachten Bevölkerung zu vermindern. Das waren die 
gleichen verführerischen Argumente, mit denen sie Jahre später ihre 
»Gentechnische Revolution« verkauften. 

Der Reiz der Hybridsamen bestand für die Saatgutfirmen darin, daß 
sich dieser Samen nicht weiter reproduzieren kann. Das hat zur Eolge, 
daß der Landwirt jedes Jahr wieder Geld aufbringen muß, um sich 
neues Hybridsaatgut zu kaufen. Hybridsaatgut verschaffte dem Unter¬ 
nehmen, das die besondere Sorte entwickelt hatte und dafür ein Patent 
besaß, ein Monopol auf dieses Saatgut. Mit der »Grünen Revolution« 
begann die globale Kontrolle über die Nahrungsmittelproduktion, die 
einige Jahrzehnte später mit der »Gentechnischen Revolution« zum 
Abschluß kam. Es verwundert nicht, daß an beiden Revolutionen die 
gleichen Gesellschaften beteiligt waren, sowie die Rockefeller-Stiftung 
und andere mächtige US-Stiftungen. 

Seit 1966 beteiligte sich nämlich auch die recht finanzstarke Eord- 
Stiftung an den Bestrebungen der Rockefeller-Stiftung. Auch bei ihr 
handelte es sich um eine private gemeinnützige Stiftung mit besten 
Beziehungen zur US-Regierung und zum Establishment hinter den 
Geheimdiensten und der US-Außenpolitik. Mit den Einanzmitteln von 
Ford konnte die »Grüne Revolution« der Rockefeller-Stiftung einen 
höheren Gang einlegen. 

ln jenem Jahr 1966 gründete die mexikanische Regierung gemein¬ 
sam mit der Rockefeller-Stiftung das Internationale Zentrum zur Ver¬ 
besserung von Mais und Weizen {International Maize and Wheat Impro- 
vement Center, CIMMYT). Das Zentrum bezog seine Arbeit auf ein 
Züchtungsprogramm für Weizen, das in Mexiko schon in den 1940er 
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Jahren von der Rockefeller-Stiftung begonnen worden war. 1970 erhielt 
Rockefellers Norman Borlaug dafür den Nobelpreis. Interessanterwei¬ 
se bekam er nicht den für Biologie, sondern den Friedensnobelpreis, 
den gleichen Preis, den einige Jahre später Henry Kissinger erhalten 
sollte. Beide Männer waren Schützlinge der einflußreichen Kreise um 
die Rockefellers. 

Tatsächlich führte die »Grüne Revolution« das US-Agribusiness in 
wichtigen Länder des Entwicklungssektors unter dem Vorwand ein, 
moderne Methoden der Agrarwissenschaft und Technik zu verbreiten. 
Der neue Hybridweizen in Mexiko benötigte modernen Kunstdünger, 
Traktoren und anderes mechanisches Gerät, vor allem benötigte er 
Bewässerung, das heißt Pumpen, die mit Öl oder Gas angetrieben 
wurden. 

Die Methoden der »Grünen Revolution« eigneten sich nur für die 
besten Anbaugebiete und waren absichtlich nur für die reichsten Land¬ 
wirte vorgesehen. Sie verstärkten gezielt die alte, halbfeudale Auftei¬ 
lung zwischen wohlhabenden Großgrundbesitzern und armen Bauern, 
ln Mexiko traf man die neuen Hybridweizensorten nur in den reichen, 
mit neuen Bewässerungssystemen ausgerüsteten Landwirtschafts¬ 
gebieten des Nordostens an. Alle Hilfsmittel von Düngemitteln über 
Traktoren und Bewässerungssysteme benötigten Diesel und andere 
Importe fortgeschrittener Industrieprodukte, hauptsächlich aus den 
Vereinigten Staaten. Öl und Landwirtschaft fanden unter Rockefellers 
Regie zusammen. 

ln Indien beschränkte sich die »Grüne Revolution« auf 20 Prozent 
des bewässerten Landes im Norden und Nordwesten. Sie überging die 
gewaltigen Wohlstandsunterschiede zwischen den feudalen Groß¬ 
grundbesitzern in diesen Gebieten und der Masse der armen landlosen 
Bauern. Statt dessen entstanden durch sie Nischen moderner Land¬ 
wirtschaft mit engen Beziehungen zu den multinationalen Giganten 
des Agribusiness wie Cargill. Regionen mit einer großen Mehrheit är¬ 
merer Bauern blieben weiterhin arm. Die Einführung der »Grünen Re¬ 
volution« tat nichts, um die Lücke zwischen den reichen feudalen 
Großgrundbesitzern und den armen Bauern zu schließen. Doch die 
allgemeine Statistik wies einen bedeutenden Anstieg der indischen 
Weizenproduktion aus. Statistiken können wunderbare Dinge zeigen, 
je nach dem, wer sie aufstellt. (1) 
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Kader für die Biorevolution ausbilden 

In Südostasien taten sich die Rockefeller-Stiftung, John D. Rockefeiler 
III.s Landwirtschaftlicher Entwicklungsrat und die Ford-Stiftung zu¬ 
sammen und gründeten auf den Philippinen 1960 das Internationale 
Institut für Reisforschung {International Rice Research Institute, IRRI) in 
Los Banos. 1971 wurde das IRRI der Rockefeller-Stiftung mit vier an¬ 
deren internationalen Forschungsinstituten für internationale und tro¬ 
pische Landwirtschaft Gründungsmitglied der Beratergruppe der In¬ 
ternationalen Landwirtschaftlichen Forschung {Consultative Group on 
International Agricultural Research, CGIAR). 

Andere internationale Organisationen, die Weltbank und 34 Länder 
schlossen sich dieser Gruppe an. Großzügig von der Rockefeiler- und 
Ford-Stiftung mit Forschungsgeldern unterstützt, brachte die Berater¬ 
gruppe führende Agrarwissenschaftler und Agronomen der Dritten 
Welt in die USA, damit sie dort die Konzepte der modernen Agrar¬ 
produktion »meistern« und in ihre Länder bringen kormten. Auf diese 
Weise bildeten sie ein unbezahlbares Netzwerk für den Einfluß des 
US-Agribusiness in diesen Ländern. Das alles geschah im Namen der 
Agrarwissenschaft und der Effizienz eines freien Agrarmarktes. 

Dieses über den Entwicklungssektor gezogene Netz aus Instituten 
und Forschungszentren der Rockefeller-Stiftung legte bis zu dem Zeit¬ 
punkt, an dem Kissinger den Auftrag für das Bevölkerungsmemoran¬ 
dum NSSM 200 bekam, stufenweise das Fundament für die Kontrolle 
über die Agrarforschung und Entwicklungsstrategie in einem Großteil 
der Entwicklungsländer. 

Der Landwirtschaftliche Entwicklungsrat Rockefellers und die Be¬ 
rufung von US-Professoren an ausgesuchte Universitäten in Asien be¬ 
sorgten die Ausbildung einer neuen Generation von Wissenschaftlern. 
Unter ihnen wurden die besten ausgewählt und in die Vereinigten 
Staaten geschickt, um dort in Agrarwissenschaften zu promovieren 
und den Vorstellungen, die an den amerikanischen Universitäten 
herrschten und die der Perspektive Rockefellers nahestanden, zu fol¬ 
gen. Dieses sorgfältig aufgebaute Netzwerk sollte sich für die spätere 
Strategie der Rockefeller-Stiftung, genetisch veränderte Feldfrüchte 
über die Welt auszubreiten, als entscheidend erweisen. 

Das weitverbreitete Lehrbuch von Arthur Mosher, dem Vorstands¬ 
mitglied des Landwirtschaftlichen Entwicklungsrats Rockefellers, be- 
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stand darauf, daß man den Bauern Beibringen müsse, »mehr für sich 
herausholen zu wollen«. Man solle sie dazu bringen, »kollektive Ge¬ 
wohnheiten aufzugeben und aus dem Ackerbau ein >Geschäft< zu ma¬ 
chen«. Rockefellers Mosher forderte dazu auf, die Ausbildungspro¬ 
gramme auf die Frauen auszuweiten und Jugendklubs zu gründen, um 
die Nachfrage nach Gütern, die in Geschäften gekauft werden, auszu¬ 
weiten. Er gebrauchte dazu das Argument, die »Zuneigung der Ehe¬ 
männer und Väter zu ihren Eamilien« wird sie für solche Begehrlich¬ 
keiten empfänglich machen und zu härterer Arbeit antreiben. Natür¬ 
lich mußten sie dann auch Darlehen aufnehmen, um in all die neue 
Technologie zu investieren. Und das würde sie noch mehr an die neue 
Marktwirtschaft fesseln. 

Bei ihrer »Grünen Revolution« arbeiteten die Rockefeiler- und die 
Eord-Stiftung eng mit den außenpolitischen Zielen der Agentur für 
Internationale Hilfe {Agency for International Development, AID) des US- 
Außenministeriums und der CIA zusammen. Eine der wichtigeren 
Wirkungen der »Grünen Revolution« war, das Land von Bauern zu 
entvölkern und diese zur Elucht in die Slums und Hüttenvorstädte, die 
sich um die Städte herum bildeten, zu treiben. Dort suchten sie dann 
verzweifelt nach Überlebensmöglichkeiten. Das war keine unvorherge¬ 
sehene Eolgeerscheinung. Es gehörte zu dem Plan, eine Reservearmee 
billiger Arbeitskräfte für die Betriebe der multinationalen US-Konzerne 
zu schaffen. 

Als der Eigenantrieb der »Grünen Revolution« erlahmte, unter¬ 
schieden sich die tatsächlichen Ergebnisse ziemlich von den verspro¬ 
chenen. Der unüberlegte Einsatz der neuen chemischen Pflanzen¬ 
schutzmittel führte oft zu Gesundheitsproblemen. Die Monokulturen 
des neuen Hybridsaatguts laugten die Bodenfruchtbarkeit aus und 
erbrachten im Laufe der Zeit geringere Erträge. Die ersten Ergebnisse 
waren beeindruckend gewesen. Da hatten sich die Erträge verdoppeln 
und bei einigen Eeldfrüchte, wie Weizen und später Mais in Mexiko, 
sogar verdreifacht. Doch verblaßten diese Erfolge recht bald wieder. 

Die »Grüne Revolution« begleiteten typischerweise große Bewäs¬ 
serungsprojekte. Diese wurden oft von Darlehen der Weltbank an das 
jeweilige Land finanziert, um neue Talsperren zu errichten. Diese wie¬ 
derum überfluteten früher besiedelte Gebiete und fruchtbares Acker¬ 
land. Der Superweizen brachte es auf hohe Erträge nur darm, werm 
man den Boden mit großen Mengen an Düngemitteln sättigte. Diese 
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wurden aus Stickstoff und Erdöl hergestellt, Güter, die von den Sieben 
Schwestern, den größeren Mineralölgesellschaften unter Rockefellers 
Kontrolle, beherrscht wurden. 

Riesige Mengen von Pflanzenschutz- und Unkrautvernichtungs- 
mitteln kamen zum Einsatz und schufen den Großkonzernen im Öl- 
und Chemiegeschäft zusätzliche Märkte. Die »Grüne Revolution« war, 
wie ein Analytiker sich ausdrückte, eigentlich in erster Linie eine che¬ 
mische Revolution. Zu keinem Zeitpunkt konnten die Entwick¬ 
lungsländer für die riesigen Mengen an chemischen Dünge- und Pflan¬ 
zenschutzmitteln selbst aufkommen. Sie erhielten statt dessen großzü¬ 
gig Kredite von der Weltbank und besondere Darlehen der Chase Bank 
und anderer großer New Yorker Banken, für die die US-Regierung 
bürgte. 

Diese Kredite gingen meistens an die Großgrundbesitzer eines Lan¬ 
des. Eür die kleineren Landwirte stellte sich die Situation anders dar. 
Kleinbauern konnten sich die chemischen und anderen modernen 
Hilfsmittel nicht leisten oder mußten Geld aufnehmen. Anfangs ver¬ 
suchten verschiedene Regierungsprogramme, den Landwirten etwas 
Kredit zu verschaffen, damit sie Saatgut und Dünger kaufen kormten. 

Landwirte, die nicht in den Genuß solcher Programme gelangten, 
mußten Geld von Privat aufnehmen. Wegen der exorbitanten Zinssätze 
für private Kredite kamen viele Kleinbauern nicht einmal in den Genuß 
der anfänglich höheren Erträge. Nach der Ernte mußten sie die meisten, 
wenn nicht alle ihre Erträge verkaufen, nur um die Darlehenszinsen 
bezahlen zu können. Dadurch wurden sie von Geldgebern und Land¬ 
händlern abhängig und verloren dabei an diese oft noch ihr Land. So¬ 
gar bei günstigen Regierungsdarlehen verschwand der Anbau von 
Pflanzen für den Lebensunterhalt. Es wurden jetzt Pflanzen angebaut, 
die sich auf dem Markt auszahlen sollten, ln Gegenden wie Kolumbien 
war das oft Koka, die Grundlage der späteren Kokainschwemme. 

Die »Grüne Revolution« führte auch neue Maschinen für die Bo¬ 
denbearbeitung ein. Die bedeutendste war die Hochleistungsackerfrä¬ 
se. Diese Maschine, die auch den Schlamm im Reisfeld umrührte, zer¬ 
störte oft die Struktur des Erdreichs - und das mit großer Effizienz. 

Ein weiterer wichtiger Aspekt für die US-Unternehmen im Agri- 
business war die Tatsache, daß die »Grüne Revolution« die Ver¬ 
breitung des neuen Hybridsaatgutes auf den Märkten der Entwick¬ 
lungsländer vorantrieb. Dabei kam es ihnen vor allem auf die Unfä- 
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higkeit des Hybridsaatguts an, sich selbst zu reproduzieren. Die ent¬ 
sprechenden Samen hatten einen eingebauten Schutz gegen Vermeh¬ 
rung. Im Gegensatz zu natürlich bestäubten Samen, die nach der Aus¬ 
saat wieder ähnliche Erträge brachten, war der Ertrag aus Samenkör¬ 
nern, die selbst von Hybridpflanzen abstammten, deutlich geringer als 
die Erträge der ersten Samengeneration. 

Der charakteristische Ertragsrückgang bei Hybridsamen bedeutete, 
daß die Landwirte normalerweise jedes Jahr neues Saatgut kaufen 
mußten, um hohe Erträge aus Hybridpflanzen zu erhalten. Die niedri¬ 
geren Erträge der zweiten Generation verhinderten, daß Händler den 
Ernteertrag als Saatgut Weiterverkäufen konnten, was früher oft ohne 
Genehmigung des ursprünglichen Züchters geschehen war. Hybrid¬ 
samen verhinderte, daß die Ernte durch Mittelspersonen als neues 
Saatgut an Dritte weitergegeben wurde. Solange die großen internatio¬ 
nalen Saatgutfirmen die hauseigenen elterlichen Saatgutstämme kon¬ 
trollierten, konnte kein Konkurrent oder Landwirt davon Hybrid¬ 
samen ziehen. 

Tatsächlich sorgten die Einführung der modernen amerikanischen 
Agrartechnologie, der Kunstdünger und der Handel mit Hybridsaat¬ 
gut zusammengenommen dafür, daß die Landwirte in den Entwick¬ 
lungsländern, insbesondere die größeren und etablierten, von auslän¬ 
dischen Einsatzstoffen abhängig wurden, um überhaupt noch produ¬ 
zieren zu können. Das war ein erster Schritt in einem langfristig über 
Jahrzehnte mit Bedacht geplanten Vorgang. Das Agribusiness drang 
auf die größeren Märkte vor, zu denen die US-Exporteure früher nur 
einen beschränkten Zugang hatten. Der Trend wurde »marktorientier¬ 
te Landwirtschaft« genannt, war aber in Wirklichkeit eine vom Agri¬ 
business kontrollierte Landwirtschaft. 

Die »Grüne Revolution« und ihr Hybridsaatgut versprachen dem 
US-Agribusiness, über einen neuen, größeren Markt bestimmen zu 
können. Henry Wallace, Eranklin Roosevelts Landwirtschaftsminister, 
hatte die erste größere Eirma für Hybridsaatgut aufgebaut: Pioneer Hi- 
Bred. Er erreichte das hauptsächlich dadurch, daß er die Erforschung 
ausgesuchter Hybridsamen mit vielversprechenden Ertragsstei¬ 
gerungen durch das US-LandWirtschaftsministerium fördern ließ und 
dabei die negativen Begleiterscheinungen herunterspielte. Dieses Saat¬ 
gut ermöglichte das Zustandekommen der riesigen kommerziellen 
Saatgutunternehmen und legte das Eundament für die spätere Ent- 
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Wicklung des genetisch patentierten Saatgutes in den Händen einer 
Handvoll Agrargroßunternehmen im Westen. 

Auch die chemische Industrie behauptete, große Erträge seien nur 
mit Hilfe ihrer Erzeugnisse möglich. Die US-Regierung unterstützte 
diese Ansicht durch ihr AID-Programm und andere Hilfsprogramme 
und überzeugte Regierungen in den Entwicklungsländern, diese Pro¬ 
gramme zuzulassen und zu unterstützen. Das führte dazu, daß Land¬ 
wirte andere traditionelle Mittel zur Ertragssteigerung, die von den 
Beratern der Rockefeiler- und Eord-Stiftung als primitiv und unwirk¬ 
sam abgetan wurden, außer Acht ließen. 

Der Einsatz von Hochertragssorten (HYV) von Hybridweizen, Mais 
oder Reis und der erforderlichen chemischen Zusätze wurde bald zur 
vorherrschenden Praxis der Landwirte einer Region. Regierungsbeamte 
vor Ort erwogen die Möglichkeiten traditioneller Methoden zur Er¬ 
tragssteigerung gar nicht mehr. Oft intervenierte die internationale 
Chemieindustrie auch, wenn Eorschungsprogramme ihre Herangehens¬ 
weise mit hohen Einsatzgaben in Erage stellten, um diese abzuwürgen 
oder zu behindern. Dieser Trend ließ sich weltweit beobachten. 

1959 erstellte eine Gruppe unter Anleitung des US-LandWirtschafts¬ 
ministeriums den Bericht der Eord-Stiftung über »Indiens Nahrungs¬ 
mittelkrise und Schritte, ihr zu begegnen«. Statt grundsätzliche Ände¬ 
rungen, etwa die Umverteilung der Ländereien und anderer ländlicher 
Vermögenswerte der quasifeudalen Großgrundbesitzer, als Grundlage 
einer effizienteren landwirtschaftlichen Entwicklung Indiens in Be¬ 
tracht zu ziehen, setzte der Eord-Bericht auf technologische Änderun¬ 
gen, darunter auf verbessertes Saatgut, Kunstdünger und Pestizide auf 
den relativ wenigen bereits bewässerten Anbauflächen. Das entsprach 
der Strategie der »Grünen Revolution«. 

Pord finanzierte sogar Indiens »Intensives Landwirtschaftliches Ent¬ 
wicklungs-Programm« (Intensive Agricultural Development Program, 
lADP) als eine Testanwendung dieser Strategie und gewährte reichen 
Landwirten mit bewässerten Plächen großzügige Kredite, lieferte sub¬ 
ventionierte Einsatzstoffe und bot ihnen Preisanreize und vieles mehr 
an. Die Weltbank unterstützte die Strategie durch großzügige Darle¬ 
hen. 

Schon bald hatte die indische Regierung die »Grüne Revolution« 
der Rockefeiler- und Eord-Stiftung mit weitreichenden Polgewirkun- 
gen angenommen. Die Produktion von Reis und Weizen in ausgewähl- 
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ten Gebieten schoß beim Einsatz des Hybridsaatguts und der chemi¬ 
schen Einsatzstoffe sprunghaft in die Höhe. Damit verschwanden die 
Debatten über Landreform, Reform der Pachtverhältnisse und Ab¬ 
schaffung des Wuchers unwiederbringlich von der amtlichen Tages¬ 
ordnung der indischen Regierung. 

Die anfänglichen spektakulären Wachstumsraten gingen, ohne daß 
dies groß publik gemacht wurde, wieder zurück. Man erweckte nur 
einseitig den Eindruck des Erfolgs. Im Durchschnitt stieg die landwirt¬ 
schaftliche Produktion in Indien insgesamt nach der »Grünen Revolu¬ 
tion« langsamer an als vorher, und in weiten Gebieten des Landes sta¬ 
gnierten die landwirtschaftlichen Pro-Kopf-Erträge oder fielen sogar. 
Doch hatte die »Grüne Revolution« einen Erfolg: Sie schuf einen gro¬ 
ßen neuen Markt für US- und andere multinationale Unternehmen im 
Agribusiness, um ihre Chemikalien, ihr Öl, ihre Maschinerie und ande¬ 
re Einsatzstoffe an Entwicklungsländer zu verkaufen. Das war der Be¬ 
ginn dessen, was später Agribusiness genannt wurde. (2) 


Rockefeiler finanziert die Entstehung des Agribusiness 

Während die Rockefeller-Brüder die Reichweite ihres weltweiten Öl¬ 
geschäfts durch das System ihrer »Grünen Revolution« auf die Land¬ 
wirtschaft in den Entwicklungsländern ausweiteten, finanzierten sie 
zur gleichen Zeit ein in der Öffentlichkeit kaum beachtetes Projekt an 
der Elite-Universität in Harvard, Cambridge/Massachusetts. Es sollte 
die Infrastruktur für ihren Plan liefern, die Nahrungsmittelproduktion 
der Welt der zentralen Kontrolle weniger privater Unternehmen zu 
unterstellen. Seine Schöpfer hatten das Projekt »Agribusiness« ge¬ 
nannt, um es von der traditionellen bäuerlichen Landwirtschaft zu 
unterscheiden, von der Aussaat von Eeldfrüchten zur menschlichen 
Ernährung und für den Lebensunterhalt. 

Agribusiness und »Grüne Revolution« gingen Hand in Hand. Sie 
waren Teil einer großangelegten Strategie, zu der einige Jahre später 
auch die Einanzierung der Erforschung und Entwicklung gentechnisch 
veränderter Pflanzen durch die Rockefeller-Stiftung gehörte. 

John H. Davis war in den frühen 1950er Jahren unter Präsident 
Dwight Eisenhower Stellvertretender Landwirtschaftsminister. Er ver¬ 
ließ Washington 1955 und stieg in das Eortbildungsprogramm für 
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Wirtschaft {Graduate School of Business) in Harvard ein. Das war in je¬ 
nen Tagen ein ungewöhnlicher Schritt für einen Agrarexperten. Doch 
er verfolgte damit eine klare Strategie. 1956 schrieb Davis in einem 
Artikel der Zeitschrift Harvard Business Review. »Die einzige Art und 
Weise, um das sogenannte Farmproblem ein für allemal zu lösen und 
lästige Regierungsprogramme zu umgehen, ist der Übergang von der 
Landwirtschaft zum Agribusiness.« Er wußte genau, was er im Sinn 
hatte, aber nur wenige andere ahnten etwas davon. 

Davis arbeitete mit einem anderen Professor an der Harvard Business 
School, Ray Goldberg, zusammen. Mit im Team war der in Rußland 
geborene Ökonom Wassily Leontief, der damals in einem von der Ro- 
ckefeller-Stiftung finanzierten Projekt die gesamte US-Wirtschaft erfas¬ 
sen sollte. Während des Krieges hatte die US-Regierung Leontief ange¬ 
stellt, damit er eine Methode zur dynamischen Analyse der Gesamt¬ 
wirtschaft entwickelt. Er narmte sie Input-Output-Analyse. Leontief 
arbeitete für das US-Arbeitsministerium und zugleich auch für das 
Amt für Strategische Dienste (Ojfice of Strategie Services, OSS), dem Vor¬ 
läufer der CIA. 



Wassily Leontief emigrierter russischer Wirtschaftswissenschaftler und Ma¬ 
thematiker, erarbeitete an der Harvard-Universität seit dem Zweiten Welt¬ 
krieg ein Modell zur dynamischen Analyse der US-Wirtschaft, das ab 1948 
von der Rockefeller-Stiftung mit 200 000 Dollar subventioniert wurde. Ein 
bedeutender Teil des Projektes wurde in Zusammenarbeit mit den Harvard- 
Professoren Ray Goldberg und John Davis realisiert, die auch das erste Modell 
der Agrarindustrie der 1950er Jahre schufen. 
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1948 bekam Leontief von der Rockefeller-Stiftung eine größere, auf 
vier Jahre ausgelegte Zuwendung von 200 000 Dollar, um das für Har¬ 
vard vorgesehene »Forschungsprojekt über die Struktur der ameri¬ 
kanischen Wirtschaft« in Gang zu bringen. Ein Jahr danach beteiligte 
sich die US-Luftwaffe an diesem Projekt. Ein seltsames Engagement 
für eine der Hauptwaffengattungen der USA! Kurz zuvor waren der 
Transistor und elektronische Rechner zusammen mit den Methoden 
der linearen Programmierung entwickelt worden. Damit wurde es 
möglich, die riesige Menge statistischer Daten über die Wirtschaft zu 
verarbeiten. Bald beteiligte sich auch die Pord-Stiftung an der Einan- 
zierung des Harvard-Projekts. 

Dieses Harvard-Vorhaben und das dazugehörige Agribusiness wa¬ 
ren Teil eines größeren Experiments, nämlich die US-Nahrungsmittel- 
produktion gezielt zu revolutionieren. Es sollte vier Jahrzehnte dauern, 
ehe es gelang, die Nahrungsmittelindustrie in den Griff zu bekommen. 
Goldberg bezeichnete später die Revolutionierung des Agribusiness im 
Zusammenhang mit der Entwicklung der Gentechnik als ein Vorha¬ 
ben, das »unsere globale Wirtschaft und Gesellschaft dramatischer 
verändert hat als irgendein anderes Einzelereignis in der Geschichte 
der Menschheit«. (3) 


Entgelt von Monopol und Vertikalverbund 

Ray Goldberg prahlte Jahre später: Leitidee ihres Agribusiness-Projekts 
sei gewesen, für die US-Nahrungsmittelproduktion wieder den »Verti¬ 
kalverbund« einzuführen, ln den 1970er Jahren merkten wenige Ame¬ 
rikaner etwas von den bitteren Kämpfen im Kongreß über Geset¬ 
zesvorlagen, die versuchten, den Vertikal verbünd durch riesige Kon¬ 
zerne oder Trusts wie Standard Oil zu verbieten, um zu verhindern, daß 
sie ganze Sektoren lebenswichtiger Industriezweige monopolisierten. 

Erst Ende der 1970er Jahre mit der Wahl Jimmy Carters zum Präsi¬ 
denten, die David Rockefeiler unterstützte, gelang es dem Esta¬ 
blishment multinationaler Unternehmen, die in jahrzehntelanger Arbeit 
sorgsam ausgefeilten Regelungswerke der Regierung für das Gesund- 
heits-, Ernährungs- und Verbraucher schutzwesen wieder rückgängig 
zu machen und die Türen für eine neue Welle des Vertikalverbunds 
aufzustoßen. Der Vorgang der vertikalen Verflechtung der Unterneh- 
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men wurde unwissenden Bürgern im Namen von mehr »Wirtschaft¬ 
lichkeit« und »Wirtschaftlichkeit der Größenordnung« verkauft. 

Die Rückkehr zum System des Vertikalverbunds und - in diesem 
Zusammenhang - des Agribusiness kam mit Hilfe öffentlicher Kampa¬ 
gnen in den wichtigsten Medien und den Behauptungen der Industrie 
zustande, in denen es hieß, daß sich die Regierung viel zu weit in das 
tägliche Leben seiner Bürger einmische und diese Einmischung wieder 
beschnitten werden müßte, um dem einfachen Amerikaner seine »Frei¬ 
heit« zu lassen. Der Schlachtruf der Wahlkämpfer hieß »Deregulie¬ 
rung«. ln der Propaganda überging man geflissentlich die Tatsache, 
daß der Abbau von Regierungsregulierungen nur die Tür für die tat¬ 
sächliche Regulierung durch die größten und mächtigsten privaten 
Konzerne eines gegebenen Industriezweigs öffnete. 

Die Person, die zuerst offen und lange vor Jimmy Carter, Ronald 
Reagan oder Margaret Thatcher die Deregulierung, das heißt den Ab¬ 
bau von Regierungsvorschriften, und die Privatisierung von Regie¬ 
rungsunternehmen forderte, war John D. Rockefeiler 111. 1973 veröf¬ 
fentlichte er sein Buch Die Zweite Amerikanische Revolution. Darin und 
in zahlreichen öffentlichen Erklärungen forderte Rockefeller eine »be¬ 
wußte, systematische und langfristige Politik der Dezentralisierung 
und Privatisierung vieler Regierungsfunktionen ..., um die Macht un¬ 
ter die Gesellschaft zu streuen.« 

Schon lange zuvor hatten Davis und Goldberg begonnen, bestimm¬ 
te Sektoren der amerikanischen Landwirtschaft durch den Vertikalver- 
bund des Agribusiness zu industrialisieren. Dabei übergingen sie mög¬ 
liche Verstöße gegen Antitrust-Gesetze. Sie griffen dazu auf die Vor¬ 
gehensweise von Leontiefs Input-Output-Analyse zurück, um die ge¬ 
samte Erzeuger- und Verteiler kette zu erfassen. 

Das erste Ergebnis der Zusammenarbeit zwischen Davis, Goldberg 
und Leontief war das Projekt zur Industrialisierung des Anbaus von 
Zitrusfrüchten in Florida. Die Kontrolle der großen nationalen Oran¬ 
gensafthersteller wie Sunkist über die Verarbeitung und Verteilung der 
Früchte gab ihnen die Möglichkeit, die Preise, die sie den kleinen Zi- 
trusfarmern bezahlten, festzusetzen. Damit bekamen sie die Landwirte 
in ihre Macht. 

Das nächste Ziel ihrer Strategie war es, die Versorgungskette zwi¬ 
schen Weizen und Verbraucher zu industrialisieren und das gleiche 
auch auf dem Sojafuttermittelmarkt zu erreichen, ln dem Maße, in dem 
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die Regierung schrittweise die regulativen Kontrollen im Bereich der 
Landwirtschaft oder der Monopolbildung beseitigte, beschleunigte 
sich der Vertikalverbund in der Lebensmittelindustrie. 

Bezeichnenderweise war der erste Industriezweig, der in Amerika 
schon um 1882 vollständig vertikal integriert war, die Ölindustrie un¬ 
ter Rockefellers Standard-Oil-Trust gewesen. Die Integration gelang da¬ 
mals trotz mehrfacher Versuche zahlreicher Bundesstaaten, Rockefeiler 
die Monopolkontrolle über Öl und Frachtpreise zu verbieten. Sogar 
eine Entscheidung des Obersten Gerichtshof aus dem Jahr 1911 konnte 
das Ölkartell nicht brechen. Es entwickelte sich vielmehr weiter und 
beherrschte im folgenden Jahrhundert den Weltölhandel. Das Modell 
von Standard Oil lieferte - was nicht verwundert - das Vorbild für das 
Harvard-Projekt der Rockefeller-Stiftung zur Umwandlung der Land¬ 
wirtschaft zum Agribusiness. 

ln den 1920er Jahren hatte der US-Kongreß eine Reihe von Gesetzen 
zur Eindämmung der Monopolbildung im Nahrungsmittelbereich ver¬ 
abschiedet. Das galt insbesondere für den Eleischsektor. Ausgelöst hat¬ 
ten diese Bestrebungen Enthüllungen über schockierende Vorgänge in 
der Eleischverpackungs- und Verarbeitungsindustrie, besonders in 
Chicago, durch Schriftsteller wie Upton Sinclair. Sinclair beschreibt in 
seinem Buch Der Dschungel die stinkenden unhygienischen und oft 
unmenschlichen Zustände in der Eleischverpackungsindustrie. 

Die neugestiftete Bundesgewerbe-Kommission der Regierung {Fede¬ 
ral Trade Commission, ETC) klagte in den 1920er Jahren fünf größere 
Unternehmen - Armour, Swift, Morris, Wilson und Cudahy - an, sie hät¬ 
ten versucht, »die gesamte Nahrungsmittelversorgung der Nation zu 
monopolisieren«. Diese fünf hatten planmäßig und gegen die Gesetze 
nahezu ein Monopol der Eleischverpackung errichtet. 

Die großen Eünf bestimmten damals, wer für seine Rinder Zugang 
zu den öffentlichen Viehhöfen bekam, sie verzerrten den Markt für 
Lebendvieh durch Monopolkontrolle, sie kontrollierten die Vertei¬ 
lungswege des Großhandels, und sie schränkten die Einkaufsmöglich¬ 
keiten der Einzelhändler ein. Mit der Erfindung des Kühlwaggons und 
des Schlachtbetriebs am Eließband wurden Unternehmen der Eleisch- 
verarbeitung vertikal integriert. Sie übernahmen nach vorne die 
Eleischvermarktung und monopolisierten nach rückwärts den Einkauf 
der Rinder und Schweine. 

Eine Untersuchung der ETC in den frühen 1920er Jahren fand her- 
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aus, daß die fünf Gesellschaften den Ankauf der Viehbestände durch 
die Kontrolle über die größeren Viehhöfe, Bahnstationen, durch Kre¬ 
ditvergabe auf den Viehbestand, die Marktberichterstattung und die 
Standortvergabe für mögliche konkurrierende Verpackungsbetriebe 
beherrschten. Des weiteren hatten sie ihre Marktstellung dazu benutzt, 
neue Wettbewerber aus dem Markt zu drängen und den verbleibenden 
Markt entgegen gesetzlicher Bestimmungen kartellartig unter sich auf¬ 
zuteilen. Sie beherrschten die Einzelhandelsstufe durch den Besitz der 
Kühlwagentransporte und der Kühlhäuser und versperrten Wettbe¬ 
werbern rigoros den Marktzugang. Mit all dem noch nicht zufrieden, 
kontrollierten die großen fünf Fleischverpacker, nach der Untersu¬ 
chung durch die Regierungsstelle, auch den Markt für Ersatz¬ 
nahrungsmittel, indem sie diese aufkauften oder sonstwie steuerten. 

Seit den 1970er Jahren gelangte die US-Nahrungsmittelversorgung 
wieder in die Hände eines Monopols verschwindend weniger Agrar¬ 
erzeuger. Dieses Mal gelang das mittels Verfahren der Input-Output- 
Matrix, die Leontief in dem von der Rockefeiler- und Ford-Stiftung 
finanzierten Harvard-Projekt für Wirtschaftsforschung entwickelt hat¬ 
te, um die Struktur der amerikanischen Wirtschaft zu erfassen. Nach 
diesem Verfahren leiteten Goldberg und Davis eine neue Bestrebung 
der Unternehmen ein, nicht nur die amerikanische Nahrungsmittel¬ 
versorgung, sondern die der gesamten Erde in einen Vertikal verbünd 
und unter ihre Monopolkontrolle zu bringen. 

Sie waren auch die Vorreiter bei der Ausbildung einer neuen Gene¬ 
ration von Unternehmensmanagern. Sie konnten diese mit der Per¬ 
spektive auf verblüffende Gewinne infizieren, Renditen, die sich durch 
die völlige Umstrukturierung der Art und Weise, wie die Amerikaner 
die Nahrungsmittel für sich und die Welt Herstellen, erzielen ließen. 

Die US-Regierung ließ unter den Werbefanfaren für Deregulierung 
und besonders während der Präsidentschaft Ronald Reagans, eines 
glühenden, aber einfältigen ideologischen Verfechters von »weniger 
Regierung«, die regulierenden Einschränkungen fallen. Sofort stürzte 
sich das Agribusiness darauf, um das Vakuum, das die Regierung hin¬ 
terließ, mit den eigenen privaten Vorschriften und Standards auszu¬ 
füllen. Die Standards wurden nicht von allen Mitspielern festgelegt, 
sondern nur von vier oder fünf der führenden Monopoly-Spieler. 

Dies führte zur Konzentration und Umwandlung der amerikani¬ 
schen Landwirtschaft, die Ende der 1990er Jahre kaum mehr wiederzu- 
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erkennen war. Unabhängige bäuerliche Familienbetriebe wurden vom 
Land vertrieben, um den rationeller arbeitenden riesigen Unternehmen 
der Agrarindustrie das Feld zu räumen. Die Betriebe hießen dann In¬ 
dustriefarm oder Agrarunternehmen. Diejenigen, die noch auf ihrem 
Land blieben, waren zumeist gezwungen, als »Vertragslandwirte« für 
die großen Agrarfirmen zu arbeiten. (4) 


»Wo sind all die Farmer hin 

Als besonders während der Reagan-Bush-Ära in den 1980er Jahren die 
Regierungsvorschriften, die Standards für Nahrungsmittelsicherheit 
und die Gesetze gegen Monopolbildung planmäßig gelockert wurden, 
begann das Agribusiness das Gesicht der traditionellen amerikani¬ 
schen Landwirtschaft auf eine drastische und für den Normalverbrau¬ 
cher unfaßbare Weise zu verändern. Doch die meisten Leute gingen 
einfach weiterhin zum Supermarkt vor Ort, holten sich ein schön ver¬ 
packtes Stück Rind- oder Schweinefleisch aus der Tiefkühltruhe und 
glaubten, noch immer das Erzeugnis eines bäuerlichen Familienbe¬ 
triebs zu kaufen. 

Statt dessen fand die Fusion des Großhandels statt, und ein bäuerli¬ 
cher Familienbetrieb nach dem anderen wurde von den gigantischen 
Weltunternehmen übernommen. Die Landwirte wurden zunehmend als 
Lohnunternehmer unter Vertrag genommen und hatte Tausende von 
Tieren in riesigen Ställen zu füttern und zu betreuen. Sie besaßen weder 
die Tiere noch den Farmbehieb. ln Wirklichkeit wurden sie aufgrund 
gewaltiger Schulden zu einer Art der feudalen Leibeigenen - nicht eines 
Gutsherrn, sondern eines globalen internationalen Unternehmens wie 
Cargill, Archer Daniels Midland, Smithfield Foods oder ConAgra. 

Für die neuen Giganten im Agribusiness war diese Umwandlung 
recht gewirmbringend. Die Einkommen der Eamilienbetriebe schrumpf¬ 
ten in dem Maße, in dem sie seit Ende der 1990er Jahre die Kontrolle 
über den Markt an die Giganten des Agribusiness verloren. Die Erträge 
ihres Vermögens sanken nach einer Studie des Landwirschaftsauss¬ 
chusses im Senat von durchschnittlich zehn Prozent Mitte der 1970er 
Jahre auf zwei Prozent pro Jahr ab. Gleichzeitig stieg der durchschnitt¬ 
liche Jahresertrag der Aktionäre im Bereich der Nahrungsmittelindu¬ 
strie von 13 Prozent im Jahr 1993 auf 23 Prozent im Jahr 1999 an. 
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Hunderttausende unabhängiger Familienfarmer wurden aufgrund 
der Ausweitung des Agribusiness und seiner großangelegten Opera¬ 
tionen aus dem Geschäft gedrängt. Sie waren einfach nicht mehr kon¬ 
kurrenzfähig. Der traditionelle Farmbetrieb war seiner Natur nach ar¬ 
beitsintensiv, während die industrielle Landwirtschaft kapitalintensiv 
ist. Landwirte, denen es gelungen war, das Geld für große Stallungen 
aufzubringen, stellten bald fest, daß die geringen Einsparungen an 
Arbeitskosten nicht ausreichten, die wachsenden Zinslasten und Ko¬ 
sten für die Anlagen, die Energie, Gatter und die Medikamente zu 
decken. 

Mit der Zunahme der industriellen Earmbetriebe sanken die Stück¬ 
preise, die der unabhängige Landwirt für seine Tiere bekam. Das warf 
sie zu Tausenden aus dem Geschäft. Die Zahl der US-Landwirte sank 
zwischen 1979 und 1998 um 300 000. 

Die Anzahl von Schweinefarmen in den USA ging von 600 000 auf 
157 000 zurück, während die Anzahl der verkauften Schweine stieg. 
Die Bereinigung führte dazu, daß gerade noch drei Prozent der US- 
Schweinebetriebe über 50 Prozent der Schweine produzierten. Ein Be¬ 
richt des US-Landwirtschaftsministeriums der späten 1990er Jahre be¬ 
schrieb die enormen sozialen Kosten der Zerstörung der bäuerlichen 
Eamilienbetriebe durch das Agribusiness in den USA. Dadurch verlo¬ 
ren nämlich ganze ländliche Gemeinden ihre wirtschaftliche Grund¬ 
lage. Landstädte verwandelten sich in Geisterstädte. Der USDA-Be- 
richt wurde begraben. 

Als die Landwirte während der 1980er und 1990er Jahre die Lände¬ 
reien ihrer Eamilien in Scharen aufgaben, füllte das Agribusiness die 
Leere auf. Gemeinden in Gebieten des landwirtschaftlichen Nieder¬ 
gangs boten den neuen Großunternehmen im Agribusiness in der ver¬ 
zweifelten Hoffnung auf neue Arbeitsplätze und Wirtschaftswach¬ 
stum attraktive Steuer- und sonstige Zugeständnisse an, damit sie ihre 
Industriefarmen in der Region ansiedelten. Das Hauptwachstum fiel 
aber wegen der gewaltigen Konzentration der Tierbestände beim tieri¬ 
schen Kot an - es sammelten sich Abfälle in unvorstellbarem Ausmaß 
an. 

Die sogenarmte Revolution der industriellen Tierproduktion setzte 
in den frühen 1980er Jahren ein. Sie wurde aus offensichtlichen Grün¬ 
den wenig an die Öffentlichkeit getragen. Die großen Unternehmen 
führten die Verfahren der Massentierhaltung und der fabrikmäßigen 



189 


Effizienz auf ähnliche Weise ein wie die Autoindustrie die Fließband¬ 
fertigung. Schweine, Rinder und Hühner wurden nicht mehr auf frei¬ 
em Feld gehalten oder in kleinen Farmbetrieben mit der individuellen 
Zuwendung des Fandwirts für das Tier im Fall von Krankheit oder 
Seuchen. Zur neuen Produktion gehörte etwas, das »Käfigfütterung« 
oder »konzentrierte Tierfütterungsoperation« (Concentrated Animal 
Feeding Operations, CAFO) genannt wurde. Ziel der CAFO war: 
größtmöglicher Unternehmensgewirm bei möglichst geringen Kosten - 
»Shareholder Value« lautete dafür der Begriff an der Wall Street. Ver¬ 
gangenheit war nun das System, in dem die unmittelbare Aufmerk¬ 
samkeit und Fürsorge für das einzelne Schwein oder die Kuh oder das 
Weideland oder die Böden zählte. Jetzt zählte nur noch der Gewinn, 
der am Ende für die Großunternehmen des Agribusiness heraus¬ 
sprang, die diese Änderungen vorantrieben. 

Die CAFO führten zu einer beeindruckende Konzentrationen der 
Tiere auf engstem Raum. Von der Geburt bis zum Schlachten verließ 
ein Fabrikschwein mit einem Febendgewicht von 220 bis 260 Pfund 
niemals sein typisches Gehege aus Beton und Balken, eine Zelle, nur so 
groß wie das Tier selbst. Das Schwein kormte sich manchmal nicht 
einmal hinlegen und bekam dadurch ernste Probleme mit den Beinen. 
Die unnatürliche Einpferchung führte bei den Sauen zu Wahnsinn, 
Balkenverbiß, sinnlosem Kauen und anderen Erscheinungen. Sie sahen 
während ihres gesamten Febens nie das Tageslicht. 

Das US-Fandwirtschaftsministerium schätzt, daß jährlich rund 900 
Millionen Tiere auf den Farmen in CAFO-Boxen an Streß, Krankheiten 
und Verletzungen verenden. Die Fabrikmanager sahen keinen Grund, 
weshalb man für einzelne Tiere Zeit aufbringen sollte. Sie argumentier¬ 
ten, daß es kostengünstiger sei, »Bestandsverluste« hinzunehmen, als 
in richtige tierärztliche Versorgung zu investieren. Die industriellen 
Farmbetriebe bekamen dank großzügiger Wahlkampf spenden an 
Kongreßabgeordnete einen Sonderstatus eingeräumt, der sie von den 
gültigen Tierschutzgesetzen freistellte. 

Ein Sonderbericht der Fondoner Zeitschrift Economist vom Mai 2000 
beschrieb die Umwandlung des Staates Iowa in das größte Zentrum 
für industrielle Schweineproduktion in Amerika: »Unternehmen Sie 
eine Reise zum >Schweine-Himmel<!«, heißt es dort. »Der Zehn-Meilen- 
Fandstrich im Norden von Arnes in Iowa erzeugt fast ein Zehntel von 
Amerikas Schweinefleisch. Aber man sieht dort kein Tier. 
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In riesigen Stahlhallen werden bis zu 4000 Sauen gleichzeitig bis zur 
Schlachtung aufgezogen. Ihre Diät wird sorgfältig überwacht, ihr Ab¬ 
fall regelmäßig weggespült. Ihre Wärter sind gewaschen und gekleidet 
wie Chirurgen, um eine Infektion der Herde zu vermeiden.« 

Die Organisation, die die Arbeit der Gewerbeaufsicht der US-Re- 
gierung vor Ort beobachtet, 0MB Watch, berichtet über die Auswir¬ 
kungen der drastischen Aussetzung der Bestimmungen über Umwelt¬ 
verschmutzung und Verseuchung durch Tierabfälle aus den riesigen 
industriellen Farmeinrichtungen, die in den 1970er Jahren unter der 
Präsidentschaft Carters durchgesetzt worden waren. 

Unter der Regierung George W. Bushs nahm das Umweltministeri¬ 
um auf Wunsch des Agribusiness eine Regelung zurück, welche die 
Eigentümer der Tierbestände für Umweltschäden durch Tierabfälle 
verantwortlich macht. Man stellte fest, daß die Eigentümer der land¬ 
wirtschaftlichen Eabrikbetriebe sich oft der Verantwortung dadurch 
entzogen, daß sie Vertragsunternehmer für die Tierzucht anstellten. 
Das EPA ließ auch eine Bestimmung fallen, die die Einrichtungen ver¬ 
pflichtet hatte, das Grundwasser auf mögliche Verunreinigung durch 
tierische Abfälle zu überwachen. Die Gülle versickerte oft in die Erde 
und gefährdete möglicherweise die Trinkwasserversorgung der Land¬ 
gemeinden. 

Wegen der riesigen Ausmaße der CAEO oder industriellen Earm- 
betriebe sind tierische Abfälle und die Verschmutzung des Grundwas- 
sers keine kleine Nebensache mehr. Die riesigen Tierzuchtbetriebe hal¬ 
ten Tausende von Rindern, Schweinen oder Hühnern auf engem 
Raum, daher die Bezeichnung CAEO. Man schätzt, daß Tiere in den 
Tierzuchtbetrieben insgesamt über 130 Mal mehr Abfälle erzeugen als 
die Menschen. In den USA fallen pro Jahr 1225 Millionen Tonnen tieri¬ 
sche Abfälle an. 

Typischerweise nehmen die Unternehmen mit CAEO illegale Ein¬ 
wanderer bei extrem niedriger Belohnung unter Vertrag, damit diese 
mit der gewaltigen Abfallkonzentration umgehen. Sie leiten die Abfäl¬ 
le in riesige »Sammelbecken«, die oft bersten oder überlaufen. Dabei 
wird dann das Trinkwasser verseucht, und es kommt zum Eischster- 
ben in den Elüssen. 

Ende der 1990er Jahre hatten die landwirtschaftlichen Industrie¬ 
betriebe bewirkt, daß die Landwirtschaft insgesamt zum größten Ver¬ 
ursacher der Wasserverseuchung in den Vereinigten Staaten wurde. 



191 


Eine Studie zeigte, daß ein Schwein zu Lebzeiten zwei bis vier Mal 
mehr Abfall erzeugt als ein Mensch, eine Milchkuh sogar den Abfall 
von 24 Menschen. Tierische Abfälle, die bei der traditionellen Land¬ 
wirtschaft als Dünger auf großen Leidflächen ausgebracht wurden, 
waren früher niemals ein ernstes ökologisches Problem gewesen. Auf 
möglichst engem Raum in industriellen Tierzuchtbetrieben konzen¬ 
triert, verursachen tierische Abfälle nun umwerfende Gefahren für 
Umwelt und Gesundheit. Wegen der Linanzmacht der Großunterneh¬ 
men im Agribusiness beugte sich die Regierung ihren Erfordernissen 
der Profitmaximierung und ignorierte dabei den Gesetzesauftrag, die 
öffentliche Gesundheit zu schützen. 

Um mit dem großen Gülleproblem fertig zuwerden, heben CAPO- 
Betriebe typischerweise Erdgruben mit einem Passungsvermögen von 
über 50 000 Kubikmetern aus. Dorthinein sammeln sie die Gülle mit 
einem »Verschmutzungsgrad«, der nach Schätzungen 160 Mal größer 
sein soll als der menschlicher Abwässer. Paulender Mist und Gülle 
verunreinigten bereits zahllose Plüsse und Grundwasserquellen in den 
Vereinigten Staaten. 

ln Central Valley, Kalifornien, haben riesige CAPOs, mit insgesamt 
900 000 Milchkühen, Kotbestandteile ins Grundwasser gelangen lassen 
und dadurch die Nitratbelastung des Trinkwassers um 400 Prozent 
angehoben. Die Abfälle der Tiere entsprachen denen von 21 Millionen 
Menschen. 

Neben dem Kot stieg die Belastung durch Medikamente, besonders 
durch Antibiotika gegen Seuchenbefall, in den konzentrierten Zucht¬ 
räumen in atemberaubendem Umfang an. Ende der 1990er Jahre ver¬ 
brauchten Tiere mehr Antibiotika als die Menschen, nämlich 70 Pro¬ 
zent aller pharmazeutischen Antibiotika und ähnlicher Medikamente 
der großen Pharmaunternehmen. Die großen Pharmaunternehmen 
wurden zum Bestandteil der Produktionskette im Agribusiness. 

1954, als Goldberg und Davis für Harvard ihre Ideen über das Agri¬ 
business entwickelten, setzten amerikanische Landwirte pro Jahr etwa 
500 000 Pfund Antibiotika in der für den menschlichen Verzehr be¬ 
stimmten Tierzucht ein. Im Jahr 2004 war die Menge auf 25 Millionen 
Pfund, also um das Pünfzigfache, gestiegen! 80 Prozent der Antibiotika 
wurden direkt dem Puttermittel beigemischt, um das Wachstum der 
Tiere zu beschleunigen, ln den industriellen Parmbetrieben wurden 
vor allem Penizillin und Tetracyklin als Antibiotika verwendet. Eines 
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der daraus resultierenden Ergebnisse war die Ausbreitung neuer, ge¬ 
gen Antibiotika resistenter Krankheitserreger unter Menschen. Das 
Zentrum für Krankheitsüberwachung und das US-LandWirtschafts¬ 
ministerium berichteten, daß sich aufgrund des Verzehrs von Fleisch 
epidemisch Krankheiten unter Menschen ausbreiten, weil das Fleisch 
mit Antibiotika und anderen Substanzen angereichert worden war. Die 
meisten der durch Nahrungsmittel ausgelösten Krankheiten stammten 
aber aus der Verunreinigung der Nahrungsmittel, der Milch oder des 
Wassers durch tierischen Kot. 

Die Möglichkeit von Fusionen und vertikalen Verflechtungen führte 
zu einer Unternehmenskonzentration, wie sie in der Fandwirtschaft 
früher noch nie beobachtet worden war. Ende der 1990er Jahre kontrol¬ 
lierten vier große Unternehmen, Tyson, Cargill, Swift und National Beef 
Packing, 84 Prozent des in den Vereinigten Staaten abgepackten Rind- 
fleischs. Vier Unternehmen, Smithfield Foods, Tyson, Swift und Hormel, 
kontrollierten 64 Prozent der Schweineproduktion, Cargill, ADM und 
Bunge 71 Prozent der Herstellung des Sojaschrots und Cargill, ADM 
und ConAgra 63 Prozent aller Mühlen. Zwei GMO-Giganten, Monsanto 
und Pioneer-HiBred, beherrschten 60 Prozent des Marktes für Mais- und 
Sojasaatgut, alles patentiertes, genetisch verändertes Saatgut. Die zehn 
größten Einzelhandelsketten für Nahrungsmittel, angeführt von Wal- 
Mart, kontrollierten im Jahr 2002 weltweit ein Marktvolumen von 649 
Milliarden Dollar. 

Zu Beginn des neuen Jahrtausends hatten die Unternehmen des 
Agribusiness ihre Marktmacht zu einem Grad vertikal konzentriert, 
wie man das zuvor niemals, auch nicht in der Glanzzeit der Trusts in 
den frühen 1920er Jahren, erlebt hatte. Das Agribusiness als Sektor war 
neben Arzneimitteln mit gut 400 Milliarden Dollar Binnenumsatz zum 
zweitlukrativsten Industriezweig Amerikas geworden. Die nächste 
Phase brachte offensichtlich Fusionen zwischen den Pharmagiganten 
und den Großunternehmen im Agribusiness. 

Es überraschte nicht, als Pentagons Universität für Nationale Vertei¬ 
digung am Vorabend des Irak-Krieges im Jahr 2003 eine Erklärung 
veröffentlichte, in der es hieß: »Das Agribusiness ist für die Vereinigten 
Staaten das, was das Öl für den Nahen Osten ist.« Das Agribusiness 
war zur strategischen Waffe im Arsenal der einzigen Supermacht der 
Welt geworden. 

Die riesigen Agrarfabriken zerstörten die Febensfähigkeit der tradi- 
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tionellen Landwirtschaft. Sie beseitigten drei Arbeitsplätze in der tradi¬ 
tionellen Landwirtschaft für jeden neuen, niedrig bezahlten, den sie 
schufen. »Shareholder Value« hatte die amerikanische Landwirtschaft 
als Entgelt für die Vorarbeiten von Ray Goldberg, John H. Davis und 
Wassily Leontief und deren Finanzierung durch die Rockefeller-Stif- 
tung in den 1950er Jahren übernommen. 

Das US-Landwirtschaftsministerium war 1862 von Präsident Abra¬ 
ham Lincoln gegründet worden, der es das »Bevölkerungsministeri¬ 
um« nannte. Sein ursprünglicher Auftrag war, den Landwirten und 
ihren Familien, damals die Hälfte der Bevölkerung, zu dienen. Vom 
Ende des 20. Jahrhunderts an war die Anzahl der bäuerlichen Famili¬ 
enbetriebe geschrumpft. Der traditionelle Farmer war unter dem 
Druck des Agribusiness und seiner Macht, durch den Vertikalverbund 
ganze Sektoren zu kontrollieren, zu einer beinahe ausgestorbenen Gat¬ 
tung geworden. Die amerikanische Landwirt war so gut wie tot oder 
nur noch eine verblassende Erinnerung. 

Das US-Landwirtschaftministerium verwandelte sich zur Interes¬ 
senvertretung des Agribusiness. Zwischen 1995 und 2003 bezahlte der 
amerikanische Steuerzahler über 100 Milliarden Dollar an Agrarsub¬ 
ventionen. Diese Subventionen gingen aber nicht an Familienbetriebe, 
die um ihr Überleben kämpften. Sie gingen vorwiegend an die riesigen 
neuen Unternehmen des Agribusiness, an Farmunternehmen, und in 
Millionenhöhe auch an David Rockefeiler, den eifrigen Vorkämpfer für 
den Abbau von Regierungssubventionen. Etwa zehn Prozent der größ¬ 
ten Farmbetriebe erhielten 72 Prozent der Erntebeihilfen des Landwirt¬ 
schaftsministeriums. Das geschah nicht zufällig. Ihre mächtigen Inter¬ 
essenvertreter in Washington entwarfen die Gesetze, nach denen die 
Beihilfen verteilt werden. Nur wenige Amerikaner hatten die geringste 
Ahnung, was da ablief. 

Ende der 1990er Jahre war die Bühne für das vorbereitet, was Ray 
Goldberg eine Veränderung nannte, die - mit seinen Worten - »unsere 
globale Wirtschaft und Gesellschaft dramatischer veränderte als jedes 
andere Ereignis in der Geschichte der Menschheit«. 

1998 wurde Goldberg 77 Jahre alt und war noch äußerst aktiv. Er 
saß im Aufsichtsrat zahlreicher großer Agrargesellschaften wie ADM 
und Smithfield Foods und war Berater der Weltbank für das Agribusi¬ 
ness in Entwicklungsländern, ln jenem Jahr organisierte er eine neue 
Forschungsgruppe an der Universität Harvard. Sie sollte prüfen, wie 
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die »Gentechnische Revolution« das weltweite Ernährungssystem be¬ 
einflussen würde. 

Der Schöpfer des Agribusiness machte sich daran, die »Gen¬ 
technische Revolution« als nächste Phase der Agrarrevolution zu inte¬ 
grieren. Er plante die Umwandlung der Welternährung auf 30 Jahre 
voraus in die Zukunft. 

Seine Studie errechnete, daß »das traditionelle (sic) System des 
Agribusiness ohne das Segment der Pharma-, Gesundheits- und Le¬ 
benswissenschaften im Jahr 2028 ein Geschäftsvolumen von acht Bil¬ 
lionen Dollar umfaßt. Der Mehrwert des Earmbereichs wird von 32 
Prozent im Jahr 1950 auf zehn Prozent ... geschrumpft sein, während 
die Verarbeitung und Verteilung der Nahrungsmittel, die 1950 etwa 
die Hälfte des Mehrwerts erbrachte, im Jahr 2028 mit über 80 Prozent 
zu Buche schlagen wird.« ln Goldbergs Augen dürfte der Landwirt nur 
noch eine winzige Rolle in der riesigen globalen Nahrungsmittelkette 
spielen. 

ln Goldbergs Berechnungen tauchten in der Landwirtschaft auf¬ 
grund der jüngsten Entwicklungen der Gentechnologie ganz neue Sek¬ 
toren auf. Dazu zählte er auch die Erzeugung neuer Medikamente mit 
Hilfe gentechnisch veränderter Organismen. Das Ganze nannte er das 
»agrizeutische System«. Er sagte darüber: »Mit dem Hinzukommen 
der Lebenswissenschaften (Biotechnik) wird der Mehrwert im neuen 
agrizeutischen System bis 2028 auf über 15 Billionen Dollar steigen; der 
Anteil der Landwirte wird weiter, auf sieben Prozent, schrumpfen.« Er 
verkündete mit Begeisterung: »Die >Gentechnische Revolution führt 
zur industriellen Verschmelzung der Geschäfte mit Nahrungsmitteln, 
Gesundheit, Pharma, Pasern und Energie.« 

Er hätte hinzufügen können: Das alles geschieht praktisch ohne alle 
regelnden Vorschriften der Regierung oder ohne die wissenschaftliche 
Überwachung durch unabhängige wissenschaftliche Porschungsein- 
richtungen. Bei der Entwicklung der »Gentechnischen Revolution« 
spielte die Rockefeller-Stiftung wiederum die zentrale Rolle. Von der 
»Grünen« bis zur »Gentechnischen Revolution« stand die Stiftung im 
Mittelpunkt der Entwicklung sowohl der Strategie als auch der Mittel 
zur Umformung der Methoden, nach denen sich die Menschen dieses 
Planeten ernährten oder auch nicht ernährten. (5) 
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Kapitel 10 


»Nahrung ist Mocht...« 


»Nahrung ist Macht! Wir setzen sie ein, um Verhalten zu ändern. 
Manche mögen das Bestechung nennen. Wir entschuldigen uns nicht.« 
Catherine Bertini, Vorstandsmitglied des Welternährungs¬ 
programms der Vereinten Nationen (zuvor Stellvertretende 
US-Landwirtschaftsministerin) vor dem Welternährungsgipfel 

der UNO im November 1996 


An die goldene Reisschüssel gelangen 

Die Rockefeller-Stiftung regte 1984 die erste umfassende Erforschung 
der wirtschaftlichen Möglichkeiten der Gentechnologie bei Pflanzen 
an. Damals nannten sie es ein »größeres langfristiges Engagement für 
die Gentechnik bei Pflanzen«. Das war eine Untertreibung. 

Das Vermögen der Rockefeller-Stiftung stellte den wesentlichen Ka¬ 
talysator für die weltweite wissenschaftliche Erforschung und Ent¬ 
wicklung dar, die zur Schaffung genetisch veränderter Pflanzen führen 
sollte - zur »Gentechnischen Revolution«, ln den folgenden zwei Jahr¬ 
zehnten sollte die Stiftung gut 100 Millionen Dollar unmittelbar und 
einige Hundert Millionen mittelbar bereitstellen, um die Porschung 
und Entwicklung der Gentechnologie auszulösen und ihre Anwendun¬ 
gen zur Umstellung der Weltnahrungsmittelproduktion zu propagie¬ 
ren. Offensichtlich hatte das in ihren strategischen Plänen einen hohen 
Stellenwert. 

1982 drängte eine Gruppe handverlesener Berater die Stiftung da¬ 
zu, ihre Mittel künftig auf die Molekularbiologie der Pflanzenzucht 
zu verwenden. Im Dezember 1984 genehmigten die Treuhänder der 
Rockefeller-Stiftung das Projekt, das sich nach damaliger Ansicht 
über zehn bis 15 Jahre erstrecken sollte. Es sollte die neuen molekular- 



Gordon Conway, Präsident der Rockefeller-Stiftung, der die »Grüne Revolu¬ 
tion« durch die von ihm massiv geförderte »Gentechnische Revolution« ablö- 
sen ließ. Gonway war es auch, der die Firma Monsanto dazu überredete, die 
neue Saatguttechnik »Terminator« nicht auf den Markt zu bringen. 

biologischen Verfahren auf die Züchtung von Reis, der Hauptnahrung 
des größten Teils der Weltbevölkerung, anwenden. Man beschloß, 
groß einzusteigen. Sich mit »Kleinlichkeiten« abzugeben war noch nie 
die Sache der Stiftung gewesen. 

1984 wurde Ronald Reagan für eine zweite Amtszeit gewählt. Er 
wertete seine Wiederwahl als einen starken Auftrag des Volkes, mit 
dem Wirtschaftsprogramm der Neuen Rechten, mit der Privatisierung 
und Deregulierung fortzufahren, das heißt auf der Linie, die ihm John 
D. Rockefeiler und andere über ein Jahrzehnt zuvor im Detail vorgege¬ 
ben hatten. Das amerikanische Agribusiness hatte einen wichtigen 
Schwellenwert bezüglich Größe und Einfluß auf die Politik des US- 
Landwirtschaftsministeriums und darüber hinaus auf den Nahrangs¬ 
mittelmarkt der Welt erreicht. Die Zeit war günstig für eine dramati¬ 
sche Verschiebung hin zur künftigen Kontrolle über die Weltnah¬ 
rungsmittelversorgung. 
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Die »Neue Eugenik«: Reductio ad absurdum ... 

Die Gentechnologie-Initiative der Rockefeller-Stiftung folgte keinem 
momentanen Einfall, ln ihr gipfelten die Forschungen, die sie seit den 
1930er Jahren finanziert hatte. Während der späten 1930er Jahre, als die 
Stiftung noch tief in der Finanzierung der Eugenik des Dritten Reichs 
steckte, warben sie bereits Chemiker und Physiker zur Einführung 
einer neuen Wissenschaftsdisziplin an. Diese nannten sie zur Unter¬ 
scheidung von der klassischen Biologie Molekularbiologie. Zum Teil 
wandten sie sich auch der neuen Molekularbiologie zu, um von der 
wachsenden Kritik an ihrer rassistischen Eugenik abzulenken und ihr 
die Spitze zu nehmen. Nazi-Deutschland hatte der Eugenik einen 
»schlechten Namen« verschafft. 

Präsident der Rockefeller-Stiftung war während der 1930er Jahre 
der Physiker Warren Weaver. Er und Max Mason leiteten das neue 
Biologieprogramm der Stiftung. Die Großzügigkeit, mit der die Stif¬ 
tung wissenschaftliche Forschungsprojekte finanzierte, sicherte ihr 
während der Großen Depression einen enormen Einfluß auf die Rich¬ 
tung der Wissenschaftsentwicklung. Das geschah allein schon auf¬ 
grund der Tatsache, daß sie über Vermögen verfügte, um damit füh¬ 
rende Forscher in einer Zeit äußerster Knappheit zu bezahlen. Von 
1932 bis 1957 hatte die Rockefeller-Stiftung beeindruckende 90 Millio¬ 
nen Dollar an Forschungsgeldern ausgeteilt, um das neue Feld der Mo¬ 
lekularbiologie in Gang zu bringen. Sie war ein Geschöpf der Rockefel¬ 
ler-Stiftung in jeder Bedeutung des Wortes. 

ln starker Anlehnung an ihre Arbeit in der Rasseneugenik entwik- 
kelte sie die Vorstellung der Molekularbiologie aufgrund der Überzeu¬ 
gung, daß sich fast alle menschlichen Probleme durch genetische und 
chemische Manipulationen »lösen« ließen. Man sah darin das ultimati¬ 
ve Mittel zur sozialen Kontrolle und Gestaltung. 

Zum Schaden der meisten Menschen war die Molekularbiologie 
dies möglicherweise auch. 

Die damit verbundenen Risiken waren für die Rockefeller-Gruppe 
uninteressant. Ihre Methodik fußte auf etwas, was seit Rene Descartes 
»Reduktionismus« hieß, auf der Methode Charles Darwins und ande¬ 
rer. Es handelte sich um die Erweiterung der Überzeugung, daß kom¬ 
plexe Lebensformen auf grundlegende Bausteine oder »elementare 
Keime« reduziert und daraus alle Eigenschaften dieser Lebensformen 
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abgeleitet werden konnten. Weaver und andere Vertreter der Rockefel- 
ler-Stiftung zeigten wenig Interesse an der Tatsache, daß der wissen¬ 
schaftliche Reduktionismus grundlegend widerlegt worden war: »Wer 
zahlt, schafft an.« Die Stiftung hatte ein gesellschaftliches Ziel, und 
dem entsprach ihre reduktionistische Genetik. 

Sobald die Stiftung ihre Vorstellung, daß sich Organismen auf ihre 
Gene zurückführen ließen, in die wissenschaftliche Lehre der USA 
eingebracht hatte, verloren die Organismen ihre eigene Natur. Alles 
war nur ein »Spiel der Kräfte«. Doch war die Natur weit komplexer als 
ein Digitalrechner. Als Beispiel verwiesen Biologen darauf, daß gege¬ 
bene DNS-Ketten sich in einem Reagenzglas stabil verhalten konnten, 
in lebenden Organismen aber äußerst instabil wurden und sich auf 
eine nichtlineare und komplexen Weise gegenseitig beeinflußten. Das 
Leben folgt keinem binären Rechnerprogramm. Es ist unwahrschein¬ 
lich nichtlinear und komplex, wie es traditionelle Biologen seit Jahr¬ 
hunderten bezeugt hatten. 

Die Molekularbiologie der Rockefeher-Stiftung und ihre Genetik 
fußten auf einem grundsätzlichen wissenschaftlichen Irrtum, dem Re¬ 
duktionismus. Ihre Wissenschaftler benutzten dafür den Begriff »Ge¬ 
netisches Programmieren«. Das war eine Metapher für das, was in ei¬ 
nem Rechner geschieht. Doch war kein Wissenschaftler in der Lage, 
einen Organismus nach einem genetischen Programm zu erzeugen. 
Professor Brian Goodwin, ein britischer Biologe, meinte: »Man muß 
mehr als das Gen-Material kermen, um die Herausbildung der Form 
und Gestalt eines Organismen zu erklären.« 

Doch solche Details interessierten Rockefellers Eugeniker nicht, die 
in den 1980er Jahren als Genetiker verkleidet wieder auftraten. Viele 
Biologen und Wissenschaftler der jüngeren Generation, die von Rocke- 
feher Forschungsmittel erhielten, sind sich wahrscheinlich nicht der 
Tatsache bewußt, daß Eugenik und Genetik irgendwie etwas mit¬ 
einander zu tun hatten. Sie jagen nur noch den knappen Forschungs- 
Dollars nach, an denen allzu oft Name und Strichcode der Rockefeher- 
Stiftung kleben. 

Forschungsziel der Stiftung war es, die unendlichen Komplexitäten 
des Lebens möglichst auf einfache, deterministische und berechenbare 
Modelle zurückzuführen. Warren Weaver beabsichtigte, die Wissen¬ 
schaft, notfalls auch schlechte Wissenschaft, zu benutzen, um die Welt 
nach Rockefellers Weitsicht auszurichten. Die Vertreter der neuen 
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Molekularbiologie der Stiftung waren entschlossen, die Struktur der 
Gene kartographisch zu erfassen und die Informationen auszunutzen, 
um - wie es Philip Regal beschrieb - »gesellschaftliche und moralische 
Probleme einschließlich Verbrechen, Armut, Hunger und politische 
Instabilität zu korrigieren«. Allerdings hielten sie die Antwort auf die 
Frage, wie sie solche gesellschaftlichen Probleme korrigieren würden, 
jahrzehntelang gut versteckt. Regal umschrieb die Sichtweise Rockefel- 
lers so: 

»Ams Sicht der reduktionistischen Theorie war es logisch, daß sich soziale 
Probleme auf einfache biologische Vorgänge reduzieren ließen, die sich 
durch chemische Manipulationen des Bodens, der Gehirne und Gene wür¬ 
den korrigieren lassen. Damit ging die Rockefeller-Stiftung die größere 
Verpflichtung ein, ihre Verbindungen und Mittel zu benutzen, um ihre 
Philosophie der Eugenik voranzubringen. « - 

»Die Rockefeller-Stiftung setzte ihre Mittel und ihre erheblichen gesell¬ 
schaftlichen, politischen und wirtschaftlichen Verbindungen ein, um die 
Idee zu propagieren, die Gesellschaft solle auf wissenschaftliche Erfindun¬ 
gen warten, um ihre Probleme zu lösen. Daher sei das Herumstellen an 
den wirtschaftlichen und politischen Systemen nicht nötig. Geduld und 
vermehrte Investitionen in die reduktionistische Forschung würden zu rei¬ 
bungsloseren Lösungen der sozialen und wirtschaftlichen Probleme füh¬ 
ren.« - 

»Mason und Weaver halfen mit, ein Netzwerk von Leuten aufzubauen, 
die man eines Tages Molekularbiologen nennen würde. Sie hatten wenig 
mit dem traditionellen Wissen über lebende Organismen und von Gemein¬ 
schaften von Organismen zu tun. Sie teilten den Glauben an die reduktio¬ 
nistische Theorie und an den Determinismus. Sie vertraten utopische Idea¬ 
le und lernten im Diskurs optimistische Begriffe zu verwenden. Das brach¬ 
te ihnen Subventionen und Anerkennung ein. Das Projekt atmete im all¬ 
gemeinen den Geist von Bacons Neuem Atlantis und hatte die Vision der 
Aufklärung von einer reibungslosen Gesellschaft, die auf der Beherrschung 
der Naturgesetze und des wissenschaftlich/technologischen Fortschritts 
fußt.« 
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Während der 1970er Jahre debattierten Molekularbiologen in den 
Vereinigten Staaten eifrig darüber, ob man die Erforschung der Ein¬ 
griffe in die DNS, die spätere Gentechnik, überhaupt weiterbetreiben 
solle, oder ob man, wegen der Unkalkulierbarkeit möglicher Gefahren 
für das irdische Leben und des Risikos eines ökologischen Unfalles, die 
Eorschung freiwillig im Interesse der Menschheit aufgeben solle. Um 
1973 waren wesentliche Verfahren der Gentechnik im Labor bereits 
entwickelt worden. 

Der Biologe Dr. Robert Mann, ein pensionierter Professor an der 
Universität Auckland, beschrieb das Problem mit den Vereinfachungen 
des Rockefellerschen Reduktionismus, die es erlauben, Überlegungen 
über mögliche gesellschaftliche Risiken zu übergehen, so: »Versuche 
zur Risikoanalyse bei der Gentechnologie sind offensichtlich dazu ver¬ 
urteilt, in die Irre zu führen«, denn, so bemerkte er »das System einer 
lebenden Zelle, auch wenn ihr noch kein Virus oder fremde Plasmide 
(oder gar Prionen) eingebaut worden sind, ist unvergleichlich komple¬ 
xer als ein Kernreaktor. Es gibt keine Vorlage, um sich vorzustellen, 
was alles furchtbar schief laufen könnte ... Viele Genteile führen zu 
nichts; einige andere werden vielleicht das erwünschte Ergebnis her¬ 
vorbringen; doch die wenigen, größeren Unfälle beherrschen, wie bei 
der Kerntechnik, die Einschätzung so, daß sich diese Herangehensweise 
für die Wissenschaft und das Leben verbietet.« 

Mann schlug als einer unter vielen warnenden Stimmen von Wis¬ 
senschaftlern Alarm. Sie und alle ihre Argumente wurden von der 
mächtigen Propagandamaschine des Agribusiness, die mit der Rocke- 
feller-Stiftung genetisch veränderte Organismen haben wollte, unter 
den Tisch gekehrt. 

Mann schrieb weiter: »Zu den biologischen Materialien, die man bei 
der Gentechnik einsetzt, gehören Stückchen von DNS, man nennt sie 
Plasmide. Dies sind einfache, berechenbare Träger für eingearbeitete 
Gene. Nach der herkömmlichen Weisheit kann ein Plasmid, das dazu 
benutzt wird, ein Gen in einen genetisch veränderten Mikroorganis¬ 
mus einzuführen, nicht übertragbar gemacht werden ..., aber es gibt so 
etwas wie ein >sicheres< Plasmid einfach nicht ... Ein Rätsel, das wir 
vielleicht lösen müssen, um zu überleben, lautet: Wodurch ließe sich 
die Übertragung der Gene stoppen oder verlangsamen, die gegen Anti¬ 
biotika resistent machen? Die Gen-Jockeys behaupten, sie körmten, wie 
Gott, die Evolutionsergebnisse ihrer künstlichen Übertragungen von 
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menschlichen Genen auf Schafe, von Rindergenen auf Tomaten, etc. 
vorher sehen.« 

Im Gegensatz zu den langjährigen Züchtungsmethoden bestimmter 
Pflanzen durch die Kreuzung zweier Varianten der gleichen Pflanze, 
z.B. Mais, um eine neue Variante mit bestimmten Eigenschaften zu 
erhalten, besteht das Wesen der Gentechnik bei Pflanzen darin, fremde 
DNS in eine vorgegebene Pflanze einzuführen. Mit dem Einbau von 
neuen Genen erzeugt man sogenannte transgene Organismen, die ne¬ 
ben ihrer eigenen DNS auch Eremd-DNS enthalten. Ein Beispiel hierfür 
war die Schaffung von GMO-Mais oder »Bt-Mais«. Man gewann ihn, 
indem man das Gen eines Bodenbakteriums, des Bacillus thuringiensis, 
oder Bt, in das Genom einer Maisart einfügte, um sie vor Schädlingen, 
dem europäischen Kornbohrer und dem Maiszünsler, zu schützen. 
1961 war der Bazillus Bt als ein Pestizid registriert worden. Der Bazil¬ 
lus war ursprünglich im ostdeutschen Thüringen, daher der Name, 
heimlich während des Kalten Krieges als mögliche Waffe gegen die 
Landwirtschaft im Westen entwickelt worden, und zwar von ost¬ 
deutschen und sowjetischen Eachleuten für biologische Kriegsführung. 

Die Veränderung des Erbgutes von Pflanzen verlangt üblicherweise 
Gewebekulturen oder die Regeneration einer Pflanze aus einer einzel¬ 
nen Zelle. Um in die Pflanzenzellen Eremdgene einzuschleusen, be¬ 
nutzt man außerdem gentechnisch veränderte Bakterien (Agrobacteri- 
um tumefaciens) als »Taxi« oder »Genkanonen« - eine Methode, die 
man als Biolistik bezeichnet. Anders als bei der Züchtung von Pflanzen 
oder Tieren umgeht die Gentechnologie bei Pflanzen völlig die Mecha¬ 
nismen der geschlechtlichen Portpflanzung und wird daher nicht von 
deren speziellen Barrieren beschränkt, sodaß hierbei die natürliche 
Artgrenze überschritten werden kann. 

Dr. Mae-Wan Ho, Biologin und Leiterin des Londoner Instituts »Wis¬ 
senschaft in der Gesellschaft«, betonte, daß »im Labor völlig neue Gene 
und Kombinationen von Genen zusammengestellt und in das Genom 
von Organismen eingefügt werden, um genetisch veränderte Organis¬ 
men zu erhalten. Im Gegensatz zu dem, was Ihnen Pro-GMO- 
Wissenschaftler sagen«, fuhr sie fort, »ist das Verfahren überhaupt nicht 
genau. Es ist unkontrollierbar und unzuverlässig und endet normaler¬ 
weise damit, daß das Genom des Gastorganismus geschädigt und mit 
ganz unvorhersagbaren Konsequenzen durcheinandergebracht wird.« 

Weder die Rockefeller-Stiftung noch die Wissenschaftler, die sie 
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finanzierte, hatten anscheinend ein Interesse daran, derartige Risiken 
zu überprüfen. Es sei ein Grundsatz, erklärten sie, daß die Risiken mi¬ 
nimal seien. 

Die erste Gene wurde 1973 aufgeteilt. Die Technik gentechnischer 
Rekombination breitete sich rasch unter den Forschungslaboratorien 
aus. Gleichzeitig entbrannte eine hitzige Debatte über die potentiellen 
Risiken des Mißbrauchs der neuen Technologie. Wissenschaftler mach¬ 
ten sich große Sorge wegen eines sogenannten »Andromeda-Art«- 
Szenarios, des Risikos, daß ihnen eine mutierende Spezies entkommen 
könnte. Der Begriff stammte von dem Science-Fiktion-Autor Michael 
Crichton, der 1971 einen Roman über ein tödliches Bakterium ge¬ 
schrieben hatte, das alles Erdenleben bedrohte. 

Zwischen den amerikanischen Forschungslaboren bestand 1984 
kein wirklicher Konsens über die Gefahren, welche die Freisetzung 
genetisch veränderter Pflanzen in die Natur mit sich brachte. Trotz der 
sehr bedeutsamen Zweifel fällte die Rockefeller-Stiftung die Entschei¬ 
dung, weltweit größere Summen für den Prozeß der genetischen Mo¬ 
difikation bereitzustellen. 

Eine sehr wichtige Folge der Deregulierungs-Revolution unter Rea¬ 
gan war in bezug auf die molekularbiologischen Forschung der 1980er 
Jahre, daß Entscheidungen über Sicherheit oder Risiken, die früher von 
relativ unabhängigen Regierungsämtern getroffen wurden, zuneh¬ 
mend in die Hände privater Gesellschaften übergingen, und zwar eben 
der Gesellschaften, die sich größere Gewinne aus den Möglichkeiten 
erhofften, die sich aus der Biotechnik ergeben körmten. Rockefellers 
Planer hatten wenig Mühe, größere Gesellschaften für die Mitarbeit an 
den neuen Versuchen der Gentechnik zu interessieren. 


Erfassen des Reisgenoms 

Im Jahr 1984 beschloß die Stiftung, ein umfassendes Programm zur 
Erfassung des Genoms der Reispflanze in Gang zu setzen. Dafür soll¬ 
ten neue molekularbiologische Techniken und die Fortschritte der 
Datenverarbeitung genutzt werden. Damals rechtfertigte noch kein 
experimenteller Beweis diese Entscheidung. Sie wurde trotz dieses 
kleinen Nachteils gefällt. Die Stiftung verfolgte eine langfristige Stra¬ 
tegie. 
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In der Öffentlichkeit stellte sie ihre gewaltige Forschungsanstren¬ 
gung als einen Versuch dar, sich mit dem Welthungerproblem kom¬ 
mender Jahrzehnte zu befassen, da das veranschlagte Wachstum der 
Weltbevölkerung verlange, Milliarden neuer hungriger Mäuler zu 
stopfen. Die Forschungsgelder flössen durch eine neu geschaffene Ein¬ 
richtung, das Internationale Programm für Reis-Biotechnik (Internatio¬ 
nal Program on Rice Biotechnology, IPRB), an einige der führenden For¬ 
schungslabore der Welt. In den nächsten 17 Jahren sollte die Stiftung 
eindrucksvolle 105 Millionen Dollar aus eigenen Mittel aufbringen, um 
genetisch veränderten Reis zu entwickeln und ringsum in der Welt 
anzubauen. Dazu gab sie ab 1989 zusätzlich 54 Millionen Dollar pro 
Jahr für mindestens das nächste Jahrzehnt oder insgesamt über 540 
Millionen Dollar aus, und zwar auch für »Ausbildung und Kapazitäts¬ 
aufbau«, um die neu entwickelten, gentechnisch veränderten Reis¬ 
sorten zu verbreiten. Die Setzlinge der »Gentechnischen Revolution« 
wurden sehr sorgfältig gepflanzt. (1) 


»Goldener Reis« und schwarze Lügen 

Die Entscheidung, eine genetisch veränderte Reissorte zu entwickeln, 
war ein Meisterstück an Öffentlichkeitsarbeit der Rockefeller-Stiftung 
und ihrer Anhänger im wissenschaftlichen und politischen Establishment. 

Anfänglich finanzierte die Stiftung 46 Wissenschaftslabore in der 
industrialisierten Welt, und gab ab 1987 mehr als fünf Millionen Dollar 
pro Jahr für das Projekt »Reisgene«, die Erfassung des Reisgenoms, 
aus. Zu den Empfängern der Ereigebigkeit Rockefellers gehörten auch 
das Schweizer Bundesinstitut für Technologie in Zürich und das Zen¬ 
trum für Angewandte Biowissenschaften an der Universität Ereiburg 
in Deutschland. 

Die Gelder dienten auch dazu, ein Netzwerk internationaler Wis¬ 
senschaftler in der Weitsicht der Rockefeller-Stiftung hinsichtlich der 
Rolle, welche die Gentechnik der Pflanzen für die menschliche Zukunft 
spielen wird, auszubilden. Die Stiftung finanzierte die Ausbildung 
Hunderter Studenten in höheren Semestern und promovierter Wissen¬ 
schaftler überall auf der Welt, um die wissenschaftliche Infrastruktur 
für die spätere kommerzielle Verbreitung gentechnisch veränderter 
Organismen zu schaffen. 
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Die Stiftung kultivierte dabei, nach Auskunft einiger Teilnehmer, 
das Gefühl, einer elitären Bruderschaft anzugehören. Die fünf Spitzen¬ 
forscher an dem wichtigen, von Rockefeiler finanzierten Internationa¬ 
len Reisforschungsinstitut {International Rice Research Institute, IRRI) auf 
den Philippinen hatten alle mit Rockefeller-Geld promoviert. »Ohne 
die Unterstützung der Rockefeller-Stiftung wäre es uns nahezu un¬ 
möglich gewesen, diese Forschungskapazität aufzubauen«, bemerkte 
der Stellvertretende Forschungsdirektor des IRRI. 

Kurz nach Beginn des Programms beschloß Rockefellers Interna¬ 
tionales Programm für Reis-Biotechnik (IPRB), seine Anstrengungen 
auf die Schaffung einer Reisart zu konzentrieren, um damit angeblich 
der Vitamin-A-Unterversorgung zu begegnen, an der arme unterer¬ 
nährte Kinder in den Entwicklungsländern oft leiden. Das war ein bril¬ 
lanter Propagandatrick. Er half in der Öffentlichkeit die Vorstellung zu 
wecken, die Gentechniker würden eifrig an der Lösung der Probleme 
des Hungers und der Eehlernährung in der Welt arbeiten. Das Problem 
war nur, daß es sich dabei um absichtlichen Betrug handelte. 

Man hatte mit Bedacht den Reis als Einstieg für die »Gentechnische 
Revolution« Rockefellers gewählt. Reis bildet, worauf ein Eorscher 
verwies, die Grundnahrung für über 2,4 Milliarden Menschen. Reis 
war von den Bauern vor Ort über einem Zeitraum von mindestens 
12 000 Jahren domestiziert und gezüchtet worden, um in einer großen 
Vielfalt unterschiedlicher Umweltbedingungen zu gedeihen. 

Reis war für die meisten Asiaten ein Synonym für die sichere Ver¬ 
sorgung mit Nahrungsmitteln. In Asien wurden über 90 Prozent der 
weltweiten Reisernte eingefahren, vor allem in China und Indien. In 
diesen Ländern lieferte Reis 80 Prozent des täglichen Kalorienbedarfs 
der Menschen. Reis war auch in Westafrika, der Karibik und in den 
tropischen Regionen Lateinamerikas die Grundnahrung. Reisbauern 
hatten Reissorten gezüchtet, die Dürren standhielten, gegen Schädlinge 
resistent waren und in jedem erdenklichen Klima gediehen, und das 
alles ohne die Hilfe der Biotechnik. Sie hatten eine unglaubliche biolo¬ 
gische Vielfalt von über 140 000 Arten geschaffen. 

Die Rockefeller-Stiftung hatte lange vor dem Reis-Projekt von 1984 
(IPRB) schon ein Auge auf Asiens Reisschüssel geworfen. Ein Haupt¬ 
ziel schon der »Grünen Revolution« der Stiftung war die Reis¬ 
produktion in Asien gewesen. Das Verfahren der »Grünen Revolution« 
hatte die reiche Reisvielfalt in einem Zeitraum von 30 Jahren deutlich 
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zerstört. Das war mit den sogenannten Hochertragssorten gelungen, 
die Asiens Bauern dazu verleiteten, sich in den Strudel des Welthan¬ 
delssystem ziehen zu lassen und das Weltmarktpaket mit Düngemittel, 
Hochertragssaatgut, Pflanzenschutzmittel, Mechanisierung, Bewässe¬ 
rung, Kredit und Vermarktung zu übernehmen, das für sie vom Agri- 
business des Westens geschnürt worden war. 

Der Motor der früheren Reisrevolution war das von der Rockefeller- 
Stiftung auf den Philippinen errichtete Internationale Reisforschungs¬ 
institut (IRRl). Es überraschte nicht, daß das IRRl, das in seiner Gen- 
Bank über ein Fünftel der Reissorten der Welt verfügte, zum wichtig¬ 
sten Instrument der Verbreitung der neuen »Gentechnischen Revolu¬ 
tion« der Rockefeller-Stiftung für Reis wurde. Es lagerte alle wichtigen, 
bekannten Reissorten ein. 

Das IRRl war von den Vertretern der »Grünen Revolution« dazu 
ausersehen worden, die Kontrolle über die unersetzlichen Saatgut¬ 
schätze an Reissorten Asiens zu bekommen, und zwar unter dem 
Vorwand, sie zu »schützen«. 

Das IRRl wurde dem Schirm der Beratergruppe Internationaler 
Landwirtschaftlicher Forschung {Consultative Group of International 
Agricultural Research, CGIAR) unterstellt, nachdem diese 1960 von der 
Rockefeiler- und der Ford-Stiftung im Zuge der »Grünen Revolution« 
in Asien gegründet worden war. CGIAR war die gleiche Agentur, die 
vor dem Irak-Krieg die dortige Saatgutbank überwacht hatte. Die 
Gruppe arbeite vom Hauptquartier der Weltbank in Washington aus 
und wird ebenso von der Rockefeller-Stiftung finanziert. 

Auf diese Weise hält die Weltbank, deren Politik von Washington 
bestimmt wird, den Schlüssel zur Reissamenbank Asiens in der Hand. 
Über drei Viertel des Erbgutes von amerikanischen Reissorten stammte 
ursprünglich aus der IRRl-Samenbank. Dieser Reis wurde dann von 
der US-Regierung den Ländern Asiens wieder aufgenötigt, als die USA 
von diesen Nationen die Beseitigung »unfairer Handelsschranken« 
gegen ihre Reisimporte verlangten. 

Das IRRl wurde danach zum Instrument, durch das internationale 
Großunternehmen im Agribusiness, wie Syngenta oder Monsanto, ille¬ 
gal Zugriff auf das Saatgut der Samenbank erhielten, das IRRl ur¬ 
sprünglich als Treuhänder für die einheimischen Bauern der Region 
aufbewahrte hatte. 

Das Saatgut wurde, wenn es sich einmal in den Laboren von 
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Monsanto oder denen anderer Biotechnikriesen befand, genetisch mo¬ 
difiziert und als ausschließliches geistiges Eigentum der Biotechnik¬ 
gesellschaft patentiert. Die Welthandels-Organisation, die 1994 aus der 
Uruguay-Runde von GATT hervorgegangen war, setzte das radikale 
neue TRIPS-Abkommen durch, das es den multinationalen Unterneh¬ 
men zum ersten Mal erlaubte, Pflanzen und andere Lebensformen zu 
patentieren. 

1993 wurde eine UNO-Konvention über biologische Mannigfaltig¬ 
keit verabschiedet, um den Diebstahl der Saatgutressourcen der Ent¬ 
wicklungsländer abzuwehren. Washington setzte allerdings eine kleine 
Änderung des ursprünglichen Textes durch. Diese besagte nun, daß 
die Regelung nicht für die genetischen Ressourcen gilt, die vom 
CGIAR-System (dem IRRl angehört) aufbewahrt werden. Das betraf 
eine halbe Million Samenarten oder 40 Prozent des einmaligen, in den 
Samenbanken aufbewahrten Samenerbgutes von Peldfrüchten der 
Welt und bedeutete, daß es den Agrar unternehmen weiterhin frei¬ 
stand, sie zu nehmen und zu patentieren. 

Mit den Mitteln des IRRl wurde zu Beginn der 1990er Jahre das von 
Rockefeiler finanzierte Projekt eines mit Vitamin A angereicherten Rei¬ 
ses zur Hauptaufgabe der IPRB-Porschung. Stiftungsgeld finanzierte 
einen großen Teil der Porschung auf diesem Gebiet, unter anderen auch 
die Arbeit des Schweizer Bundesinstituts für Technologie in Zürich. 

Propagandisten der Stiftung behaupteten, daß Vitamin-A-Mangel 
eine bedeutendere Ursache für Erblindung und Tod bei neugeborenen 
Kindern in Entwicklungsländern sei. UN-Statistiken ließen erkennen, 
daß etwa 100 bis 140 Millionen Kindern weltweit unter einer Art Vit¬ 
amin-A-Mangel litten. Von diesen erblindeten vielleicht 250 000 bis 
500 000. Es handelte sich um eine ergreifende menschliche Angelegen¬ 
heit von höchstem emotionalem Reiz, um die Akzeptanz der umstritte¬ 
nen neuen, genetisch veränderten Pflanzen und Peldfrüchte zu för¬ 
dern. Der Goldene Reis wurde zum Symbol, zum Sammelpunkt, zum 
Nachweis für die Versprechen der Gentechnologie, auch wenn die 
Versprechen auf finsteren Lügen und absichtlichem Betrug fußten. 

Die Einführung des genetisch veränderten Reis sollte zum ersten 
Mal die unmittelbare Kontrolle über das Reissaatgut, das Grundnah¬ 
rungsmittel von 2,4 Milliarden Menschen, in Aussicht stellen. Vor der 
»Genetischen Revolution« war Reis von den internationalen Saatgut¬ 
unternehmen im Agribusiness übergangen worden. Der Grund hierfür 
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lag zum Teil in den niedrigen Einkommen der Bauern in den Reis¬ 
regionen und zum Teil in der Tatsache, daß sich Reishybride äußerst 
schwierig züchten ließen. Über 80 Prozent des Reissaatguts in Asien 
stammte aus den aufbewahrten Ernteerträgen der Bauern. 

ln ihren Bemühungen, den riesigen Reismarkt mit genetisch verän¬ 
dertem Saatgut zu übernehmen, halfen der Stiftung und ihren Kolla¬ 
borateuren im Agribusiness die Möglichkeiten oder Raffinessen des 
freien Marktes nicht weiter. 1991 gründete die Rockefeller-Stiftung 
daher eine neue Organisation, den Internationalen Dienst zum Er¬ 
werb von Anwendungen der Agrar-Biotechnik {International Service 
for the Acquisition of Agri-biotech Applications, ISAAA). Er wurde von 
Dr. Clive James geleitet, der in der Rockefeller-Stiftung schon für die 
»Grüne Revolution« in Mexiko zuständig gewesen war. Er stand auch 
dem Internationalen Zentrum zur Verbesserung von Weizen und 
Mais {International Center for Wheat and Maize Improvement, CIMMYT) 
vor. 

Zweck des ISAAA war nach eigenen Worten, »einen Beitrag zur 
Linderung der Armut in den Entwicklungsländern durch Anhebung 
der Ernteproduktivität und der Einkommen, besonders der nur dürftig 
ausgerüsteten Bauern, zu leisten und eine nachhaltigere landwirt¬ 
schaftliche Entwicklung in einer sichereren globalen Umwelt auszulö¬ 
sen«. Der einzige Haken an der Sache war, daß diese äußerst an¬ 
spruchvolle Aufgabe, den Rahmenbedingungen entsprechend, nur mit 
Hilfe der Biotechnik bewältigt werden sollte. 

Das ISAAA war schlicht die Plattform, um gentechnisch veränderte 
Pflanzen in ausgesuchten Entwicklungsländern zu verbreiten. 

ISAAA war fast ein volles Jahrzehnt geschaffen und in Gang gesetzt 
worden, bevor klar war, daß die Entwicklung des Goldenen Reises der 
Rockefeller-Stiftung überhaupt möglich war. Die Absicht dahinter war, 
die Verbreitung gentechnisch veränderter Pflanzen in Entwicklungs¬ 
ländern mit einer nahezu unanständigen Eile voranzubringen. 

Doch die Stiftung war nicht die einzige, die ISAAA unterstützte. Sie 
wurde auch großzügig von Biotechnik-Unternehmen im Agribusiness 
finanziell unterstützt, von Monsanto, Novartis, AgrEvo und aus dem 
USAID-Programm des US-Außenministeriums. Deren Ziel war es, 
»globale Partnerschaften« zwischen den biotechnischen Großunter¬ 
nehmen im Agribusiness der Industriestaaten, vor allem der USA, und 
den Entwicklungsländern zu schaffen. Zu diesem Zweck stieß ISAAA 
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Projekte zum Technologietransfer auf den Gebieten Gewebekultur, 
Diagnostik oder Gentechnik an. 

Interessanterweise stellte auch das ISAAA - genau wie die Liste der 
13 Entwicklungsländer im Strategiedokument Henry Kissingers von 
1974, NSSM 200, die von der Entvölkerungspolitik der US-Regierung 
»bevorzugt« zu behandeln seien - auch eine Liste von zwölf bevorzugt 
anzugehenden Ländern auf, um dort gentechnisch veränderte Pflanzen 
und Peldfrüchte einzuführen. Auf dieser Liste standen Indonesien, 
Malaysia, die Philippinen, Thailand und Vietnam in Asien, Kenia, 
Ägypten und Simbabwe in Afrika sowie Argentinien, Brasilien, Costa 
Rica und Mexiko in Lateinamerika. Bemerkenswerterweise überschnitt 
sich die Hälfte der mit Priorität anzugehenden Länder der ISAAA mit 
den geopolitischen Zielgebieten Kissingers von vor 17 Jahren. Die 
Geopolitik weist gewisse Konstanten auf. 

Im Jahr 2000 kündigten die Rockefeller-Stiftung und das schweize¬ 
rische Bundesinstitut für Technologie an, daß es gelungen sei, zwei 
Gene der Narzisse und ein Gen eines Bakteriums in das Reisgenom 
einzubauen, um einen - wie sie es nannten - Pro-Vitamin-A- oder Beta- 
Karotin-Reis zu erzeugen. 

Weil das Beta-Karotin (Pro-Vitamin A), das im Körper Vitamin A 
erzeugt, die Reiskörner orange färbte, wurde der entsprechende Reis 
als »Goldener Reis« bezeichnet. Das war ein weiterer brillanter Ver¬ 
marktungsstreich, da jedem der Sinn nach Gold, in welcher Porm 
auch immer, steht. Jetzt konnten die Menschen es scheinbar mit ihrer 
täglichen Schüssel Reis bekommen und damit zugleich Blindheit und 
andere Anzeichen von Vitamin-A-Mangel von ihren Kindern fernhal¬ 
ten. 

Die Kinder in Asien und in der übrigen Welt hatten ihr Vitamin A 
jahrhundertelang aus anderen Nahrungsquellen bekommen. Das Pro¬ 
blem war nicht ein Mangel an natürlicher Vitamin-A-Nahrung, son¬ 
dern Zugang zu den anderen, an natürlichem Vitamin A reichen Nah¬ 
rungsmitteln zu bekommen. 

Eine Inderin, der sich für eine größere biologische Vielfalt einsetzt, 
Dr. Vandana Shiva, führte in einer beißenden Kritik an der Werbung 
der Rockefeller-Stiftung für den Goldenen Reis aus: »Der erste Eehler 
des um des Vitamin A willen gentechnisch veränderten Reises ist, daß 
er andere Quellen für Vitamin A ausblendet. Pro P. Anderson, der Lei¬ 
ter des Internationalen Reis-Porschungsinstitutes, hatte gesagt, daß 
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Vitamin-A-Reis für die Armen in Asien nötig sei, weil >wir nicht sehr 
viele Unterernährte in der Welt mit Pillen erreichen können<.« 

Shiva zeigte auf: »Es gibt viele Alternativen zu Vitamin-A-Pillen. 
Vitamin A befindet sich in Leber, Eidotter, Hühnerfleisch, Milch und 
Butter. Beta-Karotin, den Vorläufer von Vitamin A, gibt es in dunkel¬ 
grünem Blattgemüse, Spinat, Karotten, Kürbis, Mango ...« 

Auch wußten Ärzte und Wissenschaftler, was nicht in der Presse¬ 
mitteilung der Rockefeller-Stiftung stand, nämlich, daß zu große Men¬ 
gen Vitamin A zur »Hypervitaminose« oder »Vitamin-A-Vergiftung« 
führen können. Sie können bei Kindern bleibende Gehirnschäden und 
andere schädlichen Wirkungen hervorrufen. 

Doch war die Menge Goldenen Reises, die eine Person täglich zu 
sich nehmen mußte, um daraus den vollen Bedarf an Vitamin A zu 
decken, atemberaubend und gar nicht menschenmöglich. Nach einer 
Schätzung hätte ein durchschnittlicher Asiate täglich neun Kilogramm 
gekochten Reis essen oder die Entsprechung von 3,75 Kilogramm un¬ 
gekochtem Reises essen müssen, um den Minimalbedarf an Vitamin A 
zu decken. Üblicherweise besteht eine Tagesration in Asien aus 300 
Gramm Reis. Sie würde als Goldener Reis somit nur acht Prozent des 
täglichen Bedarfs decken. 

Der Präsident der Rockefeller-Stiftung Gordon Conway reagierte 
recht hilflos auf diese Kritiken mit einer Pressemitteilung: »Erstens sei 
festgestellt, wir meinen nicht, daß der Goldene Reis die Lösung für den 
Vitamin-A-Mangel sei. Er bietet eher eine ausgezeichnete Nahrungs¬ 
ergänzung zu Erüchten, Gemüse und tierischen Erzeugnissen und zu 
verschiedenen angereicherten Nahrungsmitteln und Vitaminergänzun¬ 
gen.« Außerdem fügte er hinzu: »Ich stimme Dr. Shiva zu, daß der 
Einsatz der Öffentlichkeitsarbeit für den Goldenen Reis zu weit gegan¬ 
gen ist.« 

Zu weit gegangen sein mag den Vertreter der »Genetischen Revolu¬ 
tion« der Rockefeller-Stiftung vielleicht der »Einsatz der Öffentlich¬ 
keitsarbeit«, aber offensichtlich nicht die Kampagne zur Verbreitung 
des genetisch veränderten Goldenen Reises. 

Die Rockefeller-Stiftung kündigte im Jahr 2000 an, sie werde die Er¬ 
gebnisse ihrer jahrelangen Reisforschung der »Öffentlichkeit« zur Ver¬ 
fügung stellen. Tatsächlich stellten sie diese gekonnt den biotechni¬ 
schen Großbetrieben im Agrargeschäft zur Verfügung. Die britische 
Eirma AstraZeneca, späterer Teil der Eirma Swiss Syngenta, gab im Mai 
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2000 bekannt, daß sie die ausschließlichen Rechte für die Vermarktung 
des Goldenen Reises erworben habe. 

Der Goldene Reis gab der gentechnischen Industrie ein gewaltiges 
Propagandamittel an die Hand. 1999 erklärte der damalige US-Präsi- 
dent Bill Clinton: »Wenn wir mehr von diesem Goldenen Reis - eine 
genetisch veränderte, besonders mit Vitamin A angereicherte Reissorte 
- an die sich entwickelnde Welt ausliefern würden, könnte das täglich 
4000 Leben von unterernährten und sterbenden Menschen retten.« 
Syngenta und auch Monsanto ließen sich Patente auf den Goldenen Reis 
eintragen, behaupteten aber, sie würden diese Technologie »kostenlos 
für humanitäre Zwecke in jedem Entwicklungsland zur Verfügung 
stellen«. 

Die Kritik und Skepsis, ob es vernünftig sei, unsere Grundnah¬ 
rungsmittel den Gendoktoren und Großkonzernen des Agribusiness 
zu überlassen, schwächte sich ab, als die Propagandamaschine der 
Rockefeller-Stiftung und der Lobby des Agribusiness voll in Gang 
kam. Ein sehr prominenter medizinischer Eachmarm, Dr. Richard Hor¬ 
ton, der Herausgeber der britischen medizinischen Zeitschrift The Lan- 
cet, sagte: »Die Suche nach einer technologischen Nahrungskorrektur 
gegen den Welthunger ... könnte zur wirtschaftlich bösartigsten Wild¬ 
gänsejagd des neuen Jahrhunderts werden.« Wenige hörten auf ihn. 

Auch ein Insider in der Welt der Biotechnik, Steven Smith, der für 
die Eirma Swiss Syngenta Seeds, den wichtigsten Patentinhaber für Gol¬ 
denen Reis, an gentechnisch verändertem Saatgut gearbeitet hatte, er¬ 
klärte kurz vor seinem Tod im Juni 2003: »Wenn Ihnen jemand sagt, 
GM würde die Welt ernähren helfen, sagen Sie ihm, daß es dies nicht 
tun wird ... Die Welt zu ernähren, das verlangt den politischen und 
finanziellen Willen dazu. - Dabei geht es gar nicht um Produktion und 
Verteilung.« Der Anspruch der Rockefeller-Stiftung, sich darum zu 
kümmern, die Welt mit gentechnisch veränderten Organismen zu er¬ 
nähren, ist nichts als ein Mythos, ein Mythos in den Händen eines 
mächtigen Mythenschöpfers. Doch die Revolution ging noch weiter. 

Mit einer komplizierten internationalen Struktur zur Verbreitung 
des Saatgutes der »Gentechnischen Revolution«, zu der ISAAA, 
CGI AR, IRRI und die direkte Pinanzierung durch die Rockefeller- 
Stiftung gehörten, hatten sich das Agribusiness und die Hintermänner 
der »Gentechnischen Revolution« auf ihren nächsten großen Schritt 
vorbereitet: die Konsolidierung der weltweiten Kontrolle über die 
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Nahrungsmittelversorgung der Menschheit und - mehr noch - über 
ihre nackte Existenz. Zu diesem Zweck wurde eine neue Organisation 
unentbehrlich, die Welthandels-Organisation. (2) 
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Kapiteln 


Saat der lerstörung - den 
»Garten irdischer Freuden« nniegen 


Das US-Agribusiness auf dem Weg zur Herrschaft 

Im September 1986, zwei Jahre, nachdem die Rockefeller-Stiftung ihr 
Projekt »Gentechnischer Reis« begonnen hatte, stellte sich das US- 
Agribusiness mit seinem ganzen, inzwischen erheblichen Gewicht hin¬ 
ter ein radikal neues internationales Handelsregime, die sogenannten 
Uruguay-Runde des GATT (General Agreement on Tariffs and Trade, 
Generalabkommen über Zölle und Handel). 

Es war der Höhepunkt und die logische Konsequenz von 30 Jahren 
Arbeit. Diese hatte in den 1950er Jahren an der Harvard-Universität 
mit einem Projekt begonnen, das von der Rockefeller-Stiftung finan¬ 
ziert, von Wassily Leontief entworfen und Schritt für Schritt von den 
Professoren der Harvard Business School, Ray Goldberg und John Davis, 
unter dem Stichwort »Vertikalverbund« umgesetzt wurde. 

Drei Jahrzehnte waren die herausgebildeten Konzernkolosse des 
Agribusiness damit beschäftigt gewesen, systematisch Barrieren gegen 
den Vertikalverbund der Monopole niederzureißen und Gesundheits¬ 
auflagen und Sicherheitsstandards im Bereich Landwirtschaft der Ver¬ 
einigten Staaten abzubauen. Als nächstes unternahmen sie alle An¬ 
strengungen, um die Bildung eines neuen übernationalen, nicht-ge¬ 
wählten Organs durchzusetzen, um dadurch ihr privates Vorhaben, 
nämlich Konzentrationen im Weltmaßstab, zu erzwingen. 

Nach über acht Jahre heftig streitender GATT-Diskussionen ent¬ 
stand 1995 diese neue internationale Organisation - die Welthandels- 
Organisation, abgekürzt WTO. 

Das Hauptquartier der WTO wurde in Genf in der Schweiz, an ei¬ 
nem nominell neutralen, landschaftlich schönen und friedlichen Stand¬ 
ort eingerichtet. Hinter der Lassade war die WTO alles andere als 
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friedlich oder neutral. Die WTO war als Polizist, als Einpeitscher des 
globalen Freihandels und als Rammbock, unter anderem für das welt¬ 
weite, pro Jahr Billionen Dollar schwere Agribusiness, geschaffen wor¬ 
den. Sie sollte die Interessen der privaten Agrarunternehmen durch¬ 
setzen. Zu diesem Zweck war die WTO als eine übernationale Einheit 
entworfen worden. Dadurch stand sie über den Gesetzen der Nationen 
und hatte sich vor keiner öffentlichen Einrichtung außerhalb ihrer vier 
Wände zu verantworten. 

Die GATT-Abkommen sahen keine durchsetzbaren Sanktionen oder 
Strafen bei Verletzung vereinbarter Handelsregeln vor. Mit der neuen 
WTO war das nun geschehen. Sie hatte die Macht, den Mitglieder¬ 
ländern schwere Geldstrafen oder andere Sanktionen aufzuerlegen, 
wenn sie gegen ihre Regeln verstießen. Zum Zeitpunkt ihrer endgülti¬ 
gen Verabschiedung im Jahr 1995 war die WTO in Form einer neuen 
Waffe entstanden, um verschiedene nationale Handelsschranken auf¬ 
zubrechen, die eingerichtet worden waren und die zunehmend die 
bald zu erwartende Ausbreitung des Handels mit genetisch veränder¬ 
ten Feldfrüchten hätten verhindern können. 

Die Idee für eine WTO stammte, wie die meisten größeren Freihan¬ 
delsinitiativen der Nachkriegszeit, aus Washington. Sie war das Er¬ 
gebnis der Handelsgespräche der Uruguay-Runde im GATT zur Fibe- 
ralisierung des Handels, die im September 1986 in Punte del Este in 
Uruguay begonnen hatten und im April 1994 in Marrakesch in Marok¬ 
ko zum Abschluß gebracht worden waren. 

Seit 1948, als GATT, das Generalabkommen über Zölle und Handel, 
ursprünglich ins heben gerufen worden war, hatte sich Washington 
immer lebhaft geweigert, die Fandwirtschaft in die Welthandels¬ 
gespräche mit einzubeziehen. Man hatte befürchtet, jede allgemeine, 
internationale Regelung würde die US-Märkte für Febensmittelein- 
fuhren aus dem Ausland öffnen und dadurch der Konkurrenzfähigkeit 
der amerikanischen Fandwirtschaft schaden. Doch seit den 1950er Jah¬ 
ren waren US-Agrarexporte zu einer strategischen nationalen Aufgabe 
gemacht worden. 

Im Gegensatz zu allen bisherigen GATT-Gesprächsrunden räumte 
die Uruguay-Runde dem Handel mit Agrarprodukten die Hauptprio¬ 
rität ein. Der Grund war einfach: Seit Mitte der 1980er Jahre und mit 
Unterstützung der aggressiven Politik der Deregulierung und des frei¬ 
en Marktes seitens der Regierung Reagan war das amerikanische Agri- 



217 


business mächtig genug, um im großen Stil mit seiner globalen Han¬ 
delsoffensive zu beginnen. 

Die Position Washingtons bei der Uruguay-Runde war, soweit es 
die Landwirtschaft betraf, von der Firma Cargill Inc. in Mirmeapolis, 
Minnesota, entworfen worden. Daniel Amstutz, ein ehemaliges Vor¬ 
standsmitglied bei Cargill, war der Sonderbotschafter der Reagan- 
Regierung bei den GATT-Gesprächen. Er legte den »Amstutz-Plan« in 
vier Punkten vor. 

Es war in Wirklichkeit ein Cargill-Plan. Cargill war damals das füh¬ 
rende private Agrargroßunternehmen der USA. Es tätigte weltweit 
Jahresabschlüsse von über 56 Milliarden Dollar und unterhielt quer 
über den Erdball Niederlassungen in 66 Ländern. Die Eirma hatte ihr 
mächtiges globales Reich in Zusammenarbeit mit den Rockefeller- 
Interessen in Lateinamerika und in den 1970er Jahren auch mit Hilfe 
Henry Kissingers aufgebaut, als sie im Zuge des »großen Getreide¬ 
raubs« die US-Weizenverkäufe an die Sowjetunion mit riesigen Profi¬ 
ten abwickeln kormte. Ihr Einfluß auf Washington, insbesondere auf 
die Politik des US-Landwirtschaftsministeriums, war enorm. 

Die vier Amstutz'sehen Eorderungen in den GATT-Verhandlungen 
waren einzig zum Vorteil des US-Agribusiness und seiner wachsenden 
Weltgeltung. Dazu gehörte, daß weltweit den Regierungen alle Pör- 
derprogramme für die Landwirtschaft und zur Stützung der Agrar¬ 
preise verboten sein sollten, ferner das Verbot von Einfuhrkontrollen 
zum Schutz der nationalen landwirtschaftlichen Produktion und das 
Verbot von Ausfuhrkontrollen seitens der Regierungen auch in Zeiten 
von Hungersnot. Cargill wollte den Außenhandel der Welt mit Getrei¬ 
de beherrschen. 

Die letzte Porderung, die Amstutz den Teilnehmern der Uruguay- 
Runde von GATT im Juli 1987 vorlegte, sah vor, daß die GATT- 
Regulierungen für den Handel das Recht der Länder einschränkte, bin¬ 
dende Gesetze zur Wahrung der Nahrungsmittelsicherheit durchzu¬ 
setzen. Der »freie Weltmarkt« schien Cargill und seinen Verbündeten 
im Agribusiness heiliger zu sein als Menschenleben. Nationale Gesetze 
zur Sicherung der Versorgung mit Nahrungsmitteln erschienen dem 
US-Agribusiness als eine größere Beschränkung ihrer ungehinderten 
Jagd nach hohen Profiten, die sie aus dem niedrig belohnten Parm- 
betrieb mit Erzeugnissen niedriger Qualität in Entwicklungsländern 
und auch in den USA erzielen wollten. Ebenso wollte das Agribusiness 
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die neuen, gentechnisch veränderten Feldfrüchte uneingeschränkt ver¬ 
markten; und dabei sollten ihm keine nationalen Bedenken über die 
Gesundheit und Sicherheit in die Quere kommen. 

Amstutz war ein entschiedener Interessenverfechter des Agribusi- 
ness. Er war dabei so erfolgreich, daß er im Jahr 2003 zum besonderen 
Verbindungsmann des Landwirtschaftsministeriums der Bush-Regie¬ 
rung zum Irak ernannt wurde. Er sollte dort - wie in einem früheren 
Kapitel beschrieben - die Umstellung des irakischen Ackerbaus unter 
Anleitung der USA in ein am Markt und Export orientiertes Agribusi- 
ness mit GMO-Getreide überwachen. 

Die Hauptforderung der USA bei der Uruguay-Runde in Sachen 
Landwirtschaft konzentrierte sich auf die verbindliche Beendigung 
aller Subventionen für Landwirtschaftsexporte. Sie richtete sich unmit¬ 
telbar gegen das Gemeinsame Landwirtschaftsprogramm (Common 
Agriculture Program, CAP) der Europäischen Gemeinschaft. Washing¬ 
ton nannte den Vorgang »Liberalisierung des Agrarhandels«. Nutznie¬ 
ßer waren das US-Agribusiness und seine Hauptspieler. Das Ganze 
ähnelte sehr den britischen Lreihandelsforderungen der 1870er Jahre, 
die den britischen internationalen Geschäfts- und Bankinteressen dien¬ 
ten, die damals die weltbeherrschenden Spieler waren. 


Das IPC und die Lobby des Agribusiness 

Cargill war einer der Hauptantreiber am Runden Tisch der US-Ge- 
schäftswelt (US Business Round Table). Das war eine mächtige Interes¬ 
sengruppe, in der die Vorstandmitglieder der größten US- 
Unternehmen saßen. Dieser Runde Tisch der US-Geschäftswelt bildete 
1994 ein »Bündnis für GATT«, um im US-Kongreß für die Annahme 
der Landwirtschaftsvorhaben von GATT zu werben. Das gelang ihm 
fast ohne Rückfrage. 

Die Entscheidung des US-Kongresses, GATT und die Schaffung der 
neuen WTO zu unterstützen, erleichterte die Tatsache, daß Cargill und 
seine Lreunde vom Runden Tisch Millionen von Dollars an Schlüssel¬ 
leute im Kongreß als Wahlkampfspenden fließen ließen. 

Noch nicht damit zufrieden, schon beinahe alles erreicht zu haben, 
gründete Cargill noch den Verband »Verbraucher für Welthandel« 
(Consumers for World Trade, CWT), eine andere Interessenvertretung für 
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GATT. Sie vertrat seltsamerweise aber nicht die Verbraucherinteressen, 
sondern die des Agribusiness, der multinationalen Unternehmen und 
die Cargills. Der Jahresbeitrag einer Unternehmensmitgliedschaft ko¬ 
stete 65 000 Dollar. Cargill gründete auch noch den »Notausschuß des 
Amerikanischen Handels« (Emergency Committee for American Trade), 
um den Kongreß zu überreden, dem neuen, radikalen Vorhaben der 
WTO in Sachen Landwirtschaft zuzustimmen. 

Es gab auch eine internationale Interessenvertretung, die mit Cargill 
und dem US-Agribusiness zusammenarbeitete, um das radikale GATT- 
Vorhaben für die Landwirtschaft durchzusetzen. Es handelte sich um 
den Internationalen Rat für Nahrungs- und Agrarhandelspolitik (Inter¬ 
national Food and Agricultural Trade Policy Council, IPC), eine un¬ 
durchsichtige und mächtige Organisation. Der Rat war 1987 gegründet 
worden, um die Liberalisierung des Agrarhandels voranzutreiben, ins¬ 
besondere den Amstutz-Plan für das Agribusiness umzusetzen. Dem 
IPC gehörten Vorstandsmitglieder und Eührungspersonal folgender 
Pirmen an: Cargill; vom GMO-Giganten Syngenta (später Novartis); vom 
größten Lebensmittelhersteller der Welt Nestle; Kraft Foods; vom größ¬ 
ten GMO-SaatgutherSteller der Welt Monsanto; vom größten Händler 
der Welt mit GMO-Soja ADM; vom Getreidegiganten Bunge Ftd.; von 
der Winthrop Rockefellers Winrock International Foundation; vom US- 
Landwirtschaftsministerium und von der größten Handelsgruppe Ja¬ 
pans Mitsui & Co. Nur wenige Politiker in Brüssel, Paris oder anderswo 
konnten es sich leisten, diese Interessengruppe zu übergehen. 

Cargill, der IPC und der Runde Tisch arbeiteten eng mit dem US- 
Repräsentanten für Handel und späteren Handelsminister der Clinton- 
Regierung, Mickey Kantor, zusammen. Kantor konnte den WTO- 
Vorschlag der Uruguay-Runde im US-Kongreß vor allem deshalb 
durchsetzen, weil er dem Kongreß vorlog, die WTO würde im wesent¬ 
lichen den Konsensregeln von GATT entsprechen. Das war nicht der 
Pall, und das wußte Kantor sehr wohl. 

Die WTO-Regelungen räumten der Vierergruppe, den sogenannten 
QUAD-Ländern USA, Kanada, Japan und der EU, eine dominierende 
Rolle ein. Sie konnten sich hinter verschlossenen Türen treffen und die 
Politik für alle 134 Nationen festlegen. Innerhalb der QUAD-Gruppe 
beherrschten wiederum die Agrargiganten unter US-Pührung weitge¬ 
hend die Politik. Tatsächlich bestimmte ein Konsens die WTO-Politik, 
nämlich der Konsens des privaten Agribusiness. 
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Das WTO-Abkommen über die Landwirtschaft, das von Cargill, 
ADM, DuPont, Nestle, Unilever, Monsanto und anderen Agrarunter¬ 
nehmen geschrieben worden war, war ausdrücklich daraufhin ausge¬ 
legt, die gegen die Preisgestaltungsmacht der Agrargiganten gerichte¬ 
ten nationalen Schutzgesetze und Sicherheitsklauseln zu beseitigen. 

Um 1994, als die WTO gerade durchgesetzt werden sollte, über¬ 
nahm Washington die Politik, sich ganz hinter die Entwicklung gen¬ 
technisch veränderter Pflanzen als einer wichtigen strategischen Priori¬ 
tät der USA zu stellen. Die Clinton-Regierung hatte die Unterstützung 
der »Biotechnik« und des Internets zur strategischen Priorität der USA 
gemacht, und zwar sowohl offiziell als auch inoffiziell. Clinton gab 
auch Mickey Kantor, dem Hauptverhandlungsführer im Ratifizie¬ 
rungsprozeß der WTO, volle Unterstützung. 

Als Kantor 2001 in Washington aus dem Regierungsdienst aus¬ 
schied, wurde er eigens für seine Dienste für das US-Agribusiness bei 
den GATT-Verhandlungen gefeiert. Die Firma Monsanto, damals der 
aggressivste Vertreiber von gentechnisch veränderten Feldfrüchten 
und entsprechenden Unkrautvernichtungsmitteln, ernannte Kantor 
zum Mitglied seines Direktoriums. Die Drehtüre zwischen Regierung 
und der privaten Geschäftswelt lief wie gut geschmiert. 

Monsanto, DuPont, Dow Chemical und andere Großunternehmen der 
Agrarchemie hatten sich in Überwacher des patentierten, gentechnisch 
veränderten Saatguts für den Hauptnahrungsmittelanbau der Welt 
verwandelt. Es war also an der Zeit, eine Polizeistelle einzurichten, 
welche die neuen GMO-Feldfrüchte einer skeptischen Welt aufnötigen 
konnte. Das WTO-Abkommen für die Landwirtschaft sollte dazu eben¬ 
so dienen wie besondere WTO-Regelungen, die TRIPS - »Handels¬ 
bezogene Geistige Eigentumsrechte« (»Trade Related Intellectual Pro¬ 
perty Rights«) durchsetzten. (1) 


»WTO und schlechte TRIPS« 

Die WTO ist ein Markstein auf dem Weg zur Globalisierung der 
Landwirtschaft nach den Bedingungen, die das US-Agribusiness vor¬ 
gegeben hat. Die WTO-Regelungen geben den gesetzlichen und politi¬ 
schen Weg zur Schaffung eines Weltmarkts für Nahrungsmittel auf 
ähnliche Weise frei, wie es die Ölkartelle unter Führung der Standard- 
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Oz7-Gruppe Rockefellers vor einem Jahrhundert getan hatten. Niemals 
vor dem Aufkommen des Agribusiness waren landwirtschaftliche Er¬ 
träge nur als reine Waren mit einem Weltmarktpreis betrachtet wor¬ 
den. Ernteerträge waren mit ihren Märkten immer lokal ausgerichtet 
gewesen, sie bildeten die Grundlage der menschlichen Existenz und 
der nationalen wirtschaftlichen Sicherheit. 

Der Amstutz-Plan Washingtons wurde mit leichten Abänderungen 
zum Kernstück des WTO-Abkommens für die Landwirtschaft (Agree¬ 
ment on Agriculture, AoA), wie man es nannte. Das politische Ziel des 
AoA war das, was dem Agribusiness als höchste Priorität vorge¬ 
schwebt hatte: die Schaffung eines freien und integrierten Weltmarkts 
für seine Erzeugnisse. Während man rhetorisch über »Nahrungsmittel¬ 
sicherheit« sprach, legte das Abkommen fest, daß diese Sicherheit nur 
unter einem Ereihandelsregime möglich sein solle, ein Vorhaben, das 
ausschließlich den riesigen globalen Getreidehändlern wie Cargill, 
Bunge und ADM zugute kam. 

1992 bestimmte - wie schon erwähnt - die Regierung Bush sen. oh¬ 
ne öffentliche Debatte, daß genetisch konstruierte oder veränderte 
Nahrungsmittel oder Pflanzen den gewöhnlich Samen und Peldfrüch- 
ten »im wesentlichen gleichartig« (»substantially equivalent«) seien 
und daher keiner besonderen Regierungsauflagen bedürften. Dieses 
Prinzip wurde auch in die WTO-Regelungen unter dem Abkommen 
über Hygiene und Pflanzenhygiene (Sanitary and Phytosanitary Agree¬ 
ment, SPS) eingebaut. Phyto- oder Pflanzenhygiene war ein ausgefalle¬ 
ner wissenschaftlicher Begriff, der sich einfach ganz allgemein auf die 
Gesundheit der Pflanzen bezog, und damit auch auf GMO-Pflanzen. 

Die hinterhältige Pormulierung der SPS-Regel legte fest, daß »die 
Standards und Maße der Nahrungsmittel, die darauf abzielen, Men¬ 
schen und Tiere gegen Schädlinge zu schützen, möglicherweise als ab¬ 
sichtliche Handelsbarrieren benutzt werden könnten« und daher nach 
den WTO-Regelungen verboten sind. Unter dem Deckmantel, den 
Schutz von Pflanzen und Menschen gegen Gesundheitsrisiken in die 
WTO-Standards aufgenommen zu haben, haben der IPC und die in 
ihm vertretenen mächtigen GMO-lnteressen genau das Gegenteil 
durchgesetzt. Nur wenige Politiker der WTO-Mitgliederländer mach¬ 
ten sich die Mühe, über den furchtbaren Begriff »Pflanzenhygiene« 
(Phytosanitary) hinaus weiterzulesen. Sie hörten auf die Interessen¬ 
vertreter ihres Agribusiness und stimmten zu. 
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Nach der SPS-Regel der WTO waren nationale Gesetze, die gen¬ 
technisch veränderte Organismen aus nationalen Gesundheitsbedenken 
wegen möglicher Gefahren für das menschliche oder tierische Leben 
von der menschlichen Nahrungskette fernhalten wollten, nicht fair, 
galten als »unfaire Handelspraktiken«. Andere WTO-Regelungen un¬ 
tersagten nationale Gesetze, welche die Kennzeichnung gentechnisch 
veränderter Nahrungsmittel vorschrieben, als »technische Handels¬ 
barrieren«. Nach der WTO war der freie »Handel« ein höherwertigeres 
Recht als das Recht der Bürger zu wissen, was sie aßen. Um welchen 
Handel und zu wessen Nutzen es sich handelte, blieb unausgesprochen. 

Parallel zu den internationalen Verhandlungen, die letztlich zur 
WTO führten, verhandelten etwa 175 Nationen über Schutzmaßnah¬ 
men, um sicherzustellen, daß biologische Vielfalt und Sicherheit vor 
bedenklichen Nahrungsmitteln Priorität vor dem Ansturm neuer, weit¬ 
gehend ungeprüfter GMO-Feldfrüchte behalten. 

1992, zwei Jahre vor Verabschiedung des endgültigen WTO-Doku- 
ments, Unterzeichneten die 175 teilnehmenden Nationen eine UN-Kon- 
vention über biologische Vielfalt (Convention on Biological Diversity, 
CBD). Die CBD befaßte sich mit der sicheren Übertragung und Ver¬ 
wendung von GMOs. 

Als Erweiterung dieser Konvention hielten zahlreiche Regierungen, 
besonders in Entwicklungsländern, ein Protokoll für notwendig, das 
sich ausdrücklich mit den möglichen Risiken von GMOs befaßt. Zu 
diesem Zeitpunkt befanden sich die GMOs weitgehend noch in einer 
Prüfphase. 

Trotz des starken Widerstands, besonders seitens der US-Regierung, 
begarm 1996 eine offizielle Arbeitsgruppe mit dem Entwurf eines Pro¬ 
tokolls über Biosicherheit. Schließlich, nach sieben Jahre heftiger inter¬ 
nationaler Verhandlungen mit Anhörungen zuständiger Interessen¬ 
gruppen aus allen Teilen der Welt, trafen sich 138 Mitgliedsnationen 
der UNO in Cartagena, Kolumbien, in der Erwartung, ein Abschluß¬ 
protokoll über Biosicherheit zu der UN-Konvention über biologische 
Vielfalt zu unterzeichnen. 

Sie waren zu optimistisch. Das Begehren der Entwicklungsländer 
wie Brasilien, der afrikanischen und asiatischen Nationen wurde von 
der mächtigen, organisierten Interessenvertretung der US-Regierung 
und des Agribusiness mit GMO aus dem Hinterhalt angegriffen. Nach 
zehn Tagen ununterbrochener Debatte wurden die Vertreter der Op- 
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Position von den Pro-GMO-Ländern schachmatt gesetzt. Kanada konn¬ 
te als Sprecher von etwas, das sich Miami-Gruppe narmte und von den 
Vereinigten Staaten und anderen Ländern des Pro-GMO-Agribusiness 
geführt wurde, den Beschluß durchsetzen, sich ohne Abkommen zu 
vertagen und die Arbeit in einem kleineren Ausschuß fortzusetzen. Die 
Miami-Gruppe, das waren sechs Länder unter der Führung der USA, 
drängten die Gespräche auf ein Nebengeleis ab; zu der Gruppe zählten 
Kanada - ein enger Unterstützer der GMO-Politik der USA -, Argenti¬ 
nien, damals noch fest im Griff von Monsanto und des US-Agribusiness, 
Australien, ein anderer mit den USA verbündeter Verfechter des Frei¬ 
handels im Agribusiness, Uruguay und Chile, mit extrem enger Bin¬ 
dung an Washington. Seltsamerweise war die US-Regierung offiziell 
nicht in Cartagena vertreten. Die Regierung Clinton, selbst ein eifriger 
GMO-Anhänger, hatte die Teilnahme verweigert, wie auch schon die 
Unterschrift unter die frühere Konvention über biologische Vielfalt. 

Inoffiziell organisierten die Vertreter Washingtons die Sabotage der 
Gespräche durch die Miami-Gruppe. Die Forderungen der Miami- 
Gruppe waren einfach. Sie bestanden darauf, daß die Handelsregulie¬ 
rungen der WTO offiziell in das Protokoll übernommen wurden und 
daß festgehalten wurde, daß die Maßnahmen der Biosicherheit den 
WTO-Handelsanforderungen nachgeordnet bleiben müssen. Ihr Argu¬ 
ment war hinterhältig und sophistisch. Sie drehten die Fragestellung 
um und argumentierten, nicht die Sicherheit der GMO-Feldfrüchte sei 
ungeprüft, sondern »ungeprüft« seien eher die Biosicherheitsbedenken 
der meisten Mitgliedsländer der Konvention über die Risiken der GMO. 
Sie sollten daher als De-facto-»Handelsbarrieren« betrachtet werden. 
Deshalb müsse in einem solchen Fall - darauf bestanden die Länder der 
Miami-Gruppe - den WTO-Regelungen gegen unfaire Handelsschran¬ 
ken Vorrang vor dem Protokoll über Biosicherheit eingeräumt werden. 

Die Gespräche scheiterten. Man hat seither wenig über das Proto¬ 
koll zur Biosicherheit von Cartagena gehört. Washington, die WTO- 
und die GMO-lnteressen hinter ihnen hatten den Weg für die ungehin¬ 
derte, weltweite Ausbreitung von GMO-Saatgut geebnet. 

Die Doktrin des WTO war einfach: Freihandel zu den Bedingungen, 
welche die riesigen privaten Agrarkonzerne Vorgaben, sollte Vorrang 
haben vor den Gesetzen souveräner Nationalstaaten und den Gesund- 
heits- und Sicherheitsbedenken für Menschen und Tier. »Freier Markt 
über alles« lautete die Devise. (2) 
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TRIPS: den Kuchen aufheben und zugleich essen 

Washington argumentiert, daß allenfalls nur Erzeugnisse, die »sub¬ 
stantiell verändert« (substantially transformed) worden sind, in einem 
Land ausgezeichnet werden sollten. Sodann behauptete Washington 
entsprechend der Entscheidung der Regierung Bush von 1992, daß ihre 
gentechnisch veränderten Eeldfrüchte im wesentlichen normalen 
Pflanzen gleichwertig (substantially equivalent) und nicht »substantiell 
verändert« worden sind. Daher sei keine Auszeichnung nötig. 

Jedoch räumt das US-Patentrecht den Pirmen im Agribusiness zu¬ 
gleich ausschließende Patentrecht» an ihren genetisch veränderten Or¬ 
ganismen oder Samen mit dem Argument ein, daß die Einführung 
fremder DNS ins Genom einer Pflanze, wie Reis, diese Pflanze »ein¬ 
zigartig verändert« (uniquely altered), man könnte auch sagen »sub¬ 
stantiell verändert«. 

Der Widerspruch zwischen der Entscheidung Washingtons, daß 
GMO-Erzeugnissen »substantiell gleichwertig« seien, und der Gewäh¬ 
rung von Patenten für radikal neues GMO-Saatgut als »substantiell 
verändert« hat Beamte in Washington kaum bekümmert. Jedes Argu¬ 
ment, das ihre »Gentechnische Revolution« des Agribusiness voran¬ 
bringen konnte, war ihnen recht. Spitzfindigkeiten über logische Stim- 
migkeit standen nicht oben auf Washingtons Prioritätenliste zur Eörde- 
rung der »Gentechnischen Revolution«. 

Der gesetzliche Rahmen zur Patentierung von Pflanzen war in den 
Regelungen der WTO enthalten, welche die auf den Handel bezogenen 
geistigen Eigentumsrechte oder TRIPS schützten. Nach TRIPS mußten 
alle Mitgliedernationen der WTO Gesetze erlassen, welche die Patente 
(geistige Eigentumsrechte) auf Pflanzen schützten. Patente verbieten 
jedem anderen als dem Patentinhaber, die »Erfindung« nachzuma¬ 
chen, zu verkaufen oder zu benutzen. Diese kaum bemerkte Bedin¬ 
gung in den neuen WTO-Regelungen öffnete dem amerikanischen und 
übrigen Agribusiness die Schleusen, um die gentechnische Strategie 
der Rocke-feller-Stiftung voranzubringen. 

Die TRIPS-Regeln der WTO erlaubten es finanziell gut ausgestatte¬ 
ten multinationalen Großunternehmen der Agrarchemie mit einem gro¬ 
ßen Budget für Porschung und Entwicklung, die Bühne für anspruchs¬ 
volle Lizenzgebühren herzurichten oder einem Kunden oder einem 
Land sein patentiertes Saatgut zu verweigern. Im Pall von Pflanzen ist 
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das ausschließende Patentrecht seit 20 Jahren in Kraft. Mit den Worten 
eines kritischen Wissenschaftlers ist nach TRIPS und dem gentech¬ 
nischen Patentrecht »Wissen Privateigentum. Es gehört den Unterneh¬ 
men und ist für Bauern nicht zugänglich.« 

Mit Rückhalt bei den Polizeikräften der WTO und des US-Außen- 
ministeriums begannen gentechnische multinationale Unternehmen 
wie Monsanto, Syngenta und andere bald die Grenzen auszuloten, wie 
weit sie mit der Patentierung der Pflanzen und anderer Lebensformen 
in anderen Ländern gehen konnten. 

Eine private Biotechnikfirma aus Texas namens RiceTec, die sich üb¬ 
rigens im Besitz von Lürst Hans-Adam II. von und zu Liechtenstein 
befindet, beschloß, sich Basmati-Reis patentieren zu lassen, eine Sorte, 
die seit Jahrtausenden in weiten Teilen Indiens, Pakistans und Asiens 
zur Hauptnahrung gehört. 1998 erwarb RiceTec ein Patent auf seinen 
gentechnisch veränderten Basmati-Reis. Nach dem US-Recht, das die 
Auszeichnung gentechnisch veränderter Nahrungsmittel verbot, konn¬ 
te sie legal ihren Reis als normalen Basmati-Reis ohne Kermzeichnung 
verkaufen. Es stellte sich heraus, daß RiceTec sich den kostbaren Bas- 
mati-Samen, der dem Internationalen Reisforschungsinstitut (IRRI) der 
Rockefeller-Stiftung auf den Philippinen treuhänderisch überlassen 
worden war, mit zweifelhaften Mitteln beschaffen kormte. 

Das IRRI hatte eine »Sicherheits«-Kopie der unbezahlbaren Samm¬ 
lung von Reissaatgut auf den Philippinen gezogen und in der Samen¬ 
bank bei Port Collins, Colorado, eingelagert. Das ließ Zweifel an der 
Behauptung des IRRI aufkommen, es würde das Saatgut als sichere 
Reserve für die Reisbauern der Region einlagern. IRRI hatte die Reis¬ 
bauern überredet, dem Institut Saatgut ihrer unbezahlbaren Variante 
zur eigenen Sicherheit in Verwahrung zu geben. 

In Colorado, weit von der Philippinen entfernt, gab IRRI den wert¬ 
vollen Samen, ohne den RiceTec seine genetisch veränderte Variante 
nicht hätte patentieren lassen können, an Wissenschaftler der Pirma 
weiter. Diese ließen sie dann patentieren. Sie wußten, daß dies sogar in 
Texas ausgesprochen illegal war, derm den Reisexperten ist bekarmt, 
daß Basmati-Reis normalerweise nicht auf den staubigen Ebenen bei 
Crawford in Texas gedeiht. 

RiceTec hat, im Einverständnis mit IRRI, die Samen für die Patent¬ 
anmeldung gestohlen. Doch nach den sorgsam vom IRRI der Rocke¬ 
feller-Stiftung festgelegten Regeln, nach denen Samen aus der Samen- 
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bank nicht patentiert werden durften, galt auch, daß ein Wissenschaft¬ 
ler, falls ihm eine Züchtung unter welchen Bedingungen auch immer 
gelingt, diese patentieren lassen kann. 

Im Dezember 2001 hatte das Oberste Gericht der USA in einem 
Grundsatzurteil zum Fall /. E. M. Ag Supply gegen Pioneer Hi-Breed zu¬ 
gunsten des Prinzips entschieden, daß Pflanzen und andere Lebens¬ 
formen patentiert werden durften. Seitdem genießen die Gentechnik¬ 
kartelle des Agribusiness den Rückhalt des Obersten Gerichts der 
USA. Sie konnten die Entscheidung als Rammbock benutzen, um an¬ 
dere, weniger mächtige Länder zu zwingen, GMO-Saatgutpatente aus 
den USA zu respektieren. 

Ironischerweise behaupten Monsanto, Syngenta, DuPont und andere 
größere Inhaber von Patenten auf gentechnisch veränderte Pflanzen, 
genetisch veränderter Reis, Mais, Soja und andere Feldfrüchte würden 
das Problem des Welthungers lösen und zu größerer Sicherheit bei der 
Nahrungsmittelversorgung führen. Tatsächlich führte ihr aggressives 
Patentieren von Pflanzensorten zur weiteren Konzentration des Eigen¬ 
tums, schränkte die Forschung ein, verringerte die Vielfalt genetisch 
veränderter Pflanzen und schränkte das Eigentum an Saatgut ein, das 
seit Jahrtausenden zum Erbe der Menschheit gehört. Es vergrößerte 
ungemein das Risiko, daß bei der neuen Monokultur ganze Pflanzen¬ 
stämme verschwanden. 


Die Vier Reiter der GMO-Apokalypse 

Mit voller Rückendeckung der mächtigen WTO und der Regierungen 
der USA und Großbritanniens verstärkten die größeren internationalen 
Biotechnikfirmen ihren Zugriff noch und beanspruchten Patente auf 
jede denkbare Pflanze, die sie gentechnisch veränderten. Die »Gen¬ 
technische Revolution« fegte Ende der 1990er Jahre mit der Kraft eines 
Monsunregens durch die Landwirtschaft der Welt. 

Vier globale private Unternehmen beherrschten 2004 den Markt für 
gentechnisch verändertes Saatgut und der darauf abgestimmten Agrar¬ 
chemikalien. 

Die Nummer eins der GMO-Unternehmen war die Monsanto Corp. 
aus St. Louis, Missouri, der größte Lieferant der Welt für gentechnisch 
verändertes Saatgut und der größte Hersteller chemischer Unkraut- 
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Vernichtungsmittel, der Glyphosate, die sie unter der Markenbezeich¬ 
nung »Roundup« zusammenfaßten. Seit Beginn der 1990er Jahre kauf¬ 
te Monsanto für über acht Milliarden Dollar Saatgutfirmen auf, um 
seine Position als einer der führenden Hersteller der Welt für Herbizi¬ 
de zu vervollständigen. Die Firma verfolgte nach Darstellung von Ro¬ 
bert B. Shapiro, dem Vorstandsvorsitzenden von Monsanto, in einem 
Interview am 12. April 1999 in der Business Week die Strategie, einen 
weltweiten Zusammenschluß der »drei größten Industriezweige der 
Welt - Landwirtschaft, Nahrung und Gesundheit -, die noch getrermt 
arbeiten, zu erwirken. Doch erfordert ihre Integration eine Reihe von 
Änderungen.« Monsanto sah sich selbst als eine Art moderner König 
Kanute, der auf Befehl das Meer an Änderungen in Gang bringt. Mon¬ 
santo war 1901 gegründet worden, um Industriechemikalien wie 
Schwefelsäure herzustellen. Die Firma erzeugte und lizenzierte die 
meisten der polychlorinen Biphenyle der Welt. Später stellte sich her¬ 
aus, daß diese Substanzen ernste Gehirnschäden, Mißgeburten und 
Krebs hervorriefen. Monsanto trat also nicht mit reiner Weste in die 
Welt der GMO ein, weder was die Firmenintegrität noch was die 
Sorgfalt im Umgang mit menschlicher Gesundheit betraf. Im August 
2006 kaufte Monsanto schließlich die Firma Delta Fine & Land für 1,5 
Milliarden Dollar, um die Kontrolle über deren »Terminator-Patente 
wie auch die globale Dominanz in Sachen GMO-Baumwollpatente zu 
erlangen. 

Nummer zwei im weltweiten GMO-Quartett, das sich in den späten 
1990er Jahren herausbildete, war Pioneer Hi-Bred International Ine. aus 
Johnstown in Iowa. Die Unternehmung gehörte zur Firma DuPont 
Corp. Pioneer Hi-Bred nennt sich selbst »führender Entwickler und Lie¬ 
ferant fortschrittlicher Produkte der Pflanzengenetik an die Landwirte 
weltweit«. Die Firma ist in 70 Ländern tätig. 1997 erwarb das Chemie¬ 
großunternehmen DuPont aus Delaware Pioneer Hi-Bred zu 100 Pro¬ 
zent. Das Unternehmen war Ende der 1930er Jahre von einem Mitar¬ 
beiter Rockefellers an der »Grünen Revolution«, Henry Wallace, ge¬ 
gründet worden. 1999, kurz nach der Übernahme durch DuPont, 
schrieb Rick McConnell, der Vizepräsident von Pioneer Hi-Bred, in einer 
Erklärung, wie die Eirma ihre Verantwortung als größtes Saatgut¬ 
unternehmen der Welt sah: »Keimplasma von Getreide ist wie das 
Eahrgestell eines Autos, auf das wir wertvolle und nützliche Möglich¬ 
keiten montieren. Wir haben ein großartiges Eahrgestell. DuPont und 
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Pioneer sind die Mechaniker.« Dank seiner riesigen Bestände und gei¬ 
stiger Eigentumsrechte an Keimplasma gilt Pioneer Hi-Bred International 
(PHI) als die größte private Samenbank der Welt. Die Marktführer¬ 
schaft von Pioneer fußt hauptsächlich auf Mais. Seit den 1980er Jahren 
beschäftigte sich Pioneer auch mit Pflanzengenetik. Im März 1999 fu¬ 
sionierte Pioneer mit DuPont, der damals größten Chemiefirma der 
Welt, und schuf damit einen Industriekomplex für Saatgut und Che¬ 
mie. Diese Verbindung war der gewollte Übergang der chemischen 
Industrie aus der Abhängigkeit von der Petrochemie hin zur Gentech¬ 
nik im Bereich Nahrungsmittel. 

Der dritte GMO-Gigant war Dow AgroSciences mit Sitz in Indianapo¬ 
lis, Indiana. Der 3,4 Milliarden Dollar teure Konzern für Saatgut und 
Agrarchemie ist in 66 Ländern tätig. Dow AgroSciences entstand 1997, 
als Dow Chemical den Anteil des Pharmahersteller Eli Lilly an Dow Elan- 
co kaufte und zu Dow AgroSciences umgruppierte. Die Gesellschaft be¬ 
schreibt ihre Rolle als »Lieferant für innovativen Pflanzenschutz, Saat¬ 
gut und biotechnische Lösungen im Dienst der wachsenden Weltbe¬ 
völkerung«. 

Der vierte »Reiter der GMO-Apokalypse« ist Syngenta in Basel in 
der Schweiz. Die Lirma ging im Jahr 2000 aus den Agrarabteilungen 
von Novartis und AstraZeneca hervor und bildete ein 6,8 Milliarden 
Dollar teures Agrar- und Chemieunternehmen. Syngenta mit Sitz in der 
Schweiz ist in vielerlei Hinsicht eine von Großbritarmien aus kontrol¬ 
lierte Lirma. Ihr Vorsitzender und viele Direktoren wurden von der 
Seite der britischen AstraZeneca übernommen. Syngenta pflegt absicht¬ 
lich äußerste Zurückhaltung, um Kontroversen, wie sie ihre US-Wett- 
bewerber plagen, zu vermeiden. Sie ist der zweitgrößte Hersteller von 
Agrarchemikalien der Welt und ihr drittgrößter Saatgutproduzent. 

Es ist bemerkenswert, daß drei dieser vier globalen Spieler nicht nur 
ihren Sitz in Amerika haben, sondern jahrzehntelange Verbindungen 
zum Pentagon in den Vereinigten Staaten unterhielten. Sie lieferten 
Chemikalien, unter anderem Napalm und das berüchtigte »Agent 
Orange«, mit dem das US-Militär in Vietnam die Wälder entlaubte. 
Prozesse, die durch Zivilisten und pensionierte Militärs gegen die US- 
Regierung wegen Krankheiten geführt werden, die sie sich aufgrund 
der Berührung mit »Agent Orange« in Vietnam zugezogen hatten, sind 
nach über drei Jahrzehnten seit Ende des Vietnam-Kriegs noch immer 
bei US-Gerichten anhängig. 
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Die drei im Jahr 2005 führenden US-Firmen bei der Ausbreitung 
gentechnisch veränderten Saatguts und entsprechender Herbizide 
wehrten sich gegen Bestrebungen von Regierungen, die Erforschung 
oder die Sicherheit ihres genetisch veränderten Saatguts bestimmten 
Regulierungen zu unterziehen, mit der Behauptung, man solle ihnen 
vertrauen, denn dies sei der zuverlässigste und vernünftigste Weg, 
öffentlich mit GMO-Sicherheitsbedenken umzugehen. 

Die Geschichte eines der drei US-Hersteller von »Agent Orange«, 
Monsanto, zeigte, wie hoch das Unternehmen die Latte seiner Integrität 
und der Sorge um Menschenleben anlegt. 

Keith Parkins berichtet über die Arbeit der Firma in Vietnam: »Mon¬ 
santo war der Hauptlieferant. Das von Monsanto her gestellte > Agent 
Orange< enthielt eine um Größenordnungen höhere Dioxin- 
Konzentration als das von Dow Chemical, dem anderen größeren Lie¬ 
feranten von >Agent Orange< nach Vietnam. Dioxine gehören mit zu 
den giftigsten Chemikalien, die man kennt. Die zulässige Konzentrati¬ 
on wird in Teilen pro Milliarde gemessen; das Ideal ist Null. Das von 
Monsanto hergestellte >Agent Orange< enthielt 2,3,7,8 Tetrachlordi- 
benzoparadioxin (TCDD) und war selbst im Vergleich zu anderen Di¬ 
oxinarten äußerst tödlich. Die Konzentration 2,4,5-T bei heimischer 
Anwendung lag bei 0,05 ppm, das nach Vietnam gelieferte erreicht 50 
ppm, das heißt, die Konzentration war 1000 Mal höher als beim nor¬ 
malen >Agent Orange<.« 

Parkins fährt fort: »Monsantos Beteiligung an der Herstellung von 
Dioxin 2,4,5-T reicht bis in die späten 1940er Jahre zurück. Arbeiter 
erkrankten fast sofort an Hautausschlägen, erfuhren unerklärliche 
Glieder- und Gelenkschmerzen, Schmerzen in anderen Körperteilen, 
Schwäche, Reizbarkeit, Nervosität und Libidoverlust ... Interne Mon- 
sflnto-Dokumente zeigten, daß Monsanto um die Probleme wußte, sie 
aber verheimlichte.« 

»Eine lange Reihe von Erzeugnissen Monsantos«, schrieb Parkins ab¬ 
schließend, »war mit Dioxin kontaminiert, darunter das weit verbrei¬ 
tete Haushaltsdesinfektionsmittel Lysol. Monsantos Verheimlichungs¬ 
versuche flogen auf, als ein Gericht 16 Millionen Dollar Schadenser¬ 
satzansprüche gegen Monsanto zugestand, ln dem Verfahren wurde 
bekannt, daß Monsanto Angestellte eingeschüchtert hatte, damit sie 
schwiegen. Beweise manipuliert und dem Umweltamt (EPA) falsche 
Daten eingereicht hatte. Die Untersuchung von Gate Jenkins aus der 
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Regulierungsabteilung der EPA dokumentierte eine breite Spur des 
systematischen, kriminellen Betruges.« 

Man schätzt, daß etwa 50 000 vietnamesische Kinder in den Regio¬ 
nen, in denen >Agent Orange< versprüht worden war, »entsetzlich 
mißgestaltet« geboren wurden. Diese Praxis wurde erst 1971 beendet. 
Es handelte sich damals für Monsantos Chemikalienabteilung um un¬ 
geheuer gewinnbringende Verkäufe. 

1984 zahlten Monsanto, Dow Chemical und andere Eiersteher von 
»Agent Orange« nach einem jahrelang verbittert geführten Prozeß 180 
Millionen Dollar in einen Ponds für US-MilitärVeteranen ein. Sie wei¬ 
gerten sich aber, Verfehlungen zuzugeben. Über ein Jahrzehnt später 
weigerten sich die gleichen Unternehmen, auch nur einen Cent an 
vietnamesische Opfer zu zahlen, die dem »Agent Orange«-Gift ausge¬ 
setzt worden waren. 2004 kündigte die US-Regierung unter Präsident 
George W. Bush ein Projekt zur Untersuchung der Langzeitfolgen von 
»Agent Orange« auf, das zwischen den USA und Vietnam vereinbart 
worden war. »Agent Orange« war kaum etwas, von dem Monsanto 
wollte, daß die Weltöffentlichkeit es mit dem bedeutendsten Lieferan¬ 
ten der Welt von gentechnisch veränderten Nahrungsmitteln in Ver¬ 
bindung brachte, von Nahrungsmitteln, von denen es hieß, sie seien 
zur Ernährung der Hungernden in der Welt entwickelt worden. Im 
Gegensatz zu einigen politisch korrekten Politikern hat sich Monsanto 
nicht öffentlich für seine Handlungen entschuldigt. 


Den GMO-Geist aus der Flasche lassen 

Mitte der 1990er Jahre ließen einige gentechnische Großunternehmen 
wie Monsanto, Dow, DuPont, Syngenta und einige wenige andere mit 
Rückendeckung durch die WTO und Washington ihre patentierten 
Samen auf die Welt los. 

1996 versandte Monsanto einen Container voll Soja aus den USA 
nach Europa. Die Soja war nicht gekennzeichnet, und die Inspektoren 
der EU entdeckten erst später, daß es sich um von Monsanto gen¬ 
technisch modifizierte Sojabohnen handelte, das gleiche Sojamaterial, 
das Monsanto in Argentinien verbreitet hatte. Es war ohne Kennzeich¬ 
nung in die Nahrungskette gelangt. Die EU antwortete darauf Ende 
1997 mit einem Verkaufsstop für GM-Peldfrüchte. 
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Als George W. Bush nach dem Irak-Krieg 2003 die Verbreitung von 
GM-Saatgut zur höchsten Priorität erhob, hatten die Saatgutkartelle 
unter Führung Monsantos bereits ihr patentiertes Saatgut mit alarmie¬ 
render Geschwindigkeit verbreitet. Als Hauptziel wollte Bush die Auf¬ 
hebung des 1997 von der EU verhängten Verkaufsverbots für GM- 
Saatgut erzwingen, um den nächsten, größeren Markt für GMO zu 
übernehmen. 

2004 hatte nach einem Bericht des von der Rockefeller-Stiftung fi¬ 
nanzierten Internationalen Dienstes für den Vertrieb Agrarbiotechni¬ 
scher Anwendungen {International Service for the Acquisition of Agri- 
biotech Applications, ISAAA) der Anbau gentechnisch veränderter Pflan¬ 
zen weltweit im Vergleich zum Vorjahr um beeindruckende 20 Prozent 
zugenommen. Das war seit 1996 die neunte, zweistellige Zunahme und 
die zweithöchste insgesamt. Über acht Millionen Landwirte in 17 Län¬ 
dern bauten GMO-Pflanzen an. 90 Prozent von ihnen lebten in armen 
Entwicklungsländern. Das entsprach genau dem ursprünglichen Ziel 
der »Gentechnischen Revolution« der Rockefeller-Stiftung. Den Verei¬ 
nigten Staaten als Weltführer bei GMO-Leldfrüchten folgten Ar¬ 
gentinien, Kanada und Brasilien als weltweit bei weitem größte Her¬ 
steller genetisch veränderter Nahrungsmittel. 

Der ISAAA bemerkte auch, daß GMO-Soja schon 56 Prozent des ge¬ 
samten Sojaanbaus der Welt ausmacht; GMO-Mais stellte 14 Prozent 
des Maises, GMO-Baumwolle 28 Prozent der Welt-Baumwollernte, 
und GMO-Canola, eine Art Raps, 19 Prozent der Welt-Rapsernte. Das 
für den menschlichen Verzehr giftige Rapsöl wurde als genetisch ver¬ 
ändertes Erzeugnis in Kanada gezüchtet, wo es als Ausdruck einer Art 
Vertriebspatriotismus als kanadisches Öl oder »Canola« bezeichnet 
wurde. 

In den Vereinigten Staaten haben gentechnisch veränderte Eeld- 
früchte mit aggressiver Unterstützung durch die Regierung wegen 
fehlender Kennzeichnung und wegen der Beherrschung der landwirt¬ 
schaftlichen Produktion der USA durch das Agribusiness im wesentli¬ 
chen die amerikanische Nahrungskette übernommen. 2004 bestanden 
über 85 Prozent des gesamten Sojaanbaus in den USA aus gentech¬ 
nisch veränderten Sorten, die meisten stammten von Monsanto. 45 Pro¬ 
zent des in den USA geernteten Maises war GMO-Mais. Mais und So¬ 
jabohnen bilden in der US-LandWirtschaft die wichtigsten Puttermittel. 
Das bedeutet, daß beinahe die gesamte Pleischproduktion der USA wie 
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auch ihr Fleischexport auf gentechnisch veränderten Futtermitteln be¬ 
ruhte. Wenige Amerikaner haben eine Ahnung von dem, was sie es¬ 
sen. Niemand kümmerte sich darum, es ihnen zu sagen, am allerwe¬ 
nigsten die Regierungsbehörden, die den Auftrag hatten, Gesundheit 
und Wohlergehen der Bürger zu schützen. 

Die Ausbreitung großer GMO-Anbaugebiete führt zur Kontaminie¬ 
rung der Nicht-GMO-Pflanzen auf den angrenzenden Feldern. Dies 
ging soweit, daß nach nur sechs Jahren geschätzte 67 Prozent aller US- 
Ackerflächen durch GMO, durch genetisch veränderten Samen, kon¬ 
taminiert waren. Der Geist war aus der Flasche. Dieser Vorgang konn¬ 
te auf keine der Wissenschaft bekannte Art und Weise rückgängig ge¬ 
macht werden. 

Geradeso wie die Kartelle des GMO-Saatguts Regulierungen durch¬ 
gesetzt hatten, die nichts regulierten, so setzten sie rigide Lizenz- und 
Technologieabkommen durch, die sicherstellten, daß Landwirte, die 
ihr Saatgut einsetzten, jährlich Gebühren an Monsanto und andere Bio¬ 
technikfirmen zu zahlen hatten. Die privaten Gesellschaften richteten 
sich überhaupt nicht gegen die Regierung; sie verlangten nur eine Re¬ 
glementierung durch die Regierung, die ihren Privatinteressen dient; 
das war alles. 

Wie die anderen Saatgutfirmen verlangt Monsanto vom Landwirt 
einen Vertrag über die Technologieanwendung, der ihn verpflichtete, 
jedes Jahr an Monsanto für deren »Technologie«, für das gentechnisch 
veränderte Saatgut, Gebühren zu entrichten. 

Da unabhängige Saatgutlieferanten schon bald von Monsanto, Du- 
Pont, Dow, Syngenta, Cargill oder anderen großen Agrarfirmen über¬ 
nommen worden waren, wurden die Farmer zunehmend in deren Ab¬ 
hängigkeit gebracht. Die amerikanischen Farmer gehörten zu den er¬ 
sten, die diese neue Form von Knechtschaft erfuhren. 

Nach der Entscheidung des Obersten Gerichts der USA von 2001 
konnten GMO-Firmen wie Monsanto die US-Farmer zu »Saatgut- 
Leibeigenen« erniedrigen. Die gerichtlichen Strafgebühren dafür, daß 
man Monsanto nicht die fällige Lizenzgebühr bezahlte, waren emp¬ 
findlich. Monsanto stellte auch sicher, der Firma gewogene Gerichte 
vorzufinden. Die Firma hatte in ihren Mustervertrag die Klausel aufge¬ 
nommen, daß der Gerichtsstand für alle Streitigkeiten mit der Firma St. 
Louis war. Dort wissen die Geschworenen, daß Monsanto ein sehr 
wichtiger Arbeitgeber vor Ort ist. 



233 


Monsanto und die anderen GMO-Saatgutfirmen verlangen vom 
Farmer, jedes Jahr für neues Saatgut zu zahlen. Sie verbieten ihm, 
Saatgut aus der Vorjahresernte wiederzuverwenden. Monsanto ging 
sogar so weit, private Pinkerton-Detektive einzustellen. Sie sollten den 
Bauern nachspionieren, ob sie altes Saatgut wiederverwendeten, statt 
für neues zu bezahlen, ln einigen Gebieten der USA warb die Gesell¬ 
schaft mit kostenlosen Lederjacken für jeden, der einen Farmer ver¬ 
pfiff, werm dieser Saatgut aus früheren Monsan fo-Aussaaten wieder¬ 
verwendete. 

Es ist bemerkenswert, daß die vier Hauptlieferanten für gentech¬ 
nisch verändertes Saatgut, Monsanto, Syngenta, Dow und DuPont, aus 
größeren Chemieunternehmen hervorgegangen waren und dies heute 
noch sind. Der Grund war in jedem Fall der gleiche. Sie alle hatten ur¬ 
sprünglich Pestizide und Herbizide hergestellt, bevor sie sich an die 
Genmanipulation von Saatgut wagten. 

Anfang der 1990er Jahre hatten sich Großunternehmen für Pflan¬ 
zenschutzmittel als »lebenswissenschaftliche« Unternehmen neu auf¬ 
gestellt. Sie kauften die bestehenden Saatgutunternehmen, große wie 
kleine, auf, knüpften Verbindungen zu Transportunternehmen und 
Unternehmen der Weiterverarbeitung und wurden so zum Herzstück 
der weltweiten vertikalen Verbundkette im Agribusiness. Sie folgten 
haarklein dem Modell des VertikalverBunds von Goldberg und Davis 
von der Harvard Business School. 

2004 kontrollierten zwei Giganten des Agrargeschäfts - Monsanto 
und DuPonts Pioneer Hi-Bred - die Mehrheit aller privaten Saatgut¬ 
unternehmen der Welt. Die größeren GMO-Agrarunternehmen waren 
einer Dreiphasenstrategie gefolgt. Zuerst kauften oder fusionierten sie 
mit den meisten größeren Saatgutunternehmen, um deren Keimplasma 
in die Hand zu bekommen. Als zweites erwarben sie eine große An¬ 
zahl Patente auf gentechnische Verfahren und gentechnisch veränderte 
Pflanzenarten. Schließlich ließen sie jeden Farmer, der ihr Saatgut kau¬ 
fen wollte, zuerst einen Vertrag unterschreiben, der es ihm verbietet, 
Samen aufzuheben, und ihn zwang, jedes Jahr wieder neues Saatgut zu 
kaufen. Im Fall Monsantos ermöglicht das einem einzigen Unter¬ 
nehmen, ohne daran noch von Anti-Trust-Auflagen der US-Regierung 
gehindert zu werden, eine beispiellose Kontrolle über den Verkauf und 
die Verwendung von Saatgut in den Vereinigten Staaten zu erringen. 

Auf geschickte Weise wurde der jeweilige GMO-Samen mit der 
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Auflage entwickelt und vermarktet, daß er gegen das Unkrautvernich¬ 
tungsmittel genau ihrer Firma resistent sei. Monsantos GMO- 
»Roundup Ready«-Soja war rundum geschützt. Das Saatgut der Firma 
war genetisch so verändert worden, daß es ausdrücklich gegen Mon¬ 
santos patentiertes Glyphosate, das unter dem Markermamen »Roun- 
dup« vertrieben wurde, resistent war. Das stellte sicher, daß Farmer, 
die Monsantos GMO-Saatgut kauften, auch Monsantos Pflanzenschutz¬ 
mittel kaufen müssen. Das »Roundup«-Herbizid war so entwickelt 
worden, daß es bei anderen Sorten, bei Nicht-GMO-Soja, nicht benutzt 
werden konnte. Das GMO-Saatgut war tatsächlich so zurechtgetrimmt 
worden, daß es zum bereits vorhandenen Glyphosate, dem Herbizid 
Monsantos, paßte. 

Die Frage, ob die weite Verbreitung genetisch veränderter Organis¬ 
men in der Nahrungskette sicher oder wünschenswert ist, kümmerte 
die großen Saatgut- und Chemikalien-Unternehmen im Agribusiness 
wenig. Phil Angell, der Firmensprecher Monsantos, drückte das deut¬ 
lich aus: »Monsanto sollte die Sicherheit der Biotechnik-Nahrung nicht 
gewährleisten müssen. Unser Interesse ist, so viel wie möglich davon 
zu verkaufen. Sicherheitsfragen zu beantworten ist die Aufgabe der 
FDA.« (US-Behörde für Nahrung und Medikamente, Food and Drug 
Administration). 

Er wußte nur zu gut, daß die FDA auf Verlangen Monsantos es seit 
langem aufgegeben hatte, so zu tun, als würde sie unabhängig die Si¬ 
cherheit von GMO-Samen überwachen. Die Regierung hatte zuge¬ 
stimmt, daß sich die GMO-lndustrie »selbst kontrolliert«. Das heißt. 
Angell beschrieb einen perfekten Kreislauf von Lügen und öffentli¬ 
chem Betrug, nämlich die inzestuöse Beziehung, die zwischen den pri¬ 
vaten Großunternehmen im GMO-Agribusiness und der US-Regierung 
geschaffen worden war. (3) 


Lügen, verdammte Lügen, Mo«sa«fo-Lügen ... 

Die Rockefeller-Stiftung hatte sorgfältig die Medienpropaganda für die 
Verbreitung von genetisch veränderten Nahrungsmitteln vorbereitet. 
Eines ihrer Hauptargumente war die Behauptung, das weltweite Bevöl¬ 
kerungswachstum der nächsten Jahrzehnte verlange angesichts allmäh¬ 
licher Erschöpfung der besten Böden der Welt durch Überkultivierung 
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eine dramatische neue Herangehensweise, um die Menschen der Erde 
zu nähren. 

Gordon Conway, der Präsident der Rockefeller-Stiftung, veröffent¬ 
lichte einen Aufruf für eine »Zweite Grüne Revolution«, die er die 
»Gentechnische Revolution« nannte. Er bestand darauf, daß GMO- 
Eeldfrüchte nötig seien, »um die Nahrungsproduktion in den nächsten 
30 Jahren so zu verbessern, daß sie mit der Bevölkerungszunahme 
Schritt hält«. Er schätzte, daß die Welt »bis zum Jahr 2020 zusätzlich 
zwei Milliarden Münder zu stopfen« habe und daß GMO-Getreide das 
Problem lösen würde, die Ernteerträge auf beschränkten Anbauflächen 
zu steigern und »die Probleme der Pestizide und der Überdüngung zu 
umgehen«. 

Die sorgfältig formulierte Tonwahl zur Verteidigung der GMO- 
Nahrungsmittel wurde von der Nahrungs- und Landwirtschaftsorga¬ 
nisation {Food and Agriculture Organization, EAO) der UNO, der Welt¬ 
bank, dem IWE und den Verfechtern gentechnisch veränderter Samen, 
besonders von den Saatgutkonzernen selbst aufgegriffen, um ihre Sa¬ 
che zu rechtfertigen. Wer die Verbreitung von GMO-Saatgut bekämpft, 
unterstütze tatsächlich den Genozid der Armen in der Welt. So jeden¬ 
falls lautete die nicht so feine Botschaft der GMO-lnteressenvertreter. 

Ob GMO-Pflanzen die versprochenen großen Verbesserungen der 
Elächenerträge pro Hektar bringen, ist auch höchst umstritten. Trotz 
der sehr eng untereinander abgesprochenen Bemühungen der GMO- 
Agrarunternehmen und der finanziell von ihnen abhängigen Eorscher 
an Universitäten begannen Beweise an die Presse durchzusickern, wo¬ 
nach die größeren Ernteerträge mit gentechnisch veränderten Samen 
auch nicht das waren, was sie nach all den Übertreibungen hätten sein 
sollen. 

Im November 2004 kam ein Bericht des Netzwerkes Betroffener 
Earmer in Australien zu dem Schluß, in bezug auf die gentechnisch 
veränderten Canola-Pflanzen gibt es »keine Beweise, daß GMO- 
Canola-Erträge viel höher liegen, wohl aber Beweise, daß sie geringer 
ausfallen. Obwohl Monsanto eine 40-prozentige Ertragssteigerung bei 
>Roundup Ready<-Canola zusagt, zeigen selbst die auf ihrer eigenen 
Website aufgezeigten besten Eeldversuche in Australien 17 Prozent 
geringere Erträge als der nationale Durchschnitt an. Auch die Erträge 
der Eeldversuche von Bayer-CropScience stehen im Vergleich zu den 
Nicht-GMO-Arten nicht gut da.« 
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Die Boden-Vereinigung (Soil Association) im Vereinigten Königreich 
gab 2002 einen umfassende Bericht mit dem Titel Saat des Zweifels her¬ 
aus. Er fußte auf ausgiebigen Untersuchungen unter US-Farmern, die 
genetisch veränderte Pflanzen eingesetzt hatten. Der Bericht, einer der 
wenigen verfügbaren unabhängigen Einschätzungen, kam zu dem 
Schluß, statt die Ernteerträge der Farmer zu steigern, würde »GMO- 
Soja und -Mais die Situation eher verschlechtern«. 

Die Studie bezieht sich auf eine sechsjährige Erfahrung mit dem 
GMO-Anbau und zeigt, daß der eigentliche Grund für Alarm die zu¬ 
nehmende Abhängigkeit der Farmer von gentechnisch veränderten 
Pflanzen sei. Die Studie bezieht auch die Analyse des Ökonomen Mi¬ 
chael Duffy von der Universität Iowa ein. Der hatte herausgefunden, 
daß »Herbizid-tolerantes GMO-Soja mehr Herstellungskosten pro 
Morgen verschlingt als Nicht-GMO-Soja«. 

Die Ergebnisse sahen beim gentechnisch veränderten Bt-Mais in den 
USA kaum besser aus. Dr. Charles Benbrook vom Nordwestzentrum 
für Wissenschafts- und Umweltpolitik in Idaho griff auf Daten des US- 
Landwirtschaftsministerium zurück und fand in einer detaillierten 
Wirtschaftlichkeitsanalyse für Bt-Mais heraus, »von 1996 bis 2001 zahl¬ 
ten amerikanische Farmer mindestens 659 Millionen Dollar Lizenzge¬ 
bühren, um Bt-Mais anzubauen. Dieser steigerte ihre Ernteerträge nur 
um 276 Sack (rund zehn Kubikmeter) - mit einem wirtschaftlichen Zu¬ 
gewinn von nur 567 Millionen Dollar. Unter dem Strich bleibt den 
Farmern ein Nettoverlust von 92 Millionen Dollar - etwa 1,31 Dollar 
pro Acre (0,405 Hektar), wenn sie Bt-Mais anbauen.« 

Die Studie kam zu dem Schluß, daß die recht hohen Gebühren, die 
Monsanto, DuPont und die anderen GMO-Saatgutunternehmen von 
den Farmern verlangen, eine weitere Beeinträchtigung des Farmerein¬ 
kommens darstellt. Ein beträchtlicher Kostenfaktor ist die »Technolo¬ 
giegebühr«, welche die Saatgutkonzerne eintreiben, scheinbar um ihre 
hohen Forschungs- und Entwicklungskosten zu tragen. 

Saatgut stellt normalerweise zehn Prozent der üblichen Herstel¬ 
lungskosten für Mais dar. GMO-Saatgut war wegen der hinzukom¬ 
menden Technologiegebühren merklich teurer. »Mit den Technologie¬ 
gebühren kostet GMO-Saatgut 25 bis 40 Prozent mehr als Nicht-GMO- 
Saatgut. Bei Bt-Mais liegen zum Beispiel die Gebühren typischerweise 
bei acht bis zehn Dollar pro Acre und damit etwa 30 bis 35 Prozent 
höher als bei Nicht-GMO-Arten. Sie können sogar auf bis zu 30 Dollar 
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pro Acre steigen. Bei >Roundup Ready< kann eine Gebühr von über 
sechs Dollar pro Acre anfallen«, heißt es in der Studie. Außerdem ver¬ 
bietet der Vertrag unter Androhung hoher Bußgelder den Farmern, 
einen Teil ihrer Ernte im Folgejahr wieder auszusäen; das erhöht die 
Kosten. 

Monsanto und die biotechnischen Großunternehmen argumentieren 
damit, daß die höheren Erträge die zusätzlichen Kosten mehr als wett¬ 
machen. Höhere Erträge seien angeblich der Hauptnutzen beim Anbau 
von GMO-Saaten. Allerdings erbringen Monsantos »Roundup Ready«- 
Soja und »Roundup Ready«-Raps im Durchschnitt niedrigere Erträge 
als Nicht-GMO-Arten. Auch wenn der gentechnisch veränderte Bt- 
Mais im allgemeinen eine geringe Ertragssteigerung erbringt, so reicht 
diese über einen längeren Zeitraum betrachtet nicht aus, um die höhe¬ 
ren Herstellungskosten abzudecken, so die Studie Saat des Zweifels. 

Des weiteren fand die Studie im Widerspruch zu den Behauptun¬ 
gen, GMO-Aussaaten benötigten deutlich weniger Kunstdünger - ein 
Argument, um Gegner aus dem ökologischen Bereich zu überreden -, 
heraus, daß »Roundup Ready«-Soja, -Mais und -Raps (Canola) tat¬ 
sächlich »in den meisten Fällen zur Zunahme des Einsatzes von Agrar¬ 
chemikalien geführt hatten«, das heißt, mehr Tonnen an Pestizid und 
Herbizid pro Hektar als bei normalen Arten der gleichen Feldfrüchte. 

Die Studie gelangte zu dem Schluß: »Während es einige Farmer 
gibt, die mit GMO-Aussaaten ihre Herstellungskosten senken oder ihre 
Erträge steigern konnten, scheint es so zu sein, daß für die meisten 
Produzenten die geringen Einsparungen durch die Technologiegebüh¬ 
ren, die geringeren Marktpreise, die niedrigeren Ernteerträge und den 
höheren Bedarf an Agrarchemikalien bei bestimmten GMO-Pflanzen 
mehr als wettgemacht worden sind.« 

Zahlreiche andere Studien bestätigten, daß GMO-Aussaaten nicht 
weniger, sondern typischerweise schon nach ein oder zwei Erntefolgen 
mehr chemische Herbizide und Pestizide benötigten als Nicht-GMO- 
Aussaaten. Dr. Charles Benbrooks Studie stützte sich auf offizielle Da¬ 
ten des US-Landwirtschaftsministeriums. Sie fand heraus: Statt daß 
weniger Pestizide benutzt wurden, »hat in den Vereinigten Staaten die 
Aussaat von genetisch verändertem Mais, Soja und Baumwolle auf 
rund 22,5 Millionen Hektar seit 1996 den Einsatz von Pestiziden um 
ungefähr 50 Millionen Pfund gesteigert«. 

Der angegebene Hauptgrund für die Zunahme war die »substantiel- 
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le Zunahme« des Einsatzes von Herbizid bei »Herbizid-toleranten«, 
das heißt gentechnisch veränderten Aussaaten, besonders bei Soja. Es 
gab eine bedeutende Zunahme des Herbizideinsatzes bei GMO-Aus- 
saaten im Vergleich zu den mit konventionellen Pflanzenarten bestell¬ 
ten Elächen. Die »Herbizid-toleranten« Pflanzen waren gentechnisch 
verändert worden, um sicherzustellen, daß diejenigen, die diese Pflan¬ 
zen anbauten, keine andere Möglichkeit hatten, als auch die entspre¬ 
chenden Herbizide des gleichen Unternehmens zu verwenden. 

Die Parmer mußten in allen Teilen der USA, in denen GMO- 
Eeldfrüchte seit einer Reihe von Jahren angebaut worden sind, entdek- 
ken, daß unerwartet Herbizid-resistente Unkräuter auftraten. Diese 
machten neben den auf die GMO-Pflanzen abgestimmten Herbizit- 
marken, wie Monsun tos »Roundup Ready«, den Einsatz weiterer Her¬ 
bizide erforderlich. Im Eall von GMO-Mais hatte die Unkrautverseu- 
chung die zusätzliche Bekämpfung durch das Herbizid »Atrazine« 
verlangt, eines der giftigsten Unkrautvernichtungsmittel, die es gibt. 
Viele unabhängige Getreidespezialisten und Earmer hatten die drohen¬ 
de Gefahr vorausgesagt, nämlich daß Superunkräuter und Bt-resistente 
Schädlinge entstehen würden, die ganze Ernten bedrohen könnten. 

Zunehmend wird klar, daß die Behauptungen, die für einen breiten 
kommerziellen Einsatzes gentechnisch veränderter Samen in der Land¬ 
wirtschaft eintraten, auf handfestem wissenschaftlichem Betrug und 
auf Unternehmenslügen beruhten. 

ln einem der Pälle, die in der Öffentlichkeit breiter bekannt wurden, 
spendete Monsanto eine genetisch veränderte Virus-resistente Süß¬ 
kartoffelart dem Landwirtschaftlichen Porschungsinstitut Kenias 
(KARl) in Afrika. Das Institut wird unter anderem von der Weltbank 
und Monsanto finanziell unterstützt. 

Eine Angestellte bei KARl, Dr. Plorence Wambugu, wurde von 
Monsanto und US AID weltweit auf Reisen geschickt, um darüber zu 
sprechen, wie die GMO-Süßkartoffel von Monsanto dazu beitrage, das 
Hungerproblem in Afrika zu lösen. Sie behauptete, damit würden die 
Hektarerträge von vier Tonnen auf zehn Tonnen ansteigen. Das AID- 
Programm des US-Außenministeriums unterstützte das Projekt im Jahr 
2001 als groß auf gemachte Propagandamaßnahme für GMO-Peld- 
früchte unter der skeptischen afrikanischen Bevölkerung. Forbes, die 
amerikanische Pinanzzeitschrift, die sich selbst als »Das Kapitalistische 
Werkzeug« bezeichnet, behauptete in diesem Zusammenhang, Warn- 
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bugu gehöre zu den 15 Personen der Welt, welche »die Zukunft neu 
erfinden« (sic). 

Das einzige Problem war, daß das neu erfundene Projekt ein kata¬ 
strophaler Fehlschlag war. Die GMO-Süßkartoffel erwies sich als sehr 
virenanfällig. Ihre Erträge waren geringer als die der normalen boden¬ 
ständigen Süßkartoffeln und keineswegs um 250 Prozent größer als 
diese, wie es Wambugu behauptet hatte. KARl und seine Hintermänner 
aus den Unternehmen versuchten den Betrug aufrechtzuerhalten, aber 
Dr. Aaron deGrassi vom Institut für Entwicklungsforschung an der 



Die von Monsanto instruierte und auf Reisen geschickte Dr. Florence Wam¬ 
bugu war in Afrika »Plakat-Person« für Monsanto, um dort die angeblichen 
Erfolge mit GMO-Saatgut aufzuzeigen. Sie log in bezug auf die von ihr be¬ 
haupteten Ergebnisse, um ihre Sponsoren zufriedenzustellen. Ihre Aufgabe 
war es, skeptische afrikanische Bauern vom Nutzen der GMO-Feldfrüchte zu 
überzeugen. 
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Universität Sussex deckte die statistischen Tricks auf, die Wambugu 
und Monsanto benutzt hatten, um auf die behaupteten Ertragssteige¬ 
rungen zu kommen. 

»Die Angaben über die transgenen (GMO-) Süßkartoffeln sind von 
niedrigen durchschnittlichen Ertragszahlen in Kenia ausgegangen, um 
dort ein Bild der Stagnation zu zeichnen. Ein früher Aufsatz sprach 
von sechs Tonnen pro Hektar, ohne die Datenquelle zu nennen und 
wiederholte das dann in den Eolgeanalysen. Allerdings«, bemerkte 
deGrassi, »spricht die EAO-Statistik von einem Ertrag von 9,7 Tonnen, 
und der amtliche Regierungsbericht von 10,4 Tonnen.« Die Weltbank 
und Monsanto ignorierten die kritischen Hinweise und finanzierten 
Wambugus Arbeit mehr als zwölf Jahre lang. Sie diente ihnen als afri¬ 
kanisches Aushängeschild für den Einsatz genetisch veränderter Eeld- 
früchte. 

Der frühere amerikanische Humorist und Gesellschaftskritiker 
Mark Twain würde wohl zu einer solchen Situation gesagt haben: »Es 
gibt drei Arten von Lügen: Lügen, verdammte Lügen und Monsanto- 
Lügen.« 

Lange vor den Turbulenzen in der Euphorie über die Biotechnik an 
der US-Börse gegen Ende der 1990er Jahre und noch bevor die Schran¬ 
ken gegen die Verbreitung von GMO gefallen waren, wären Monsanto, 
Syngenta und die größeren Saatgutunternehmen mit ihrem Projekt, die 
Versorgung der Welt mit Saatgut zu übernehmen, beinahe entgleist. Es 
bedurfte 1999 des außergewöhnlichen Eingreifens ihres Schutzpatrons, 
der Rockefeller-Stiftung, um die übereifrigen Giganten im Agrobusi¬ 
ness vor den Eolgen ihrer eigenen Methoden zu retten. (4) 
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Kapitel 12 


Genetisches Armageddon: »Terminatoren«, 
»Verräter«, spermatötender Mais 


»Zwei Schritte vorwärts, ein Schritt zurück...« 

Vom Ende der 1980er Jahre an begannen sich offensichtlich die gen¬ 
technischen Saatgutkonzerne mit frischem Rückenwind von der WTO 
und mit der vollen Unterstützung durch das Weiße Haus an der Mög¬ 
lichkeiten zu berauschen, die Nahrungsmittelversorgung der Welt in 
die Hand zu bekommen. Sie arbeiteten alle fieberhaft an einer neuen 
Technologie, die es ihnen erlauben würde, Saatgut zu verkaufen, das 
sich nicht weiter vermehren ließ. Die Saatgutunternehmen nannten die 
Neuerung GURT, das ist die Abkürzung von »Genetische Technologi¬ 
en zur Beschränkung der Weiterverwendung« (»Genetic Use Restricti- 
on Technologies«). 

Das Verfahren wurde bald als »Terminator«-Saatgut bekannt. Der 
Name verwies auf die brutalen Mörderfilme von Arnold Schwarzen¬ 
egger aus Hollywood. Wie sich ein Verfechter der Terminator-GMO 
ausdrückte, wurden sie entwickelt, »um Unternehmen vor skrupello¬ 
sen Bauern zu schützen«, die versuchen körmten, patentiertes Saatgut 
wieder-zuverwenden, ohne erneut dafür zu bezahlen. Es spielte keine 
Rolle, daß die große Mehrheit der Bauern der Welt zu arm war, um 
sich Monsantos GMO-Lizenzen und andere Saatgutgebühren zu leisten, 
und sie ihre Samen seit Tausenden von Jahren immer wieder benutzt 
hatte. 

1998 hatte das US-Biotechnikunternehmen Delta & Pine Land Seed 
Company, der größte Besitzer von kommerziellem Baumwollsaatgut, 
mit finanzieller Rückendeckung des US-Landwirtschaftsministeriums 
ein Patent auf seine GURT- oder »Terminator«-Technologie be¬ 
kommen. Ein Jahr später teilte Monsanto mit, die Delta & Pine Land Seed 
Company kaufen zu wollen. Es ging dabei vor allem um das »Termina- 
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tor«-Patent. Die Verantwortlichen bei Monsanto wußten, daß es sich 
nicht nur auf Baumwollsamen, sondern auf jeden Samen anwenden 
lassen würde. 

»Terminator« sah wie die Antwort auf den Traum des Agribusiness 
aus, die Weltnahrungsmittelproduktion kontrollieren zu können. Da¬ 
mit würde es nicht mehr nötig sein, teure Detektive anzustellen, um 
auszuspionieren, ob Bauern Monsanfo-Saatgut weiter benutzten, oder 
Denunzianten Lederjacken anzubieten. 

»Terminator«-Mais, -Sojabohnen oder -Baumwollsamen waren gen¬ 
technisch so verändert worden, daß sie nach einer Aussaat »Selbst¬ 
mord begehen«. Das würde die Bauern automatisch davon abhalten, 
den Samen aufzuheben, um ihn bei der nächsten Aussaat zu benutzen. 
Diese Technologie eignete sich hervorragend, um Patentrechte und 
Gebühren von Monsanto oder den anderen Herstellern von GMO be¬ 
sonders in Entwicklungsländern durchzusetzen, wo Patentrechte aus 
ersichtlichen Gründen wenig geachtet werden. 

Eine weitere, verwandte Technologie, deren Eorschung und Ent¬ 
wicklung die multinationalen Unternehmen Ende der 1990er Jahre 
bevorzugt finanziert hatten, waren T-GURT-Samen (Trait Genetic Use 
Restriction Technologies), die zweite Generation der »Terminator«- 
Samen. Sie erhielten den Spitznamen »Verräter«. Das bezog sich auf 
besondere Pflanzenmerkmale der benutzten Gentechnik. Die Bezeich¬ 
nung hatte eine doppelte Bedeutung, die den Kritikern nicht entgan¬ 
gen war. 

Die »Verräter«-Technologien verließen sich nicht nur darauf, die 
Pruchtbarkeit der Pflanze zu beherrschen, sondern auch ihre geneti¬ 
schen Merkmale. Eine GMO-Pflanze - sagen wir Reis oder Mais - 
würde nur nach dem Einsatz einer bestimmten chemischen Kompo¬ 
nente gegen bestimmte Seuchen oder Schädlinge resistent sein. Diese 
Komponenten wiederum sind natürlich nur von Monsanto oder Syn- 
genta oder einem anderen Besitzer der Patentrechte an dem bestimm¬ 
ten »Verräter«-Saatgut zu erhalten. Bauern, die versuchten, irgendein 
Saatgut auf dem »illegalen« Saatgutmarkt zu kaufen, körmen nicht die 
benötigte besondere chemische Komponente bekommen, die das für 
die Resistenz der Pflanze verantwortliche Gen »einschaltet«. 

Die »Verräter«-Technologie bot Monsanto und den anderen Kon¬ 
zernen eine einmalige Gelegenheit, einen völlig neuen, geschlossenen 
Markt einzurichten, um ausschließlich ihre Agrarchemikalien zu ver- 
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kaufen. Außerdem ließ sich »Verräter «-Samen weit billiger her stellen 
als das komplizierte »Terminator«-Saatgut. Weniger breit veröffent¬ 
licht wurde die Tatsache, daß sich nach diesem Verfahren auch GMO- 
Pflanzen entwickeln ließen, die eigens »angeschaltet« werden mußten, 
um zu wachsen oder fruchtbar zu werden. 

Das »Terminator«-Patent war zuerst vom US-Außenministerium 
angemeldet worden, das zusammen mit Delta & Pine Land die Techno¬ 
logie entwickelt und dafür im März 1998 das Patent erhalten hatte. 
Man hatte gemeinsam ein Verfahren vervollkommnet, bei dem ein 
Mörder-»Transgen« eingeführt wird. Das eingebaute Gen bewirkt kurz 
vor der Samenreifung die Produktion eines Gifts, wodurch sich der in 
jedem Samen enthaltene Pflanzenembryo selbst zerstört, so daß der 
Samen nicht mehr auskeimen karm. Die Pflanze wächst ganz normal 
und bekommt ganz normal Früchte, doch diese Früchte sind dann bio¬ 
logisch steril. 

Damals gab Delta & Pine Land eine aufschlußreiche, aber wenig be¬ 
achtete Erklärung ab. ln ihr gestand die Firma ein, daß der ursprüng¬ 
liche Grund für die Entwicklung der »Terminator«-Technologie die 
Absicht war, sie bei Reis- und Weizenbauern in Ländern wie Indien, 
Pakistan und China zu vermarkten. 


Der Schutzengel der GMO rettet das Projekt 

Die Möglichkeiten der privaten Kartelle, mit Hilfe der »Terminator- 
Technologie das Saatgut kontrollieren zu können, löste in der Öffent¬ 
lichkeit Aufruhr aus. Dieser gefährdete die Zukunft der gesamten 
»Gentechnischen Revolution«. Pfarrer predigten sonntags über morali¬ 
sche Aspekte der »Terminator«-Technologie, Bauern organisierten Pro¬ 
teste, Regierungen hielten wegen der neuen Entwicklung in der Gen¬ 
technik öffentliche Anhörungen ab. Überall in der Europäischen Ge¬ 
meinschaft entfachten Bürger einen offenen Widerstand gegen GMO 
wegen der Bedrohung durch die »Terminator«-Technologie, gegen ihre 
Eolgen für die Sicherheit der Nahrungsmittelversorgung und gegen 
die Tatsache, daß die Patentämter in den USA und anderswo Monsanto 
und Syngenta für verschiedene »Terminator«-Arten ausschließende 
Patentrechte bewilligt hatten. 

Der weitverbreitete und wachsende Protest gegen die offensichtli- 
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chen Möglichkeiten, mit den »Terminator«-Selbstmordsamen Miß¬ 
brauch zu treiben, bekam im Mai 1998 einen neuen Charakter. Die 
Firma Monsanto, die bereits sechs Monate zuvor ein Patent auf ihre 
»Terminator«-Gentechnologie bekommen hatte, gab bekannt, Delta & 
Pine Land aufzukaufen. Dies hätte Monsanto zum unumstrittenen Füh¬ 
rer in der »Terminator«-Gentechnologie gemacht. 

Die Nachrichten von der geplanten Übernahme wurden für die Öf¬ 
fentlichkeitsarbeit von Monsanto zur Katastrophe. Die Schlagzeilen der 
Zeitungen ringsum in der Welt stellten das Ereignis als das dar, was es 
war: den Versuch eines privaten Unternehmens, die Saatgutversor¬ 
gung der Bauern weltweit unter seine Kontrolle zu bekommen. 

Der wachsende Widerstand gegen genetisch veränderte Nahrung 
wurde durch die negative Publizität der »Terminator«-Technologie 
verstärkt und löste das dramatische Eingreifen des Schutzengels des 
weltweiten GMO-Projekts aus. 

Im September 1999 unternahm der Präsident der Rockefeher-Stif- 
tung, Gordon Conway, den recht ungewöhnlichen Schritt und ließ an- 
fragen, ob er den Vorstand von Monsanto persönlich sprechen könne. 
Er machte ihm dann klar, daß die Weiterexistenz Monsantos auf dem 
Spiel stünde, sollte die Eirma darauf beharren, die »Terminator«- 
Samentechnologien weiter zu entwickeln und zu vermarkten. 

Monsanto hörte Conway aufmerksam zu. Am 4. Oktober 1999 tat der 
Vorstands Vorsitzende von Monsanto, Robert B. Shapiro, auf einer 
Pressekonferenz kund, die Gesellschaft habe beschlossen, den weiteren 
Vertrieb der »Terminator«-Technologie einzustellen. Die Weltpresse 
strich diesen Schritt als einen bedeutenden Sieg von Vernunft und so¬ 
zialer Gerechtigkeit heraus, ln Wirklichkeit handelte es sich um einen 
schlauen taktischen Behug, der zusammen mit Conways Rockefeller- 
Stiftung ausgeheckt worden war. 

Denjenigen, die sich bemühten, das Kleingedruckte zu lesen, wurde 
klar, daß Monsanto tatsächlich nichts aufgegeben hat. Shapiro von 
Monsanto zog sich nicht aus der künftigen Entwicklung oder Vermark¬ 
tung von »Terminator« zurück. Es wurde nur ein Vermarktungsstop 
für eine bestimmte Zeit verhängt. Man hielt die Voraussetzungen für 
die Vermarktung von »Terminator«-Saatgut damals noch nicht für 
gegeben, sie sei erst in einigen Jahren, frühestens vielleicht 2007, mög¬ 
lich. Eür Monsanto war mit dem Moratorium wenig verloren, aber in 
bezug auf die Öffentlichkeitsarbeit viel gewonnen. 
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Shapiro machte in seiner öffentlichen Erklärung deutlich, daß er die 
Waffe Saatgutversorgung nicht kampflos aus der Hand geben werde. 
Er führte nämlich weiter aus: »Monsanto hält Patente auf technologi¬ 
sche Verfahren zum Schutz der Gene, die nicht zu sterilen Samen füh¬ 
ren. Die Eirma hat ein Verfahren erforscht, welches das einzelne Gen, 
das für den Mehrwert der biotechnischen Sorte verantwortlich ist, de¬ 
aktivieren karm.« Er bezog sich damit auf die sogenannten »Verräter- 
Technologien. Shapiro fügte noch hinzu: »Wir investieren zur Zeit kei¬ 
ne Mittel, um diese Technologien weiterzuentwickeln.« 

»Aber«, betonte er, »wir schließen ihre künftige Entwicklung und ihren 
Einsatz zum Schutz der Gene oder ihrer möglichen landwirtschaftlichen Nut¬ 
zung nicht aus.« (Hervorhebung durch d. Autor) Kurz nach dieser Aus¬ 
sage kündigte Monsanto an, man werde auch den Plan, Delta & Eine 
Land zu kaufen, fallen lassen. Das alles schien den Tod der »Termina- 
tor«-Technik anzudeuten. 

Auch Syngenta erklärte zur gleichen Zeit ein Moratorium beim Ver¬ 
trieb von »Terminator«-Saatgut, fügte aber hinzu, die Eirma werde 
allerdings die Entwicklung am »Verräter« fortsetzen. Damit war die 
Luft aus der »Terminator«-Kontroverse heraus; die Täuschung gelang 
offensichtlich mit Erfolg, da der »Terminator« allmählich wieder aus 
den Schlagzeilen verschwand. 

Es ist bemerkenswert, daß zwar Rockefellers Conway und die Eirma 
Monsanto mit ihren Erklärungen zur Aufgabe der »Terminator«- 
Technik Schlagzeilen machten, aber das US-LandWirtschaftsministeri¬ 
um als Partner von Delta & Fine Land in Sachen »Terminator« keine 
derartige Verpflichtung einging. Das war tatsächlich seltsam, da es ihm 
leicht gefallen und für das Ministerium einfach gewesen wäre, den 
gentechnischen Großfirmen zu folgen und ebenfalls ein Moratorium zu 
erklären. Die Presse achtete nicht darauf. Monsantos Erklärung be¬ 
herrschte die Leitartikel. 

Im Juni 1998 erklärte der Sprecher des US-Landwirtschaftsministe- 
riums Willard Phelps in einem Interview die US-Regierungspolitik in 
Sachen »Terminator«-Saatgut: Das US-Land Wirtschaftsministerium 
wünsche, daß »die Technologie als Lizenz breit gestreut und umge¬ 
hend vielen Saatgutfirmen zugänglich gemacht wird«. Das Ministeri¬ 
um legte auch seine Gründe dafür offen dar. Man wolle das »Termina¬ 
tor-Saatgut in die Entwicklungsländer hineinbekommen. Dort mög¬ 
lichst gentechnisch veränderte Eeldfrüchte zu verbreiten hatte schon 
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von den ersten Anfängen des Reis-Genom-Projekts im Jahr 1984 an im 
Zentrum der GMO-Strategie der Rockefeller-Stiftung gestanden. 

Phelps vom Landwirtschaftsministerium sagte, es sei das Ziel der 
US-Regierung, die Entwicklung der »Terminator«-Technologie so weit 
wie möglich zu fördern, »um den Wert des geschützten Saatguts ame¬ 
rikanischer Saatgutfirmen zu steigern und neue Märkte in der Zweiten 
und Dritten Welt zu erschließen«. 

Phelps hatte sprichwörtlich die Katze aus dem Sack gelassen. Die 
US-Regierung hatte die »Terminator«-Technologie auf höchster Ebene 
gefördert und zielte damit auf die Landwirtschaft in der Zweiten und 
Dritten Welt ab. Dadurch würde es für Monsanto, DuPont und die an¬ 
deren Saatgut-Großunternehmen »sicherer«, ihr GMO-Saatgut in den 
als Zielgruppe ausgewählten Entwicklungsländern zu vermarkten. 

Zusammen mit der Eirma Delta & Pine Land hatte das US-Land- 
wirtschaftsministerium in 78 Ländern »Terminator«-Patente beantragt. 
Das Ministerium gab offen, vielleicht leichtfertig zu, daß im Eaden- 
kreuz des »Terminator«-Saatguts die Bevölkerung und die Bauern der 
Entwicklungsländer stünden. Jedenfalls war das haargenau das lang¬ 
fristige Ziel der Eörderung von GMO durch die Rockefeller-Stiftung 
gewesen. 

Der stimmige Zusammenhang zwischen der 1974 im NSSM 200 von 
Henry Kissinger niedergelegten Politik der Bevölkerungskontrolle in 
den Entwicklungsländern, der Unterstützung der Rockefeller-Stiftung 
bei der Einführung der Gentechnologien und der Ausrichtung auf be¬ 
stimmte Entwicklungsländer, und der Entwicklung einer Technologie, 
die privaten multinationalen Unternehmen Patente auf lebenswichtige 
Saatgutarten einräumt, die für die Mehrheit der Bevölkerung dieser 
Erde zu den Grundnahrungsmitteln zählen, dieser Zusammenhang be¬ 
gann allmählich einem vorausdenkenden Publikum zu dämmern. 
Mon-santos Eorschungen und Entwicklungen wurden von der Welt 
zunehmend als eine Art Trojanisches Pferd erkarmt. Mit ihm wollen 
Großunternehmen für gentechnisch verändertes Saatgut im Westen 
ihre Kontrolle über die Nahrungsmittelversorgung der Dritten Welt 
erreichen, zumal, wenn es in den Gebieten nur ein schwaches oder gar 
kein Patentrecht gibt. 

Die öffentliche Ankündigung des Moratoriums im Oktober 1999 
war ein berechneter Trick von Rockefeiler und Monsanto, um die Auf¬ 
merksamkeit von sich abzulenken, während die Saatgutfirmen weiter 
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an der Vervollkommnung ihrer »Terminator«-, »Verräter«- und ent¬ 
sprechender Technologien arbeiteten. 

Unterdessen war es damals dringend geboten - und das verstand 
die Rockefeller-Stiftung vielleicht besser als private Saatgutfirmen wie 
Monsanto zuerst das GMO-Saatgut weltweit zu verbreiten, um dafür 
große Märkte zu schaffen und damit die Verwendung patentierter 
GMO-Pflanzen unumkehrbar zu machen, ln einigen Fällen wurden 
Gesellschaften wie Monsanto von Bauern vor Ort verklagt, illegal 
GMO-Saatgut in die Region zu schmuggeln, so in Brasilien oder Polen, 
um später zu behaupten, die Bauern würden »illegal« ihren patentier¬ 
ten Samen benutzen, und um dann von ihnen Gebühren einzutreiben. 

Conway von der Rockefeller-Stiftung war klar geworden, daß das 
unnachgiebige Vorgehen von Monsanto bei der Vermarktung seiner 
»Terminator«-Technologie in dieser höchst unsicheren Phase die ganze 
Strategie gefährden konnte, weltweit die Kontrolle über die Nahrungs¬ 
mittelversorgung zu errichten. 1999 hatte GMO-Saatgut noch kaum 
einen nermenswerten Anteil am US-Saatgutmarkt erzielt. Auch ihre 
Verbreitung in Entwicklungsländern war mit wenigen Ausnahmen, 
wie zum Beispiel Argentinien, damals noch sehr gering. Die EG hatte 
ein Verbot oder Moratorium auf die Zulassung von GMO-Pflanzen 
verhängt. Brasilien, Mexiko und viele afrikanische Nationen hatten 
GMO-lmporte oder -Aussaaten strikt verboten. Das ganze Projekt der 
»Gentechnischen Revolution« der Rockefeller-Stiftung, ihrer Unter¬ 
nehmen und politischen Verbündeten lief Gefahr zu entgleisen, hätte 
Monsanto damals öffentlich darauf bestanden, die Entwicklung der 
»Terminator-Technologie fortzusetzen. 

Wäre die Welt aufgewacht und hätte begriffen, was mit GMO- 
Saatgut möglich wurde, sie hätte rebelliert, als sie es noch konnte. Dies 
jedenfalls waren offensichtlich die Überlegungen, die zu dem seltenen 
Ereignis geführt haben, daß die Rockefeller-Stiftung in der Öffentlich¬ 
keit intervenierte. Um das ganze Projekt zu retten, verlangte Rockefel- 
1er tatsächlich von Monsanto mehr Disziplin, und Monsanto verstand 
die Botschaft. Wie Lenin Jahrzehnte zuvor in einem Gespräch über den 
Erfolg einer Revolution gesagt hatte: »zwei Schritte vorwärts, ein 
Schritt zurück«. 

Die Entwicklung der »Terminator«-Technologie hat nach 1999 nie 
aufgehört. 

Während Monsanto die Eusionsgespräche mit Delta & Pine Land 
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1999 abbrach, führten Delta & Pine Land und das US-Landwirt- 
schaftsministerium ihr Programm zur Vervollkommnung der »Termi¬ 
nator«- und »Verräter«-Technologien weiter. Der Vizepräsident der 
Firma, Harry Collins, erklärte in einem Presseinterview im Agra/Indus- 
trial Biotechnology Legal Letter, an seine GMO-Handelspartner gerichtet: 
»Wir haben sogleich die Arbeit an dem System zum Technologieschutz 
(TPS oder >Terminator<) fortgesetzt. Wir haben sie niemals wirklich 
heruntergefahren. Wir sind am Ball, um daraus ein Geschäft zu ma¬ 
chen. Wir haben niemals wirklich nachgegeben.« 

Auch ihr Partner, das US-Landwirtschaftsministerium (USDA), 
steckte 1999 nicht zurück. 2001 kündigte der Landwirtschaftliche For¬ 
schungsdienst {Agricultural Research Service, ARS) im USDA auf seiner 
Website an: »Das USDA hat keine Pläne, selbst TPS in die Keimbahn 
einzubauen ... Wir waren an der Entwicklung der Technologie betei¬ 
ligt, helfen aber den Unternehmen nicht, sie einzusetzen.« Das klang 
wie: »Schaut her, wir haben reine Hände!« Des weiteren hieß es dort: 
Das USDA »ist entschlossen, die [>Terminator<-] Technologie so weit 
wie möglich zugänglich zu machen, damit ihr Nutzen allen Segmenten 
der Gesellschaft zugute kommt... ARS beabsichtigt die Erforschung 
anderer Anwendungen dieser einmaligen Entdeckung zur Genkontrolle 
... Werm neue Anwendungen einen entsprechenden Entwick¬ 
lungsstand erreicht haben, dann wird diese Technologie ebenfalls dem 
privaten Sektor zur kommerziellen Nutzung übergeben.« »Termina¬ 
tor« war in der Washingtoner Bürokratie lebendig und guter Dinge. 

Im August 2001 teilte das US-Landwirtschaftsministerium (USDA) 
mit, daß es eine Lizenzvereinbarung mit seinem Partner Delta & Pine 
Land unterschrieben habe, die es D & PL erlaube, die »Terminator«- 
Technologie in seinem Geschäft mit Baumwollsaatgut zu nutzen. Der 
öffentliche Aufschrei blieb dieses Mal aus. Das Problem war nicht auf 
den öffentlichen Radarschirm gelangt, und wenige Tage danach begru¬ 
ben die Ereignisse vom 11. September die USDA-Mitteilung völlig. Die 
Welt hatte plötzlich andere Sorgen. 

Nachdem die Erregung über »Terminator« abgeklungen war, hatte 
Monsanto Anfang Juni 2003 damit begonnen, »Terminator« zu einem 
»ökologischen Vorteil« neu umzupacken. Statt den Aspekt der Saatgut¬ 
kontrolle zu betonen, begann Monsanto, »Terminator« oder GURTs als 
Möglichkeit anzupreisen, die Ausbreitung von GMO-Saaten durch 
Wind oder Bestäubung zu beherrschen. Durch diese Entwicklung 
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würde verhindert, daß Nicht-GMO-Pflanzen kontaminiert würden. Im 
Februar 2004 schrieb Roger Krueger von Monsanto zusammen mit 
Harry Collins von Delta & Pine Land einen Aufsatz für die Zeitschrift 
der Internationalen Saatgut-Föderation {International Seed Federation), 
des Dachverbandes dieses Industriezweigs. Ihr Artikel tat alle Sorgen 
über die Gefahren von Terminator oder GURT als bloße »Vermutun¬ 
gen« ab und erklärte, daß »GURT das Potential hat, Farmern jeder 
Größe und auf jedem wirtschaftlichen und geographischen Gebiet zu 
nützen«. Dabei stellten sie »Terminator« oder GURTs als »eine mögli¬ 
che technische Lösung« des Problems der Pflanzenkontamination her¬ 
aus. (1) 


»Stopft es ihnen in den Rachen 

Sobald die Aufregung über »Terminator«-Samen aus den Schlagzeilen 
der Weltpresse wieder verschwunden war, wandten die größeren gen¬ 
technischen Saatgutunternehmen in Übereinstimmung mit der US-Re- 
gierung zunehmend Zwangsmaßnahmen an, um der Weltbevölkerung 
besonders in den Entwicklungsländern GMO-Saatgut aufzuzwingen. 
Neben Überredungskünsten benutzten die Unternehmen Methoden 
wie Bestechung und Nötigung und schmuggelten sogar illegal ihr 
GMO-Saatgut in ein Land nach dem anderen, um das »Evangelium 
vom GMO-Seelenheil zu verkündigen«. 

2002 unterrichtete das US-Außenministerium alle seine Hilfs¬ 
agenturen, sie hätten die Rolle einer internationalen Polizei zu über¬ 
nehmen. Sie wurden von der Regierungsagentur US AID beauftragt, in 
einem Empfängerland sofort jede Opposition gegen GMO-Nahrungs- 
mitteleinfuhren zu melden. Es wurde ihnen befohlen, Dokumente zu 
sammeln, aus denen hervorgeht, ob die Einstellung der jeweiligen Re¬ 
gierung gegen GMO »gewerblich oder politisch motiviert« war. Wenn 
man zu dem Schluß kam, daß sie gewerblich motiviert war, dann 
konnte die US-Regierung auf die WTO oder die Androhung von WTO- 
Sanktionen gegen das Empfängerland zurückgreifen. Das war für ein 
armes Land in der Regel eine wirksame Androhung. 

Um Monsanto, DuPont und den anderen US-Saatgutkonzernen bei 
der Verbreitung von GMO-Saatgut zu helfen, vereinbarten US-Außen- 
und Landwirtschaftsministerium, daß Nahrungsmittelhilfen in Eorm 
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von gentechnisch veränderten US-Überschüssen zu gewähren seien. 
Diese Praxis wurde von internationalen Hilfsorganisationen verurteilt, 
weil dadurch zwar Monsanto und Freunden neue Märkte erschlossen, 
aber die heimische Landwirtschaft eines Landes zerstört wurde. Die 
Europäische Union protestierte offiziell dagegen, daß die US-Regie- 
rung »Schenkungen der Nahrungsmittelhilfe als Maßnahme ihrer 
Überschußregelung verwendete«. Washington überging den Protest. 

Anfang 2003 verweigerte die indische Regierung die Einfuhr von 
1000 Tonnen einer Soja-Mais-Mischung aus den USA mit der Begrün¬ 
dung, sie körmte gentechnisch verändertes Material enthalten, das sich 
als gesundheitsgefährdend erweisen könnte und das nicht ausreichend 
getestet worden sei. Die Einfuhr durch die amerikanische Hilfsorgani¬ 
sationen CARE und den Katholischen Hilfsdienst war nicht genehmigt 
worden. USAID ignorierte diesen kleinen Umstand und machte weiter 
Druck. 

Internationale Hilfsorganisationen kauften nach altbewährter Praxis 
ihre Hilfsgüter auf dem freien Markt, werm möglich von den Bauern 
des Empfängerlandes oder im Nachbarland. USAID verpflichtete 
Hilfsorganisationen mit Sitz in den USA, nur Nahrungsmittel zu ver¬ 
teilen, die ihnen von USAID zur Verfügung gestellt wurden, das heißt, 
genetisch modifiziertes Getreide aus den USA. Die Vereinigten Staaten 
waren praktisch das einzige Geberland, das darauf bestand, eigene 
Nahrungsmittelüberschüsse als Nahrungshilfe einzusetzen. 

Im Oktober 2002 berichtete der Londoner Guardian, daß die US- 
Regierung während einer strengen Dürre Nahrungsmittel im Wert von 
266 Millionen Dollar als Hilfe gegen die Hungerkatastrophe an sechs 
Länder im südlichen Afrika schickte. Allerdings bot es diese nur in 
Eorm von gentechnisch verändertem Mais aus US-Überschuß¬ 
beständen an, obwohl konventioneller Mais auf dem Markt reichlich 
vorhanden war. Mais war die Grundnahrung in der betroffenen Regi¬ 
on Afrikas. Sambia, Malawi und Simbabwe lehnten den GMO-Mais 
mit Hinweis auf mögliche Gesundheitsrisiken ab. Die Europäische 
Union und andere Geber von Nahrungshilfe überwiesen den betroffe¬ 
nen Ländern Geld, um statt dessen auf dem freien Markt Nahrungs¬ 
mittel zu kaufen. Das war das international übliche Vorgehen in sol¬ 
chen Hungernotsituationen. Washington hatte anderes im Sinn: die 
Verbreitung von GMO-Saatgut so weit, so breit und so schnell wie 
möglich, und mit allen dazu erforderlichen Mitteln. 
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Als die Presse dem zuständigen Verwalter von USAID, Andrew 
Natsios, entsprechende Fragen stellte, fauchte er zurück: »Hungrige 
Leute säen Saatgut nicht aus, sie essen es.« Natürlich säten die Bauern, 
die das GMO-Saatgut bekamen, es für die nächste Ernte aus. Sie taten 
es weitgehend, ohne zu wissen, was für einen Samen sie bekommen 
hatten. Er war nicht als GMO ausgezeichnet worden. Monsanto, DuPont 
oder ein anderer Saatgutkonzern wird sie später daran erirmern. Die 
UNO behauptete, daß 160 000 Tonnen von Nicht-GMO-Getreide, dar¬ 
unter auch Mais, im benachbarten Südafrika, in Kenia und in anderen 
Anrainer Staaten für Notstandshilfe bereit gelegen hatten. 

Mit Bezug auf den Druck, den USAID auf Sambia ausgeübt hatte, 
den GMO-Mais der US-Hungerhilfe zu akzeptieren, sagte Dr. Charles 
Benbrook, Agronom und früheres Vorstandsmitglied im Eachbereich 
Landwirtschaft der Nationalen Akademie der Wissenschaften der 
USA: »Es gibt keine Knappheit an Nicht-GMO-Nahrungsmitteln, um 
sie Sambia anbieten zu können. Die Not der Sambier auszunutzen, um 
politische Punkte< im Namen der Biotechnik gutzumachen, war un¬ 
ethisch und in der Tat unverschämt.« 

2001 verlangten der Internationale Währungsfonds und die Welt¬ 
bank, zwei von Washington beherrschte Organisationen, daß Malawis 
Regierung ihre staatlichen Nahrungsmittelreserven verkauft, um ihre 
im Jahr 2002 fälligen Auslandschulden zurückzuzahlen. Inmitten einer 
strengen Dürre war vorhersehbar, daß Malawi folglich keine Nah¬ 
rungsmittel blieben, um seine hungrige Bevölkerung zu ernähren. 
USAID schickte 250 000 Tormen GMO-Mais aus US-Überschüssen. Die 
britische Hilfsorganisation ActionAid kritisierte die US-Aktion mit den 
Worten: »Die Bauern werden in einem bösartigen Kreis gefangen, sie 
werden zunehmend von einer immer kleineren Anzahl riesiger multi¬ 
nationaler Konzerne und ihrem patentierten Saatgut abhängig.« 

Genau das war offensichtlich beabsichtigt. 

George W. Bush legte bei dem Gipfeltreffen der G8 im Juni 2003 in 
Europa das erhebliche Gewicht, das dem Amt des Präsidenten der 
Vereinigten Staaten zukommt, auf die Waagschale der Kampagne, als 
er anklagte: »Unsere Partner in Europa haben alle neuen Biofeldfrüchte 
aus unbegründeten, unwissenschaftlicher Ängsten blockiert. Dies hat 
viele afrikanische Nationen veranlaßt, aus der Befürchtung nicht in 
Biotechnologien zu investieren, ihre Erzeugnisse körmten keinen Zu¬ 
gang zum europäischen Markt erhalten.« Bush erhöhte den Druck auf 
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die EU, ihr Verbot von GMO-Pflanzen aus dem Jahr 1997 aufzuheben. 
Im südlichen Afrika gibt es einige der fruchtbarsten Böden der Welt, 
dazu reichlich Frischwasser und ein mildes Klima. Unternehmen des 
Agribusiness wie Monsanto und Cargill lief offensichtlich das Wasser 
im Mund bei der Aussicht zusammen, dieses Potential in ihrem Stil des 
industriellen, fabrikmäßigen Ackerbaus und mit GMO-Aussaaten aus¬ 
zubeuten. Dem standen nur einige Zehnmillionen verarmte afrikani¬ 
sche Bürger im Weg. 

Afrika war jedoch in den ersten Monaten des neuen Jahrtausends 
nicht das einzige Ziel der weltweiten Verbreitung von GMO-Saatgut. 
Monsanto, DuPont, Syngenta und die anderen großen gentechnischen 
Saatgutfirmen benutzten ähnliche Formen des Zwanges, der Nötigung, 
der Bestechung und illegaler Taktiken, um ihr Saatgut von Polen bis 
nach Indonesien und darüber hinaus zu verbreiten. In Indonesien wur¬ 
de Monsanto überführt, einen höheren Regierungsbeamten mit 50 000 
Dollar bestochen zu haben, um Kontrollen beim Überprüfen von neu¬ 
en gentechnisch veränderten Feldfrüchten zu umgehen. Die Beste¬ 
chung war, wie aus Gerichtsunterlagen hervorging, von Monsantos US- 
Hauptquartier abgesegnet worden. Monsanto wurde verurteilt und 
gezwungen, eine Geldstrafe zu zahlen. 

In Polen, einem Fand mit den fruchtbarsten Ackerböden Europas, 
säten Monsanto und andere größere Unternehmen im Agribusiness 
illegal GMO-Samen aus. In Brasilien war Monsanto angeklagt worden, 
entgegen den Gesetzen so viel GMO-Sojasaatgut ins Fand geschmug¬ 
gelt und dort ausgesät zu haben, daß die Regierung schließlich das 
Verbot der GMO-Aussaat Anfang 2005 mit der Behauptung aufhob. 
Versuche, die Ausbreitung unter Kontrolle zu bekommen, seien ver¬ 
geblich. Die »Gentechnische Revolution« marschierte mit allen verfüg¬ 
baren Mitteln voran. (2) 


»Sie töten uns sanft, immer so sanft, 
sie töten uns sanft mit...« 

Die klar erkennbare Strategie von Monsanto, Dow und DuPont war, mit 
Unterstützung der Washingtoner Regierung in jedem Winkel der Erde 
GMO-Samen einzuführen, vornehmlich bei schutzlosen, hochverschul¬ 
deten Entwicklungsländern in Afrika und anderswo, oder in Fändern 
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wie Polen oder der Ukraine, mit ganz geringen Regierungskontrollen 
und in den Ämtern ausufernder Korruption. 

Einmal angebaut, konnten sich die Samen rasch im Land ausbreiten. 
Zu einem späteren Zeitpunkt wären dann die GMO-Saatgutunter- 
nehmen in der Lage, unter Androhung von WTO-Sanktionen die Ver¬ 
sorgung der größeren Anbaugebiete der Erde mit Saatgut zu beherr¬ 
schen, ihnen die Lebensmittel zu gewähren oder vorzuenthalten, wie 
es ihren Interessen oder denen ihrer Regierung oder sonstigen privaten 
Interessen entsprach. Im Jargon der Nachrichtendienste heißt so etwas 
»Macht der >strategischen Ablehnung<«. Einem potentiellen Leind oder 
Wettbewerber würde eine strategisch wichtige Ressource - Energie 
oder in diesem Lall Nahrungsmittel - verweigert oder damit für den 
Lall gedroht, daß sie nicht bestimmte politische Eorderungen derer 
erfüllen, die diese Ressourcen beherrschen. 


Eine ganz besondere Sorte Mais 

Dann ergab sich noch die Erage, wie diese Perspektive zur langfristi¬ 
gen Strategie der Bevölkerungsreduktion von Rockefeiler und der 
Pord-Stiftung und den führenden Leuten im US-Establishment paßte. 
Eine mögliche Antwort darauf war bald gefunden. 

ln San Diego hielt im September 2001 die kleine, sich in Privatbesitz 
befindliche Biotechnikfirma Epicyte eine Pressekonferenz ab, um über 
ihre Arbeit zu berichten. Sie teilte mit, sie hätte erfolgreich die ultimati¬ 
ve GMO-Erucht geschaffen - einen empfängnisverhütenden Mais. Um 
das zu erreichen, hatte man von Erauen mit einer seltenen Porm von 
Unfruchtbarkeit infolge von Immunreaktionen auf Spermien entspre¬ 
chende Antikörper genommen. Man hatte den entsprechenden Gen¬ 
strang isoliert, der die Bildung dieser Unfruchtbarkeitsantikörper be¬ 
wirkt und diesen mit Hilfe der gentechnischen Verfahren in die Gene 
von Maissamen, aus denen Maisstauden gezogen werden, eingefügt. 

»Wir haben ein Treibhaus voll Maisstauden, die Antikörper gegen 
Spermien erzeugen«, prahlte der Präsident von Epicyte, Mitch Hein. 

Zur Zeit, als diese dramatische Ankündigung fast kommentarlos 
durch die größeren Medien der Welt ging, hatte Epicyte ein strategi¬ 
sches Porschungs- und Lizenzierungsabkommen mit der Gesellschaft 
Dow Chemical aus Midland, Michigan, getroffen. Die Pirma Dow Chemi- 
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Das in San Diego ansässige Bio¬ 
technik-Unternehmen Epicyte 
prahlte damit, einen GMO-Mais 
mit spermaabtötender Wirkung 
zum Zweck der menschlichen 
Bevölkerungskontrolle entwickelt 
zu haben. 

cal hatte früher auch »Agent Orange« für Vietnam produziert und war 
in den USA eine der drei Großen der Gentechnik im Agribusiness. 
Zweck der Zusammenarbeit, so ihre damalige Ankündigung, sollte 
sein, eine Verbindung zwischen Epicytes technologischem Durchbruch 
und »der Stärke von Dow AgroSciences bei der gentechnischen Verän¬ 
derung von Feldfrüchten« zu knüpfen. 

Epicyte hatte auch die Zusammenarbeit mit dem Novartis Agriculture 
Discovery Institute (Syngenta) und ReProtect EEC in Baltimore verein¬ 
bart, um auf Antikörperbasis weitere Microbicide zur Empfängnisver¬ 
hütung zu entwickeln. Der Sender CBS News berichtete im Oktober 
2002, daß das US-Landwirtschaftsministerium, das sich schon so eifrig 
für die Entwicklung der »Terminator«-Technologie eingesetzt hatte, 
über das ganze Land verstreut 32 Feldversuche finanziert, bei denen in 
verschiedenen Pflanzen Wirkstoffe und Wirkstoffbestandteile gezüch¬ 
tet werden. Zu den Feldversuchen der US-Regierung gehörte auch die 
spermaabtötende Maistechnologie von Epicytes. Bisher wurde noch 
nicht entdeckt, ob das US-Landwirtschaftsministerium über eines ihrer 
vielen biologischen Forschungslabors wie Edgewood Chemical und Bio¬ 
logical Center in Maryland Wissenschaftlern des Verteidigungsmi¬ 
nisteriums Ergebnisse ihrer Feldversuche zur Verfügung gestellt hat. 

Früher verlangte die Herstellung von Antikörpern zum Zweck der 
Empfängnisverhütung Einrichtungen für besondere ultrasterile Gärungs¬ 
prozesse, die bis zu je 400 Millionen Dollar kosteten. Als Quelle für die 
Antikörper benutzte man eine Kultur aus Hamster-Ovarialzellen. Epi¬ 
cyte behauptete, man brauche auf nur 100 Morgen den besonderen 
spermien-abtötenden GM-Mais anzubauen, um eine wesentlich größe¬ 
re Menge an »spermiciden« Antikörpern herzustellen, und dies zu 
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Kosten von nur wenigen Millionen Dollar. Das bedeutete eine Kosten¬ 
reduktion von über 90 Prozent. Zum Zeitpunkt ihrer kurzen öffentli¬ 
chen Mitteilung, die die Firma als ihren Beitrag zum Übervölkerungs¬ 
problem der Welt ausgab, rechnete sie damit, den spermiciden Mais 
um 2006 oder 2007 kommerziell zur Verfügung zu stellen. 

Nach der Pressemitteilung verschwand die Diskussion über Epicytes 
Durchbruch bei der Erzeugung eines spermienabtötenden Maises wie¬ 
der. Die Firma selbst wurde im Mai 2004 von einer privaten Biotech¬ 
nikfirma in Pittsboro, North Carolina, übernommen. Biolex erwarb Epi- 
cyte Pharmaceutical. ln den Medien war nichts mehr über die Entwick¬ 
lung von Mais zu hören, der Spermien abtöten konnte. Das Thema ver¬ 
schwand von der Bildfläche. 

Es gab Gerüchte, wonach die Forschung auf geheimer Basis fortge¬ 
führt wurde, und dies wegen der politisch explosiven Wirkung, die 
der Vertrieb einer Maissorte auslösen kormte, deren Verzehr das 
Sperma des Mannes unfruchtbar machen würde. Die mexikanischen 
Bauern waren schon in Aufruhr, weil im Herzen der mexikanischen 
Schatzkammer für Maissaatgut, in Oaxaca, gentechnisch veränderter 
Mais unbefugt verbreitet worden war. 

Man kann sich leicht vorstellen, welche Wirkung es hätte, wenn 
man plötzlich feststellen würde, daß Mais, das Grundnahrungsmittel 
für die meisten Mexikaner, spermientötende Antikörper der Firma 
Epicytes enthalten würde. »Etwas spermientötenden Kolbenmais, bitte 
schön? Oder darf es vielleicht eine Mörder-Tortilla sein, mein Herr? 
Oder wie wäre es mit noch einer Schüssel Cornflakes?« Der Gründer 
der Cornflakes-Firma Kellogs hatte mit John D. Rockefeiler ebenfalls zu 
den Gründungsmitgliedern der Amerikanischen Eugenikgesellschaft 
vor fast einem Jahrhundert gehört. (3) 

Von »Terminator«-Selbstmord-Samen bis hin zu gentechnisch ver¬ 
ändertem Mais, der Sperma abtötet - es wird klar, warum mächtige 
Elitekreise der Vereinigten Staaten, die selbst ungeheuer wohlhabend 
und - dank der Steuersenkungen der Regierung Bush - weitgehend 
unbesteuert leben, die Einführung von gentechnisch verändertem Ge¬ 
treide in die Nahrungskette der Welt als ihre strategische Priorität ver¬ 
treten. Zu dieser Elite zählen nicht nur die Rockefeiler- und Ford- 
Stiftung und die meisten anderen Foundations, die mit den großen 
privaten Familienvermögen der reichsten amerikanischen Familien 
verbunden sind. Mit von der Partie sind das US-Außenministerium, 
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der Nationale Sicherheitsrat, das US-Landwirtschaftsministerium wie 
auch die führenden politischen Zirkel hinter dem Internationalen 
Währungsfond, der Weltbank und die anderen Agenturen der Verei¬ 
nigten Nationen, einschließlich WHO und FAO. 


Tetanus, Rockefeiler und die WHO 

Den Leuten von der Rockefeller-Stiftung war ihr Wunsch todernst, das 
Welthungerproblem durch die weltweite Verbreitung von GMO-Saat- 
gut und -Feldfrüchten lösen zu wollen. Doch zielen die von ihnen vor¬ 
geschlagenen Methoden überdeutlich eher auf Lösungen auf Seiten des 
Angebots als der der Nachfrage. Sie wollen das Angebot an Menschen 
beschneiden, indem sie in den Reproduktionsvorgang der Menschen 
selbst eingreifen. 

Skeptiker, die bezweifeln, daß sie eine solche Absicht verfolgen, 
sollten nur einen Blick auf die Arbeit der Stiftungen und der Welt- 
gesundheits-Organisation der Vereinigten Nationen in Mexiko, Nicara¬ 
gua, auf den Philippinen und in anderen ärmeren Entwicklungslän¬ 
dern werfen. Dort wurde die Rockefeller-Stiftung nämlich schon mit 
der Hand in der sprichwörtlichen Keksdose erwischt. 

Die Stiftung hatte unauffällig ein WHO-Programm zur »reproduk¬ 
tiven Gesundheit« finanziert. Dabei war ein innovativer Tetanus-Impf¬ 
stoff entwickelt worden. Die Entscheidung der Rockefeller-Leute war 
nicht einer Eingebung des Augenblicks gefolgt. Sie kormten auch nicht 
behaupten, sie hätten die wahre Natur der von ihnen finanzierten Eor- 
schung nicht gekannt. Sie hatten mit den WHO-Eorschern seit 1972, 
also über 20 Jahre lang, zusammengearbeitet, um einen neuen, doppelt 
so wirksamen Impfstoff zu entwickeln. Es war die gleiche Zeit, in der 
die Stiftung auch Eorschungen auf anderen Gebieten der Bio¬ 
technologie, vor allem auf dem Gebiet der gentechnisch veränderten 
Eeldfrüchte, finanziert hat. 

Zu Begirm der 1990er Jahre überwachte die WHO nach einem Be¬ 
richt des Globalen Impfstoffinstituts eine umfassende Impfkampagne 
gegen Tetanus in Nicaragua, Mexiko und auf den Philippinen. Comite 
Pro Vida de Mexiko, eine römisch-katholische Laienorganisation, schöpf¬ 
te in bezug auf die Motive hinter dem WHO-Programm Verdacht. Sie 
beschloß, zahlreiche Ampullen des Impfstoffes überprüfen zu lassen. 
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Dabei entdeckte man, daß der Impfstoff menschliches Chorion¬ 
gonadotropin oder HCG enthielt. Das war ein seltsamer Bestandteil in 
einem Impfstoff, der entwickelt worden war, um Menschen, die sich an 
einem rostigen Nagel verwundet oder mit anderen Bodenbakterien 
infiziert hatten, vor Wundstarrkrampf zu schützen. Die Krankheit kam 
relativ selten vor. 

Das Ganze war schon deshalb seltsam, weil HCG ein natürliches 
Hormon ist, das eine Schwangerschaft aufrechterhalten soll. Wenn 
man HCG an ein bakterielles Trägermolekül koppelt, wie z. B. das Gift 
des Tetanus-Erregers, dann regt es die Bildung von Antikörpern gegen 
HCG an und verhindert, daß eine Frau eine Schwangerschaft durch¬ 
halten kann. Es handelt sich dann um eine heimliche Form der Abtrei¬ 
bung. Ähnliche Berichte über Impfstoffe, die mit HCG-Hormonen ver¬ 
setzt waren, gingen von den Philippinen und aus Nicaragua ein. 

Die Organisation Comite Pro Vida bestätigte einige weitere seltsame 
Tatbestände über das Impfungsprogramm der WHO. Die besondere 
Tetanus-Impfung wurde nur an Frauen im gebärfähigen Alter zwi¬ 
schen 15 und 45 Jahren verabreicht. Männer oder Kinder wurden da¬ 
mit nicht geimpft. Des weiteren wurden die Frauen in der Regel drei 
Mal nur wenige Monate nacheinander geimpft. Damit wollte man si¬ 
chergehen, daß die Frauen eine hinreichend hohe Dosis an HCG be¬ 
kamen; derm eine einzige Tetanus-Impfung hält mindestens zehn Jahre 
vor. Die Beimischung von HCG war eine eindeutige Kontamination 
des Impfstoffes. Diese gehörte da nicht hin. Keiner der Frauen, die mit 
Tetanus-HCG geimpft worden war, hatte man gesagt, daß der Impf¬ 
stoff einen Abtreibungswirkstoff enthielt. Das Ganze war offensichtlich 
die Absicht der WHO. 

Pro Vida bohrte nach und fand heraus, daß die Rockefeher-Stiftung, 
der Bevölkerungsrat von John D. Rockefeher III., die Weltbank, das 
UNO-Entwicklungsprogramm, die Ford-Stiftung und andere seit 20 
Jahren mit der WHO zusammengearbeitet hatten, um einen Impfstoff 
gegen Fruchtbarkeit zu entwickeln, und dabei mit HCG und Tetanus 
und auch mit anderen Impfstoffen arbeiteten. 

Unter den »anderen«, die sich an der Finanzierung der WHO- 
Forschung beteiligten, befanden sich auch das Institut für Medizini¬ 
sche Wissenschaften Gesamtindiens {All India Institute of Medical Scien¬ 
ces) und eine Reihe von Universitäten, darunter die von Uppsala in 
Helsinki, Schweden, und eine im US-Bundesstaat Ohio. Auf der Fiste 
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stand auch die US-Regierung, vertreten durch ihr Nationales Institut 
für Kindergesundheit und Menschliche Entwicklung, einer Unterabtei¬ 
lung des Nationalen Instituts für Gesundheit {National Institute of 
Health, NIH). Die Behörde der US-Regierung hatte das HCG-Hormon 
für einige der Experimente mit den Impfstoffen gegen Eruchtbarkeit 
bereitgestellt. 

Die anerkannte britische medizinische Zeitschrift The Lancet bestä¬ 
tigte in einem Artikel mit der Überschrift »Klinische Versuche der 
WHO mit einem Impfstoff zur Geburtenregelung« vom 11. Juni 1988 
die Entdeckungen von Coniite Pro Vida de Mexiko. 

Bis Mitte 1993 hatte die WHO insgesamt 365 Millionen Dollar ihrer 
knappen Eorschungsgelder für etwas ausgegeben, das sie wohl¬ 
klingend »reproduktive Gesundheit« nannte; dazu gehörte auch die 
Erforschung, wie HCG in den Tetanus-Impfstoff einzubauen sei. 
WHO-Beamte lehnten es ab, die offensichtliche Erage zu beantworten, 
warum in den von ihnen geimpften Erauen Antikörper gegen HCG 
entdeckt wurden. Nachdem sie zuerst alles abgestritten hatten, ant¬ 
worteten sie kläglich, die Anzahl der Eälle von HCG sei »unerheblich«. 

Dann versuchten sie die Enthüllungen von Pro Vida mit der Be¬ 
hauptung abzutun, die Vorwürfe stammten aus Quellen wie Recht auf 
Leben und »katholischen Quellen«, als wäre damit schon eine einseitige 
Verfälschung gegeben. Wenn man die Nachricht schon nicht abstreiten 
konnte, mußte man wenigstens versuchen, den Überbringer zu verun¬ 
glimpfen. 

Als man vier weitere Ampullen des Tetanus-Impfstoffes, der bei 
Erauen in den Philippinen eingesetzt wurde, an das Lutherische Medi¬ 
zinische Zentrum St. Lukas in Manila schickte und man dort in allen 
ebenfalls HCG entdeckte, änderten die WHO-Beamten ihre Aussage. 
Die WHO behauptete nun, das HCG stamme aus dem Eertigungsver¬ 
fahren. 

Den Impfstoff hatten Connaught Laboratories Ltd. in Kanada, Intervex 
und CSL Laboratories in Australien hergestellt. Connaught ist einer der 
größten Hersteller von Impfstoffen der Welt. Er gehört zur französi¬ 
schen Pharmagruppe Rhone Poulenc. Bei anderen Eorschungsprojekten 
hatte sich Connaught in der Herstellung einer gentechnischen erzeug¬ 
ten Version des Virus der menschlichen Immunschwäche (HIV) enga¬ 
giert. 

Bevölkerungsreduktion und gentechnisch veränderte Eeldfrüchte 
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gehörten offenkundig zur gleichen allgemeinen Strategie, die Weltbe¬ 
völkerung drastisch zu verringern. Einige Organisationen von Min¬ 
derheiten besonders in und im Umfeld der Katholischen Kirche in den 
USA oder im Ausland brachten den Mut auf, die Strategie das zu nen¬ 
nen, was sie war: Völkermord - die systematische Beseitigung ganzer 
Bevölkerungsgruppen als gewollte Politik. Es handelt sich in der Tat 
um die raffinierte Eorm dessen, was das Pentagon biologische Kriegs¬ 
führung nannte. Das Ganze lief für die Öffentlichkeit unter der Be¬ 
zeichnung »Das Welthungerproblem lösen«. 


Das heimliche GMO-Vorhaben fliegt auf 

Die Rückendeckung, welche die Regierungen der USA und Großbri¬ 
tanniens der Verbreitung des gentechnisch veränderten Saatguts boten, 
entsprach tatsächlich der Politik, welche die Rockefeller-Stiftung, seit 
sie in den 1930er Jahren die Eugenikforschung der Nazis finanziert 
hatte, jahrzehntelang weltweit durchsetzen wollte: Bevölkerungsredu¬ 
zierung in großem Maßstab und Beherrschung der dunkelhäutigen 
Rassen durch eine angelsächsische weiße Elite. Krieg als Mittel der 
Bevölkerungsreduktion schien einigen in diesen Kreisen als zu kost¬ 
spielig und nicht so effizient. 

Schon 1925 hatte der Engländer Winston Churchill, ein handfester 
Rassist, sich positiv über die Möglichkeiten der biologischen Kriegs¬ 
führung ausgesprochen und geschrieben, es sei für die Regierung 
wünschenswert, »Seuchen methodisch vorzubereiten und willentlich 
über Mensch und Tier hereinbrechen zu lassen ... Mehltau, um Pflan¬ 
zen zu zerstören, Milzbrand, um Pferde und Rinder ... zu vernichten.« 
Das schrieb er im Jahr 1925. 

Luftwaffen-Oberstleutnant Robert P. Kadlec von der Pachhoch- 
schule für Raumfahrtlehre, Eorschung und Erziehung (College ofAero- 
space Doctrine, Research and Education) gibt in seinem in den 1990er 
Jahren erschienenen Buch Schlachtfeld der Zukunft (Battlefield of the 
Future) die Diskussion in höheren Militärkreisen der USA wieder. Er 
diskutiert darin die Einsatzmöglichkeiten von gentechnisch veränder¬ 
ten Eeldfrüchten im Zuge der biologischen Kriegsführung. Er bezieht 
sich dabei auf biologische Waffen, die auf GM fußen, und hält sie für 
»kostengünstige Massenvernichtungswaffen«. Er schreibt: »Im Ver- 
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gleich mit anderen Massenvernichtungswaffen sind biologische Waf¬ 
fen preiswert. Ein jüngster Bericht des Büros für Technologie- 
Abschätzung {Office of Technology Assessment) bewertet die Kosten 
eines Arsenals für BW (biologische Waffen) mit wenigen zehn Millio¬ 
nen Dollar ... Das steht in krassem Gegensatz zur Entwicklung einer 
einzigen Atomwaffe, die gering gerechnet auf 200 Millionen Dollar 
veranschlagt wird.« 

Kadlec fuhr dann fort: »Der Einsatz biologischer Waffen bietet dem 
Angreifer zudem die einleuchtende Möglichkeit, unter dem Deckman¬ 
tel, daß die Krankheit dort endemisch oder natürlich ausgebrochen sei, 
den Angriff zu bestreiten, ln diesem Zusammenhang bieten biologi¬ 
sche Waffen großartigere Einsatzmöglichkeiten als Atomwaffen.« 

Das Eorschungsprojekt über biologische Waffen und Gentechnik, 
das sogenannte »Sunshine-Projekt«, berichtete: »Eorscher in den USA, 
in England, Rußland und Deutschland haben gentechnisch Agenzien 
für biologische Waffen, neue tödliche Arten erzeugt ... Gentechnologie 
kann dazu dienen, das klassische Arsenal an Biowaffen zu erweitern ... 
Bakterien lassen sich nicht nur gegen Antibiotika oder Impfstoffe resi¬ 
stent machen, sie können auch noch giftiger und noch schwieriger auf¬ 
findbar gemacht werden ...« 

Noch in den 1980er Jahren, als die Rockefeller-Stiftung in größerem 
Umfang mit dem Gentechnologieprojekt, der »Gentechnischen Revolu¬ 
tion«, anfing, begann das amerikanische Pentagon unauffällig mit mili¬ 
tärischen Anwendungen der Biotechnik. Mit Hinweis auf die damalige 
sowjetische Bedrohung fingen US-Militärforscher an, die neuen Ver¬ 
fahren der Gentechnik in sehr geheimen Porschungs vor haben einzu¬ 
setzen. Unter den Eorschungsprojekten befand sich eine gentechnisch 
veränderte opiumartige Substanz, die in kleinsten Dosen Schlaf, 
Angstzustände, Unterwerfung oder vorübergehende Blindheit hervor¬ 
rief. 

Es ist bemerkenswert, daß die Bush-Regierung im Zusammenhang 
mit »Terminator«, GMO-Spermiciden und anderen Entwicklungen der 
»Gentechnischen Revolution« ein Verbot weiterer Biowaffenentwick¬ 
lung zur gleichen Zeit ablehnte, als sie sich weigerte, das Kyoto- 
Protokoll über globale Erwärmung und C02-Emissionen zu akzeptie¬ 
ren. Das Protokoll über biologische Waffen war ein wichtiger Posten 
auf der Liste von Dingen, die die neue Regierung in Washington einsei¬ 
tig ablehnte. Die Medien richteten allerdings pflichtbewußt die Auf- 
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merksamkeit auf die Ablehnung des Kyoto-Protokolls durch Bush und 
übergingen weitgehend die bezeichnende Weigerung der Regierung, 
am Verbot von biologischen und toxischen Waffen mitzuarbeiten. 

Als eine der ersten Handlungen nach der Amtsübernahme im Janu¬ 
ar 2001 kündigte Bush an, daß er sich weigere, ein gesetzlich binden¬ 
des Protokoll über Biologische und Toxische Waffen {Biological and 
Toxic Weapons Protocol, BTWC) zu unterstützen. Das führte zum Zu¬ 
sammenbruch der Gespräche auf internationaler Ebene. Man gab dafür 
kaum Gründe an. Eine Studie der Britischen Ärztevereinigung kam 
2004 zu dem Schluß, daß die Welt vielleicht nur noch ein paar Jahre 
von »fürchterlichen biologischen Waffen entfernt ist, die in der Lage 
sind, nur Menschen mit einer spezifischen ethnischen Zugehörigkeit 
zu töten«. Sie bezog sich dabei auf Eortschritte der »genetischen Waf¬ 
fentechnologie«. (4) 

»Wir sind geneigt zu sagen, daß niemand bei gesundem Menschen¬ 
verstand diese Dinge je einsetzen wird«, bemerkte Steven Block, Pro¬ 
fessor für Biophysik an der Universität Stanford. Er hat jahrelang per¬ 
sönliche Erfahrungen in der geheimen biologischen Eorschung des 
Pentagon und der Regierung gesammelt. »Aber«, fuhr Bock fort, »nicht 
jedermann ist bei gesundem Menschenverstand.« 
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Kapitel 13 


Der Kompl um Europo 


Vogelgrippe, industrielle Landwirtschaft, 

WTO und verendende Kühe 

Am 1. November 2005 hielt Präsident George W. Bush im Nationalen 
Gesundheitsinstitut in Bethesda (NIH), Maryland, eine ungewöhnlich 
groß herausgestellte Pressekonferenz ab, um einen 381-seitigen Plan 
mit der offiziellen Bezeichnung Strategisches Vorgehen bei Grippe- 
Pandemie {Pandemie Influenza Strategie Plan) vorzustellen. Dies war in 
vieler Hinsicht so ungewöhnlich und bedeutsam wie die Pressekon¬ 
ferenz des Präsidenten im Mai 2003, auf der er seine Absicht verkünde¬ 
te, bei der WTO ein Verfahren einzuleiten, um das Moratorium der 
Europäischen Gemeinschaft gegen GMO zu kippen. 

Die NIH-Pressekonferenz war nicht einer der üblichen Fototermine 
Bushs. Sie war als eine große Sache gedacht. Den Präsident umgab fast 
die Hälfte seines Kabinetts, Außenministerin Condi Rice, dazu die Mi¬ 
nister für Irmere Sicherheit {Homeland Security), Landwirtschaft, Ge¬ 
sundheit, Transport und - interessanterweise - auch der für Angele¬ 
genheiten der Kriegsveteranen. Um zu unterstreichen, daß es sich um 
eine große Sache handelte, hatte das Weiße Haus den Generaldirektor 
der Weltgesundheits-Organisation (WHO) eingeladen, der zu dieser 
Gelegenheit eigens aus Genf in der Schweiz angereist kam. 

Der Präsident leitete seine Bemerkungen mit den Sätzen ein: »Zur 
Zeit gibt es in den USA oder in der Welt keine Grippe-Pandemie. Aber 
werm die Geschichte unser Lehrmeister ist, gibt es Grund zur Beunru¬ 
higung. Derm im letzten Jahrhundert wurde unser Land und die Welt 
von drei Grippeepidemien heimgesucht - und in jedem der Fälle tru¬ 
gen von Vögeln übertragene Viren dazu bei...« 

Bush sprach über eine Gefahr, die dem amerikanischen Volk nahe 
bevorsteht: »Wissenschaftler und Mediziner können uns nicht sagen, 
wo oder warm die nächste Epidemie zuschlagen wird oder wie 
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schlimm sie ausfällt. Doch stimmen die meisten darin überein: Irgend¬ 
wann werden wir uns wahrscheinlich einer neuen Epidemie stellen 
müssen. Die Wissenschafter sind zunehmend wegen eines neuen Grip¬ 
pevirus besorgt, der als H5N1, oder als Vogelgrippe, bekannt ist...« 

Der Präsident fuhr mit seiner Warnung fort: »Zur Zeit haben wir 
noch keinen Beweis dafür, daß eine Pandemie droht. Doch die meisten 
Menschen, die in Südostasien erkrankt sind, hatten mit infizierten Vö¬ 
geln zu tun. Und während der Vogelgrippevirus sich von Asien nach 
Europa ausgebreitet hat, gibt es keine Berichte über infizierte Vögel, 
Tiere oder Menschen in den Vereinigten Staaten. Auch wenn das Virus 
schließlich in Vögeln an unseren Gestaden auf tauchen sollte, bedeutet 
das nicht, daß die Menschen in unserem Land angesteckt werden. Die 
Vogelgrippe ist hauptsächlich noch eine Tierkrankheit. Und bis jetzt ist 
es unwahrscheinlich, daß Menschen, wenn sie nicht in unmittelbaren, 
anhaltenden Kontakt zu infizierten Vögeln kommen, sich die Vogel¬ 
grippe zuziehen.« 

Danach forderte Bush den Kongreß auf, ein neues Gesetz zu verab¬ 
schieden, um 7,1 Milliarden Dollar als Notfinanzierung für diese mög¬ 
liche Gefahr bereitzustellen. Die Rede war eine Übung der Verwaltung 
in »präemptiver Kriegsführung«, in diesem Lalle galt sie der Vogel¬ 
grippe. Wie bei den anderen präemptiven Kriegen gab es eine mehr¬ 
schichtige Handlungsweise. 

Ganz oben auf der Liste des Präsidenten für Notmaßnahmen stand 
der Aufruf an den Kongreß, eine weitere Milliarde Dollar ausdrücklich 
für ein Medikament bereitzustellen, das in Kalifornien entwickelt wor¬ 
den war, für Tamiflu. 

Tamiflu wurde von Washington und der WHO als das einzig ver¬ 
fügbare Medikament beworben, das die Symptome einer allgemeinen 
oder jahreszeitlich bedingten Grippe mildern und »möglicherweise« 
auch die Symptome der Vogelgrippe abschwächen könnte. Der große 
Schweizer Pharmakonzern La Roche besaß als einzige Pirma eine Li¬ 
zenz zur Herstellung von Tamiflu. Die wachsende Angstmacherei sei¬ 
tens der Medien in den USA und weltweit, die vor der tödlichen, neu¬ 
en H5N1-Spielart des Vogelgrippevirus und dem »hohen« Risiko einer 
Infektion von Mensch zu Mensch warnte, half, die Auftragsbücher von 
La Roche auf Monate hinaus zu füllen. 

Präsident Bush hatte nur versäumt zu sagen, daß Tamiflu von der 
kalifornischen Biotechnikfirma Gilead Sciences Inc. entwickelt und 
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patentiert worden war. Es handelt sich bei ihr um eine eingetragene 
US-Aktiengesellschaft, die es bei dem wachsenden Interesse an Tami¬ 
flu vorzog, nicht weiter aufzufallen. Ein Grund dafür könnte sein, daß 
Donald H. Rumsfeld 1997, bevor er US-Verteidigungsminister in der 
Regierung Bush wurde, Aufsichtsratsvorsitzender von Gilead Sciences 
gewesen war. Er war das bis Anfang 2001, bis zu seinem Amtsantritt 
als Verteidigungsminister. Im Aufsichtsrat von Gilead Sciences saß 
Rumsfeld laut einer Presseerklärung der Eirma vom 3. Januar 1997 seit 
dem Jahr 1988. 

Im November 2004 gab der für Gesundheitsangelegenheiten zu¬ 
ständige Stellvertreter von Verteidigungsminister Rumsfeld mit Bezug 
auf die Vogelgrippe eine Direktive heraus. Dort hieß es: »Oseltamivir 
(Tamiflu) kann dazu dienen, die Krankheit abzuhalten oder zu heilen. 
Es gibt Hinweise dafür, daß H5N1 (der Vögelgrippevirus) auf Oselta¬ 
mivir empfindlich reagiert. Allerdings ist das Angebot des Medika¬ 
ments weltweit äußerst beschränkt, und seine Verwendung wird Prio¬ 
rität bekommen.« Diese Pentagon-Direktive von 2004 hat bedeutend 
zu Panikkäufen von Tamiflu seitens der Regierungen ringsum in der 
Welt beigetragen. 

Unbestätigte Berichte wollen wissen, daß Rumsfeld schon als Ver¬ 
teidigungsminister zusätzlich Aktien seiner früheren Eirma Gilead 
Sciences im Wert von 18 Millionen Dollar gekauft hat. Sie machten ihn 
zu einem der größeren, wenn nicht dem größten Aktieninhaber der 
Eirma. Er war dabei, ein Vermögen durch den Verkauf der Lizenzen 
und am Wertzuwachs der G/iead-Aktien zu verdienen, während eine in 
Panik geratene Weltbevölkerung sich darum schlug, ein Medikament 
zu kaufen, das für die Heilung der Auswirkungen dieser angeblichen 
Vogelgrippe wertlos ist. 

Einige sehen darin eine gewisse Parallele zu der Korruption der 
Eirma Halliburton Gorp., deren früherer Vorstandsvorsitzender Vize¬ 
präsident Dick Cheney war. Cheneys Halliburton hatte Verträge über 
US-Wiederaufbauleistungen im Irak und anderswo im Wert von Milli¬ 
arden von Dollar bekommen. 

War die Panik mit der Vögelgrippe auch wieder nur ein Pentagon- 
Betrug, dessen Endzweck unbekannt ist? Diese Erage machte Eor- 
schern mit Sinn für Zeitgeschichte zu schaffen. 
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Kissinger und die biologische Kriegsführung 

Zuvor schon, Mitte der 1970er Jahre, überwachte Nelson Rockefellers 
Schützling Henry Kissinger als Nationaler Sicherheitsberater (NSA) 
unter Richard Nixon die US-Außenpolitik. Er leitete das bereits mehr¬ 
fach erwähnte Projekt NSSM 200, die streng geheime Strategie der Be¬ 
völkerungsreduktion in der Dritten Welt zugunsten der USA, Groß- 
britarmiens, Deutschlands und anderer NATO-Verbündeter. Kissinger 
entschied sich laut Aufzeichnungen des US-Kongresses aus dem Jahr 
1975 anschließend für die Option, die CIA {Central Intelligence Agency) 
biologische Waffen entwickeln zu lassen. Unter den neuen biologi¬ 
schen Waffen waren künstliche Erreger, die weit tödlicher als die der 
Vogelgrippe sind. 

Im Jahr 1968, als Kissinger aktualisierte Informationen über brauch¬ 
bare »synthetische biologische Agenzien« für die biologische Kriegs¬ 
führung und die Bevölkerungskontrolle anforderte und auch erhielt, 
hatten Eorscher im Sonderprogramm »Krebsvirus« der US-Regierung 
gerade veränderte, rekombinierte Grippeviren konstruiert, ln diesem 
Programm waren Grippe- und Parainfluenza-Viren mit schnellwir¬ 
kenden Leukämieviren kombiniert worden. Daraus sollten Waffen 
hergestellt werden, die möglicherweise einen Krebs erzeugen, der sich 
wie die Grippe durch Niesen ausbreiten konnte. Diese Eorscher sam¬ 
melten - nach Aussagen des AIDS-Eorschers Dr. Leonard Horowitz - 
auch Vogelkrebsviren (sarcoma) und impften sie Menschen und Affen 
ein, um ihre Krebswirkung (Karzinogenität) zu bestimmen. 

Im Rahmen dieser Bemühungen benutzten Eorscher der US-Regie- 
rung auch das Mittel der Bestrahlung, um die krebserregende Wirkung 
des Vogelvirus zu verbessern. Angaben über diese unglaublichen wis¬ 
senschaftlichen Arbeiten wurden offiziell zensiert. Dem plötzlichen 
Auftauchen einer weltweiten Panik wegen einer vermutlich tödlichen 
Art des Vogelgrippe-Virus im Jahr 2003 sollte man also mit mehr als 
nur geringem Verdacht begegnen. (1) 


Agribusiness und Vogelgrippe-Panik 

Verteidigungsminister Rumsfeld war nicht nur der unmittelbare Nutz¬ 
nießer, wenn die Regierungen der USA, Großbritanniens und anderer 
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Länder einen Vorrat seines Tamiflu anlegten. Die Vogelgrippe-Panik 
dient auch dazu, die globale Vorherrschaft des Agribusiness voranzu¬ 
bringen und Geflügelfabriken nach dem Modell der Tyson Foods Inc. 
mit Sitz in Arkansas einzurichten. 

Seltsam genug, wurden nicht die riesigen, unhygienischen, über¬ 
füllten Hühnerfabriken der globalen Großunternehmen im Agribusi¬ 
ness als mögliche Brutstätten oder Quelle von H5N1 oder anderer 
Krankheiten genau untersucht. Man zielte statt dessen nur auf die 
kleinen Hühnerfarmen im Familienbetrieb, insbesondere in Asien. Die¬ 
se, mit allenfalls vielleicht zehn bis 20 Hühnern, hatten bei der Vogel¬ 
grippe-Hysterie zu verlieren. 

Die größeren US-Hühnerfabriken wie Tyson Foods, Perdue Farms und 
ConAgra-Poulty entfachten einen Propagandafeldzug und behaupteten 
fälschlich, daß ihre Hühner, im Gegensatz zu denen der freilaufenden 
asiatischen Hühnerfarmen, »sicherer« seien, weil sie in geschlossenen 
Ställen aufgezogen würden. 

Als integraler Teil des von den Professoren John Davis und Ray 
Goldberg in Harvard betriebenen Projekts zum Vertikalverbund des 
Agribusiness wurde die US-Geflügelindustrie eines der ersten Ziele zu 
ihrer Industrialisierung oder für die »fabrikmäßige Landwirtschaft«. 

Die Industrialisierung der Hühnerzucht- und Schlachtbetriebe in 
den USA war zum Zeitpunkt, als 2003 die ersten Fälle des H5N1 - oder 
Vogelgrippevirus in Asien gemeldet wurden, so weit fortgeschritten, 
daß nur noch fünf riesige internationale Agrargesellschaften über die 
Herstellung und Verarbeitung von Hühnerfleisch in den Vereinigten 
Staaten bestimmten. 

Nach Angaben der gewerblichen Quelle WATT Poultry USA hatten 
2003 fünf Gesellschaften die Geflügelherstellung in den USA weitge¬ 
hend in der Hand. Es handelte sich bei ihnen allen um vertikal ver¬ 
flochtene Unternehmen. 

Zu den fünf Unternehmen gehörten die Firmen Tyson Foods, die 
weitaus größte der Welt, GoldKist Inc., Pilgrim's Pride, ConAgra Poultry 
und Perdue Farms. Zusammen stellten sie wöchentlich 370 Millionen 
Pfund hochfertiges Hühnerfleisch und 56 Prozent des schon für den 
Verzehr zubereiteten Geflügelfleischs in den USA her. 

Sie erzeugten das Hühnerfleisch unter erschreckenden Gesundheits¬ 
und Sicherheitsbedingungen. 

Im Januar 2005 gelangte der US-Rechnungshof {Government Accoun- 
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tability Ojfice, GAO) in seinem Bericht an den US-Senat mit dem Titel 
Sicherheit in der Fleisch- und Geflügel-Industrie zu dem Schluß, daß US- 
Fleisch- und Geflügelverarbeitungsbetriebe mit »den höchsten Grad an 
Betriebsunfällen und Krankmeldungen der Industrie insgesamt auf¬ 
weisen«. Man führte das darauf zurück, daß die dort Beschäftigten 
»gefährlichen Chemikalien, Blut, Kot, schlechter Durchlüftung und oft 
extremen Temperaturen« ausgesetzt seien. Die Arbeiter müssen dort 
typischerweise riskante Situationen und großen Lärm ertragen und in 
beengter Umgebung mit scharfen Werkzeugen und gefährlicher Ma¬ 
schinerie arbeiten. 

ln den Vereinigten Staaten werden jährlich etwa 8,5 Milliarden 
»Grill-Hühnchen« für den Verzehr im Land geschlachtet. Ein anderer 
Bericht - er stammt von VivaUSA, einer gemeinnützigen Organisation, 
die die Zustände in industrialisierten Farmbetrieben in den USA unter¬ 
sucht - stellte fest, »dank ihrer genetischen Auswahl, ihrer Ernährung 
und dem Umstand, daß man sie daran hindert, in der industrialisierten 
Hühnerfarm herumzulaufen oder sich zu bewegen, werden die Hüh¬ 
ner jetzt viel größer und wachsen schneller als je zuvor heran«. 

Der Einsatz von Wachstumsverstärkern erzeugte bei der Konzentra¬ 
tion in den riesigen Fabrikationsfarmen größere Gesundheitsprobleme. 
Wegen der Hormone und Impfungen zur Wachstumsbeschleunigung 
wachsen die Muskeln schneller, als sich die Knochen entwickeln, so 
daß die Hühner typischerweise an Störungen an den Beinen und im 
Knochenbau leiden, was ihre Fähigkeit zu laufen beeinträchtigt. Unfä¬ 
hig zu laufen, müssen sie auf schlechter Streu sitzen und bekommen 
Blasen an der Brust und entzündete Gelenke. Die Organe der Hühner 
können mit dem überschnellen Wachstum nicht mithalten. Dadurch 
kommt es an Herz oder Lunge zu Störungen und Versagen. Sie bekom¬ 
men Wassersucht in ihren Körpern oder verenden. Aufgrund besonde¬ 
rer Ausnahmegesetze unterstehen Hühner in den USA nicht dem Bun¬ 
destierschutzgesetz. Die Bundesregierung gibt keine Regeln oder Maß¬ 
stäbe vor, wie Hühnern untergebracht, gefüttert oder in den Farmen 
gehalten werden sollen. Diese Zustände und nicht die kleinen Hof¬ 
stellen in Asien mit frei umherlaufenden Hühnern sind die eigentli¬ 
chen Herde der entsetzlichen neuen Krankheiten und Viren wie H5N1; 
so jedenfalls sieht es eine wachsende Zahl von Fachleuten für Tierge¬ 
sundheit. (2) 
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Kommt das Welt-GMO-Huhn? 

Allein die Firma Tyson Foods produziert wöchentlich 155 Millionen 
Pfund Hühnerfleisch, fast dreimal mehr als ihr nächstgrößter Wettbe¬ 
werber. Tyson hat einen Jahreserlös von über 26 Milliarden Dollar. Auf 
dem Höhepunkt der Angst vor Vogelgrippe, zum Quartalsende am 30. 
September 2005, zogen die Erlöse von Tyson Foods um 49 Prozent an. 
Die Profitrate nahm im Hühnergeschäft um 40 Prozent zu. Tyson Foods 
und das kleine internationale Kartell der Geflügelzuchtbetriebe waren 
darauf vorbereitet, an der Vogelgrippe-Panik zu verdienen. 

Die riesigen amerikanischen Hühnerverarbeiter waren darauf aus, 
zu Beginn des Jahrtausends die Hühnerproduktion zu globalisieren. 
Die Vogelgrippe erschien ihnen wie ein Geschenk des Himmels oder 
der Hölle und kam wie für diesen Zweck geschaffen. 

Ein deutliches Zielgebiet war für diese Unternehmen der riesige 
asiatische Geflügelmarkt. Die Regierungen in Asien zwangen auf¬ 
grund der WHO und des internationalen Drucks ihre Bauern, die 
Hühner in den Stall zu sperren. Das sollte kleine Bauern in den Bank¬ 
rott treiben, und zwar zugunsten der Großunternehmen des Agribusi- 
ness wie Tyson Foods oder der CP-Gruppe in Thailand, der größten 
Pirma Asiens im Agrar- und Hühnergeschäft. 

GRAIN, eine Organisation, die sich mit GMO befaßt, enthüllte im 
Eebruar 2006 in einem ausführlichen Bericht, daß »die thailändischen 
CP-Gruppe fast überall nahe der Stellen, an denen die Vogelgrippe 
ausgebrochen war, Hühnerfabriken unterhielt«. Die Ausbrüche, die 
Anfang 2006 weit auseinanderliegend auch in Anatolien in der Türkei, 
in Bulgarien und in Kroatien aufgetreten waren, lagen alle an den Luft¬ 
oder Schienenwegen, auf denen weiterverarbeitetes Geflügel aus Be¬ 
trieben der CP-Gruppe in China, Thailand, Kambodscha oder anders¬ 
wo in Asien transportiert werden. Dort bieten die zusammengepferch¬ 
ten, unhygienischen Bedingungen ideale Voraussetzungen für die Ent¬ 
stehung und den Ausbruch von Seuchen. 

Pachleute für Zugvögel wiesen darauf hin, daß die Vögel Ende 
Herbst 2005 vor dem Winter auf der nördlichen Halbkugel ins wärme¬ 
re südliche Klima gezogen sind. Die Ausbrüche der Vogel grippe folg¬ 
ten einer Ost-West-Richtung, aber nicht vom Norden nach Süden. Be¬ 
amte der WHO und des Zentrums für Krankheitskontrolle {Center for 
Disease Control) der US-Regierung übergingen diese hervorstechende 
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Tatsache einfach, als sie die Angst vor den freifliegenden Vögeln ver¬ 
breiteten. 

Die CP-Gruppe Thailands ist keine kleine Sache. 2005 unterhielt sie 
Betriebe in über 20 Ländern, auch in China. Dort beschäftigt sie unter 
dem Namen Chia Tai Group 80 000 Menschen. Patriarch der Gruppe ist 
Dhanin Chearavanont, ein Milliardär mit einer Vorliebe für Hahnen¬ 
kämpfe und Jachten. Er war wohl kaum der hart kämpfende Ge¬ 
schäftsmann aus der Dritten Welt. Ihm hatte Nelson Rockefeller An¬ 
fang 1964 den Start finanziert, nachdem er das Konzept des Vertikal¬ 
verbunds auf der Arbor Acres Farm in Cormecticut, in den Vereinigten 
Staaten, damals die größte Hühnerfabrik der Welt, kennengelernt hat¬ 
te. Chearavanont war Geschäftspartner unter anderen von Neil Bush, 
einem Bruder des Präsidenten. Sein Stellvertreter im Vorstand der 
Firma war Sarasin Viraphol. Dieser war zuvor Stellvertretender Au¬ 
ßenminister in Thailand gewesen und dazu auserkoren worden, in 
David Rockefellers Trilateralen Elite-Kommission zu sitzen. 

Anfang 2006 hatte es offenbar den Anschein, daß die fünf oder 
sechs Großbetriebe im Geflügelgeschäft (davon fünf mit Sitz in den 
USA und einer in Thailand) sich mit guten Verbindungen ins Weiße 
Haus daran machten, die Weltproduktion von Hühnerfleisch, die 
Hauptquelle für tierische Proteine für die Mehrheit der Erdenbürger 
besonders in Asien, zu industrialisieren. 

Ein wenig bekanntes Forschungsprojekt in England bot den Schlüs¬ 
sel zur nächsten Phase in der Globalisierung der Produktion von Hüh¬ 
nerfleisch. Derm sobald Hühner weltweit im großen Stil in industrie¬ 
artigen Betrieben »hergestellt« werden, ist der Hühnerbestand der 
Welt das leichte Ziel zur Erzeugung der ersten GMO-Tierpopulation. 

Als sich die Berichte über die Ausbreitung der Vogelgrippe von 
Asien nach Europa häuften, bemerkte die Londoner Times am 29. Ok¬ 
tober 2005 als einzige Zeitung, daß eine sehr aktive Forschungsgruppe 
am Roslin Institute in Schottland, die mit Laurence Tiley, einem Profes¬ 
sor für Virologie an der Universität Cambridge, zusammenarbeitet, 
kurz davor stand, gentechnisch eine Hühnerart zu produzieren, die 
gegen den tödlichen Stamm des H5N1-Virus resistent ist. Bei dem neu¬ 
en »transgenen Huhn« wurden winzige Stücke an genetischem Mate¬ 
rial in die Eier eingefügt. Dieses macht die folgenden Hühner¬ 
generationen H5Nl-resistent. 

Das Roslin Institute hatte zuvor mit Viragen, einer Biotechnikfirma in 
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Florida, Verträge über die Vermarktung der Rechte des Roslin Institute 
an der Technologie für gentechnisch veränderte Vögel geschlossen. 
Roslin war zum ersten Mal mit der Meldung über das Klon-Schaf »Dol¬ 
ly« in die Schlagzeilen geraten. 

Tiley wurde von der Aussicht beflügelt, die Hühnerbestände der 
Welt durch GMO-Tiere zu ersetzen. Er sagte der Times: »Sobald wir die 
Genehmigung haben, dürfte es unserer Meinung nach nur noch vier 
bis fünf Jahre dauern, bis genug Hühner gezüchtet sind, um die ge¬ 
samte Weltpopulation an Hühnern zu ersetzen.« (3) 

Innerhalb eines Zeitraums von kaum mehr als zwei Jahrzehnten hat 
es die GMO-Technologie einer kleinen Handvoll privater, globaler 
Agrar unternehmen, von denen drei ihren Sitz in den USA haben, er¬ 
möglicht, sich die Ausgangsbasis und die Patentrechte zur weltweit 
alleinigen Herstellung solch wesentlicher Grundnahrungsmittel wie 
Reis, Mais, Sojabohnen und bald auch Weizen zu sichern. 2006 zielten 
die Betreiber von GMO oder der »Gentechnischen Revolution« darauf 
ab, die wichtigste Quelle der Welt für tierisches Eiweiß, die Geflügel¬ 
zucht, auf einer Welle der Angst vor einer Vogelgrippe-Pandemie un¬ 
ter Menschen zu erobern. Intelligente Leute fragen sich nach den Moti¬ 
ven derer, die die totale Herrschaft über die Welternährung anstreben. 
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Nochwort 


Während ich dieses Nachwort schreibe, wartet die Welt auf die end¬ 
gültige Entscheidung von drei Richtern eines Tribunals der Welthan¬ 
dels-Organisation (WTO), die im Dezember 2006 ansteht. Der Rechts¬ 
fall war im Mai 2003 von US-Präsident George W. Bush gegen den De- 
facto-Einfuhrstop von GMO in die Europäische Gemeinschaft ange¬ 
strengt worden. 

Ein vorläufiger Entscheid war in diesem Rechtsstreit von einem be¬ 
sonderen dreiköpfigen Tribunal der WTO in Genf, in der Schweiz, ge¬ 
fällt worden. Die WTO-Entscheidung droht, wenn man davon ausgeht, 
daß sie weitgehend nicht mehr verändert wird, die wichtigste Region 
der landwirtschaftliche Produktion der Welt, die Europäische Gemein¬ 
schaft, zu zwingen, sich für die Einführung von gentechnisch behan¬ 
delten Pflanzen und Nahrungsmitteln zu öffnen. 

Der Rechtsfall war von der US-Regierung zusammen mit Kanada 
und Argentinien - drei der am meisten mit GMO belasteten Gebiete 
der Welt - bei der WTO angestrengt worden. 

Das dreiköpfige Tribunal der WTO unter dem Vorsitz von Christian 
Haberli, einem Beamten mittlerer Laufbahn des Schweizer Landwirt¬ 
schaftsministeriums, entschied vorläufig, daß die Europäische Union 
(EU) zwischen Juni 1999 und August 2003 faktisch ein Moratorium auf 
die Zulassung von GMO-Erzeugnissen verhängt hatte. Es widersprach 
damit Behauptungen aus Brüssel, daß es kein solches Moratorium gä¬ 
be. Die WTO-Richter behaupteten, die EU habe sich der Verletzung 
von EU-Bestimmungen »schuldig« gemacht, wodurch es zur »übermä¬ 
ßigen Verzögerung« beim Einhalten der WTO-Verpflichtungen durch 
die EU gekommen sei. 

Der heimlichtuerische WTO-Untersuchungsausschuß entschied 
nach durchgesickerten Dokumenten auch, daß die abschließende 
formgerechte Zulassung für den Anbau bestimmter GMO-Pflanzen, 
die bei der Europäischen Kommission in Brüssel anhängig war, in 24 
von 27 Eällen bestimmter GMO-Produkte übermäßig lange hinausge¬ 
zögert worden sei. 

Der Untersuchungsausschuß der WTO empfahl, daß die WTO- 
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Schlichtungskommission (Dispute Settlement Body, DSB), die Welthan¬ 
delspolizei, die EU auffordern solle, ihre Handelspraxis »in Überein¬ 
stimmung mit ihren Verpflichtungen entsprechend der SPS- 
Abkommen der WTO« zu bringen. Werm sie sich den WTO-Forderun- 
gen nicht fügt, könnte das Geldstrafen von Hunderten von Millionen 
Dollars oder mehr pro Jahr nach sich ziehen. 

Die EU wartet besorgt auf den endgültigen Entscheid. Die EU- 
Kommission selbst ist hinsichtlich der GMO gespalten. Der dänische 
Landwirtschafts-Kommissar tritt entschieden für GMO ein, während 
der griechische EU-Umweltminister ein ausgesprochener Gegner von 
GMO ist. Die Bauern haben überall in der EU spontan »GMO-freie« 
Zonen organisiert und üben Druck auf ihre Politiker aus, sich nicht den 
Forderungen der WTO zu beugen. In Meinungsumfragen zeigten die 
EU-Bürger, werm man sie fragte, immer wieder, oft mit über 60 Pro¬ 
zent und mehr der Befragten, eine stark negative Einstellung gegen¬ 
über GMO. 

Im deutschen Bundesland Hessen hatte der erste Bauer mit GMO- 
Zulassung, Gottfried Glöckner, seine amtliche Zulassung im Jahr 1997, 
ein Jahr vor dem EU-Verbot von neuen GMO-Zulassungen, erhalten, 
um Bt-Mais, eine gentechnisch veränderte Sorte der Firma Syngenta, 
anzubauen. Nach deutschen Medienberichten mußte Glöckner im Jahr 
2003 feststellen, daß seine mit Preisen ausgezeichneten Kühe eine nach 
der anderen verendeten, nachdem er sie mit seinem GMO-Syngenta- 
Mais gefüttert hatte. Er behauptete, unabhängige Laboruntersuchun¬ 
gen hätten ergeben, daß die Organe seiner toten Kühe sowie der be¬ 
troffene Boden Giftstoffe enthielten. 

Glöckner war überzeugt, daß der GMO-Mais die Ursache dafür 
war ... Der Fall verschwand bald wieder aus der Berichterstattung der 
größeren Medien. Eine solche Verlegenheit gerade zu Begirm der Öff¬ 
nung des riesigen EU-Marktes für GMO konnten Syngenta und die 
GMO-Interessenvertretung aus ihrer Sicht zweifellos nicht gebrau¬ 
chen. 

Eine ähnliche Nachrichtensperre erlebte im Oktober 2005 der be- 
stürzende Untersuchungsbericht der führenden russischen Biologin 
Irina Ermakova vom Institut für Höhere Nervenaktivitäten und Neuro¬ 
physiologie der Russischen Akademie der Wissenschaften. Sie hatte 
dem Futter von weiblichen Ratten GMO-Sojamehl untergemischt. An¬ 
dere Weibchen bekamen Sojamehl von Nicht-GM-Stämmen und wie- 
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der andere überhaupt kein Sojamehl. Die experimentelle Fütterung 
begarm zwei Wochen, bevor die Ratten trächtig wurden, und dauerte 
während der Schwangerschaft und der Stillzeit an. Die neugeborenen 
Ratten der mit GMO gefütterten Mütter waren deutlich kleiner als die 
anderen. Doch höchst alarmierend war, daß innerhalb von drei Wo¬ 
chen 25 von den 45 neugeborenen, mit GMO-Soja aufgezogenen Rat¬ 
ten, oder 56 Prozent, verendeten. Im Vergleich dazu starben innerhalb 
von drei Wochen von den mit nicht GMO-Soja aufgezogenen Jungen 
nur neun Prozent und von der Kontrohgruppe, die nicht mit Soja auf¬ 
gezogen worden war, nur 6,8 Prozent. 

Die GMO-lnteressenvertreter reagierten auf die alarmierende russi¬ 
sche Studie nicht so, daß sie weitere Untersuchungen forderten, um sie 
zu bestätigen oder zu widerlegen. Statt dessen brachten sie ihre beacht¬ 
liche Maschine für Öffentlichkeitsarbeit in Stellung, um die Studie in 
Verruf zu bringen und ihre Genauigkeit in Frage zu stehen. Dr. Erma- 
kova war aus Mangel an Forschungsgeld gezwungen, ihre Untersu¬ 
chungen einzustellen. 


Genetiker, die »Gott spielen« wollen 

ln seinen Karfreitags-Meditationen am 14. April 2006 gab die höchste 
Autorität der Katholiken Kirche, der deutsche Papst Benedict XVL, 
eine klare und mutige Erklärung ab. ln seinen Bemerkungen in Rom 
verurteilte der Papst Wissenschaftler der Genetik als Leute, »die spie¬ 
len, Gott zu sein«. 

Er bezog sich auf jüngste wissenschaftliche Entwicklungen auf dem 
Eeld der Gentechnologie und warnte streng vor ihren Versuchen, »die 
Grundstruktur des Lebens, wie Gott sie geplant und gewollt hat, zu 
verändern«, er griff die »wahnsinnigen, riskanten und gefährlichen 
Wagnisse derjenigen Genetiker an, die versuchten, Gottes Stehe einzu¬ 
nehmen, ohne Gott zu sein«. Nach einer glühenden Verurteilung der 
modernen gesellschaftlichen »satanischen« Sitten, die, mit seinen Wor¬ 
ten, die Gefahr bergen, die Menschheit zu zerstören, sprach der Papst 
darm von einer modernen »Anti-Schöpfungslehre«, einem »teuflischen 
Stolz, der darauf abzielt, die Pamilie zu beseitigen«. 

Dies war bisher die stärkste und ausdrücklichste Verurteilung der 
Praxis gentechnischer Eingriffe in die Lebensformen bei Pflanze oder 
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Tier von Seiten der Kirche. Damit stärkte die Kirche frühere Bemühun¬ 
gen einiger Kirchenkreise. Diese hatten seit Jahrzehnten Widerstand 
gegen die wachsenden Angriffe auf die menschliche Vermehrung ge¬ 
leistet, Angriffe, die von den Kreisen in der Rockefeller-Stiftung oder 
solchen, die ihr nahestanden, finanziert und von John D. 111.s Bevöl¬ 
kerungsrat, über Henry Kissingers NSSM 200 bis hin zu den geheimen 
Impfungen mit einem besonders präparierten Tetanus-Serum gefördert 
worden waren. Abgesehen von einigen wenigen kurzen Zitaten in den 
Medien wurde die Bedeutung der päpstlichen Ausführungen von der 
größeren internationalen Medienmaschinerie begraben. 

Während ich dies hier schreibe, ist noch nicht klar, ob der GMO- 
Moloch noch gestoppt werden kann oder nicht. Es war die Aufgabe 
von Bundeskanzlerin Angela Merkel, die in bezug auf GMO zurück¬ 
haltende deutsche Regierungspolitik umzustellen und GMO als die 
Wissenschaft der Zukunft anzupreisen. Doch bauen Gruppen deut¬ 
scher Bauern zu Tausenden in kurzer Zeit den Widerstand dagegen 
auf. Ein ähnlicher Widerstand erhebt sich in Polen, in Kroatien, in 
Erankreich und überall in der EU. 

Nur wenige erkennen, wie höchst verwundbar die GMO-Mafia 
durch Kritik ist. Im Internet bildeten sich offensichtlich neue Plattfor¬ 
men, um die Erfahrungen von Bauern, wie die von Glöckner, und von 
Wissenschaftlern, wie die von Arpad Puzstai in Schottland, weiterzu¬ 
geben. Diese Leute haben tapfer alles riskiert, um der Welt die Risiken 
des GMO-Projekts mitzuteilen. 

Die Möglichkeit der willkürlichen politischen und menschlichen 
Machtausübung, um deretwillen die Regierungen in den USA und 
Großbritannien das Patentieren und Verbreiten gentechnisch veränder¬ 
ter Pflanzen angefeuert haben, sollte allein schon Grund genug sein, 
um ein weltweites Verbot oder Moratorium für den GMO-Anbau zu 
organisieren und ein beständiges Verbot, lebende Pflanzen oder Tiere 
zu patentieren. 

Bevölkerungsreduktion und gentechnisch manipulierte Peldfrüchte 
gehören zur gleichen, weit ausholenden Strategie: die drastische Ver¬ 
minderung der Weltbevölkerung - Genozid -, das systematische Besei¬ 
tigen ganzer Bevölkerungsgruppen als Gegenstand einer gewollten 
Politik, die unter der Bezeichnung »Das Welthungerproblem lösen« 
öffentlich propagiert wird. 

Sich an die frühere Aussage Henry Kissingers »Hat man die Kon- 
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trolle über Öl, beherrscht man ein Land; kontrolliert man die Nah¬ 
rungsmitteln, beherrscht man das Volk« zu erinnern, ist lehrreich. Im 
Jahr 2006 scheint die Regierung Bush in Washington auf dem Weg, 
sich die absolute Kontrolle sowohl über Öl als auch über die Nahrung 
zu sichern, gut voranzukommen. 

F. William Engdahl, im September 2006 



Anhong 


Nachfolgend finden Sie eine Auflistung von Organisationen und Veröffentli¬ 
chungen, die Ihnen helfen kann, sich über GMO in Deutschland und die Opposi¬ 
tionsbewegung zu informieren. Die Liste erhebt keinen Anspruch auf Vollstän¬ 
digkeit. Für die Unterstützung bei der Zusammenstellung dieser Übersicht danke 
ich Christiane Luest von Öko & Fair, Umweltpädagogisches Informationszentrum 
(Berengariastraße 5, 82131 Gauting, Tel: 089/893 1054). 

A. Adressen für Aktionen und Informationsmaterial 

1) Greenpeace e. V, 

22767 Hamburg, Tel.: 040/3061 80, E-Mail: mail@greenpeace.de, 

Internet: wiow.greenpeace.de 

Einkaufsnetz Greenpeace mit Infos und Möglichkeiten, um aktiv zu werden: 
http://de.live02.gpconsunier.org/gentechnik/ 

Greenpeace-Seite allgemein zum Thema Gentechnik - Infos und Möglichkeiten, 
um aktiv zu werden: http://www.greenpeace.de/thenien/gentechnik/ 

2) http://www.gentechnikfreie-regionen. Ae/ 

3) Aktion Bantam-Mais: 

Die Idee ist einfach und alle, die einen Garten, Acker oder Balkon haben, 
können dabei mitmachen. Pflanzen Sie samenfesten Süßmais, aus dem Sie 
Saatgut gewinnen. Sie haben dann das Recht, genau zu erfahren, wer in Ihrer 
Nachbarschaft Gentechnik-Mais anbaut. Ihr Mais muß dann vor möglichem 
Pollenflug und gentechnischer Verunreinigung geschützt werden. 
http://www.bantam-mais.de/ 

4) Initiative »Save our Seeds« 

Sie wird koordiniert von der Zukunftsstiftung Landwirtschaft 
Büro Berlin 

Marienstraße 19,10117 Berlin, 

Tel: 030/24047146, Fax: 030/27590312, 

E-Mail: info@saveourseeds.org, 

Internet: www.saveourseeds.org 

Bei dieser Organisation handelt es sich um einen Zusammenschluß der gen¬ 
technikfreien Regionen Europas. Sie bietet viele Informationen und Aktions¬ 
möglichkeiten. 
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5) Umweltinstitut München e.V. 

Landwehrstraße 64 a, 80336 München, Tel.: 089/307749-0, Fax: 089/307749-20, 
E-Mail: info@umweltinstitut.org, Internet: http://wiow. Umweltinstitut, org/ 
(unter dem Button Gentechnik finden Sie aktuelle Infos, Flyer, Aktionsmög¬ 
lichkeiten etc.) 

6) Zivil Courage - Freie Bauern und Bürger AG gegen Gentechnik 

Koordination: Christoph Fischer 
83139 Söchtenau, Tel. 08055/91 28, 

E-Mail: info@zivilcourage.ro, Internet: www.zivilcourage.ro 

Diese Organisation will mithelfen, einer breiten Basis von Landwirten Infor¬ 
mationen und Hintergründe der Agro-Gentechnik zugänglich zu machen. Es 
geht darum, sich selbst über die Nachteile der Agro-Gentechnik und deren 
nicht mehr revidierbare Folgen zu informieren und dieses Wissen im eigenen 
Umfeld weiterzuvermitteln. 

7) Informationsdienst Keine Gentechnik 

Zur Unterstützung derjenigen, die sich in Stadt und Land für die Sicherung 
der gentechnikfreien Landwirtschaft und Ernährung engagieren, haben Um¬ 
welt-, Wirtschafts-, Verbraucher und Bauernverbände gemeinsam den Infor¬ 
mationsdienst Keine Gentechnik ins Leben gerufen. 

Auf der Internetseite stellt der Informationsdienst täglich aktuelle Nachrich¬ 
ten zur Agro-Gentechnik bereit sowie spezielle Meldungen aus den Regionen. 
Sie finden dort zahlreiche Argumente und Aktionsmöglichkeiten für eine 
gentechnikfreie Landwirtschaft und Ernährung, aber auch konkrete Informa¬ 
tionen zur praktischen Umsetzung einer gentechnikfreien Landwirtschaft. 

Kontakt: 

Simone Knorr/Karin Ehrle-Horst 
Tel: 030/28 48 23 04, Fax: 030/28 48 23 09, 

E-Mail: info@keine-gentechnik.de 
c/o Zs-L Zukunftsstiftung Landwirtschaft 
Marienstraße 19-20,10117 Berlin 
Internet: http://www.keine-gentechnik.de/ 

8) www.gen-ethisches-netzwerk.de 

9) Arbeitskreis bäuerliche Landwirtschaft 

Internet: http://www.abl-ev.de/ 

Die Arbeitsgemeinschaft bäuerliche Landwirtschaft e.V. (AbL) ist eine bäuer¬ 
liche Interessenvertretung, die für eine nachhaltige Landwirtschaft im Sinne 
einer sozial- und umweltverträglichen Landwirtschaft sowie für entspre¬ 
chende Rahmenbedingungen eintritt. 
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B. Handlungsmöglichkeiten in bezug auf den eigenen Konsum 

1) Achten Sie beim Einkauf auf gentechnikfreie Produkte. 

ACHTUNG: Gentechnikfreie Produkte bekommt man beim regulären Ein¬ 
kauf fast gar nicht mehr, da: 

- eine Gentechnikkennzeichnung nicht nötig ist, insofern die GVO- 
Bestandteile des betreffenden Produkts bei bis zu 0,9 Prozent liegen, 
ln fast allen Produkten für die menschliche Emäherung sind aber So¬ 
ja, Lecithin oder andere Bestandteile enthalten, die mittlerweile gen¬ 
technisch verändert hergestellt werden, 

- alle Produkte, die tierische Produkte enthalten (also alles was Milch, 
Eier usw. beinhaltet, wie beispielsweise Nudeln, Kekse, Kuchen, 
Schokolade, Milchprodukte etc. pp.) nicht gentechnikfrei sind, da die 
Tiere gentechnisch verändertes Tierfutter erhalten und von der Kenn¬ 
zeichnungspflicht ausgenommen sind. 

FAZIT: Wenn Sie sicher gehen wollen, kaufen Sie Artikel mit Biosiegel - 
diese können Sie guten Gewissens erwerben. 

Falls Sie den Greenpeace-Einkaufsführer zur Gentechnik benutzen, können 
Sie auch die Firmennamen nachlesen, die gentechnikfreie Produkte anbieten. 

2) Kaufen Sie regionale Produkte und erwerben Sie diese, wo immer mög¬ 
lich, auf dem Bauernhof - und fragen Sie dort nach, ob GVO-freies Tierfut¬ 
ter verwendet wird. Den Bauern wird meistens erzählt, es gäbe kein GVO- 
freies Tierfutter mehr. ABER: Laut Insider-Informationen ist dieser Eindruck 
beabsichtigt und gesteuert, um gentechnikfreies Futter vom Markt zu drän¬ 
gen. ln Brasilien lagert so viel gentechnikfreies Futter, daß dieses für ganz 
Europa reichen würde, aber keiner kauft es, weil Bauern erzählt wird, daß es 
solches nicht mehr gebe. Aufgrund von Nachfragen und erhöhten Drucks 
ziehen jedoch die Futtermittelverkäufer nach und liefern wieder GVO-frei. 

3) In öffentlichen Gaststätten und Cafes nach gentechnikfrei zubereiteten 
Speisen fragen. Diese sind oft nicht gekennzeichnet. Greenpeace hat jetzt 
aufgedeckt, daß in vielen Gaststätten Gen-Öle verwendet werden, dies aber 
widerrechtlicherweise meist nicht angegeben wird. Bei Fleisch nach gen¬ 
technikfreier Fütterung fragen. 

4) Beim Kauf von Saatgut für den Hausgarten auf gentechnikfreies Saatgut 
achten und ökologisches Saatgut fördern. Dieses Saatgut kann man noch 
beim VEN (Verein zur Erhaltung der Nutzpflanzenvielfalt e. V.) oder bei 
Dreschflegel, Grüner Tiger und Bingenheimer u. a. erhalten. Durch den Saat¬ 
gutkauf dort fördern Sie auch die Erhaltung alter Gemüsesorten, die mitt¬ 
lerweile größtenteils vom Markt gedrängt werden. 
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C Handlungsmöglichkeiten - wie Sie sonst noch selbst aktiv werden können 

1) Aktionen und Organisationen (z. B. Greenpeace, Bantam etc.) mittels Spen¬ 
den und Mitgliedschaften unterstützen, die sich für eine gentechnikfreie 
Umwelt einsetzen. 

2) Bekannte, Nachbarn, Freunde usw. informieren - Einkaufsführer, Bücher, 
Filme {Leben außer Kontrolle, We feed the xvorld etc.) verschenken, weitergeben, 
Filmabende anbieten bzw. organisieren, Fachleute zu Vorträgen in Kir¬ 
chengemeinden, Vereinen, zu Elternstammtischen usw. einladen. 

3) In Schulen, Kindergärten, Firmen etc. für gentechnikfreien Bezug von 
Nahrungsmitteln, für regionale und gesunde Kost werben. 

4) Politiker vor Ort zu diesem Thema befragen. 

5) Leserbriefe an Zeitungen schreiben. 


D. Empfehlenswerte Materialien mit guten Informationen zum Thema 

1) Greenpeace Einkaufsführer Gentechnik 
Erhältlich bei Greenpeace Hamburg, 

Tel: 040/30 61 80, E-Mail: mail@greenpeace.de 

2) Film von Betram Verhaag Leben außer Kontrolle - über die weltweiten Fol¬ 
gen der Gentechnik, warum Koexistenz nicht möglich ist, ganze Kontinente 
schon kontaminiert sind und tausende Landwirte sich bereits das Leben ge¬ 
nommen haben. Erhältlich bei: DENKMAL-Film GmbH, Schwindstraße 2, 
80798 München, Tel: 089/52 66 01. 

3) Film oder Buch zum Film We feed the world von Erwin Wagenhofer und 
Max Annas. Erhältlich über den Buchhandel, Universum Film, www.amazon.de 
oder www.orange-press.com. ISBN des Buches: 978-3-936086-26-3. 

4) Buch von Angela von Beesten u.a.: Den Schatz bewahren - Plädoyer für eine 
gentechnikfreie Landwirtschaft (Hrsg. Sambucus e. V). Erhältlich bei Sambu- 
cus (im Internet unter www.sambucus.org), Auf der Worth 34, 27389 Vahlde 
gegen Einsendung einer Schutz gebühr von 7 Euro. 

5) Buch Gefahr Gentechnik - Irrweg und Ausweg, Concord Verlag (Hrsg. Man¬ 
fred Grösster, Red. Klaus Faissner), ISBN: 3-9501 887-1-1 

6) ISP-Studie Plädoyer für eine gentechnikfreie zukunftsfähige Welt 

Hier hat ein weltweiter Zusammenschluß von Wissenschaftlern kurz und 
bündig Erfahrungen dargelegt, wo die Risiken der Gentechnik in der Land¬ 
wirtschaft hegen und die Mythen der Politik - GVO sichere die Welternäh¬ 
rung usw. - mit weltweiten Fakten widerlegt. Es werden zukunftsfähige Al¬ 
ternativen aufgezeigt. Die Studie findet sich im Internet unter www.indsp.org, 
rmter www.indsp.org/ISPgerman.pdfist sie in deutsch abruf- bzw. ausdruckbar. 
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Vom Scanner eingefügte Korrekturen 
24,18: neuer - neue 

83, Bildunterschrift: Chemikalen - Chemikalien 
99,16: Kissinger - Kissingers 
99, 37: und - und 
193, 34: Jahr - Jahre 
258, 9 : toternst - todernst 



